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Die Unruhe der Arbeiter und Ange- | dafür sind die niedrigen Tarifab- 
stellten über die ständige Teuerung | Schlüsse mit der IGN-Führung. Zur 
hält vor allem in den Metallbetrie- | Unterstützung finder eine „Stabil 
ben weiter an. Nach der Vereinba- | täts"kampagne statt, um "weitere 
rung über die Zahlung von 4 x | Lohnforderungen zu unterdrücken. 
70 DM im zweiten Halbjahr 1973 | Wieder und wieder werden Stabil 
für die Stahlindustrie Nordrhein- | tätsappelle ur-lie „Tarifpartner 


| 
| 


| 
Westfalens (wit berichteten im AR- | gerichtet — deren einziger Adressat [ 
BEITERKAMPF 29 darüber) kam | in Wahrheit die Arbeiterklasse ist \ 
es auch weiterhin zu Streiks in Me- | SPD und Gewetkschaftsführung | 
tallbetrieben und Stahlwerken. wetteifern im Betrug an den Massen | 


des arbeitenden Volkex, Man erin- 
Durch ständig steigende Preise, | nert sich, daß der inzwischen un- 
Steuererhöhungen und Tarifab- | rühmlich zu Bruch gegangene che- 
schlüse, die auf den von der R malige SPD-Miniter Schiller schon 
fung setzten Lohnletinien legen, | vor mehreren Jahren hoch und hei 
gelingt es den. Kapitlisten seit eini- | ie schwor, die Preisteigerungen un- 
gen Jahren, einen Lohnabbau.dürch- | terhalb von 4% zu halten _ inrwi- 
zusetzen. Auf der anderen Seite | schen sind sie schon, mindestens 
i { schießen besonders in diesem Jahr | doppelt »o hoch, ohne daß ein Ende 
ide, u mit den steigenden Prenen auch die | absehbar wäre 
inem Wortlaut nach sold Die 1 Profite in schwindelnde Höhen, Man erinnert sich weiter, daß die 
Omen die. Gelahı Ziel der Kapltalisten in diesem | IGM-Führer vor einigen Monaten 
di ausschließen’ Profitaufschwung ist es, die Lohn- | den Tarifabschiuß davon abhängig 
d di nal kosten so niedrig wie möglich zu machten, daß die Preissteigerungen 


USA Im-donk unter | von 


4 n 1 halten. Eine wichtige Voraussetzung | endlich eingedämmt werden. Andern- Forts. Seite 7 
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Die von der Polizei mit Stacheldraht gesperrte Brücke über den Ems-Vechte- 
Kanal. Dahinter ein Wasserwerfer, rechts ein Mannschaftsbus und links die 


Panzerspähwagen. 


Im Raum Nordhorn, an der Grenze zwischen der Bundesrepublik und den 
Niederlanden, kämpft die Bevölkerung seit mehreren Jahren gegen einen 
Bombenabwurfplatz der britischen Luftwaffe. In den letzten Wochen hat 
sich dieser Kampf durch besonders hohe Spontaneität und Militanz ausge- 
zeichnet, wie sie in unserem Land innerhalb einer tatsächlichen Massenbe- 
wegung noch neu ist. Aber die Führung dieses Kampfes blieb bislang in den 
Händen bürgerlicher Kräfte, die eine Entwicklung des politischen Bewußt- 
seins der Bevölkerung zu verhindern suchten — und denen es vorerst auch 
lang, die Kämpfe zugunsten erneuter hinhaltender Verhandlungen abzu- 
‚Wenn damit die bürgerliche Politik such vorläufig über die Lebens- 
interemen der Bevölkerung trlumphierte, so isn die Wut und die Empd- 
rung der Menschen im Nordhorner Raum doch nicht beseitigt, solange ihre 
Forderung nach ersatzloser Aufhebung des Bombenabwurfplatzes nicht er- 
füllt wird — es kommt jetzt darauf an, die Lehren aus dem bisherigen Ver- 
1auf des Kampfes zu ziehen, um in den zukünftigen Auseinandersetzungen 


besser gerüstet zu sein. 


‚Genossen unserer Oldenburger und Hamburger Gruppe waren an verschie- 
denen Tagen vor und nach der polizeilichen Räumung des von der Bevölke- 
rung besetzten Bombenabwurfplatzes in Nordhorn und Klausheide und ha- 

ien Verlauf des Kampfes informiert und mit mehreren 


ben sich dort ü 
Beteiligten diskutiert, 


jer Kampf der Grafschafter 
wölkerung gegen den Nato- 
Obungsplatz _ „Nordhom- 


Range” hat eine lingere Vorge- 
schichte, Die Zustände, für deren 
restlose Beseitigung sich Tausende 
von Menschen. einsetzen, dauern 
nun schon gut 25 Jahre an; durch 
verstärkten Übungsbetrieb auf dem 
Platz hat sich die Situation aller- 
dings in der letzten Zeit noch ver- 
schlimmert. 

1947 übernahmen die Engländer 
einen ausgedienten deutschen 
Schießplatz und machten ihn zum 
Luft-Boden-Schießplatz „Nordhorn- 
Range”. Den Nazis hatte dieser 
Paltz als Scheinangriffsplatz für die 
gegnerische Luftwalfe gedient, da- 
mit diese — in der Annahme, einen 
Militärflugplatz vor sich zu haben — 
ihre Bomben ausklinkten. Durch 
das Nato-Truppen-Statut wurde die- 
ws Gelände der britischen Royal 
‚Air Force Germany überlassen und 
dient seither vorwiegend westdeut- 
schen, englischen, holländischen und 
beiglschen Disenjagdbombern als 
Bombenabwurfplatz. 

Von Montag bis Freitag heulen 
von morgends 8,00 Uhr bis abends 
17.00 Uhr alle zwanzig Minuten 
Puiks von Starfightern, Phantoms 
und Flat G 91 einen Kreis über 
Lingen, Wietmarschen und Nord- 
horn und donnern dann im Tief- 
Aug über den Ort Klausheide hin- 
weg. um aus 30 Metern Höhe Ihre 
‚Bomben abzuwerfen und mit Ra- 
ten und Bordwaffen auf Ziel 
attrappen zu feuern. Dann melstens 
einige Stunden Ruhe. 35 Minuten 
nach Sonnenuntergang beginnt der 
infernalische Lärm aufs Neue: Nacht 
bung. 

Zu den direkt Betroffenen sind 
rund $0.000 inwohner dienen 
Raumes zu zählen; werden alle be 


Jästigten Bürger gerechnet, „kom; 
men wir gut auf die Zahl 100.000" 
(Sprecher der Notgemeinschaft, Wil 
fried Harnisch, am 13.6.73). Als 
Folge dieser „Belästigung” führt 
der Chefarzt des Kreiskrankenhau- 
ses Nordhorn, Prof. Portheine, an 
stark Überhöhter sowie bedrohlich 
zurückgegangener Blutdruck, ver- 
bunden mit Zittern und Ohnmacht; 
Konzentrationsschwierigkeiten bei 
den Schulkindern; sogar Trommel- 
felle sind geplatzt; „echte Schmer- 
zen” beim Detonjeren der Bomben 
(MoPo 156.73). „Diese überfall- 
artigen Tiefflüge sind brutal, ja 
iabolisch!” (Hann. Allg. 14.6.) 
Und der Diplompsychologe Ebel: 
„Die Kinder hier zucken schon zu- 
Jammen, wenn sie nur ein Flug 
zeug von weitem schen. Sie leiden 
unter permanenten Angstzuständen. 
Die Folgen sind Entwicklungstö- 
ungen, Lernbehinderungen, Erwar- 
tungsängste”, Zu den erschwerten 


NN Verso 


Fünf Orte legen in der Lärmzone 
des Nato-Platzes. Am stärksten be- 
troffen ist Kiausheide. 


Bedingungen der Schichtarbeit in 
der Norähorner Textilindustrie tritt 
dieser Lärmierror, der gerade den 
Kollegen, die im unmittelbar am 
Abwurfplatz gelogenen Ort Klaus 


heide wohnen, jede Erholung nach 
der Arbeit und geregelten, unge- 
störten Schlaf praktisch unmöglich 
macht 


Kampfmaßnahmen nach 
10 Jahren Verhandlungen 


Seit über einem Jahrzehnt wird 
über die Beendigung bzw. Ein 
schränkung des Übungsbetriebs ver- 
handelt, Die Niedersächsische Lan- 
desregierung, Bundesverteidigungs- 
ministertum und Nato-Stäbe „über 
hörten" die Klagen und Forderun 
gen der Bevölkerung. Erst als 1971 
Demonstrationen stattfanden und 
die „Range” gestürmt wurde, stellt 
sich der erste kleine „Erfolg” ein: 
die Flüge beginnen nun eine Stunde 
soäter. ab 9.00 Uhr, 

An diesen anknüpfend, 
wird die Bürgerinitiative „Notge- 
meinschaft Bombenabwürfplatz 
Nordhorn-Range” gegründet, die 
aber wiederum den Weg der Ver- 
handlungen statt der Mobilisierung 
der Bevölkerung beschreitet. Dies 
Vorgehen ermöglicht es der Nie- 
dersächsischen Landesregierung, sich 
für „nicht kompetent” zu erklären. 
Das” Verteidigungsministerlum ver- 
weist wiedenm an den englischen 
‚Oberbefehlshaber der Nato, wo man 
nur Schweigen erntet. So vergeht 
wieder mehr als ein Jahr, bevor die 
Klausheider Bevölkerung „zur Tat” 
schreitet: unbeeindruckt Aurch die 
Drohung des Schulrats Linge, es 
handele sich um eine „Aktion außer- 
halb der Legalität”, bestreikten die 
Klausheider vom 22, März bis zum 
1, April die Schule. 

Die Landesregierung kündigt eine 
Überprüfung” an. Nachdem Pläne 
zur „Entlastung” einen Platz im 
Breddendorfer Moor („Teufels- 
moor") einzurichten, aufgrund von 
Protesten der Bevölkerung zurück- 
gezogen werden, wird ein Gebiet 
im Westermoor, nahe der Gemeinde 
Ramsloh, ins Auge gefaßt. Gegen 
dieses Projekt geht die Bevölkerung 
der Landkreise Cloppenburg, Am- 
merland, Leer und Aschendorf- 
Hümmling buchstäblich auf die Bar 
Tikaden; 
® Der Straßenverkehr in dem 

ganzen Gebiet — vor allem 

auf den für den Güterfern- 

und Urlaubsverkehr wichtigen 
Bundesstraßen — wird über 
Wochen hin immer wieder 
mit Barrikaden lahmgelegt. 

® Am „Himmelfahrtstag” neb- 
men (über 12,000 Menschen 
in mehr als 3.500 Kraftfahr- 
zeugen an einer Demonstra- 
tionsfahrt. teil. Große Teile 
Ostfrieslands und anderer Ge- 
biete sind nahezu „herme- 
isch abgeriegel 

® Am 25. Mal demonstrieren 
Schüler in Aurich und beset- 
zen vorübergehend das Rat- 
haus. 

©. Tausende von Protestbriefen 
werden an die Landesregie- 
rung geschickt. 

© In der Bevölkerung wird der 
an eines unbefristeten Streiks. 
an den Schulen diskutiert 
teilweise werden auch Schul- 
streiks durchgeführt, weshalb. 
die aktiv daran beteiligten 
Lehrer jetzt mit Disziplinar- 
maßnahmen zu rechnen ha- 
den. 

Die massenhafte Mobilisierung 
der Bevölkerung schlägt sich u.a. 
auch darin nieder, daß die Bürger- 
initiative Ramsloh/Papenburg nach 
kurzer Zeit 3000 eingeschriebene 
Mitglieder umfaßt und einen Kasen- 
and von rund 20.000 DM auf- 
weist, In mehr als einem Dutzend 
‚Gemeinden werden weitere Bürger- 
Änitiativen gegründet. 

Nachdem der zuständige Ober- 
kreisdirektor mit seinen Drohun- 
gen und Beschwörungen, „nicht 
Ausschreitungen zuzulassen". „sich 
im legalen Rahmen zu verhalten” 
usw, völlig ungehört bleibt, er- 
klärt er den Bankrott der „Öffent- 
lichen Sicherheit und Ordnung” 

‚Im einem Fernschreiben hat der 
Ondrkreisdirektor ins wischen Innen- 


minister Lehners von den derzeit 
‚gen Zuständen im Norden des Land. 
kreisen unterrichtet und festgestellt, 
daß er für die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung in diesem Gebiet nicht 
‚mehr garantieren könne, zumal wei- 
tere Aktionen zu befürchten seien. 
Der Aufruhr könne seitens des Krei- 
ses nicht mehr unter Konrrolle ge- 
halten werden und eine Beruhl 
‚gung der Bevölkerung sei nur mög- 
lich, wenn von dem Projekt Bom- 
benabwurfplatz Abstand genommen 
werde. Im Interesse der Öffentlichen 
Sicherhelt sel nunmehr eine umge: 
hende Entscheidung notwendig.” 
(Nord-West-Zeitung, 2.6.73) 

Diese von den Regierungsstel 
len nicht erwartete militante Reak- 
tion der Bevölkerung läßt das Bun- 
desverteidigungsministerium zurück- 
schrecken; es erklärt: 

Das Projekt Westermoor sei „ge- 

storben”,»da die „berechtigten 

zivilen Belange der Bevölkerung 
stark. beeinträchtigt werden” 

(„Grafschafter Nachrichten” 

(GN), 7.6.73) 


Das Alarmzeichen für 
Nordhorn - Lingen 


Die Nachricht, daß das Projekt 
Westermoor fallengelassen wurde, 
und besonders die Formulierung 
der Begründung („‚berechtigte zivile 
Belange der Bevölkerung stark be- 
einträchtigt") schlägt bei der Be- 
völkerung um Nordhorn-Range am 
6./7. Juni wie eine Bombe ein. Be- 
sonders tief getroffen zeigten sich 
die Anwohner von dem Zynismus 
der „Volksvertreter, Die Reaktion 
der Bevölkerung spiegelt sich auch 
in der Berichterstattung der loka- 
ten Presse wide 

„Wir lassen uns auf keinerlei 
Verhandlungen mehr ein. Wir füh- 
len uns betrogen und als Bürger 


Die Fronten auf der Brücke, 


zweiter Klasse behandelt . . . Wir 
worden mit allen Mitteln gegen 
Nordhorn-Range kämpfen . . „In 
der Wahl unserer Mittel werden wir 
nicht zimperlich sein . .." (GN 7.6.) 

Es fehlt auch nicht der Hinweis 
auf den erfolgreich und mit äußer- 
ster Milltanz geführten Kampf ge- 
gen das Westermoor-Projekt. 

Jetzt gibt es kein Zögern, keine 
Gespräche und Verhandlungen mit 
‚den „Volksvertretern” mehr; da 
wird nicht lange gefackelt 

Noch in der folgenden Nacht 
fahren in einer blitzartigen Aktion 
und ohne sich von der örtlichen 
Polizei aufhalten zu lasen rund 
30 Fahrzeuge um den Tower des 
Bombenabwurfplatzes und erzwin- 
‚gen die Einstellung des Nachtflug- 
betrieben, 

Die Aktion wird am Freitag 
morgen (8,6.) wiederholt, bevor 
die Soldaten der Royal Alt Force 
(RAF) ihren Dienst angetreten ha- 
ben, Nachdem am Vormittag wegen 
unzureichender Wetterbedingungen 
nicht geflogen werden konnte, be- 
fehlt das RAF-Hauptquartier am 
Mittag: „Es wird weltergeflogen!” 

‚Die erzürnten Bürger forderten 
daraufhin ultimativ den Abzug der 
wartenden britischen Offiziere und 

Mannschaften, Über Lautsprecher 

wurde den Driten zugerufen: „Ver- 
| iasen sie binnen fünf Minuten den 
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Plata!” Innerhalb von zwei Minu- 
fon waren die Engländer verschwun 
den" (GN 9,6,). 

Diese ersten erfolgreichen Ak 
tionen stärken das kämpferische 
Bewußtseln der Demonstranten. Der. 
Platz bleibt auch über Pfingsten 
besetzt. Zur massenhaften Mobili- 
sierung der Bevölkerung zu Aktio- 
nen kommt es aber ersi nach dem 
ersten größeren Polizeleinsatz am 
Dienstag, den 12.6,, nachts um 

30 Uhr: eine Hundertschaft Be- 
reitschaftspolizei rückt an; auf dem 
Platz brennen Lagerfeuer. „Als den 
Demonstranten bekannt würde, daß 
eine mit zwei Wasserwerfern ausge- 
rüstete Hundortschaft Bereitschafts- 
polizei aus Oldenburg am Platz 
postiert war, kam es zur Eskalation. 
Die aufgebrachten Bürger zündeten 
zwei vor dem Tower geparkte brit- 
sche Lastwagen und die auf der 
Range verwendeten pyramidenför- 
migen Zielmarkierungen an. Die 
Range-Feuerwohr wurde daran ge- 
hindert, die Flammen zu bekämp- 
fen. Zuvor hatten andere Demon- 
stranten ein Wachhaus gegenüber 
den beiden Brücken in Flammen 
aufgehen lassen. Daraufhin griff die 
Bereitschaftspolizei ein. Gewaltsam 
drängten die Polizisten die Demon- 
stanten von der Brücke auf die an- 
dere Seite des Kanals, Auch die 
Brücken blockierende Kraftfahrzeu- 
ge wurden mit Gewalt entfernt und 
zum Teil beschädigt, Gestern nach- 
mittag wurde die Bereitschaftspoli- 
zei noch durch Polizeibeamte aus 
dem Ogna brücker Raum verstärkt.” 
(GN 13,6) 

Die beiden Brücken über den 
Ems-Vechte-Kanal, der Klausheide 
von der Range tremnt, wurden von 
der Polizei mit Stacheldrahtverhau- 
en gesperrt. Darauf waren die Klaus- 
heider vorbereitet, die zwischenzeit- 
lich eine Notbrücke gebaut hatten, 
„Als die ersten Demonstranten auf 
lesem Wege ans Ziel yelangen woll- 


ten, griff die Polizei ein: nie postiert- 
te sich am Ufer und empfing die 
ersten Männer, um sie gleich wieder 
zurückzuschicken. Die Klausheider 
aber blieben hart; Sie ließen sich 
nicht von ihrem Vorhaben abbrin- 
gen und wußten-auch den Versuch 
‚der Beamten zu vereitein, „die Brük- 
ke zu kappen'; Als die erste Axt 
angesetzt wurde, zogen sie den Step 
vom Ufer weg, Da die Demonstran- 
ten betonten, sie würden auch ein 
unfreiwilliges‘ Bad. nicht scheuen, 
gab die Polizei auf; Sie ließ Männer, 
Frauen und Kinder auf die Straße 
zum Tower und konzentrierte sich 
auf die festen Brücken, um ein 
Eindringen mit Fahrzeugen zu vor- 
hindern“. („Lingener Tageblatt", 
13,6.73) 

Inzwischen hat sich die Zahl der 
Demonstranten auf über I 000 ver- 
stärkt, Jeder Bürger hält en für seine 
Pflicht und hat größten Intereme, 
jeweils vom neuesten Stand der 
Dinge informiert zu sein und gepe- 
benenfalls auch aktiv mit anzupak- 
kon baw, die Demonstranten „an 
der Front“ in irgendeiner Form zu 
Die Besetzer werden 
itteln, Bier und Ziga 
reiten versorgt, da der Platz jetat 
Tag und Nacht besetzt gehalten 
wird, Um die permanente Besataun, 


» 


‚Arbeiterkampf Nr. 30/Jull 73 


aeder 
Verbandes der Kriegalienstvorwol 
werer, der SDAS und auch der Jun- 
wen Union sowie Jugendliche aus 
dem Offenen Jugendzentnum Nord» 
kom ein Protestzelllager auf, der 
Range aufgebaut, was die unelnge- 
schränkte Zustimmung der älteren 
Bürger findet. 

‚Am Tage = »0 auch am Mittwoch 

befinden sich mehr als I 000 
Personen auf dem Bombenabwurl- 
platz. Kollegen, die in der Nordhor 
ner Textilindustrie Schicht arbeiten, 
besuchen vor bzw, nach ihrer 
Schicht den Platz und beteiligen 
sich beispielsweise am Wachdienst 
an der Notbrücke; verzichten dabel 
auf den normalen Schlaf und die 
‚gewohnten Mahlzeiten, Die Protest- 


aktionen bestimmen den Tagesab- 
lauf von Tausenden von Menschen; 
s gibt mur ein Thema: Aushalten — 
bis Nordhom-Range aufgehobenist! 


Verstärkte Hetze und Spal- 
tungsversuche nach Auswei - 
tung der Aktionen 


‚Am Dienstag und Mittwoch (12. 
und 13.6.) werden über die Be- 
setzung der Range hinaus weitere 
‚Aktionen durchgeführt. Gleichzei 
tig greift die RAF zum Mittel pro- 
vokatorischer Tieffläge; verstärkt 
setzen auch Hetze und Spaltung- 
versuche seitens der Regierungs- 
stellen ein. 

Aus Protest gegen die Weigerung 
der Polizei, die Brücken über den 
Kanal freizugeben, werden auf der 
Bundesstraße 213, der Femverbin- 
dung zwischen Holland undSkandi- 
‚uvien, am Dienstag Straßensperron 
errichtet; auch am Mittwoch wird 
die 8 213 stundenlang blockiert, 
Die Polizei ist zu großräumigen 
Verkehrsumleltungen gezwungen. 

Vor allem am Dienstag kommt es 
mit _ betroffenen Femfahrern zu 
kontroversen Diskussionen, was vor 
allem wohl auch darauf zurückzu- 
führen ist, daß sie über Ziele und 
Kampf der Grafschafter Bevölke- 
rung. nicht informiert waren; bis 
zum 13,6, hatte die überregionale 
Presse darüber allenfalls in Kurzmel- 
dungen berichtet. Späterhin kam os 
vielfach zu klaren Solidaritätsbe- 
kundungen der Fahre 

Ein weiterer Schritt zur Einbe- 
tichung noch größerer Teile der Be- 
völkerung in den Kampf war die 

‚ontan organisierte Schülerdemon- 
stration am Mittwoch. vormittag: 
‚Rund | 500 Schüler fast aller Nord- 
homer Schulen verließen den Unter- 


sieht mit der Parole: „Schule hat 
jetzt keinen Zweck, der Bombenab- 
wurfplatz muß weg!" Um sich dei 


langen Demonstratlonszug von Nord- 
horn zur Range anschließen zu kön 
nen, mußten sie teilweise durch, die 
Fenster klettern, well die Rektören 


die Türen verschließen lieben, 

Nachdem bereits am Dienstag 
trota Anwesenheit der Demonstran. 
ten Tiefflüge über die Range voran- 
statet worden waren, starteten die 
britischen Piloten am Mittwoch eine 
ungeheure Provokation! 

„Sie steuerten Ihre „Harrier“- 
Bomber auf die Besetzer zu. In 
dreißig Meter Höhe rissen sie die 
Maschinen wieder hoch, Durch den 
ewaltigen Druck wurden die jun- 
gen Leute zu Boden gerissen.“ 
(Mopo 14,6.) 

Aber auch dadurch ließen sich 
die Demonstranten nicht einschüch- 
tern, Am selben Tag gibt das nieder- 
sächsische Landesinnenministerlum 
noch bekannt, daß 10 Hundert- 
schaften Bereitschaftspolizei auf 
dem Weg zur Nordhom-Range sind, 

Zu diesen offensiven Maßnah- 


men von RAF und Regierung (Tief- 
flüge,  Polizei-Masenaufmarsch) 
kommt die ideologische Offensive: 
Der Regierungspräsident Zürlik, Os- 
nabrück, und die Polizeieinsatziei- 
tung mahnen zur „Besonnenheit” 
und verurteilen die „Gewaltakte“. 
In einer Stellungnahme von Zürlik, 
die am Mittwoch fast vollständig in 
der örtlichen Presse abgedruckt 
wird, heißt es: 

fausfriedensbruch, des Anzün- 
den von Kraftfahrzeugen, die Er- 
richtung von Straßensperren und 
andere Gewaltakie sind keine ge- 
eigneten Mittel, das an sich ver- 
ntändliche Anliegen der beroffenen 
Berölkerung zu unterstüzien 

Wenn es bisher zu keiner folgen- 
schweren Konfrontation zwischen 
Demonstranten und Polizei gekom 
men ist, »0 ist das vor allem das Ver- 
dienst der eingesetzien Polizeibe- 
'amien, die auch in kritschen Sirua- 
tionen ihre Besonnenheit behielten. 
Diese Zurückhaltung darf aber von 
‚niemandem mir Nachgiebigkeit ge- 
penüber sirafbaren Handlungen ver- 
wechselt werden, Die Polizei wird 
daher ihren geserzlichen Auftrag 
erfüllen mässen. 

In dieser Situation richtet der 
Regterungspräsident an die Bevölke- 
rung, insbesondere aber an die De- 
monstranten, den dringenden Ap- 
pell, auch ihrerseits Besonnenheit 
zu bewahren und sich vor allem 
nicht zu strafbaren Handlungen hin- 
reißen zu lassen.“ (GN 13.6.) 
ganz deutlichen Dro- 
hungen, man könne und werde noch 
ganz anders mit der Polizei... wird 
hier versucht, die kämpfende Be- 
völkerung aufzuspalten: in die „Be- 
völkerung“ ganz allgemein, die ja 
in sich verständliche Anliegen“ 
hatte, einerseits - und andereneits 
den „Demonstranten“, die „atrafbi 
re Handlungen“, „Gewaltakte" etc. 
begehen (was für’ das Anliegen der 
Bevölkerung gar nicht nötzlich sei), 
und die froh sein könnten, daß 
sie von den „„besonnenen“ und 
„Zuröckhaltenden“ Polizisten noch 
nicht das Fell über die Ohren gezo- 
gen bekommen haben, Tatsache Ist 
aber, daß alle Aktionen: Belagerung, 
Notbröcke, erneute Desetzun) 


Zeltlager, Verbrennen der Bomben- 
Ziele, Straßensperren, die uneinge 
schrlinkte Zustimmung aller finden, 


Die Räumung der Range 


In der Nacht zum Donnerstag er. 
füllt dann auch die Polizei — wie 
Zürlik es ausdrückte — ihren „ge- 
setzlichen Auf’-g“; mit Knüppeln , 
Wasserwerfern und Tränengas gehen 
ıchrere Hundertschaften um 3,30. 
im Morgengrauen gegen die 
Range-Besetzer und Demonstranten 
der Notbrücke vor, 51 zumeist 
Jugendliche Demonstranten werden 
festgenommen und teilweise - so- 
fern nicht die schnell errichteten 
umfangreichen Straßensperren das 


verhindern zur „erkennungsdienst- 


lichen Behandlung“ nacn Lingen 
verschleppt. 

‚Nachdem die Politiker aller Par- 
teien des Grafschafter Raumes auf 
einer von über 1 000 Menschen be- 
suchten _Protestversammlung am 
Vortage massiv auf „legale“ Aktio- 
nen orientiert und die Sadtverwaltung 
Nordhorn und die Grafschafter Tex- 
til-Unternehmer der Notgemein- 
schaft jeweils DM 5 000 „für fried- 
liche Demonstrationen“ zugesteckt 
hatten, bereitete sich auch Hanisch 
vor, stärker auf die Bremse zu 
treten, Er „entschuldigte“ sich „‚für 
alle Vorfälle“ (gemeint sind die 
militanten Aktionen besonders der 
Klausheider Bevölkerung) und 
sprach von „Ausschreitungen“, die 
sich nicht wiederholen dürften. Als 
die Polizei noch in der folgenden 
Nacht die Range räumen lies, for- 
derte die Notgemeinschaft laut 
„Frankfurter Rundschau“ zwar 


zum Widerstand auf, wiegelte aber 


stranten wieder freigelassen werden. 
Die Leute gaben aber nichts auf I 
nischs beschwörende Worte, ihre 
Aktion einzustellen und damit ein 
wichtiges Kampfmittel aus der Hand 
zu geben; das Ziel, für das gekämpft 
werden mußte, hieß nach wie vor 
Nordhorn-Range muß weg! 
Hanisch distanzierte sich darauf- 
hin auf der Stelle von der Aktion 
und erklärte, daß keine weiteren Ak- 
tionen durchgeführt werden sollen 
und daß or dem Kreisdirektor dafür 
sein persönliches Wort gegeben ha- 
be. Dies Stilihalteabkommen ver 
sucht er auch am Freitag Im inzwi 
schen an der B 213 neu errichteten 
Zeltlager durchzusetzen, mit der 
Drohung, andernfalls werde er das 
Lager auflösen lassen, was in seiner 
Macht stünde. Schließlich ordnet er 


unter Androhung des Polizeieinsat- 


Bereitschaftspolize tritt im Morgengrauen des 14. Juni zur Räumung des von Jugendlichen besetzten Bombenabwurfplatzes an. 


zes (!) den Abbruch des Zeltlager, 
‚bis Sonntagabend an und stellt sich 
ausdrücklich gegen eine Versamm- 
lung der Bürger, gegen Diskussion 
und Abstimmung der Jugendlichen 
des Lagers, 

In den folgenden Tagen finden 
noch weitere militante Aktionen 
statt, die aber nicht mehr in der bis- 
herigen Breite von der Bevölkerung 
getragen werden. Die Notgemein- 
schaft ‚orientiert wieder auf Ver- 
handlungen (“Notgemeinschaft ist 
verhandlungsbereit”, GN 15.6.) und 
auf eine Großkundgebung am 23.6. 
in Nordhorn, zu der solch „kompe- 
tente“ Leute wie der niederächsi 
sche Innenminister Lehners und der 
Bundesverteidigungsminister Leber 
eingeladen werden, die dann aber 
„aus zeitlichen Gründen“ nicht er- 
scheinen. 

Nach der Räumung der Range 
sind dort wieder die alten Zustände 
eingekehrt: unter dem Schutz von 


"Arbeiter, Bauern, Hausfrauen und Kinder blockieren aus Protest gagen den 


Düsenlärm eine Straße 


konsequent ab, 

Die über die Polizeiaktion und 
deren Härte, insbesondere aber 
auch über die Festnahme der $1 De 
monstranten empörte Bevölkerung 
errichtete Sıraßensperren, deren 
Authebung Hanisch eigenmächtig 
der Polizeieinnatzleitung zugesagt 
hatte für den Fall, daß die Demon: 


starken, mit allen technischen Ge 
ten und Wallen (Wasserwerfer, 
Panzerspähwagen, Schlauchboot 
e16,) ausgerüsteten Polizeikräften 
und in Wartestellung befindlichen 
Bundesgronaschutzeinheiten ist der 
Luftterror wieder etablie 

Tieffiüge, Bombenabwürfe, 
waffoneinsatz 


nn 


Daß In der Hevölkenung um 
Nordhorn-Range eine Bewegung von 
in der BRD derzeit beispiellos ho- 
hom Nivaaı an Spontaneität und Mi- 
tanz entstehen konnte, liegt in den 
Außernt krassen Zuständen selbst be- 
gründet, Die Entwicklung wurde vor 
allem auch gefördert durch die jah- 
relangen Erfahrungen der Bevölke- 
nu Verhandlungen und mit 
den bürgerlichen Parteien, vor allem 
auch den Kommunalpolitiken: Ihre 
Interessen wurden ständig von Be- 
hörde zu Behörde verschoben; die 
Kommunalpolitiker _ versprachen, 
'h um die Dinge zu kümmern, was 
ürlich keinerlei Wirkung zeit 


Die konkrete Politik der Notge- 
meinschaft, wie wir sie teilweine 
schon oben beschrieben haben, legt 
ihre Funktion als Instrument zur Be- 
grenzung des politischen Horizonts 
und zur Niederhaltung der Bewe- 
gung im Interesse des kapitalistl 
schen Staates bloß. Zu keiner Zeit 
hat sie die Erfahrungen mit Ver- 
'handlungen und Politikern wirklich 
in einer Propagandaarbeit bewußt- 
seinsmäßig in der Bevölkerung ver- 
tieft, „Wir sind .. nicht mehr bereit 
zu Jarigen Diskussionen und monate- 
langen Gesprächen und Verhandlun- 
gen“, verkündete CDU-Mitglied (1) 
Hanlich als Leiter der Notgemein- 
schaft am 13. 6. auf der Bürgerver- 
‚sammlung, um dann aber gleich sein 
eigentliches Ziel  preiszugeben 
„Jetzt ist die Glaubwürdigkeit (der 
Politiker, Parteien, Regierun 
AK-F  .) verloren gegangen; sie 
muß _ ‚neu wieder erarbeitet wer- 
den 


ürlich ist das Vertrauen des 
Fir _ ninhabers Hanisch und des Fa- 
br _nten Sils (2.Sprecher der NG) 
w der anderen kleinbörgerlichen 
K cte(#.B. Gymnaslallehrer)i der 
$ in die bürgerlichen Politiker 
n ht wirklich. „eschättert“; Ha- 
n sch ist auch selbst einer und ver 
sucht sich offensichtlich als Kom- 
munalpolitiker zu profilieren. Und 
SPD-Regierung „unglaub- 
ist, kann man von der CDU, 
der Hanlsch ja angehört, schließlich 
Jeden Tag hören, Vielmehr bemüht 
sich die NG, das Entstehen eines 
nachhaltigen, grundsätzlichen Miß- 
\rauens gegenüber den „staatatragen- 
den“ politischen Parteien zu verhin- 
dern, Die Tendenz zum Abbau von 
lusionen über den Erfolg von Ver- 
handlungen und „friedlichen, loga- 
on" Aktionen zugunsten wachsen“ 
den Vertrauens in die eigene Kraft 
ind zunehmender Einsicht, den 
Kampf selbständig führen zu müssen 
(diese Tendenz soll bereits im Keim 
ersickt werden. Das hat die NG 
wohl auch zu einem großen Teil ge- 
schafft, zumal keine 
vorhanden waren, die 
gearbeitet hätten, Dazu Hanisch auf 


Forts. Seite 4 


Seite 4 


Forts. von Seite 3 
einer Pressekonferenz am 15. 6. 

„Wir haben bis dato unsere Bürger 
sehr gut im Griff gehabt!“ Dieser 
Satz, dan peinliche Vermeiden sich 
‚als Führung demokratisch logitimie- 
von zu lassen (nur auf der Bürgerver- 
sammlung vom 13, 6. wurde ohne 
vorherige Diskussion und in rasan- 
tem Tempo eine Farce vom „Ver- 
trauensabstimmung” durchgeführt) 


verhindert werden konnte, woraus 
die Klausheidner Bürger viel lernen 
konnten, 

Als Hüterin politischer Unbe- 
wußtheit in der Bevölkerung ent- 
puppt sich die NG auch, wenn Ha 
nisch auf der Bürgerversammlung 
versucht, „den leitenden Herren 
(von der Polizei; Anm. AK-Red,) 
klarzumachen: ... Sie haben hier 
Bürger vor sich, solide echte Bürger! 
Mutter, Vater, Kind, Oma, Opa — 


zeitig bedauert er die „Eskalation“, 
vor der die NG „immer wieder ge- 
warnt” hat, und entschuldigt sich. 
„Im Namen unserer (1) Politiker 

{Wir haben unser möglichstes getar 

diese Vorfälle (gemeint sind die mi- 
Iitanten Aktionen der Bevölkerung 

Anm, AK-Red.) zu verhindern“. Ge- 
nau, da ist es offen herausl! Und 
noch einmal am 18. 6.; „Die Spre- 
cher der ‚Notgemeinschaft" wollen 
versuchen, die ungezielten (!) Akti- 


we 


B 213). Die SDAJ ist (wie alle be: 
teiligten Kräfte, insbesondere die 
ING) danach zu beurteilen, in wel- 
‚chem Maße sie den Protest der Be- 
völkerung entfaltet und organisiert 
und zu einom höheren politischen 
und ideologischen Niveau in den 
Kämpfen beiträgt. 

Die SDAJ Ist keine vorwärtstrei- 
bende Kraft im Kampf der Bevölke- 
ung gegen Nordhomn-Range, son- 
‚dern hinkt ebenso wie die NG hin- 


Die DKP-Zeitung „UZ" hat in Ihrer Ausgabe vom 22. Juni einen „großen 
Report'" über den Kampf gegen den NATO-Bombenabwurfplatz Nordhorn- 
Range veröffentlicht. Dort heißt es, die Bevölkerung des Gebietes um Nord- 
horn „kämpft gegen die NATO-Politik” und: „Diese Menschen haben .. 
Frieden und Entspannung in ihre eigenen Hände genommen.” 

Die DKP sieht sich offenbar zu dieser Übertreibung des politischen Be- 
wußtseins der Nordhorner Kämpfe gezwungen, um ihre eigene Tatenlosig- 
keit als vielbeschworene „einzige Partei, die konsequent für die Interessen. 
der Werktätigen eintritt” zu bemänteln. Denn zunächst einmal ist der 
Kampf gegen Nordhorn-Range ein Kampf gegen bestimmte Auswirkungen 
der NATO-Bombenübungen, die die dortige Bevölkerung in Ihren Lebensin- 
teressen direkt betreffen — nämlich vor allem der höllische Lärm der don- 
'nernden Düsenjäger und die mit den Bombenabwürfen verbundenen Gefah- 
ren für das Leben und die Gesundheit der Bevölkerung. Das kann auch gar 
nicht anders sein. 

Diesen Kampf aber durch politische Aufklärung, durch Agitation und 
Propaganda, zu einem Kampf gegen die NATO, gegen Milltarismus und 
‚für Frieden zu machen — das wäre eben die Aufgabe von Kommunisten ge 
wesen. Die DKP und ihre Jugendorganisation SDAJ haben diese Aufgabe 
in keiner Weise wahrgenommen, obwohl ihre Genossen selbst am Kampf be- 
teiligt waren. Ein führender DKP-Genosse hat es im Gegenteil noch als post- 
fir hervorgehoben, daß es ‚dazu gegeben hat, Wie anders, 
als durch die kommunistische Agltation und Propaganda läßt sich aber der 
Desorientierung der Bevölkerung durch die bürgerliche Presse entgegentre- 
ten? Wie anders können wir der Bevölkerung zu größerer politischer Klar- 
heit und schärferem Bewußtsein helfen, wenn wir nicht das Mittel der Agi- 
tation und Propaganda nutzen, um die Zusammenhänge zwischen den reinen 
‚Auswirkungen der Bombenübungen auf das Leben der Menschen und das 
hinter stehende politische und militärische Interesse nach Erhalt des kapita- 
listischen Staates zu erläutern? 

Diese Zusammenhänge müssen schonungslos offengelegt werden, gerade 

i die bürgerliche Propaganda das Bewußtsein der Menschen desorien- 
tiert, ihnen ein falsches Bild von Freund und Feind einredet und allerlei 
Illusionen über die Verwirklichung ihrer Forderungen nährt. Die „UZ” zi- 
tiert nun „‚Die rote Spindel”, die Betriebszeitung der DKP für die Nordhor 
ner Textilfabriken, in der es heißt: 

„Der Bombenabwurfplatz hat heute: im Zeitalter der Entspannung der 
Völker Europas überhaupt keine Berechtigung. Im Gegenteil, er stört die 
weiteren Bemühungen für Frieden und Sicherheit.” 

Welch grandiose Enthüllung! Der Bombenabwurfplatz hat „überhaupt 
keine Berechtigung”, er „stört die weiteren Bemühungen für Frieden und 
Sicherheit”! Was soll mit derartigen Phrasen wohl erreicht werden? Eine 
Aufklärung der Bevölkerung, warum der Staat so energisch unter massivem 
"und brutalem Polizeieinsatz die Beibehaltung des Bombenabwurfplatzes ver- 
teidigt? Eine Aufklärung, warum dem Staat die Interessen der Menschen 
völlig gleichgültig sind, wenn er über 1.000 Polizisten mit Wasserwerfern, 
Tränengas, Panzerwagen und Stacheldrahtverhauen zum Schutz des Bom- 
benabwurfplatzes abkommandiert? 

Nichts von alledem erklärt die DKP. Stattdessen tut sie so, als ob der 
Staat nur „noch nicht gemerkt” hätte, daß das „Zeitalter der Entspannung” 
angebrochen sei. Ob der Bombenabwurfplatz eine „Berechtigung” hat, ist 
überhaupt nicht das Problem. Sondern: warum der kapitalistische Staat 


Die „UZ” und der Kampf gegen Nordhorn - Range 


und seine NATO-Verbündeten trotz angeblicher „Entspannung” den Mili- 


und seine ausdrückliche Stellung- | die alle diesen unerträglichen Lärm 


tarismus beibehalten; Ja, ständig weiter aufrüsten und mit zunehmend gro. 
Berer Brutalität die Interessen der Bevölkerung niederhalten, Diese entschei- 
dende Frage läßt die DKP mit ihren Phrasen über die nicht vorhandene 
„Berechtigung” des Bombenabwurfplatzes und über das „Zeitalter der Eı 
Spannung” nicht nur unbeantwortet, sondern sie lenkt geradezu davon ab 
und läßt die bürgerlichen Politiker schließlich sogar als vertrauenswürdige 
Verbündete im Kampf gegen den Bombenabwurfplatz erscheinen. Wie die 
„UZ" schreibt, hat der Bezirksvorstand der DKP Niedersachsen die “Einset- 
zung eines parlamentarischen Untersuchungsausschusses verlangt, um die 
Verantwortlichen für die bürgerfeindliche Aktion (gemeint ist die polizeili- 
che Räumung des Bombenabwurfplatzes, AK-Red.) zur Rechenschaft zu 
ziehen”, Genau dahin wöllen die bürgerlichen Politiker den Protest der Be- 
völkerung auch lenken: ins Parlament, indie Illusion einer Änderung der Zu- 
stände auf dem Weg der Verhandlungen und parlamentarischen Untersu- 
chungen. Eine bemerkenswerte Gleichheit der Absichte 


Ebensowenig wie die DKP Klarheit über die Hintergründe und Zusam- 
menhänge der unnachgiebigen Haltung des kapitalistischen Staates gegen- 
über den Forderungen der Bevölkerung im Raum Nordhorn geschaffen hat, 
‚ebensowenig hat sie auch Klarheit über die abwieglerische Politik der Blir- 
gerlichen Führung der Notgemeinschaft verbreitet. Entsprechend dem op- 
portunistischen Nachtraben der örtlichen DKP und SDAJ verzichtet auch 
die „UZ" in ihrem „großen Report” auf jegliche Kritik an der Notgemein- 
‚schaft, Im Gegenteil wird als krönender Schluß des „UZ”-Berichtes der 
‚Sprecher der Notgemeinschaft, Wilfried Hanisch, kommentarlos zitiert: 
„Wir haben unsere Kraft gezeigt und sind überzeugt, daß wir am längeren 
Hebel sitzen. Unser Ziel ist nach wie vor die ersatzlose Streichung des 
NATO-Bombenabwurfplatzes. 

Wohlgemerkt: dies schreibt und zitiert die „UZ” in ihrer Ausgabe vom 
22. Juni, also bereits 8 Tage nach der polizeilichen Räumung des Bomben- 
abwurfplatzes. Acht Tage, nachdem die bürgerliche Notgemeinschaft-Füh- 
rung die vorläufige Niederlage der Bevölkerung mitorganisieren half — und 
als Hanisch zum Stllhalten aufgerufen und im Falle weiterer Kampfaktionen 
‚selbst mit der Polizei gedroht hatte! x 

Aber dennoch: 

In diesem Kampf hilft der Bevölkerung nur eine Partei konsequent: die 
IKP. Ihre Mitglieder stehen in Nordhorn in vorderster Reihe.” 

Und unter einer Bild-Montage: 

„Immer stand die UZ an der Seite der protestierenden Bürger. Die UZ stand 
immer an der Seite der Ostfriesen.” 

Daß die Mitglieder der DKP in Nordhorn aktiv mitgekämpft haben, ist 
wohl unbestritten. Aber das kann man von Kommunisten auch nicht anders 

das ist sogar das allermindeste, was von“ihnen erwartet werden. 
muß, wo doch die Bevöfkerung selbst aktir kimpft. Von einer Organisation, 
die sich selbst für die „Kommunistische Partei" hält, ist aber weit mehr zu | 
verlangen: weniger Selbstbeweihräucherung und mehr tatsächliche Unter- 
stützung der Menschen in ihrem Kampf — und zwar derart, daß die Bevölke- 
rung eine größere politische Klarheit in ihrem Kampf erreicht; daß sie sich. 
von ihren Illusionen und von ihren selbsternannten falschen Freunden frei- 
macht; daß sie es lernt, sich auf ihre eigene Kraft und nicht auf die der bür- 
‚gerlichen Politiker zu stützen; daß sie schließlich den Weg geht, der zum 
Erfolg führt, und den meidet, der in immer neuen Niederlagen endet. 
Die DKP hat da erneut versagt. 


Yitäten wieder in sinnvolle (1Y Akti- |_ter der spontanen Massenbewegung 


nahme gegen demokratische Willens- 
bildung in der Bevölkerung (am 
15. 6, im Zeltlager) belegen seine 
massenfeindliche Einstellung. Eben- 
#0, wenn or erklärt, daß es der NG 
„nicht otwa um die Abschaffung 
der Bundeswehr geht”, und Sils be- 
tont: „Wir sind wehrireudig“ (FR. 


vom 18, 6.). Was heißt das in der 
Konsequene anderes, als mit der 
Bundeswehr und der NATO auch 
die Existenz u. a, solcher Einrich 
tungen wie Nordhorn-Range samt 
den Folgen für die Bevölkerung 
grundsitzlich zu a 

mir dem „Argument" die „ 

der Verteidigungsbereitschaft geich- 
mätig zu verteilen und auch mal an- 
dere das Pickchen tragen zu I 

(so sinngemäß Hanisch und andere 
auf der Bürgerversammiung), die $ 
che kurzerhand der Bevölkerung an 
derer Gebiete zuzuschanzen?” So 
war anfangs in den Forderungen der 
NG auch noch von „Entlastung” für 
Nordhom-Range die Rede, bis dann 
das „Entlastungs“.Projekt Wenter- 
moor von der dortigen Bevölkenu 


nicht mehr aushalten können und 
deshalb demonstrieren und norma- 
lerweise friedliche Bürger sind!“ 
Was den praktisch-organisatori- 
schen Aspekt des Verhältnisses der 
NG zum Kampf der Bevölkerung 
anbelangt, so verhält sich die NG 
wie alle bürgerlichen Führungen von 


pontanen Masenkämpfen: sie 
hinkt ständig hinter der Bewegung 
her, drckt ihr „Verständnis" für 
die Aktionen der Massen aus, zeich- 
net — um nicht völlig den Anschluß 
zu verlieren — {m nachhinein auch 
dafür verantwortlich (wobei die Ak- 
tionen dann kurzerhand als „Kampf 
mit allen legalen Mitteln“ Dezeich- 
Dann und wann wird 

die Spitze gespurtet 

iderstand ge 

gen die gewaltume Räumung der 
Range), um danach umso konse 
quenter abzuwiegeln, Auf der Bür- 
gerverammlung am 13. 6. be 
schwört Hanisch die Bevölkerung, 
auf keinen Fall Aktionen auf eigene 
Faust zu machen und nur den An 
weisungen der NG zu folgen, Gleich. 


‚onen zu kanalisieren“. (FR) 

Die Fronten werden verwischt‘ 
nicht die Anwesenheit der Polizei 
zur Erfüllung ihrer eigentlichen Auf- 
‚gebe, den Protest der Bevölkerung 
zu zerschlagen, kritisiert Hanisch, 
sondern einzelne krasse Gewaltakte 
der Polizei, denen auch „positive 
Eindrücke“ gegenüberstünden. Un 
ter Ausnutzung einer Erklärung der 
Grafschafter Textilunternchmei 
„daß wir alle legalen Aktionen 
jeder Weise unterstützen“, macht er 
Stimmung gegen von den Arbeitern 
beabsichtigte _Arbeitsniederiegun- 
wen: „Ex fallen sehr große Produk- 
tonsmengen aus, und „.die NG 
kann es nicht verantworten, wenn 
Hunderte von Tausend DM während 
einer Schicht ausfallen. Im Augen- 
blick würde es wirklich genügen, . 
wenn‘ sie nach Feierabend unsere 
Aktionen unterstützen „.. " Es soll 
‚Ja kein Kollege die Frage sellen, wa- 
Tum ausgerechnet die Unternehmer, 
denen sie in betrieblichen Auseinan- 
dersetzungen, im Lohnkampf usw. 
gegenüberstehen, sich „solidarisie- 
en" — nämlich vor allem zum 
Zweck der ideologischen Diversion 
und der Verschleierung der grund- 
sitzlichen politischen Komplizen 
schaft von Kapital, bürgerlichen Par- 
teien und Staat 


DKP/SDAJ im Kielwasser der 
Notgemeinschaft 


Die Jugendorganisation der DKP, 
die „Sozialistische Deutsche Arbei 
terjugend"“ (SDAJ) spielt In der Füh 
rung des Kampfes eine gewisse Rol 
ie. $o teilte sie sich mit der Jungen 
Union (CDU) in die Organisierung 
und Anleitung des Protestzeltes der 
Jugendlichen, Dabei tritt sie, wie 
ein Funktionär erklärte, nicht ab 
Organisation sondern als Einzelper‘ 
sonen auf (15. 6, Im Zeltlager 


her. So erklärt der stellvertretende 
DKP-Kreisvorsitzende am 15. 6. in 
einer Diskussion im Zeltlager nach- 
drücklich: das Zeltlager macht das, 
was die NG sagt, da gbt es keine 
Diskussion! Die Auseinandersetz 
ung mit verschiedenen Positionen 
und Kritik an der NG hält er für 
falsch, weil sie nur „verwirrt“, Ohne 
Zustimmung der NG würde man nur 
etwas unternehmen, wenn die Be- 
völkerung das massiv fordert und 
selbst angeht, Mit anderen Worten‘ 
wenn die Massen selbst vorangehen, 
„solidarisiert“ sich die SDAJ bzw. 
DKP natürlich und „steht voll an der 
Seite der kämpfenden Bevölke 


Daß es zu solchen Fällen mög- 
lichst wenig komm, such darum be- 
müht sich DKP/SDAJ: Anstatt nach 
der polizeilichen Räumung der 
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Kräfte, die sich um Einfluß in der 
Bewegung bemühen, aufzudecken, 
Vielmehr wird ausdrücklich auf po- 
Iitische Propaganda verzichtet (der 

ıde DKP-Kreisvorsitzen- 
„Ilier kocht keiner 
sein Süppchen: jch habe noch kein 
einziges Flugblatt gesehen"), So lei- 
sten DKP/SDAJ Ihren Beitrag zur 
Erhaltung baw. Förderung weitge- 
hender politischer Bewußtlosigkeit 
der Bewegung, Sie befinden sich da- 
mit — und auch in jeder andererf Be- 
zichung - im trauten Verein mit der 
NG und allen anderen bürgerlichen 
Kräften (den dortigen Politikern al- 
er bürgerlichen Parteien, den Unter- 
nehmern und ihren "Verbän 
usw.), die sich alle „solldarisieren‘ 
und als „normale, friedliche, seriöse 
Bürger“ kräftig mitmischen — zum 
Schaden der Bewegung. 


Hetzen, Spalten und 
Zurückzerren 
in konzertierter Aktion 


Mit ihrer genauen und ausführli- 
:hen Berichterstattung über die Er- 
‚eignisse versuchte die lokale Presse 
=" insbesondere die Nordhormer 
‚rafschafter Nachrichten" (GN) — 
der Bevölkerung vorzupaukeln, se 
sei „objektiv" und stehe auf Seiten 
der kämpfenden Massen, 

In Wirklichkeit gab sie natürlich 
von Anfang an Hanisch (z. B. mit 
seinen „Maßhalteappellen“) und an- 
deren Bürgerlichen Kräften „gebüh- 
renden“ Raum, während z. B. die in 
der Bevölkerung vorhandene Kritik 
an der Führung des Kampfes durch 
die Notgemeinse überhaupt 
nicht erschien, 

‚Später;-nachdem die Bevölkerung 

mit der Räumung der Range vorläu- 

fig eine Niederlage hinnehmen muß- 

te, setzte die NG alle erdenklichen 
Hebel ein, um den bereits er 

reichten Stand der Kämpfe wieder 
'herabzudrücken, und die Presse 
schwenkte mit ein: auf einmal wa- 
ren „Linksradikale” und „Anarchi- 
sten” die Träger der militanten 
Aktionen geworden („Auswärtige 

Anarchisten im Kampf mit der Po- 

"„Molotow.Cocktails und 

Steine mern m Yan und Tränen. 
Sul Erlen 
berichtet die "Frankfurter Rund- 
schau” am 18,6.: „Die Bürger der 
älteren Jahrgänge, die aus sicherer 
Entfernung dem Kampf ihres Nach- 
wuchses und deren Helfer zusehen, 
spenden für jeden Treffer Beifall 
- kaum einer mag sich von der 
kriminellen Aktivität der jungen 
Leute distanzieren”, In einem Le- 
‚serbrief an die GN (18.6.) stellt ein 


Nordhomer Jugendlicher im Auf- 
trag der Bewohner des Protestzelt- 
lagers fest: „Falsch Ist die Behaup- 
tung, daß die Aktionen an der Ka- 
nalbrücke von angereisten anarchi- 
stischen Jugendgruppen begonnen 
wurden, Richtig ist vielmehr, daß 
Lingener, Nordhomer und Klaus- 
heider Bürger ihre Empörung durch 
das Werfen von Steinen und Molo- 
towCocktails kundtaten, Es wur 

de uns berichtet, daß in aller Öffent- 
lichkeit z.B, Klausheider Bürger 
Bentin zum Bau von Molotow- 
Cocktails anboten.” Er räumt nach 
mit weiteren demagogischen Falsch 

meldungen auf, 3.1, „daß zu ingend- 

einer Zeit anarchistische Gruppen 
ins Zeltlager gekommen seien und 
dort Einfluß gewonnen hätten, 
Richtig ist vielmehr, daß Jugend- 
liche aus vielen Teilen der Bun- 
desrepublik angereist sind, um den 


Bereitschaftspolizei witt im Morgengrauen des 14, Juni zur Rd 
mung des von Jugendlichen besetzten Bombenabwurfplataes an. 


Range im Jugendiager eine breite 
Diskussion zu entfalten, wie der 
Kampf weitergeführt werden muß, 


Kampf der Klaushelder und Nord- 
homer Bürger aktiv zu unterstüt- 
aen, Diese Tatsache ist ein Ausdruck 


unterstützt die Lagerleitung die ab- 
wiegerische Poljtik von Hanisch, 
Die DKP/SDAJ ist als Orgas 
on nicht bereit, in einer Agstatio 
und Propagandaarbeit das Spiel und 
die Verflechtung der bürgerlichen 


der breiten Solldarisierungsweile 
mit diesem Kampf und dient den 
Zielen, für die Kisusheider und 
Nordhorner gemeinsam kämpfen”, 


Forts, Seite 5 
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Aufgabe einer Kampfführung, 
die uneingeschränkt auf Selten der 
jevölketung gestanden hätte, wäre 
uewoson, diese Kräfte sinnvoll 
in den Kampf der Bevölkerung 
einzubeziehen, NG und auch. die 
SDAJ beginnen stattdessen, nich 
heftig nach links abzugrenzen und 
zu heizen. 


Weiter wird Im Leserbrief die 
Entscheidung der Lagerleltung kri« 
siert, unter Vorwänden und Vor- 
spiegelung falscher Tatsachen das 
größtenteils aus Nordhorner und 


Klausheider Jugendlichen bestchen- « 
de Lager wufzulösen, „da sich bis er ß 
her immer wieder gezelt hat, duß | Impoiiet räumt den von der Bewölkenung bementan Ba m 


viele Menschen das Lager aufge- 
sucht haben, um sich zu informie- | Worauf kommt es jetzt an Unbedingt ° notwendig. ist die 
ron und über den Kampf aewen den h Verbreiterung der Kampffront, Je- 
Abwurfplatz zu diskutieren, Wir | Diese Situation macht deutlich: | dem Versuch der Spaltung zwi- 
verstehen daher die Haltung der | Es ist nicht möglich, kurzfristig | schen „Vernünftigen” und „Unver- 
Leitung der Notgemeinschaft und | einen Erfolg zu erzielen. Die Situ- 

der Jugendinitiative nicht, die da- | alion in Klausheide ist mit der in 
rauf hinausläuft, das Lager aufzu- | Ramaloh/Westemoor nicht ohne | 


Iösen und damit ein Zeichen für | weiteres vergleichbar. Im Gegensatz 
die Kampfbereitschaft der . Bür- | zu Ramsloh haben die Behörden | völkerung in anderen Gebieten mu 
‚ger zu beseitigen’ hier nicht die Absicht nachzuge- | entschlossen entgegengetreten wer- 
Noch am 14,6. schreibt die GN: | ben. Und es wäre eine geführliche den. 
‚Mit allen legalen Mitteln prote- 
stiert die Bevölkerung”. Die „lo- 
‚galen Mittel” waren: 
= Besetzung des Bombenab - 
wurtplatzes 
e unangemeldete Demonstra - 
tion 
®Inbrandsetzung der Bomben- 
ziele 
®Errichtung von Straßensper- 
ren 
Widerstand gegen Polizeiein- 
satz 
(In allen Fällen handelt es sich um 
„ strafrechtliche Tatbestände’ 
Nachdem 1616, aind dies er« 
minelle Aktivitäten” (FR 18. 
„Gewaltaktionen” (LT und GN, 
18.6.) usw. Nachdem die über- 
regionale. Presse trotz anfänglich 
scheinbaren Wohlwollens schon im 
mer ein „offeneres Ohr” für die 
Staatsorgane hatte, gibt jetzt auch 
die lokale Presse den Staatsorganen 
weiten Raum für Stellungnahmen 
Sakura: x Ilusion, zu glauben, daß sie mit | Vor allem muß für größere po- 
Br wird danz deutlich, wie NG, | der Räumung des Bombenabwurf- | liische Klarheit setorst werde 
Press, Politiker und Behörden vor | platzes bereits Ihre Mittel enschöpft | Wer steht uneingeschränkt auf der 
allem ab dem Zeitpunkt der vor-| hätten, Polizei und Bundesgrenz- | Seite der Bevölkerung und wer 
Häufigen Niederlage mit der glei- | schutz bereiten sich schon darauf | auf der Seite der NATO-Verwal- 


heide und Nordhom und der Be- 


‚chen Demagogie in die Offensive. tung und Staatsbehörden? 
iehen. Und die SDAJ haut kräftig | Monate einzunisten, bis - wie die | _ Die Führung des Kampfes ist 
In dieselbe Kerbe, Mit den Worten, | Obrigkeit hofft - die Kampfkraft | danach zu beurteilen, in welchem 
Deal Nerde' num den Ubunge-| der Bevölkerung ausgelaugt und Maße sie den Protest entfaltet und 
betrieb auf dem Platz „auf jede schöpft ist. organisiert, und nicht danach, ob 
erforderliche Zeit" sichern (LT | _ Inwieweit diese Hoffnungen des | Sie das „gebrochene Vertrauens- 
16.6), bringt Regierungsprüsicent | Gekner sich allerdings erfüllen, | Verhältnis" zwischen der, Bevölke- 
Zünik (Ormabrück) noch einmal das | hängt davon ab, worauf die Bevöl- | "ung und dem Staat wieder Nicki 


derzeitige Krüfteverhältnis in Er- | kerung die weiteren Kämpfe.orien- 
innerung. tiert: 


INNEN 
NUN 


? Pr 
Imannsheil anhand Baron Selle 
- Bela Bean en Dosen 


hatte in Beamter mit drei 
B::: Artikel stand in | möglich im Fernsehen (Farbe), I nisiiagrncet Dee 


KB/Gruppe Oldenbur 


er Fänge, Norenpon Kurt Polnck in ei shr guter | In aus = Und auber Dosal pt 
'ageszeitung der Journalist, er ist mit Haut un auch die Strecke ge 
tig” berichte hatten. Weein guter | Zeug schreibt, sich im Bifer des | letzten Biistropfen verteidigen. Wi 
Artikel über Pollze-Aktionen de- | Gefechts selbst widerspricht usw. | ein Hase sprang #r Ihe and nen 
gegen auszusehen hat, führt uns | wie ein Fußball-Reporter, dem die | suchte, den ıschineng rei . 

„Untberbitbare Spannung” und | _ Dostal hatte ein Gewehr dabei; | Wil sich der Kal doch anfach 


Von Kurt Pollack 


ee Jetzt Jagd auf den Vater 
desAmokschützenDostal 


men Sache war, sagt die @- Situation In Altengbadi, 2 umber und versuchte, den 


hhriee Tnerenia Dostal, die | cı der Pollzel gelang, 
en Donner nu 


er jedoch einen gelel 
wa aus seiner Mörder 
Ion, Elefantenbüchse abge 
ben "konnte, hatte Ihe, sin 
r. | Denmier mil drei Schüssen 


Die 
non 

Radios stmeten aut. 

si ‚er rahrt 


ee amt bir Mann 


‚or dem ganz Wien geniteri 

hatte, war 10 

"Amok. Der einzige, von dem di 

a mle Pelle noch Außlkcung aller um 

 Biutstropten agen hal, erwarten hass, 
DH 


zur Verfügung, 
Trerenia mal nun auch 
in Leben türdıten. Sie 


A ri 
esrter die Malen. 


„Hamburger Morgenpost“ vom 28. Juni 1973 


Inte alles genau verfolgen” | er konnte es aber nicht benutzen, | nicht erschießen lassen, aber die 
nd die rechten Töne für | weil sein Arm schon zerschossen beson! 
ichen Abschluß einer | war. Einen Absatz später hat Pol Wer »0 brillant zu schreiben weiß, 

Menschanjagd. Diesmal war die | lack vergemen, was er eben ge ht wahrlich nicht zu befürch. 


Öffentliche Hinrichtung nur im Ra: 


ben Rats, Nunmehr haut’er woren. „Ei 
dio zu verfolgen, demnächst wo- ed 


usiastisch den Sata In die Ma- | seltinkelt” gefeuert zu werden. 


'völkerung in den letzten Wochen, 


zu den Reden der CDU-, FDP-, 
Es gab mur wenig Trans 


reit sind, 


Demonstrationen” erklärt, sondern e& 
rückliegenden Kampfaktionen beseitis 


Kraft zu stützen. 


der Bombenabwurfplata besteht w 


Ihnen wird der Krieg aufgezwungen, 


besser organi 
den Interessen der 


völkerung oder schadet es ihnen? 


schadet — mit dem „kleinen Fehleı 


Bbt nur Lei 
stützen und solche, die i 
allein ist jeder zu beu 
ausgeschrieben, 


de REVISIONISMUSKRITIK 


DM 4.50 


Bremerhaven 
Bürger 198 


rund 


Gegenwärtig hat sich eine Entmuti 
gemacht, wofür die abwieglerische Politik der bürgerlichen Notgemein- 
schaft verahitwortlich it, Aber die Empörung und die gesunde Wut sind 
geblieben — sie sich eher noch größer als zuvor, weil der Betrug der 


Krieg und Frieden 


ie ‚Großkundgebung auf dem Nordhorner Hindenburgplatz am 
j23. Juni erschien wie eine Verhöhnung der aktiven Kämpfe der Be- 


‚rente und Parolen und kaum 
10 Tage „Kampfpause” hatte die Notgemeinschaft nach der polizeili“ 
chen Räumung des von der Bevölkerung besetzten NATO-Platzes befohlen 
= 10 Tage, die sie brauchte, damit „die Emotionen sich glätten” - 10 Tage , 
um die Kraftgebende Waffe des Kampfes wieder durch die betäubende 
Droge der Verhandlungen abzulösen. Bundesverteidigungsminister Leber 
der ebenso wie der niedersichsische Innenminister Lehners der Kundge- 
bung fernblieb, hat eine Delegation der Notgemeinschaft zu einem Ge- 
sprich am 4, Juli nach Bonn eingeladen, Hanisch bezeichnete dies als 
‚inen Anfang”, Richtiger hätte er wohl von einer „Ne 
üben müssen - einer Neuauflage der Verschaukelung und des hinter - 
fotzigen Betruges an den Interessen und Forderungen der Bevölkerung, 
die die Regierenden heute ebensowenig wie gestern zu respektieren be- 


‘Von der Notgemeinschaft ist zu hören, daß man sich nun, ni 
Kampfaktionen der letzten Wochen, in einer „stärkeren Positiof 
den Verhandlungen befindet. Das ist eine plumpe Täuschung. Die Landes- 
megierung hat die Bevölkerung mit Polizeigewalt vom besetzten Bomben- 
abwurfplatz. vertrieben - und die Notgemeinschaft hat daraufhin höchst- 
persönlich den-Kampf abgeblasen, Verhandlungen können aber nur dann 
in einer stärkeren Position stattfinden, wenn der Kampf nicht eingestellt, 
sondern weitergeführt wird. Der Kampf ist das einzige Faustpfand, über 
das die Bevölkerung gegenüber den Regierenden verfügt. Das ist über- 
haupt die grundlegende Erfahrung der letzten Wochen. Die Notgemein- 
schaft hat aber nicht nur den „vorläufigen Schlußpunkt der öffentlichen 
wurden auch alle Zeichen der zu 
; keine Sperre, kein gefällter Baum 
liegt mehr am Straßenrand, geschweige denn auf der Straße, Der Frieden 
ist wieder eingekehrt ins Emsland - und die Bevölkerung soll all ihre wert- 
vollen Erfahrungen wieder vergessen; kein äußeres Symbol soll sie mehr 
‚daran erinnern, daß sie. zu lernen begonnen hat, sich auf Ihre eigene 


‚Aber wird diese Rechnung der Reaktion aufgehen? Wird die B 
rung sich beschwichtigen lassen und den aufgezwungenen „‚Frieden” aner- 
kennen? Dieser „Frieden” bedeutet weiterhin Krieg, Krieg von oben; 
denn die Forderungen sind nicht erfüllt und die Probleme nicht gelöst: 
ie NATO-Jäger fliegen wei“ 
ter. Daran werden auch noch so viele Delegationen der Notgemeinschaft 
|zum Bundesverteidigungsministerlum nicht ändern. Dies wird wohl Herrn 
Hanisch noch mehr bekannt machen und seine Karriere als „volksnaher” 
CDU-Politiker ebnen — aber den Menschen im Gebiet um Nordhorn 
bringt es keine Änderung ihrer Situation. 

Man sehe sich an: die Notgemeinschaft hat die Forderung nach „sofort 
er und ersatzloser Aufhebung des Bombenabwurfplatzes” bereits dahin- 
gehend umgewandelt, daß als „erster Schritt” die „sofortige Einstellung 
‚der Mittags- und Nachtflüge” verlangt wird, Dann sollen die Bombenab- 
würfe auf zwei Tage in der Woche reduziert werden — bis der Bombenab- 
wurfplatz „schließlich” ganz geräumt wird. Vielleicht werden die Bomben- 
flüge tatsächlich für mehrere Wochen spürbar reduziert, Und dann? Wenn 
„etwas Gras über die Sache gewachsen” ist, wird die NATO ihre Flüge 
langsam wieder ausdehnen. Die Polizei- und Bundesgrenzschutz-Truppen 
werden derweil einsatzbereit stationiert bleiben und die 
der Bevölkerung überwachen. Alles ist beim alten, bzw, durch die provo- 
katorische Anwesenheit der BGS-Truppen sogar noch verschlimmert, 

Nein, die Menschen in Klausheide, Nordhorn und den anderen betrof- 
fenen Ortschaften haben keine Wahl zwischen Krieg und Frieden. 


nteressen der Be- 


ik 


War die Großkundgebung zuvor noch als ein „welterer Höhepunkt” 
im Kampf gegen den Bombenabwurfplatz angekündigt worden, s0 konnte 
Hanlıch es sich Jetzt ohne Protest seiner rund 5.000 Zuhörer herausnch- 
‘von einem „vorläufigen Schlußpunkt der Öffentlichen Demontratio 
zu reden, Überhaupt gab es weder besonderen Beifall noch Protest 
D- und Notgemeinschaft-Sprecher, 

sionen. 


wuflage” spre- 


jegungen” in 


1g unter der Bevölkerung breit- 


ige Gefühl der Ohnmacht wird 


{ 16 Kampftront 
1 un Se Fahne chen Sa, de much 

erökerung verpfichet ist, deren ine Handlungs 
richtlinie durch die Frage umrissen wird: Nützt dies den be 


Die Noigemeinschaft und basonden deren Sprecher Hansch haben 
Ihre eigene Inerpretaion davon, was der Bevölkerung nützt und was Ihr 
daß deren Interpretation sch in de 
Kizten Tage as unfaupich und betrigercherwikr ha Besonderen 
sprechen diese Leute jetzt von den „kriminellen und illegalen Aken zuge. 
iester Linksextremisten”, die den Interesen der Bevölkerung schaden 
Würden -" wobei denn auch eich alle nach dem bürgerlichen Srfge, 
wetzbuch so lautenden „kriminellen und illegalen Aktionen” der Berölke- 
rung sel mit inbegiffen sind. Damit sol die Bevölkerung In verchle- 
dene Gruppen gespalten und 10 zum gegenseitigen Mißtrauen und zur Ein. 
stellung des Kampfes überrede: werden, Dazu it mur eins zu sagen: es 
die den Kampf der Berülkerung für die Interessen unter 
hadotieren und abbrechen wollen. Danach 

Hanich hat ich sein Until ber 


arbeiterbuch 


Hamburg 13 


dei 


016 


den 
"Dei 


ölke- 


Notge- 
schaft verantwortlich it, Aber die Empörung und fie gesunde Wut sind 
seblicben = al ich eher noch größer als zuvor, weil der Betrug det Notge- 
meinschat von vielen erkannt wird. Die Frige bleibt, welche Schlaßfolge 
rungen daraıs zu Beben alnd: Das dere 

nur dann überwunden und der Kampf wird nur dann weitergeführt werden 
können, wenn die Bevölkerung sich wieder aufihre eigene (und In den ver. 
Bangenen Wochen sichtbar gewordene) Kult besinnt, wenn die polkk 
schen Lehren aus dem bisherigen Verlauf der Kampfes diskutiert und al 
Beteiligten und Betroffenen klargemacht wenden, sad) = 


Be nl 
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Artikel der Bezirksoranisation des KB/Grunne Hamburo 


Westdeutsche Arbeiter ausländische Arbeiter 
eine Arbeiterklasse 


Im AK Nr. 28 


wir den ersten Teil des Arı 
Arbeiter in Westdeutschland („Westdeutsche Arbeiter — 


‚ls zur Lage der ausländischen 
wsländische Arbeiter 


= eine Arbeiterklame‘) abgedruckt, der sich hauptsächlich mit der Bedeutung 
‚der ausländischen Arbeiter für den westdeutschen Imperlallımus, mit der beson- 
ders scharfen Ausbeutung der ausländischen Kollegen und ihrer politischen 


Entrechtung beschäftigte. 


In diesem zweiten Teil soll eingegangen werden auf die Benachteiligung der aus, 
lindischen Kollegen auf den Gebieten Mieten, Schulausbildung, Sozialversiche- 
mung usw. Ein weiterer Punkt: Der Versuch der westdeutschen Kapitalisten- 
klasse, ausländische und westdeutsche Arbeiter gegeneinander aufzuhetzen mit 
Lügen und Demagogie (‚hohe Kriminalität”, „Lohndrückerei” usw.). Die Hal- 


tung der Gewerkschaftsfährung. 


Oblere Lage der ausländischen 
‚Arbeiter auf allen Gebieten 


Das „Rotationsprinzip" dient nicht 
nur dazu, die ausländischen Kollegen 
besonders zu unterdrücken und von ih- 
ren westdeutschen Kollegen abspalten 
zu können,und es ermöglicht den Kapı 
talisten nicht mur besonders profitable 
‚Ausbeutung dir ausländischen Arbei- 
ter, sondern es Jpart auch der gesamten 
'olkswirtschäft" enorme Kosten. Das. 
Bit für die Ausbildungskosten der aus 
lindischen Arbeiter, wie wir es schon. 
weiter vorne aufgezeigt haben, das gilt 
für den Wohnungsbau, die Schulaus- 
bildung der Kinder ausländischer Ar- 
beiter, Rentenversicherung, Sozialver- 
sicherung usw. 

‚Über die Wuchermisten, die aus den 
ausländischen Arbeitern herausgepreßt 
werden, findet man ab und zu auch Be- 
richte in den bürgerlichen Zeitungen 
(Grundstücks- und Hausbesitzer sind 
größtenteils eben nicht die Monopol- 
bourgeoisie Westdeutschlands — das 


Ausländische Arbeiter in der BRD 


sind die großen Industriemonopale, 
über deren Ausbeutungspraktiken in 
denselben Zeitungen nkhts zu finden 
it). 50 2.B. den folgenden: ‚Im Repie- 
rungıberirk Köln werden in gunz ver- 
heblichem Umfang aulindische Ar- 
heiter ausgenutzt und eusgebeuiet 
Dieses erschreckende Urseil füllte nach 
einem Großeinsatz von 300 Beemten 
der Kriminal- und Schutzpolizel 
der Kölner Regierungrpräsident. In der 
2. Großrazie... wurden... 39 Aur- 
lünderunterkänfie... äberpräft. Rund 
‚30% von ihnen befanden sich in einem 
richreckenden Zustand. Vor Journal- 
iten wies der Regierungspräsident de- 
rauf hin, daß in der Regel den Gastar- 
beitern Mierpreise auf Luxusnivenu 
(8 bis 24 DM pra.qm) abverlangt wer- 
den. Geboten werden jedoch nur.Mar- 
henunterkänfte in z.T. Baufälligen Häu- 
sem. Kellern oder Sullen, Selbst in 
Im zwei Kühlwugen wurden merokkani- 
sche Gasterbeiter enndeckt .  . Mitten 
Im einem Fall für 50 Menschen Iedig- 
ich eine Wuschgeiegenhelt und eine 
Tolletie zur Verfügung gestanden .. . 
Der Regierungspräuudens und die Sach- 
verständigen hoben hervor, daß in den 
verpungenen Jahren mit den Gerichten 
im Falle von Sırafanzeigen „schlechte 
Erfahrungen” gemacht worden. sind. 
Zwar wel eı hin und wieder auch mal zu 
Verwieliungen gekommen, meist hit- 
en den Vermietern doch Rechtumir 
el in vo weltgehendem Ausmaß zur 
Verfügung gestanden, daß nur wenig 
Au machen war 

Tinzeine Herichte in den Zeitungen 

m oder nur die Spitze eines Kiber 

Man braucht nicht weit 
'im andere, „gewöhnliche" Bar 
splie für Mietwucher zu Ünden. In 
Hamburg-Altoos, wo in Hamburg die 
südändischen Arbeiter ber 
Jentriert wohnen, mömen 


hausen, wenige Schritte von meiner 
Wohnung entfernt ist ein Wohnheim 


für auslindische Arbeiter, in dessen 
Zimmern gerade vier Betten Platz ha- 
ben, wenn man je zwei übereinander 
stelt und wofür die vier Arbeiter 500; 
DM bezahlen müssen, 

Bei einer Untersuchung, in Nord 
vhein-Westfalen wurde 1970 fesge- 
stet, daß die Wohnungen pro einher 
mische Mietperon 22,9 qm groß 
sind, für die auländischen Familien 
kamen auf eine Person 10 qm im 
Durchschnitt, Jeweils drei Petsonen 
mußten sich bei den ausländischen 
Arbeiterfamilien_ zwei Betten teilen. 

Mietpreis betrug 

erfamlien 3,297 
m und ing damit um 31 % über dem 
‚durchschnittlichen Mietpreis von 2,27/ 
am. Nur 40% der Wohnungen der ms- 
indischen Familien hatten eine eigene 
Küche, nur 32.% eine Tolette in der 
Wohnung im Durchschnitt in der BRD 
81 %) und 12 % keinen Wasseran- 
schluß im Hause. 

1971 wurden vom Arbeitsministe- 
zlam neue Richtlinien für die Unter- 
künfte von ausländischen Arbeiten 
festgelegt. Danach hat ein ausländi- 
scher Arbeiter Anrecht auf ein Bett, 
einen Stuhl, 1/4 Tisch, einen Spind 
und 8qm Wohn- und Schlafläche. Die- 
3 Richtlinien haben jedoch noch nicht 
einmal Gesetzeskaft, können also nicht 
mit rechtlichem Zwang durchgesetzt 
werden. Rechtskraft hat lediglich eine 
Verordnung aus dem Jahre 1959, die 
auf einem Gesetzestext aus dem Jahre 
1934 (!) beruht. Über die Bettstellen 
ist dort festgelegt:,,Die Bettwäsche ist 
mindestens monatlich zu wechseln, das 
Stroh ist nach Bedarf, mindestens je 
doch viertelährich zu erneuern. 

„Die Schulausbildung der Kinder 
ausländischer Arbeiter dient dazu, die 
Unterschicht der Zukunft heranzuzie- 
hen“, stellen liberale bürgerliche Päda- 

fest Nach einer Schätzung Ie- 


hen”, stellen Iberale bürgerliche PR 
fest. Nach einer Schätzung leb- 


1611971 500.000 Kinder ausländische 
Arbeiter in der BRD, davon 120 000. 
im schulpflichtigen Alter. Davon be- 
uchlen 30.000 gar keine Schule, von 
Sen matlichen erreichten nur 1/3 (1) 
den Hauptschulabschluß. Es gibt für 
Ale großentells keinen _ besonderen 
Deutschunterricht, und sie haben nur 
dieselben Stunden wie die westdeut- 
schen Kinder, 

In Hamburg ist es »0, daß die aus- 
indischen Kinder am regulären Un 
{erricht teilnehmen und zusitzlich in 
einem „Pördenunterricht” bis zu (1) 
sier (1"Stunden Deutsch pro Woche 
bekommen. Außerdem gl 
halb. der Schulpflicht mus 
che Kurse für Oriechen, Italk 
ken und Portugiesen (bis zu vier Stun- 
den pro Woche). 

Größtenteils ist das Ergebnis der 
„Schulbildung”, daß die Kinder weder 
Ühre Mutterspraöhe noch Deutsch rich“ 
tig könden, Es gibt immer noch Natio- 
nalitätenschulen (vorallem griechische) 
in der BRD, So besuchen von den 
1.600 griechischen Kindern in Mün- 
chen 1.200 die griechische Schule, für 
deren Kosten der bayrische Staat auf- 
kommt, und deren Lehrplan, Lehrbo- 
cher und Lehrer das faschistische Obrt 

wegime bestimmt, Der Schulrat an 
der griechischen Botschaft kontrolliert 
in der BRD 423 griechische Lehrer, ob 
Wohl sie nach Schulrecht allein wos: 
üeutscher Schulaufsicht unterstehen. 

Nach der „Süddeutschen Zeitung" 
vom 38.3.1973 betragen die Belirap- 
Kinnahmen der Renienverscheruns von 

Jündischen Arbeitern 1961 Ds 1971 
20.1 Mrd, DM, ausgezahlt wurden In 
dem Zeitraum nur 700 Mi. DM 


heitrüge der ausländischen Arbeiter, die 
weniger alsawel Jahre In der IRD nnd, 
fallen von vornherein, und für die 


Übrigen ist es sehr schwierig, von Ihrem 
Heimatland aus ihren Rentenanspruch 


‚ohne Rechisberaier durchzusetzen 
(wenn sie überhaupt um ihr Anrecht 
wissen). 

Ähnlich ist es bei der Arbeitslosen- 
versicherung, die in der BRD kaum 
in vollem Umfang in Anspruch genom- 
‚men werden kann, da in der Regel vor- 
her die Ausweisung erfolgt. Ebenso 
bei. der Soweit 
ausländische Arbeiter ernster krank 
werden, werden sie ausgewiesen. Ken- 
nen sie wirklich ihr Recht, so ist die Be- 
zahlung durch die westdeutsche Kran- 
kenversicherung schwer durchzusetzen. 
‚Außerdem ist z.B. in der Türkei die 
ärztliche Versorgung schr schlecht. 

Krankenhäuser, Straßen, Freizei 
einrichtungen werden von den auslä 
ischen Arbeitern und ihren Familien 
inviel geringerem Maße benutzt als von 
Westdeutschen. Für den niedrigeren 
Lohn kann man sich z.B. kaum ein 
‚Auto kaufen, in Jugendheimen können 
sich ausländische Jugendliche mit den 
Westdeutschen aufgrund von Sprach- 
schwierigkeiten schlecht. verständlich 
machen und werden von vielen Jugend- 
lichen mit von der bürgerlichen Propa- 
Sands aufgebauter nationaler Überheb- 
lichkeit und mangelnder Solidarität be- 
handeli 

Nach einer Studie fehlen in der 
BRD 200.000 Soaislwohnungen für 
ausländische Arbeiter. Ein Förderungs- 
programm für Wohnungen für auslän- 
dische Arbeiter erbrachte ganze 2 000 
Wohnungen, Das westdeutsche Kapi- 
tal holt die ausländischen Arbeiter 
hierher, und sie mutzen ihm. Die mit 
‚dem Aufenthalt der auslängischen Ar- 
beiter hier aber verbundenen Kosten 
versucht das Kapital auf die westdeut- 
‚chen Werktiigen abruwilzen und ie 

h gegeneinander 


sein müßte dann aber der Beitragsan- 
teil der Unternehmer. Wenn der Staat 
mit den Steuergeldern der ausländi- 
schen Arbeiter mal wirklich etwas tut, 
dann oft z.B. so: In Nordrhein-Westfa- 
len wohnen 60 % der ledigen ausländi- 
schen Arbeiter in firmeneigenen Wohn- 
heimen, die staatlich unterstützt wer- 
den. Von den ausländischen Arbaiter- 
familien wohnen nur 8,7 % in solchen 
staatlich. geförderten "firmeneigenen 


% in wichen 
firmeneigenen 


Die schlechtesten _ Arbeitsbedin- 
Wohnungen, die weitaus meisten sind 
auf den „freien“ Wohnungsmarkt an- 
‚gewiesen. Der Staat finanziert also die 
Unternehmer, die ausländische Arbei- 
beschäftigen, für deren Unterbri 
Bing. Wenn die ausländischen Arbeit 
aber, da sie mit Familie nd, selbst et- 
was Suchen missen, bekommen sie 
me Unterstützung. 


Gegen Rassismus und nationale 
Oberheblichkeit — für den ge- 
meinsamen Kampf westdeutscher 
und ausländischer Arbeiter 


ausländischen Arbei 
ein Riegel vorgemtzt wird, Denn 
it gemeinsam und nicht gespalten 
können sie gegenüber den Unterneh, 
mern etwas ausrkhten. Und so 
4.B, die Mieten der ausländischen Ar 
beiter besonders hoch sind, well die 
Mietwucherer die Knappheii auf dem 
Wohnungsmarkt und die Notlage ler 
ausländischen Arbeiter aunutzen, so: 


lange werden dadurch auch die Mie- 


schen Arbeiter In.die Höhe getrieben. 
Die Bourgeofsle schaft ich mit den 
auslindiichen Arbeitern nicht nur ein 
besonders biligen Arbeilsher, sondern 
führt damit zuitlich noch einen Schlag. 
genen die westdeutschen Arbeiter, die 
Sie gegen Ihre Klasenbrüder aufhetzen 
wil und deren Löhne ae durch den 
Einsatz ausländischer Arbeiter dröckt 
Wenn die Löhne der Hlfsrbeiter 20 
niedrig sind, dann wi die Bourgeoisie. 
hnen einreden, die Ursache seien die 
vielen ausländischen Arbeiter, Die west- 
deutsche Bourgeoisie aber ist es, die 
durch die Ausbeutung anderer Völker 
dazu beiträgt, daß die ausländischen 
Arbeiter in ihrer Heimat keine Arbeit 
Finden, die dann die ausländischen Ar- 
beiter entwurzelt und nach West. 
deutschland bringt und sie hier als 
Konkurrenten der westdeutschen Ar- 
beiter einsetzt. Und cn legt genau im 
Interesse der westdeutschen Arbei 

daß die Löhne ihrer ausländischen 
Kollegen nicht noch niedriger als ihte 
eigenen sind, damit die Unternehmer 
nicht über das Drücken der Löhne der 
ausländischen Arbeiter die der west. 
deutschen ebenfalls runterdrücken. 

Wenn ausländische Kollegen "die 
Akkorde kaputt machen, wie es öfters 
geschieht (es sind Fälle bekannt ge- 
worden, wo einige ausländische Arber 
1er von Abteilung zu Abteilung im Be- 
{rieb versetzt wurden, um überll die 
Akkordew.au brechen), 10 liegt die 
Schuld nicht bei ihnen, sondern beim 
Unternehmer, der ihnen verheimlicht 
hat, was es mit der Akkordarbeit auf 
sich hat, der Ihnen keinen Sprach- 
Unterricht gibt, sodaß se sich schlecht 
‚mit ihren westdeutschen Kollegen ver- 
ständigen können. Wenn der Arbeits 
platz weggenommen wird, wenn’ der 
Lohn gedrückt wird, wenn zu viele 
Überstunden geschoben werden, wenn 
ein Altbatıgebiet vershumt wird — immer 
scheinen die ausländischen Arbeiter 
die Schuldigen zu sein, und immer 
sind es die Kapialisten, die die aus- 
lündichen Arbeiter gerilt zur Drik- 
kung des Existenzniveaus und zur 
Spaltung einsetzen. 

Ein Mittel zur Aufbetzung gegen 
die ausländischen Arbeiter st für die 
bürgerlichen Schreiberlinge deren an- 
geblich 20 hofıe Kriminaltät. Das wi 
derspricht genau den Statistiken. So 
ersah eine 1965 gemachte Aufstellung 
in NRW, daß die Kriminalität der 


"OBib"&ihe 1963 jemschne Alrsieuung 
in NRW, daß. die Kriminaliät der 
ausländischen Arbeiter nur halb =o 


hoch wie die der westdeutschen Be- 
völkerung ist. Nichtsdestotrotz werden 
einzelne Gewalttaten ausländischer Ar- 
beiter hochgespielt. Ein anderes Mittel 
sind die kulturellen Unterschiede: Die 
mohammedanische Religion bei vielen. 
Türken, die südländische Tr 
sich abends auf dem Dorfplatz zu 
treffen (bei uns dann auf dem Bahn- 
hof, wo neue Ausländer ankommen 
und andere in die Heimat fahren), die 
teilweise noch offener unemanzipierte, 
Stellung der Frau, uw. 

Önstarbeiter" ranistisch geprägt 

n. di 80 00 

‚Österreicher, die 60 000 Holländer oder 
die 40 000 Franzosen, die in der BRD 
arbeiten und leben, meist nicht darun- 
ter gezählt werden. 

Abgeschen von der Hetze nach den 
Münchner Ereignissen — vor allem 
gegen die Araber — hat die Bourgeoisie 
in den letzten Jahren keine besondere 
Kampagne gegen die ausländischen Ar- 
beiter gemacht, Das war in den Jahren 


ie Anwerbung aus- 
Nündischer Arbeiter immer schwieriger 
werde. Deshalb sei die Verlängerung 
‚der Arbeitszeit zum Kernproblem ge- 
worden. Der damalige ‚Dunderkangler 
hard wandte sich u.a. an die Frauen 
der westdeutschen Arbeiter mit der 
Forderung nach der Einführung „außer 
tariflicher Übers 
Arbeitnehn 
500 000 
Mm wenn jede 
a Stunde lnger zu arbeiten. 
Der „Indwstriekurier" kommentierte 
Erhardı Roglerunserkl 

mit Recht ist Krhards Appel 
Niehrarbeit als der Zentralpunkt des 
Annenpohtischen Teils seiner M 
rungserklärung empfunden worden, 
Jetzt kommt es darauf an, diesen Vor 


schlag zu realisieren." Die Preme brach- 
te Schlagzeilen wie: „Noch gehört 
Deutschland uns — dreiste Gastarbeiter 
raus“ („Neue Illustrierte"), „Wir wol- 
Nen keine Italiener mehr“ („Bild“), 
schürte mit Falschmeldungen wie „Je: 
‚der 4. Sittenstrolch in Bayern ist "ein 
Gastarbeiter‘ die Angst vor den Frem- 
In dieser Atmosphäre wurden 
‚dann demoskopische Umfragen durch- 
geführt, die mit Hilfe von entsprechen. 
‚den Fragen arbeiterfeindliche Resul- 
tate erzielten und dann durch ent- 
sprechende Veröffentlichung dieser Er- 
gebnisse ein Stück mehr dazu bei 
trugen, die Wirklichkeit den Umfrage» 
ergebnisse anzupassen. Der Verlauf 
‚der damaligen Kampagne, die schließ- 


den niedrigsten Lohn 
leh zu verschiedenen Gewalttaten 
Westdeuscher geenüber uindichen 
Arbeitern führte und dann von der 
Bourgeoiie wieder abgemidert wuide, 
1ei! weiche Möglichkeiten für die 
Bourgesisie ei der Spatung zwischen 
Auslindern und Westdeulchen noch 
drin Negen. Es kommt darauf an. je: 
ar 
zu Vekämpien und den gem 
Kampf ausländischer und westdeut- 
‚scher Arbeiter gegen die westdeutsche 
Bosmgeoie zu führen. Auch one daß 
8 Kapital eine besondere Kampagne 
(hr, verrite es Tag für Ta in allen 
möglichen Formen Rasmus und nor 
tionale Überheblichkeit. Und kein ge- 
finger Ted der westdeutschen Arbeiter 
Sicht den aulindschen Arbeiten ab 
Ichnend gegenüber, Auch Kollegen, die 
in vide Fragen forchrtliche Pos 
Wionen vertreten, and oft plötzlich 
Begenöber Auslindern reaktion, Das 
Ei 2. besonders bei den Seleutn, 
"oO die Roeder die Beschifügung von 

Bl 1.8. besonden, bei den Seeeuten, 
"oO die Recder di Beschifügung von 
Ansndern in gaı besonderem Maße 
Seiten. 

Unsere sudändischen Kollegen hr 
ben vielfach bawiemn, daß nich! mur 
Vertß auf sie it, im Sure, so 
dem daß ir von ren Kufahrungen 
und der Entchlowenheiternen kön, 
Ben. Dis zeigte sch bei den Meta 
Mies in Baden Wirtemberg 1971, 
Bei den spontanen Susi In vlen De 
Heben mach der Meillarrunde de 
ser Jahr, Bi den Kölner Por-Streiks 
1970 gaben die wentdeuuchen Koll 
en nich Meinung der ulindschen 
Arbeiter zu schne auf, di auind 
Kchen Arbeiter (Türken vor allem) 
Kampften zeitweim aleine _ weiter. 

Aufgrund der besonden chllmmen 
Lage der auindschen Arbeiter and 
Ihe Kämpfe besonders von Härte und 
Spontanehät prägt. Eine große Role 
lt für sie heute schon Mufig der 
Kampf um Ihre emokratchen Rechte, 
der Klamenhaß gegen die Bourgeoie 
Und deren Tschenwäger die re Sprach“ 
chwierigkeiten susmuizen, de nen 
di "areskiste Arbalı zuschieben und 
di se ut der Behörde wie Kleine 
Kinder Vehandein und mi „Du® an- 
den. Ba bt wie Beipea für e- 
Here Kampfaktionen dr sulindch 
Arbeler eines Beiieben, einer A 
ng. of such mar einer National, 

970771 waren 23% der auind 
ichen Arbeiter in DÜB orpaniden, 
Der "Orgamiiongnd der mulindt 
Men Arelter weit wii Ungerem 
Tanmam an, 

1968 etwa sahen die Grwerk 
Maren (de Anerusnhei au 
Ascher Arbeiter in der BRD a 
Yorlum und unternahmen % 
Tmiiatve zur Verbemerung Der Loge 

na Wonchech, DOB Vorstands 
ed und Deonden mil den sur 
linduchen Arbtten beta, agunoch 
1970 ar Iatprtton der nun 


» 
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die Gewerkschaften ist.} Dinze wie die Propaplenung einer soll 
aeldst, Das hört uch | Il 
zwar überheblich an, ist aber ttnich- „| MW 


lich s0”. Wie spalterlsch sich Gewerk- 
schaftsführer ofb verhalten, zeigen fol 
gende zwei Beispiele: Der frühere 
IGBE-Vorsitzende Walter Arendt for 
‚derte in einem Interview mit der Kar 

eitung „Der Arbeltgebe 


4 


I der unter Tage arbeitenden 
zu reduzieren, mit der De 


vor, die In 
der Ausländerbeschäftigung Investier 
ten © inftig für die Newersteh 
inder wortdeutschen Arbeiter zu ver 
wenden, Die ÖTY hat ach In der Frage | 
‚dor Aukländerbeschäftigung für unzu« 
ständig erklärt (wenen der angeblich 
»o geringen Zahl von ausländischen 
Arbeitern in Ihren Reihen). In Wirk 
lichkeit ist Jedoch ein Großteil auslän- 
dlscher Arbeiter, Im ÖTV-Bereich be- 
schäftigt (Krankenhäuser, Müllabfuhr, 
Hafen, Seeschlffahrt usw.), 

Auf dem außerordentliche DG 
Bundeskongreß im Mai 71 wurde die | 
Satzung In 2 ergänzt: „., , die For- 
derung der weislen Integration 


ländischen Arbeitnehmer . . ." Nach“ 
‚dem im November 71 der Bundesvor 


stand zur Frage der Ausländerbeschl 
ein Arbeltspaper verabschiedete, 
kommentierte Franz Woschech, daß 
die besonderen Probleme die illegale 
Einwanderung, die Ausbeutung In ein 
zelnen (!) Betrieben und der krimi 
nelle Mietwucher seien 
werkschaftsfüh 


rhabenzw 
alungstäti 
hen Arbeiter. begon 
(zur Stärkung. des sozlaldemokra- 
tischen Minflusses auf ale), auf dei 
deren Seite aber sind so elementare 


III 
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falls wurde mit großem Theaterdon- 
ner ein „heißer Sommer“ angedroh 
Inzwischen steigen die Preise mun- 
fer weiter, ohne daß die IGM-Füh- 
rung sich auf die Seite der Arbeiter, 
vor allem der Streikenden, stellt. 

Nach allen Regeln bürgerlicher 
Kunst soll so das Volk belogen wer- 
den. Die Zahlung von 280 DM an 
ie Stahlarbeiter ist in diesem Zu- 
sammenhang nicht mehr als ein 
kleines Trostpflaster, mit dem ein. 
besonders kämpferischer Teil der 
Metaller beruhigt werden soll, um. 
die Unruhe unter den Metallern an 
einem entscheidenden Punkt einzu- 
dämmen, 

Andererseits zeigt sich, daß die 
Kapitalisten an anderer Stelle gegen- 
über den Metallern einen knallharten 
Kurs steuern und selbst zu kleinen 
Zugeständnissen kaum bereit sind 
Unterstützt werden sie in dieser Hal- 
tung durch die IGM-Führung, die 
den kämpfenden Metallern in den 
Rücken fällt. Das Istzte und beson- 
ders deutliche Beispiel dafür ist der 
Streik bei Klöckner Bremen Ende 
Juni 


„Die sind einfach schlauer als 
wir” 


Die Profitschinderei zu Lasten 
der Arbeiterklasse stößt in vielen 
Betrieben auf zunehmende Kritik. 
Das verbindet sich mit der Empd- 
rung über die steigenden Preise. In 
Vielen einzelnen betrieblichen Aus- 
einandersetzungen versuchen die Ar 
beiter zur Zeit, Touerungazulagen zu 
erkämpfen 

Nachdem 1972 das schwächste 
Streikjahr seit 196$ war, haben die 

‚en Auseinandersetzungen in 
n Jahr wieder einen Auf 
schwung genommen. 

Wichtigstes Merkmal dieser reits 
ist aber, daß nio aufgesplttert sind 
in viele einzelne betriebliche 
Kämpfe , die von den Kapitalisten 
entweder kalt 
minimalen Zugeständnissen 
speist werden Können. Rs ka 
keine Rede sein von einer um 
den und politisch bewußten Streik 
bewegung, die in.dor Lage wäre, dem 
Kapital eine Niederlage zu bereiten 
und die eigenen berechtigten For 
jorungen durchzusetzen, Allgemel 
ist os vielmehr 
Arbeiter Niederlagen erleiden 

Mehrfach zeigt sich klar, daß die 
Kapltalisten esoffen darauf anlegen, 
es zu einer Krafiprobe mit den 
kampfwilligen Metallern k 

, um ihnen für längere Zeit 
das Rückgrat zu brechen. Die ak 
ivsten Kollegen, die sich in den 
Streiks profilert haben, werden ge 
feuert, und der große Rest der 


bgeblockt oder mit 
abge 


deutschen Kollogen kaum 


DRD (eine Art Versichen 


Der Leiter des INCA-Bi 


jr Italienlschen Gewerkschaften)stel 


Protost gegen Mietwucher 
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Arbeiter soll gedemütist werden. 
‚Auch das zeigt der Streik, bei Klöck- 
ner besonders klar. Wie ein Arbeiter 
dort nach dem Streik sagte: 

„Wir sind. wie gebrochene Hunde 

Die Kapitalisten können sich auf 
derartige Kraftproben einlassen und 
sie siegreich bestehen, weil sie gegen- 
wärtig gegenüber den Arbeitern das 
Kräfteverhältnis auf ihrer Seite 
baben. 

Warum ist das 0? Die Kapitali- 
sten sind nur eine Handvoll, während 
die Arbeiter viele Millionen sind. 
Während die Arbeiter glänzend ohne 
die Kapitalisten auskommen könn- 
ten, wären andererseits die Kapita- 
listen ohne die Arbeiter aufgeschmis- 
sn. 

Die Überlegenheit der Kapitali- 
sten liegt zweifellos nicht in ihrer 
Zahl, Sie liegt vielmehr in.ihrer weit 
höheren politischen Bewußtheit und 
Organisiertheit, die sie den Arbei- 
tern voraushaben. „Die sind schlauer 
wir, Die haben sowas gelernt, 
Wir Idioten rennen ins offene Mes- 
ser“, wie ein Vertrauensmann bei 
Klöckner es ausdrückte, 

Die Kapitalisten haben die Erfah- 

‚en der letzten Jahre gründlich 
studiert; sie haben hunderte von 
Wissenschaftlern an der Hand, die 
ihnen mit psychologie", 
„Berufssoziologie“ usw. behilflich 
äind, um die Arbeiter möglichst ge- 
schickt einzuwickeln. Die Kapitali 
sten haben die gesamte bürgerliche 
Presse mit einer Millionen-Auflage 
auf ihrer Seite, Rundfunk und Fern- 
schen usw. Sie haben schließlich 
auch die SPD und die Gewerkschafts- 
führung auf ihrer Seite, die Ihren 
Einfluß unter den Arbeitern dazu 
ausnutzen, um diese zu verschau- 
kein, 

‚Auf der anderen Selte stehen die 
Arbeiter: ohne eigene Organisation, 
die sie sich wirklich verlamen 
könnten, well sie von Ihnen selbst 
‚getragen würde, fast ohne Verbin: 
dung zwischen den einzelnen Bo- 
trieben; und selbst die Vertrauens 
leutekörper im Betrieb sind gespal 
ten zwischen. Interosenvertretern 
‚der Kollegen und Handlangern der 
Gewerkschaftsfühl 

Es muß nicht «0 sein, daß die 
Kapitalisten „schlauer als wir" a 
wenn die Arbeiter dazu komm 
ihre Kraft und ihre Urfahrung zu 
sammenzuschließen, wenn sie sich 
eine Organisation schaffen, die zur 
wirklichen Führung ihres Kampfes 
wenen die Kapitalisten werden kann 

Aber noch ist die Stlmmung in 
den spontanen Kämpfen mel 
daß die Mehrheit der Arbeiter 
dem Knfluß der bür 
Paganda sich. dageı $ 
um Kampf gegen das Kapital wirk 
sam zusammenzuschließen, Die Fol: 
ge sind Niederlagen. 


‚Allerdings habe ich In meiner 
ion Tätigkeit In der BRD aucı 
jon Eindruck gewinnen müsse 
zumindest einige Leute In di 
nicht Interessiert sind an 
haft Italenlscher Arbel 


INN 


Was meinen wir damit? Wir mei- 
nen damit, daß die Konsequenz aus 
‚den Erfahrungen nur der Zusam- 
menschluß in und um die Kommu- 
nistische Partei der Arbeiterklasse 
sein kann. Denn nur eine solche 
Partei, die mit dem Sozialdemokı 
tismus völlig gebrochen hat und eine 
selbständige Arbeiterpolitik be- 
treibt, vermag die Tageskämpfe der 
‚Arbeiter zum Erfolg zu führen. Mehr 
noch: selbst Erfolge z.B. im Lohn- 
‚kampf können den Teufelskreis von 
Lohn und Preissteigerungen nicht 
druchbrechen. Auf dieser Ebene 
können zwar nachträglich die vom 
Kapital verhängten Preissteigerungen 
wettgemacht werden — mehr aber 
auch nicht. Es wiederholt sich die 
Geschichte von Hase und Igel: wenn 
die Arbeiter mit dem Lohn schnau- 
fend angelaufen kommen, dann 
steht der Kapitalist mit den Preis- 
erhöhungen schon da und ruft 
„‚lck bünn all hier!“ — So kann nur 
durch eine grundlegende Änderung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse — 
durch die Beseitigung der kapitali- 
stischen Ausbeuterherrschaft — der 
Zustand aufgehoben werden, in dem 
die Arbeiter zu Abwehrkämpfen 
gegen die Angriffe des Kapitals ge- 
Zwungen sind, 


Die Stimmung Ist aber so, daß 
von einer Mehrheit der Arbelter 
jeder Verdacht ängstlich zurückge: 
wiesen wird, ihr Kampf hätte mit 
mehr zu tun als bloß mit einer 
Lohnerhöhung, hätte vielleicht gar 
mit Kommunismus etwas zu tun 
als ob das etwas höchst Peinliches 
und „Unanständiges" wire. Diese 
wird von der bürgerlichen 
janda geschickt durch mas 
ven Druck geschürt: so etwa, wenn 


INN 


schen Arbeitern angeblich zu viele 
Kommunisten sein sollen.” Wo. der 
DGB wegen der ausländischen Arbei- 
ter mit den Gewerkschaften ihrer Hoi 
matländer zusammenarbeitet, geschleht 
das mit den rückschritlicheren und. 
weniger wichtigen Gewerkschaften, »0. 
mit der UIL (sozlaldemokratisch) In 
Itallon,obwohl CGIL und CISL größer 
sind, 

Wenn sich der DGB gegen nationı- 
listische Vorurteile gegenüber den aur- 
indischen Arbeitern wendet, dann ge- 
schieht das oft, um stattdessen die 
kapitalistische: Buroparldeologle zu 
propagleren, wie 2.D, der DGB im 
Kreis Nürnberg; „Es sieht 50 aus (1), 
als ob nationalistlsche Ressentimenis 
hochgesplelt werden gegen Angehörige 
anderer Völker, ausgerechnet zu einer 

der der Begriff eines einheit- 
lichen Europa beginnt Wirklichkeit zu 
werden"«,.Der ausländische Arbeiter 
ist der europäische Bürger von mor- 
gen, Der europäische Arbelter geht 


dischen Arbeiter in der IGM 
einen von 470 Delcglerten ve 

Wenn mangelnde Miigliederwerbung 
und Schulung unter den ausländischen 
Arbeitern an den DGB-Führern krit- 
siert werden, sind angeblich die west 
deutschen Arbeiter schuld, die gegen 


eine Ausweitung der Betreuung 
indischer Arbeiter s 
sichlich einige Arbeiter noch 


enlgend Verständnis für die Prpble 
der ausländischen Kollegen haben, 

Politik der DGB- 

kehrt 


‚daran die spalterisch 
Führer auch Ihren Anteil, Um 
sind in anderen Fällen angeblich die 
ausländischen Arbeiter schuld an 
mangelnden Fortschritten im gemein: 


„Bild“ behauptet, die Streiks. bei 
Klöckner seien „von Kommunisten 
geschürt“ — und damit  Betriebs- 
räten, Vertrauensleuten u.a, eine 
Distanzierung förmlich in den Mund 
legt. — Natürlich standen an der 
Spitze des Klöckner-Streiks keine 
Kommunisten. Es wäre aber durch- 
aus von Nutzen für die Arbeiter ge- 
wesen, wenn esso gewesen wäre] 


Rechte und linke Opportunisten: 


man 


Warum muß diese Sachlage jetzt 
besonders hervorgehoben werden? 

Zur Zeit überschwemmi eine Flut 
von Flugblättern der rechten und 
linken „Kommunisten“ die Betriebe, 
deren übereinstimmender Tenor im- 
mer wieder „Kampf! Kampf! 
Kampf!" „Lohnstreik jetzt!" u.d. ist, 

Dabei tut sich die revisionistische 
DKP besonders hervor, die seit zwei 
Monaten ununterbrochen auf der 
ersten Seite Ihrer Wochenzeitung UZ 
zum „Kampf“ trommelt und ver- 
sucht, durch Streikberichte und Her- 


Kampf, well sle großentells 
rlekschritilich selon, gerade erst vom 
türkischen Bauernhof In die Industrie 
kämen und danach als Taxlfährer in 
Istan bul arbeiten wollten. Sie hätten, 
enau wie ein Großteil der westdeu 
schen Arbeiterinnen die „Mental 
‚des provisorischen Arbelinehmersta- 
tw”, Das trifft 2.7, zu, Jedonfalls für 
die türkischen Arbeiter, Aber wer hat 
‚dann kaum etwas für die Organisie- 
nung und Schulung der ausländischen. 
Arbeiter getan? Wer bietet ihnen 
kaum eine Möglichkeit zur aktiven Mil- 

beit In der Gewerkschaft und hlockt 
fortschrittliche Alternativen ab? 

Trotz dieser Haltung der 


legen verbessert, en sind auch in den, 
Vertrauensleute: und Betriebsratswahr 
ten mehr ausländische Arbeiter se 
wählt worden, 

1967 wurden 642 ausländische Ver“ 


(6 In der IGM gewählt - das 


waren. 0,7% aller Vertrauensleute da- 
mals, 1970 wu indi- 
sche Vertrauens das 
waren 4,5% aller Vertrauensleute bei 


einem Antell der ausländischen Arbei 
ter von rund 10% in der IGM, 

Das neue Betr,VG. vor 
bt auch allen ausländisc 
tern endlich das Recht, in den Be. 
iriebsrat gewählt zu werden, und der 
DGB rief — in mehrere Sprachen Über- 
setzt — die ausländischen Kollegen da 
zu auf, gemeinsam mit Ihren west- 
deutschen Arbeitskollegen Betrieberats- 
kandidaten auf den Gewerkschafts- 
listen aufzustellen, Dieser Appell war 
genen das Aufstellen n 

in einigen F 

Kräften versuc 


INININNNNNNNNNNLN. 


DKP entspricht auf der anderen Sei- 
te der totale Opportunismus, mit 

dem sie das Verhalten der Gewerk- 
schaftsführung gegenüber den Arbei- 
terkämpfen beschönigt und ver 

fälscht. Das sind aber zwei Seiten 
ihrer opportunistischen Politik, die 
&s mit niemandem verderben will. 

In dieselbe Kerbe schlagen die 
uper-„linken“ „Parteien“ und 
Gruppierungen: 
jetzt Lohnstreik_ für Mark und 
Bfennig(Kommunistische Arbeiter- 
presse HDW Hamburg der „KPD“). 
„Tariffrieden brechen“ (Frischer 
Wind, Hamburger Betriebszeitung 
Werften der „„KPD/ML*). 

‚Auch der Zirkelblock Heidelberg- 
Bremen erweist sich wieder einmal 
als exponierter Vertreter dieser 
Politik: unkommentiert werden in 
ihren Zeitungen .„Wahrheit‘(Bre- 
men) und „Arbeiterzeitung”(Heidel- 
berg) ständig Streikberichte abge- 
druckt, nach der Devise: „Guck 
mal: da und da und da!“ 

Ihre Hamburger Filiale, die 856/ 
„KG“, verteilte kürzlich ein Flug- 
blatt zur Situation in der Metall- 
industrie, in dem es unter der Üb 
schrift „Was müssen die Arbeiter 
tun? © heißt: „Es müssen jetzt dem- 
entsprechende” gleiche Lohnerhö- 


War, gericht 


‚Spontaner Streik bel Hossch in Dortmund 


ausputzen halbstündiger Warnstreiks 


die Stimmung anzuheizen, und die 
ertroffene Pühigkelt besitzt, 


dieun 
schwammige Resolu 
Gewerke 
Stimmung Jen Dotrieben verfar 
sen muß, « „korrekte“ Kampf 
losungen unters Volk au bringen, 
unter dem Motto: „Da hat wie 
der einer ... Und wir stehen voll.da 
hinter!" 

Dor auffälligen Stgeik-Geilhelt der 


hungen für alle diskutiert werden! 

Vorseitige Kündigung des Tarif- 
vertragat“ 

Nach unseren Vorstellungen da 
gegen besteht die Aufgabe der Kom- 
munisten nicht darin, die Stimmung 
in den Netrieben künstlich „anzu- 
heizen“, indem man z.B. dan Arber 
tern in Hamburg. vorhält: Guckt 
mal, die bei Mannesmann(Klöckner 


Forts, nächste Seite 


Seite 
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Forts. von Seite 7 
iw.) streiken, und so müßet Ihr es. 
auch machen! 

Die bürgerliche Propaganda be- 
hauptet zwar ständig, daß „die 
Streiks von Kommunisten geschürt 
werden“. — Tatsache ist dagegen, 
daß wirkliche Kommunisten durch- 
zus nicht daran interessiert sind, um 
‚jeden Preis möglichst viele Streiks in 
Gang zu bringen. Wir wollen nicht 
möglichst viele Kämpfe, sondern 
möglichst erfolgreiche Kämp- 
fo. Deshalb legen die Kommunisten 
‚den Schwerpunkt nicht darauf, 
um jeden Preis gekämpft wird, 
sondern auf die Bewußtmachung 
‚des Kräfteverhältnisses und der Be- 
dingungen des Kampfes 

Den Revisionisten und Super- 
„Linken“ dagegen ist gemeinsam, 
&B in all ihren Flugblättern und 
Zeitungen kaum ein Wort zu den 
Bedingungen des Kamipfes steht, 
daß se sattdessen sozusagen „auf 
jeden Funken kräftig blasen, in der 
Hoffnung, daß ein Brand daraus 
wird”. 

So It die Situation jedoch durch- 


wit der 
sierter 
dei 


uniformen rüst 


norärhe: 
i auf 


auseinander: 


Herbst. 
Gensche: 
Kollı 


als Zentrum d 
nachschlay 


Parole) 


wollen den Zusammenschluß der 
Arbeiterklasse zum erfolgreichen 
Kampf gegen das Kapital. Das er- 
fordert nicht die Propagerung des 
spontanen Lohnkampfes um jeden 
Preis, sondern die Verbreitung poll- 
tischer Klarheit über die Bedingun- 
gen unseres Kampfes. 

Die spontane Bewegung der A: 
beiter ist da „der Angriff der Bour- 
geolsie bringt sie mit Notwendigkeit 
hervor — dazu braucht es selbstwer- 
ständlich keine „Kommunisten“, die 
bloß kräftig auf den Blasebalg treien. 

Der nur-gewerkschaftliche Kampf 
jedoch, wie er von Zeit zu Zeit von 
den linken und rechten Opportuni- 
sten gepredigt wird, führt in die 
Sackgasse, bedeutet kein Lösen von 
der bürgerlichen Ideologie, sondern 
in der Konsequenz deren Verfesti- 
gung! 


ie Aufgabe der Sozialdemokra- 
ten («Kommunisten) aber erschöpft 
sich nicht in der politischen Agita- 
tion auf ökonomischem Boden, ihre 
‚Aufgabe ist es, diese trade-unionisti- 
sche (nur-gewerkschaftliche) Politik 
in einen  sozialdemokratischen 


Anschaffung motori- 
Barrikaden-Räumer und 


r schützender Polizei- 


sich die 
in-westfälische Poli- 
erwartete Tarif- 
tzungen im 
Bundesinnenministe 

r und sein NR#- 

Weyer erwarten 
‚heißen Lohn- 
‚-Herbst® (DKP- 
das Ruhrgebiet, wo 


die DKP trotz aller Ablen- 


xungsmanöver bi 


bleibt. 


Inders aktiv 
Die Umrüstung der 


Polizei für die Herbstmanöver 


Kostet 


aus nicht, und daran ändern auch 
30 oder mehr Berichte aus bestreik- 
ten Betrieben nicht:.. Die Revisio- 
nisten und Super-„Linken“ wollen 


17 Millionen Mark. 


Kampf zu verwandeln, die Funken 
politischen. Bewußtseins, die der 
Ökonomische Kampf in den Arbei- 
tern entstehen läßt, auszunutzen, 
um die Arbeiter auf das Niveau des 
sozialemokratischen politischen 
Bewußtseins zu heben.“ (Lenin, 
„Was tun? =) 

Diese Worte Lenins zu beherzigen, 
ist auch eine verstärkte Aufforderung 
an die Genossen des Metall-Bereichs. 
des KB Hamburg, die eine ähnliche 
falsche Tendenz im letzten ARBEI- 
TERKAMPF im Artikel „Vertrag ist 
Vertrag“ und dem METALLAR- 
BEITER 8/73, „Das Maß it vol 
verfolgten. 

Metall-Komitse 
KB/Gruppe Hamburg 


— International-Harvester, Heidel- 


be: 

Nach fünf Tagen Streik erreichten 
die 600 Arbeiter eine Zulage von 
DM 30,- monatlich sowie eine Pau- 
schale von DM 60,- für die Streik- 
zeit. Durch die Beurlaubung von 6 
Arbeitern (darunter 4 Vertrauens- 
leute) sollte zusätzlicher Druck auf 
‚die Streikenden ausgeübt werden, 
‚doch die Kollegen solidarisierten sich 
mit den 6; ebenso im Harvester- 
Zweigwerk Neuß — wo eine Geld- 
sammlung veranstaltet wurde. Ange- 
drohte Entlassungen zogen die Un- 
ternehmer zurück, 

— Felten & Guilleaume, Kabelwerke, 
Köln: 

4.000 Arbeiter forderten Ende Mai 
in einem einstündigen Warnstreik 
DM 70,- Teuerungszulage. Ein De- 
monstrationszug von 2.000 Arbei- 
tern zog zur Unterstützung der For- 
derung vor das Direktionsgebäude. 

— Ford-Werke, Köln: 

Ende Mai wurden in verschiedenen 
Abteilungen kurze Warnstreiks für 
mehr Lohn durchgeführt 

— Holstein & Kappert, Maschinen- 
fabrik, Dortmund: 

1.500 Arbeiter und Angestellte 
streikten 2 Stunden für ihre Forde- 
rung nach DM 100,- mehr. Die For- 
derung wurde auf einer Kundgebung. 
vor dem Verwaltungsgebäude vorge- 
bracht. 

— Vereinigte Flugtechnische Werke, 
Lemwerder/Bremen: 

1.000 Arbeiter forderten mit einem 
einständigen Warnstreik 5 % mehr 


ge 
Etwa 800 Arbeiter streiktenan 2 Ta- 
‚gen für eine Teuerungszulage und für 
die Angleichung der Tarife Südwürt- 
temberg an die höheren Tarife in 
Nordwürttemberg. 

Z aimsemen: Iäbtenwuche, Due 


barg-Huckingen: 
Am 4. Juni streikten die Arbeiter des 
Verkehrsbetriebes 8 Stunden lang für 

eine Teuerungszulage. Sie erreichten 

einen Teilerfolg: 

die Leistungsprämie» wird rückwir- 
kend ab 1.4. um 15 Pfenning ange- 
hoben, ab 1.6. um 28 Pfenning. 

— Honeywell, Dömigheim/Hanau: 

1.000 Arbeiter traten in einen ein- 
stunaıgen Warnstreik. Ihrer Horde- 


Streiks für Teuerungszulagen 


fung nach einer Teuerungszulage ver- 
biehen sie mit einer Demonstration 
auf der Bundesstraße 8/40 Nach- 
‚Aruck. Dabei stoppten sie für 3 x 5 
Minuten den Verkehr. 


— Karmann Ghis, Osnabrück: 
Zum zweitenmal traten 500 Arbeı 
ter in einen kurzen Warnstreik für 
mehr Lohn. 

— Standard Electric Lorenz. SEL. 
Stuttgart: 

Die Arbeiter des Stuttgarter Betriebs. 
traten in einen kurzen Warnstreik 
und hielten eine kurze außerordent- 
liche Betriebsversammlung ab, auf 
der sie.ihre Forderung nach &iner 
Teuerungszulage vertraten 

— Meser-Werke, Griesheim/Frank- 
furt: 

Nachdem die leitenden Angestellten 
des Betriebes eine Gehaltszulage er- 
hielten, traten die 1.000 Arbeiter in 
einen einstündigen Warnstreik‘und 
verlangten: Teuerungszulage für alle! 
— Adler-Werke, Frankfurt: 

800 Arbeiter forderten in einem 
halbstündigen Warnstreik eine Teue- 


rungszulage. 

— Krupp Widia-Werke, Essen: 
2.000 Arbeiter forderten in einem 
Warnstreik DM 70,- monatlich Teue- 
rungszulage. 


Diese Streiks aus dem letzten Mo- 
nat — die Aufstellung ist keineswegs 
vollständig — zeigen deutlich Zer- 


aplı 
westdeutschen Arbeiterbewegung. 
weisen auf Ihren nur „pontanen Cha- 
rakter hin. 

‚Die gegenwärtige Arbeiterbewe- 


jung ist spontane Arbeiterbewegung. 
Damit meinen wir, daß den Arber 
tern das sozialistische 
Bewußtsein fehlt, dh. ‘die 
Erkenntnis der unversöhnlichen Ge- 
sensätzlichkeit ihrer Interessen zu 
dem gesamten gegenwärtigen polit 
schen und sozialen System” (Lenin, 
Was tun? ). 

Die gegenwärtige Arbeiterbewe- 
gung bleibt als spontane Arbeiterbe- 
wegung den Bewegungsgeseizen der 
‚Konjunktur unterworfen: im wirt- 
schaftlichen Aufschwung erreicht sie 
‚einen höheren Lohnzuwachs und so- 
ziale Verbesserungen, während sie 
im Abschwung der Konjunktur so- 
gar eine Senkung des Rsallohns hin- 
nimmt. 

Die Bewegungen der Konjunktur 
sind aber durchaus kein „unabänder- 
liches Gesetz”, dem die Ärbeiter sich 
in jedem Fall anpassen müßten. Die 
‚Arbeiterbewegung bleibt den Kon- 
Junkturbewegungen unterworfen, + 
weil und solange sie spontane 
Arbeiterbewegung ist, solange die 
‚Arbeiterbewegung also zur Entwick- 
lung einer. politisch-ideologischen 
selbständigen Klassenpolitik noch 
nicht in der Lage ist.” (Zitat aus 
„Unser Weg” Nr. 13, Dez. 71). IM 


m 24.5. traten die Arbeiter 
am Montageband in der Mann- 
heimer Landmaschinenfabrik 

John Deere in den Streik, nachdem 

das Tempo am Band gesteigert wur. 

‚de und die Vorgabezeiten vorenthal 

ten wurden. 

Zwei Tage später weitete sich der 
Streik aus, Sämtliche 2000 Arbeiter 
nahmen daran teil, zeitweise auch 
die etwa 600 Angestellten, Es wurde 
‚die Forderung nach 70 Pfennii 
Lohn, 120 DM Gehaltserhöhung 
und 60 - 80 DM mehr für die Lehr 
linge aufgestellt, 

Bei John Deere sind ausländische 
Arbeiter aus 22 verschiedenen Na 
tionen beschäftigt, die sich alle und 
aktiv an dem Streik beteiligten, 

Die gegen die ausländischen Ar 
beiter geschürten Vorurteile, natio- 
nale Überheblichkeit und rassisth 
sche Hetze versuchte die Unterneh 
mensleitung zur Spaltung der Strei 
kenden einzusetzen, Sie scheute vor 
keinem Mittel zurück, Personalchef 
Pohl hetzte gegen den „Terror der 
ausländischen Arbeiter und Anarchi 


sten“, Wilde Gerichte wurden mit 
williger Unterstützung der Mannhei- 
mer esse verbreitet 


Ein Arbeitswilliger sei 
durch das Werk gejagt worden. 

Ausländer hätten zwei deutsche 
Arbeiter verprügelt (Tatsache ist 
daß ein verhetzier deutscher Arbei- 
ter mit dem Messer auf ein 
löndischen Kollegen loswollte, und 
dieser sich natürlich wehrte, 

Zu mehreren Auselnanden 
gen mit dem Werkschutz kam e 


nackt 


dieser immer wieder versuchte, ein- 
zelne Arbeiter, sogenannte „Auf. 
wiegler“, zu schnappen und aus dem. 
Werk zu schleppen, was aber verhin- 
dert werden konnte. 

Am dritten Streiktag hatte die 
Unternehmensleitung Polizei vor das 
Werktor holen lassen und drohte 
deren Einsatz an. Mehrere Polizisten 
in Zivil wurden in das Werk einge- 
schleust 

Trotzdem führten die Arbeiter 
mit großer Härte diesen Streik wel 
ter, während die Represallen zu- 
men. 

Zunächst wurden die Lehrlinge 
die sich solldarisierten, beurlaubt. 

Dann wurae über Meister und 
‚Abteilungsleiter das Gerücht verbrei 
tet Angebot der Direktion 
ige vor, die Arbeit würde wieder 
aufgenommen, 


Trupps entschlossener Arbeiter 


zogen daraufhin mıt Mega 
durch das Werk und forderten zur 
Weiterführung des Streiks auf 
Mittlerweile hatten die Unter 
nehmer eine Schlägertruppe aus auf 
gehetzten Meistern, Abteillunglel 
tern und dem Werkschutz zusam 
mengentellt, Dieses Rollkommando 
fiel über kleinere Gruppen von Ar 
beitprn her, schnappte sich einzelne 
und schlug sie brutal zusammen. Die 
Arbeiter wehrten sich dagegen. Mehr 
als 30 Arbeiter wurden auf diese 
Art zusammengeschlagen, aus dem 
Betrieb goprügelt, und die Werks 


ihnen. abgenom 


men. 


Mit. diesem brutalen Terror ge 


lang es der Unternehmensleitung 
nach 8 Tagen, den Streik der kampf 
entschlossenen Arbeiter. der keine 
Unterstützung bei der örtlichen IGM- 
Führung und beim Betriebsrat 


beiter zusammengeschlagen wurde, 
schrie Personalche/ Pohl durchs Me. 
‚kaphon: „;Wir Deutschen lässen uns 
doch nicht von diesen Ausländern 
terrorisieren" und verteilte auf die 
am Boden liegenden Fußtritie, 
et der Jugendvertreter 
„ich sah, wie 


Zwei Werkschutzspitzel beobachten streikande Arbeiter und stellen „Aädeln 
führer” fest. Kurze Zeit später rückt die Schlägerbande der Unternätimer an, 


Das Ergebnis: ab 1.6. 20 DM 
monatlich Zulage, 15 DM für die 
Lehrlinge, 

Gegen 14 Arbeiter wurde die s0- 
fortige Kündigung 


(von denen einige 


augesprochen 


zuröckgezogen 


werden mußten), $ Ausländer wur 
‚den aur „freiwilligen“ Kündigung 
gezwungen, darunter ein Grieche 
‚dem die Abschiebung nach Griechen: 
land angedroht wurde, 

Auf einer Pressekonferenz be 
richteten Arbeiter von John Deere 
über das brutale Eingreifen der 
Schlägertrupps (die folgenden Zitate 
nach „UZ" 24/73) 

Während ein ausländischer Ar 


| ter der Kernmacherei deutere mit 


Karl 


dem Finger: ‚Den da und den und 
Die Beiroffenen wollten flie 

nur wenigen gelang es. Viele 

wurden verprügelt. Da merkıe Ich, 

daß neben mir der Müller (der Mei 

10er 

hand 


den‘, 
hen, 


‚Kongo-Miller") einen Aus 
bearbeitete und Ihn bis ins 


Gebüsch prügelte. Der Ausländer 
hing zwischen Zweigen und Ge 
sträpp, wurde wieder herausgezogen 
Es sollte total fertig gemacht wer 
den. Mit verzerriem Gesicht und 
Schaum vorm Mund stlerie mich der 
Meister an: ‚Was willst du denn, 
‚komm her, du kannst auch eine Ab 
reibung haben, dem Ausländerpack 
noch helfen wollen!“ 

Wieder berichtet 


Rainer Wie: 


scher in ein 
wickelt, dann tauchte der Werk 
schutz auf und erklärte, es könne 
für seine Sicherheit keine Garantie 
übernommen werden und er mlsse 
deshalb raus. Genauso ging es dem 
Arbeiter Karl Wolfaus der Getriebe 
montage, dem Personaldirektor Ji- 
ricek aagis, er könne für seine Sicher 
heit nient gurantieren und ihn vom 
Werkschutz rausschmeißen ließ. 
Der Jugendverireter Ackerlund 
erzählt: „Wenn Sie den Mund nicht 
halıen, Kann piöralich der Fall ein 
treien, daß ich für Ihre persönliche 
Sicherheit nicht mehr gerantieren 
kann,“ sagte der  Werkschutzche/ 
Lechner, obwohl sich sonst niemand 
inder Nähe befand und legte Acker 
hund ‚wie bei einer Verhaftung‘ die 
Hand auf die Schulter. Wenig spät 
stand er in Hemd und Arbeitihone 
und ohne Motorrad und Kiamotten 
Im Nieselregen vor dem Werkator,” 


Gewerkschafts-Kommission 
des Motall-Bereichs, 
KB-Gruppe Hamburg 


Nr. 30/Juli 7: 


"ABGEWRACKT" 


Produktionseinstellung bei Ha- 
nomag-Henschel, Werk Harburg 


Innerhalb der nächsten 16 Mo- 
nate soll im Harburger Hanomag- 
Werk die Transporterproduktion 
‚eingestell( werden. Das Werk, es 
gehört seit 2 Jahren zu Daimler- 
Benz, ist gegenüber anderen Pro- 
duktionsmöglichkeiten (Hanomag + 
Werk in Bremen) für die Daimler- 
Benz Kapitalisten unrentabel gewor- 
‚den, Sie können die in Harburg ge- 
bauten Transporter In Bremen gün- 
stiger, mit mehr Profit produzieren 
lassen, Daher hat der Daimler-Vor- 
stand die Verlegung nach Bremen 
beschlossen. Diese Einstellung be- 
deutet faktisch das Abwracken des 
Harburger Werkes. Nur einzelne Pro- 
‚duktionsteile (Dreherel, Gelenkwel- 
lenfertigung usw.) werden in Har- 
burg bleiben. 

Im Werk selbst wurde dieses Vor- 
haben nur durch einen Zufall be- 
kannt. Auf einer Bremer Betriebs- 
versammlung wurde der unruhigen 
Belegschaft gesagt, daß sie dem- 
nächst die Harburger Transporter 
bauen wird. (In Bremen ist kürzlich 
‚ebenfalls ein unrentabler Transpor- 
tertyp eingestellt worden — die 
Kollegen dort wollten wissen, was 
mit ihnen geschieht.) Diese Meldung 
gelangte als Gerücht nach Harburg. 
Hauptsächlich in einer Abteilung — 
dem Karrosseriebau — wurde das 
Gerücht anders als sonst aufgenom- 
men, 

‚Gerüchte sind im Harburger Werk 
an sich noch nie eine Seltenheit ge- 
wesen, Gerüchte über bevorstehende 
Produktionseinstellung schon gar 
‚nicht — sie wurden daher im Lauf 
‚der Zeit mit Gelassenheit aufgenom- 
men. Diesmal war das anders, 

„Nach dem Urlaub geht die 
Transporterproduktion nach, Bre- 
men" hieß es. Dies wurde aufge- 
nommen, es wurde diskutiert, ob 
da was dran sei, ob man nicht was 
‚tun müsse usw. Vor allem mußten 
‚genaue Informationen rangeschafft 
werden. Es wurde der Vorschlag ge- 
macht, am nächsten Tag — Diens- 
tag — eine Abteilungsversammlung. 
im Karosseriebau durchzuführen, 
‚ein Betriebsratsleitungsmitglied und 
ein Vertreter der Geschäftgleitung 
sollten dazu geholt werden. Der 
Vorschlag wurde angenommen, die 
Sache organisiert und am Dienstag. 
zum  Schichtwechsel versammelte 
sich die Spätschicht und Teile der 
Frühschicht. 

Nach mehrmaliger Aufforderung 
kamen zwei Mitglieder der Betriebs- 
kamen zwei Mitglieder der Betriebs- 
ratsleitung — die Geschäftsleitung 
kam nicht, es wurde allerdings auch 
nicht genügend Nachdruck hier hin- 
tergesetzt. Der Betriebsrat gab dann 
die Information durch, daß inner- 
halb der nächsten 16 Monate die 
gesamte _ Transporterproduktion 
nach Bremen geht, daß aber die Ar- 
beitsplätze nicht gefährdet seien, 
weil die Konzernleitung die Zusi- 
cherung gemacht habe, neue Ar 
beitsplätze mit gleichwerligen Lohn- 
gruppen zu schaffen, Dies allerdings 
wurde mit starker Skepsis aufge- 
nommen. Zu stark waren die 
fahrungen mit der letzten Produk- 
ionseinstellung bei Hanomag- 

Als vor 2 Jahren der Kastentyp 
verlegt wurde, wurden ebenfalls vie- 
ie schönklingende Versprechungen. 
gemacht - die nie eingehalten wur- 
‚den. So wurde in der anschließen- 
den Diskussion daher auch eine um- 
schende Betriebsversammlung zur 
Information aller Kollegen gefor 
dert, der Betriebsrat wurde aufge- 
fordert, ständig über den Stand der 
‚Dinge zu berichten. Weil eben auch, 
vor allem aus den alten Erfahrun- 
sen, klar war, daß die Konzernlei- 

tun wird, wur- 
pf- 
von einem Teil der 


wesenden 
Mein Barfuß, unter 
stützt; es sollte sich nur wenig spä- 
tor zeigen, ob dies ehrlich oder als 
taktisches Manöver gemeint war 

Die Aktion selbst blieb auf den 
Karosseriebau beschränkt, die In 
formationen kamen in den etwas 
„antfernieren“ Abteilungen zuerst 
‚har als Toro an. Obwohl sonst die 


‚Kommunikation zwischen den Ab- 
teilungen hervorragend ist, in diesen 
Fragen klappt es noch sehr schlecht, 
Erst nach einiger Zeit sprach sich 
herum, was tatsächlich 105 ist. 

In den nicht direkt betroffenen 
Abteilungen, Gelenkwellenbau, Dre- 
herei usw., machte sich daraufhin. 
‚der Standpunkt. breit „wir sitzen 
hier im Trockenen, uns kann nichts 
passieren“, Dies ist jedoch eine ge- 
führliche Illusion. Schon heute zeigt 
sich, daß die Geschäftsleitung vor- 
hat, mit der Welle der Produktions 
einstellung gleichzeitig in den ande- 
sen Abteilungen neue, schärfere An- 
wife zu starten. 

So wurde in einigen Abteilungen 
(Gelenkwellenbau, Chassiband) mit 
erpresserischer Methode versucht, 
die Zeiten zu kürzen. „Entweder 
ihr arbeitet schneller, oder wir ver- 
legen in andere Werke“, hieß es. 
‚Außerdem setzte kurz nach Bekannt- 
werden der Daimler-Pläne ein regel- 
rechter „Run“ auf die vermeintlich 
sicheren Arbeitsplätze ein. 

Auch dies verbucht die Ge- 
schäftsleitung auf ihr Konto, indem 
sie dies zum Anlaß nimmt, Lohn- 
gruppen zu kürzen, Angesichts die- 
ser, heute bereits umfassenden An- 
eff auch in den nicht durch Veı 
gung direkt betroffenen Abteilun- 
gen, zu sagen, die Dreherei, die Ge- 
lenkwellenfertigung sei nicht betrof- 
fen, bedeutet eine gefährliche Un- 
terschätzung des tatsächlichen Aus- 
maßes des Vorgehens der Daim- 
ler-Bosse, Hier handelt es sich ganz 
direkt um einen Angriff auf die ge- 
samte Belegschaft! 

Die Stimmung in den direkt be- 
troffenen Abteilungen schwenkte 
bald in Abwarten und z. T. Ri 
tion um. Abwarten, was’ die 
'handlungen zwischen BR und Ge- 
schäftsleitung bringen, Resignation, 

nach und nach das ganze 
klar wird — dagegen aber 
‚was dagegen zu tun sel, 


Betriebsrat A 
— keine Unterstützung 
für die Arbeiter 


Kurz nach Bekanntwerden der 
Daimler-Pläne wurde eine VK-Son- 
dersitzung einberufen, auf der alle 
Vertrauensleute noch einmal über 
die Angelegenheit informiert wur- 
‚den, 

Im Gegensatz zu der vermeintli- 
chen Unterstützung der Kollegen 
durch den BR im Karroseriebau, 
wurde auf dieser Sitzung eine Be- 
were ni" ieser"Sitzung eine ne- 
triebsversammlung abgelehnt, von 
Kampfmaßnahmen war gar keine 
Rede mehr. Eine Betriebsversamm- 
hung sollte erst dann erfolgen, wenn 
etwas „Neues“ geschieht, Die Pro- 
duktionseinstellung selbst war nicht 
Grund genug. 

Zu diesem Zeitpunkt aber wäre 
eine Betriebsversammlung gerade 
deshalb dringend notwendig ge\ 
sen, um der aufkommenden 
nation zu begegnen und um 
in den nicht direkt betroffenen Ab- 
teilungen das Ausmaß der Einstel- 
lung klarzumachen, um klarzuma- 
‚chen, daß hier die gesamte Beleg- 
schaft betroffen it, 

Alı abschließende Krönung wur- 
den die Vertrauensleute von der 
BR-Leitung aufgefordert, die Kolle- 
‚gen zu beruhigen! 

Es wird deutlich, wie sehr diese 
Botriebsratsleitung jedes welbständi- 
ge Handeln der Arbeiter, jeden ak- 
ven Widerstand gegen die geplante 
Einstellung verhindern will, Die BR- 
Leitung wi mit der Konzernleltung 
verhandeln. - Schön, Allerdings 
wurde kurze Zeit später deutlich, 
wie kläglich dies gescheitert iat. 


Verhandlungen — 
Nichts als Farce 


Die Verhandlungen brachten 
nichts, Ungefähr 4 Wochen nach Be- 
kanntwerden der ganzen Sache wur. 
de bekannt, daß die Unternehmens- 
leitung angeboten hätte, für 200 Ar- 
beitsplätze Montage-Arbeit aus an- 
deren Werken (Teilemontage) zu 
holen, Diese Arbeit sollte mit 14 
Arbellswerten (Lohngr. 4) bezahlt 


werden, Gegenüber der Tatsache, 
daß von der Einstellung 
a 590 Arbeiter betroffen sind 
(nach eigener Schätzung sind es ca. 
1000), daß hier bisher zwischen 17 
und 27 Arbeitsworten (Lohngr, 5-7) 
bezahlt wurde, kann dieses Angebot 
nur als Frechheit bezeichnet wer- 
den, 

Wieder einmal wird deutlich, mit 
welchen Tricks die Konzernleitung 
arbeitet, Zur Beruhlgung heißt es 
„Zusicherung über neue Arbeits- 
plätze“, hinterher kommt ein I 
cherliches Angebot raus. Der Har- 
burger Betriebsrat hat dieses Ange- 
bot angeblich erstmal abgelehnt — 

‚der Gesamitbetriebsrat hat be- 
reits zugestimmt, d.h, er hat der 
Umlagerung aus den anderen Wer- 
ken zugestimmt, Hier wird offen- 
sichtlich geschickt Theater gespielt. 
Man macht Verhandlungen (um vor- 
zuweisen, daß etwas getan wird), es 
kommt ein lächerliches Angebot 
(Die Unternehmensleitung hat sich 
„ernsthaft”“ um Arbeitsplätze be- 
müht), der Harburger Betriebsrat 
lehnt ab (Er steht an vorderster 
Front und muß aus ‚Grün- 
den ablehnen, um sich bei der Har- 
burger Belegschaft nicht. vollends 
unglaubwürdig zu machen), der Ge- 
samtbetriebsrat stimmt zu (womit 
die Sache trotzdem gelaufen sein 
dürfte). So muß man diese Verhand- 
lungen wohl einschätzen — eine ge- 
schickt gemachte Farce, 

Es zeigt sich hier allerdings, wo 
Verhandlungen hinführen, die sich 
der Kontrolle und dem Kampf der 
Arbeiter entziehen — in die Sack- 
mm. 

Nach diesem Angebot glaubt 
kaum jemand im Werk noch daran, 
daß es keine Entlassungen gibt und 
daß alles sauber und glatt abläuft. 
Es ist nun allerdings eine Betriebs- 
versammlung einberufen worden. 
Normale Abteilungsversammlungen 
hätten aufgrund der neuen Entwick- 
lung sicherlich nicht ruhig und ge- 
‚ordnet ausgesehen, vor allem hätten 
sie sich der Kontrolle durch Ge- 
schäftsleitung und BR-Leitung ent- 
zogen. Es ist nun sicherlich anzu- 
nehmen, daß Geschäftsleitung und 
in ihrem Fahrwasser auch die BR- 
Leitung versuchen werden, diese, 
Betriebsversammlung zum Forum 
der Beschwichtigung zu machen. Es 
gilt diese Betriebsversammlung zum 
‚Forum der Belegschaft zu machen! 


Klarheit, 
Solidarität, 
Entschlossenheit — 
darauf kommt esan. 


Es stellt sich die Frage, was ist 
gegen die geplante Produklionsein- 
stellung notwendig zu tun? 


fiziell * 


Bine Produktionseinstellung oder 
Verlagerung Ist ein ganz elementares 
Mittel der Kapitalisten zur Profit- 
steigerung, Weil in Bremen günstiger 
als in Hamburg produziert wird, 
‚seht der Transporter nach Bremen, 
weil der Bremer-LKW-Typ unrenta- 
bei geworden ist, wird er eingestellt, 
weil der Kassler LKW-Bau keinen 
Profit mehr bringt, wird er eben- 
falls eingestellt, Es wird verlegt, ein- 


‚gestellt, neu produziert — je nach- 


‚dem, wie es die kapitalistischen In- 
teressen fordern. 

Das Recht hierzu ist in den Ge- 
setzen des „demokratischen“ Lan- 


zur 


PRODUKTIONSEINSTELLUNG 


Aus unsere 
Solidari 


nur als Kampf gegen dioson gesamte 
System geführt werde 

‚Nun kann ein offensiver und ak- 
tiver Kampf derzeit bei Hanomag 
kaum in aktiven Kampfhandlungen 
auf breiter Ebene mit klarer (politi- 
scher) Stoßrichtung bestehen. Dies 
‚Jedoch gilt es zu entwickeln, Die be- 
iriebliche Situation - die noch man- 
geinde Solidarttät unter der Beleg- 
schaft, die mangelnde Klarheit über 
die Produktionseinstellung und vor 
allem über den zu erwartenden Ge- 
genschlag der Konzernleitung lassen 
Überdies überhaupt einen. aktiven 
Kampf schwerlich zu, 


tät 


kommt es an! 


des BRD. verankert, es wird abge- 
sichert vom Staat, vom kapitalisti- 
schen Staat, der durch die „Rreiheit 
des Eigentums“ Produktionseinstel- 
lung und Massenentlassungen nicht 
nur „erlaubt“, sondern jeden Ein- 
griff in dieses Recht mit allen Mit- 
fe niederchlit. 

jas mit den Arbeitern ie 
ist hierin den Vortandseinmern 
ein untergeordnetes Problem, Ihre 
Interessen gehen erst dann in die 
Überlegungen ein, wenn die Arbei- 
ter den Kampf gegen Produktions- 
einstellungen und Massenentlassun- 
gen aufnehmen. Da Produktionsein- 
stellungen zu diesem Gesellschafts- 
system gchören wie das „Gelbe“ 
zum Ei, kann ein Kampf hiergegen 
in letzter Konsequenz erfolgreich 


N 


Der Kampf bei Hanomag muß 
heute in erster Linie so aussehen, 
daß die Solidarität unter der Beleg- 
schaft gestärkt wird, daß die Klar- 
heit über die Notwendigkeit eines 
aktiven Kampfes und vor allem die 
Klarheit über die politische Verbin- 
dung der Produktionseinstellung mit 
diesem System verstärkt wird. Dies 
‚muß die zentrale Aufgabe aller fort- 
schrittlichen Arbeiter bei Hanomag 
sein, und dieser Kampf muß offen- 
siv gegen alle falschen Anschauun- 
‚gen geführt werden. Nur so können 
die Voraussetzungen für einen er- 
folgreichen aktiven Kampf geschaf- 
fen werden. 


riebszelle Hanomag-Henschel, 
KB/Gruppe Hamburg = 


Ein konsequenter Schritt! 


Heinz Scholz: 
Vom Gewerkschaftsführer 
zum Personaldirektor 


er Bezirksleiter der 1G Metall 
mburg Heinz Scholz wird 
"Anfang Juli die Firma wech- 


t seine Stellung als Ge- 
werkschaftsführer auf und fängt als 
Personakdirektor bei der Howalt- 
Deutsche-Werft (HDW) in Hamburg 
an. Ein konsequenter Schritt. Seine 
Tätigkeit als HDW-Bom wird sich 
ar nicht so schr von seiner bisheri- 
gen als Gewerkschaftsfunktionär un- 
terscheiden, Scholz ist den Mett 
lern Hamburgs seit Jahren durch 
seine arbeiterfeindliche Politik be- 
kannt 
W Seit etwa zehn Jahren sitzt 
er im Aufsichtsrat der HDW, 
kassierte Zigtausende an Aufsichts“ 
ratsgeldern und bastelte mit an 
Fusions- und Rationalisierungsplä- 
nen, die den Werfikapi 
Sanierung ihrer Profite und zum 
Anschluß an die EWG verhelfen 
sollen. Daß im Rahmen dieser „Rı 
tionalisierungen” 
der süllgeiegt werden sollt 
haben die Kollegen nicht 
ihrem _ „Arbeitnehmervertretei 
sondern erst aus der Zeitung er- 
fahren. 
W Aıs die Stillogung öffentlich 
bekannt gegeben wurde, gab 
Schola vor den NDW-Vertrauens- 


leuten offen zu, daß er schon seit 
67 wußte, daß Finkenwerder bei 
‚der Fusion draufgehen würde! 
Während der Tarifrunde 71 
versuchte er, die Arbeiter da- 
von abzuhalten, ihre Forderung: 
aufzustellen. Ganz im Sinne der 
Unternehmer wollte er ihnen weis- 
machen, die Arbeiter müßten durch 
niedrige Forderungen „eine Vor- 
leistung zur Preisstabilität bringen”. 
WE Bereits 1970 war er mit der- 
artigen Vorstellungen bei den 
Kollegen der Klöckner Hütte Bro- 
men auf einhellige Empörung g6- 
stoßen: sie ließen ihn nicht mehr 
zu Wort kommen und pfiffen und 
buhten so lange, bis Schola wut- 
entbrannt die Beiriebsversamm- 
lung verließ, und versprach, nie 
wieder auf der Hütte zu erscheinen 
‚(dies Versprechen hat er gehalten!). 
Fürwahr ein Paradebeispiel für 
die Gewerkschaftsführer, mit denen 
es die Arbeiter eines imperlalistk 
schen Landes wie der BRD zu tun 
haben: korrupt bis auf die Knochen, 
Agenten der Kapitalistenklasse in 
der Arbeiterklasse, von denen die 
Arbeiter, trotz gelegentlicher „lin 
Verkleidung, nichts zu erwar 


Beispiel ist der jet: 
burger Innensenator Ruh 
mau, der weit Jahren als SPD-Poli 
tiker vor allem die Aus- und Auf- 
rüstung der Hamburger Pollzel be 
treibt und deren Schlagkräftigkelt 


gegen die Bevölkerung bereits bei 
mehreren Gelegenheiten unter Be- 
weis gestellt hat: die Erschies 
sung Petra Schelms, die brutalen 
Knüppeleien bei verschiedenen fried- 
lichen Demonstrationen und. die 
terroristische Räumung des besetz- 
ten Hauses in der Bkhofstraße 
gehen u.a. auf sein Konto, 

Ruhnsu war Bezirksleiter der 
IGM Hamburg, bevor Scholz die- 
sen Posten übernahm, 

Eine moralische Kritik an diesen 
Herren, die ihnen vom Standpunkt 
der Arbeiter vorwerfen würde, für 


renden Gewerkschaftsführer nicht 
von Ruhnau, Scholz & Co. 
Eine Unterscheidung liegt ledig 
, daß Leute wie Scholz das 
zu 
‚offen betrieben haben, Diese Poli 
tik können sie vor den Arbeil 
nicht länger glaubwürdig ver! 
Für diese Aufgabe, Agenten der 
Kapitlisten in der Arbeiterklasse 
zu sein, taugen sie nicht mehr, 
Jetzt it es wel nützlicher für die 
Kapitalisten, die Fähigkeiten und 


Erfahrungen dieser Arbeiterverräter 
direkt gegen die Arbeiter einzu 
setzen: als Personaldirektor oder 


Polizekihef. 
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Bremer Vulkan: 


‚Arbeiterkampf Nr, 30/Juli 73 


Nach acht Tagen Streik ein mieser Abschluß 


m 8, Juni traten die Arbeiter 
in allen Abteilungen der Bre- 
mer Vulkan-Werft in einen 


kurzen Warnstreik und erhoben die 
Forderung nach einer Teuerungs- 
zulage, 

Sechs Tage später, am Donners- 
tag morgen,den 14.6. setzte die Be- 
legschaft gegen den Widerstand des 
Betriebsratsvorsitzenden Kirchhoff 
eine außerordentliche Beiriebsver- 
sammlung durch, auf der die For- 
derungen vorgetragen wurden: 

DM netto für alle und 
Monatslohn und -gehalt. 

Während die Geschäftsleitung 
diese Aktionund Streiks als „illegal 
bezeichnete und die Forderungen 
ablehnte, hatte IGM-Ortsbevoll 
mächtigter Arno Weinkauf nichts 
besseres zu tun, als die Kollegen 


auf den „Tariffrieden“ hinzuwei- 
sen, 

Als dann einige Kollegen spontan 
riefen: „Kommt, wir schauen uns in 


Vegesack die Preise an!" 
ein Demonstrationszug von fast 
4000 Arbeitern in Richtung Vege- 
sack in Bewegung (Die Aktionäre 
haben den Gewinn in petto, wir for- 
dern 70 DM netto!“ )Damit hatte 
der Streik von 5000 Werftarbeitsrn 
begonnen, 
Am Freitag versammelten sich 
die Arbeiter (wie später an jeden 
Streiktag) zur Beratung auf der Wie- 
se am Haupteingang Lobbendorfer 
- ame 


monstration der Vulkan-Arbeiter 
durch Vegesack statt, an der sich 
nicht nur etwa 3000 Werftarbeiter 
beteiligen, sondern auch viele Arbei- 
terfrauen. Erstmals beteiligten sich. 
auch die Angestellten der Haupt- 
verwaltung an dem Streik, 

Zur selben Zeit finden, unde- 
merkt von den Streikenden Ge- 
heimverhandlungen in einem Hotel 


Urlaub angerechnet werden! 
ußerdem soll eine sogenannte 
paritätische Lohnkommission bis 
zum 31. Oktober eine eventuelle 
Angleichung der Vulkan-Löhne an 
die anderer Werften prüfen, 

Noch ‚am selben Abend um 
21.00 Uhr stimmen die Vertrauens- 
leute dem Ergebnis zu: von 169 An- 
wesenden stimmen nur drei mit 


gelang, die Arbeiter aus den Ver- 
handlungen herauszuhälten, sie so- 
zusagen zu Streikstatisten der aus 
Tarifrunden bekannten Verhand- 
hungsführung zu machen. 

Hierbei bewies die IG Metall- 
Führung einmal mehr, wie sie ihre 
Aufgabe in solchen Auseinander- 
setzungen begreift. Zuerst verschanzt 
sie sich hinter dem Tariffri 


‚Jeden Streikmorgen: Betriebsversammlung und Streikabstimmung der Werftarbeiter auf-der Wiese vor dem 


Lobendorfer Tor 


Streiktag)zur Beratung auf der Wie. 
se am Haupteingang Lobbendorfer 
‚Tor, Der Betriebsrat berichtete von 
der ablehnenden Haltung der Werf- 
tenleitung, was mit Pfiffen und Buh- 
rufen aulgenommen wurde. An- 
schließend stimmten die Arbeiter 
ab: fast einstimmig wurde die Wei- 
terführung des Streiks beschlossen. 
‚Am Montagmorgen um 6.45 sollte 
die nächste Versammlung auf der 
Wiese sein. 

Am Montag den 18. Juni emp- 
fing die Unternehmensleitung die 
Arbeiter mit Flugblättern: „Der 
Streik ist illegal — die Streikzeit 
wird nicht bezahlt, radikale Ele- 
mente. seien dafür verantwortlich, 
die Unternehmensleitung 
delt erst, wenn die Arbeit wieder 
aufgenommen ist", hieß es da. 

Aber kein Arbeiter betrat das 
Werftgelände. Auf der folgenden 
Versammlung forderten mehrere 
Sprecher nach dem Bericht des 
Betriebsrats die Fortführung des 
Streiks und die Aufnahme von Ver- 
bindungen zu anderen Betrieben. 
(In derselben Woche streikten auch 


‚Am 7. Sweiktag wieder geht ein 


‚Jeden Streikmorgen: Betriebsversammlung und Streikabstimmung der Werftarbeiter auf-der Wiese vor dem 


Lobendorfer Tor 


der Bremer Vahr staff, zu denen 
neben Geschäftsleitung und Be- 
{riebsrat auch Heinz Scholz hinzu- 
gezogen wurde, 

21.6.,achter Streiktag: Während 
‚der Geheimzug schon ohne die Ar- 
beiter abgefahren ist, wird auf der 
morgendlichen Versammlung die 
Fortführung, des Streiks beschlos- 
sen, Unter Pfui-Rufen und Pfiffen 
berichten einige Arbeiter, daß die 
Unternehmer versucht haben, sie 
mit telefonischen Angeboten zu 
bestechen. 

Am Abend deseiben Tages 
kommt es dann zu dem „ealisti- 
schen Kompromiß” (Heinz Scholz). 
Die Verhandlungen werden mit fol- 
gende Ergebnis abgeschlossen: 

@ ab 1. Juni 25 Pfennig mehr 

Lohn, 

© für Angestellte 43,- DM mehr 
Gehalt, 

@ für die Lehrlinge eine An- 
eichung der Ausbildungsver- 
tungen an die Schiffbauer 
(1. Lehrjahr 60,-DM, 2. Lehr- 


Demonstrationszug der Werttarbeiter 


durch Bromen-Vegmsack. Im Zug: Arbeiterfrauen. „Auch auf unsere Frauen 
können wir bauen, wir haben noch lange was zu kauen!” 


die Werftarbeiter auf der Bremer: 
havener Rickmers- und der Seebeck- 
Werft, ebenfalls gab es wiederholt 
Abtellungstreiks auf der Bremer 
Kiöckner-Hütte, In der anschließen. 
‚den Abstimmung wurde die Weiter 
führung des Streiks beschlosse 

Erst am sechsten Tag des Streiks, 
am 19,6,, nimmt die Werfleitung 
wieder Verhandlungen mit dem Be: 
triobsrat auf, IG Metall Bezirkulek 
ır Heinz Scholz bietet seine Dien- 
‚neutraler (1) Vermittler" 


"Am 20.6, finder die uwelte De: 


Jahr 120,-DM), 
statt der tarifichen 30% eines 
Monatslohns 40% 

das Weihnachtsgeld wird 
eine Treueprimie umgewa 
delt: nach einer Betriebszu- 
wehörigkeit von 6-12 Mona 
ten: 30,-DM, für jedes wei 
tere bis zum 25. Jahr jeweils 
15,- DM 

Von den sechs Werktagen des 
Streiks sollen drei Tage bis zu 
31,7. nuchgearbeltet word 

tend weitere drei 
unbezahlt. bleib 


une entweder 
oder auf den 


nein, drei enthalten sich. 

Nach der Aufforderung von Be- 
triebarat und Vertrauenskörper am 
Morgen des 22.6. wieder die Arbeit 
aufzunehmen, war um 7.15 Uhr der 
Streik beendet. 


Sozialdemokratische 
Streikführung 


Gerade das Beispiel des Vulkan- 
Streiks verdeutlicht, wie falsch das 
Verhalten vieler Kommunisten und 
solcher, die sich so nennen ist, ange- 
sichts der vielen zumeist Kurzitreiks 
in laute Kampfrufe auszubrechen 
und dafür ihre Pflicht, innerhalb 
solcher Aktionen, politische Klar- 
heit zu schaffen, vergessen. 

So ist es den Sozialdemokraten 
in dem Streik gelungen, über die 
acht Tage hinweg, den Streik fest 
in der Hand zu behalten und schließ- 
lich mit Unterstützung der Gewerk- 
schaftsführung ein Ergebnis zu er- 
zielen, das für die Arbeiter alles 


in alem gerechnet kaum eine Ver- 
besserung bedeutet (drei unbezahl- 
te Tage, Nacharbeiten von drei Ti 
gen), geschweige denn eine Stei- 
erung des Reallohr 

Viel wichtiger ist aber, daß es 


‚Anzeige 


hi 


und al var 


Der Rote Aufbau’ wurde Anfang 19) 


um den Streik abzulehnen — dann 
hilft sie kräftig. dabei mit, faulen 
Kompromiß auszuhandeln. Wenn der 
Betriebsratsvorsitzende nach dem 
Streik formuliert, „Man darf fest- 
stellen, daß eine Kompromißlösung 
gefunden worden ist, die wohl baj- 


den Selten arsch nid 0”, wo 
zeigt das deutlich, daß die Gewerk- 


schaftsführung keine eindeutige In- 
teressensvertretung der Arbeiter will, 
stattdessen immer wieder versucht, 
die Interessengegensätze zwisch 
Arbeitern und Kapitalisten, wie 
im Vulkan-Streik wieder deutlich 
wurden, zu schlichten. Es ist schon 
ein Hohn, wenn IGM-Bezirkaleiter 
Heinz Scholz sich als neutraler Ver- 
mittler anbietet, 

Es ist falsch, anzunehmen, daß 
solche Taten der Gewerkschafts- 
führer automatisch zu tieferer Ein- 
sicht in das Wesen der Gewerk 
schaftsführung führen — die andere 
Seite ist nämlich die einer Ver- 
stärkung der Resignation unter den 
Arbeitern (‚Hat ja alles doch keinen 
Zweck”) und damit einer Verstär- 
kung des Sozisldemokratismus . 
Das durch Schaffung _ politischer 
Klarheit zu verhindern, ist Aufgabe 
der Kommunisten, 


Kam 
dem 


Noch an einem anderen Punkt 
erwiesen die Sozialdemokraten ihr 
Geschic 

Am fünften Streiktag vetzten sie 
im_ Vertrauenskörper durch, eine 
VK-Delegation zum Bremer SPD- 
Bürgermeister Koschnick zu ent- 
senden, der sich dann „verständ- 
nisvoll die Sorgen der Ärbeitneh- 
mer” anhörte, Koschnick sandte 
noch am selben Tag ein Schreiben 
an die Vulkan-Direktoren, in dem 
er..batj.die Verhandlungen doch 
wiederl-aufzumehinen! Einen Tag 
später erklärten diese ihre Verhand- 
lungsbereitschaft, worauf sich Be- 
{riebsratsvorsitzender Kirchhoff vor 
die Arbeiter stellte und erklärte, das. 
ıch Koschnick zu verdanken! 

Auch hier wieder der Versuch, 
die Aktivitäten der Arbeiter in be- 
kannter Vater-Brandt-hilft -immer- 
Manier auf die Mühlen der Sozial- 
demokratie zu lenken, 

Und Kirchhoff ist zuzustimmen, 
wenn er nur zwei Tage nach dem 
Streik auf der Landesdelegierten- 
Konfe SPD-Betriehs- 
ns die 
Aktivität von Sozialdemokraten 
(hat) zu einer Beendigung der Ar- 
beitsniederlegungen geführt,” („We- 
ser Kurier", 25.0.73) 

Natürlich sind. Erfahrungen wie 
Geschlossenheit des Streiks, die 
große Solidarität, der gemeinsame 
Kampf, die morgendlichen Betriebs- 


Kampf, 

versammlungen und die Demonstra- 
tionen äußerst wichtig — mur der 
harte Arbeiteralltag Mßt sie schr 
schnell zur Geschichte werden. 

Eine Verfestigung dieser Erfah- 
nungen, die bewußte klassenmäßige 
‚Ausrichtung von Kritik und Unruhe 
unter den Arbeitern muß unser Ziel 
sein. 

Ein Vulkan-Arbeiter sagte nach 
‚dem Streik: „Einige von uns werden 
hoffentlich noch aktiver, aber viele. 
werden resignieren," 

Das letzte hoffen die Unterneh- 
‚mer, deren Direktor Schirmer nach 
dem Streik voll Zynismus erklärt: 
„Die Geschäftsleitung ist mit dem 
Erzielten Ergebnis, das uns sehr viel 
kostet, einverstanden — vor allem 
im Hinblick darauf, daß wir eine s0- 
ziale Verantwortung gegenüber den 
Familien der Streikenden haben ... 
Wir sind froh, daß durch die Ver- 
mittlung des IG Metall-Bezirkslei- 
ters die berechtigten Forderungen 
auf ein Maß hingezielt sind, das rea- 
istisch und akzeptabel ist. . Wir 
sind überzeugt, daß die bestehenden 


Konflikte. beseitigt sind.“ 

(„Bremer Nachrichten" vom 22.6. 
7) 

Meuall-Komitee 

KB/Gruppe Hamburg, 


Nachdruck von Texten der Kommunisten aus 
dreißiger Jahren zum Thema Faschismus 


‚nd ründlieher av mir den 
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nschöngen der Kommunndrn de 
Schon 1923 Mut Gil Adui, dewen Schr 


den zwanziger und 
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dureh eine konkrete und ne 
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twa einem Jahr trat die Ver- 
‚nskörperleitung der Firma Sio- 
mens AG in Hamburg zurück. 
Wachsende Kritik an ihrer Arbeit 
aus dem. Vertrauenskörper zwang 
se zu diesem Schritt, 

Die Bedingungen für eine gute 
gewerkschaftliche Arbeit sind bei 
Siemens erschwert durch die starke 
Dezentralisierung des Betrieben. N 
ben einer kleinen Werkstatt von etwa 
200 Kollegen in Rothenburgsort ex 
stieren zahlreiche Baustellen und 
Montagetrupps, auf die der größte 
Teil der Kollegen verteilt ist. Schon 
aus diesem Grund ist ein breit ge- 
streuten Netz von Vertrauensleuten 
besonders wichtig. Mit der Abwahl 
der VK-Leitung und der Neuwahl 
solcher Kollegen, von denen man 
sich bessere Arbeit erhoffte, war 
ein Schritt getan. Ziel war es, die 
gewerkschaftliche Organisierung zu 
vergrößern, stärkere Aktivitäten zu 
entwickeln und über die Vertrauens- 
leute die Information der Kollegen 
bessern. 


iste größere Aktivitäten ent- 
wickelten die Vertrauensleute 
Ivon Siemens zur Metalltarif- 
funde 1972/73. Früher als’die me 
sten anderen Betriebe begannen sie 
die Diskussion hienum und stellten 
schon Ende September ihre Forde- 
rung von 150 DM mehr linear auf. 
Diese Forderung wurde nicht nur 
wie vielfach üblich in Hamburg an 
die Gewerkschaftsführung geschickt, 
wo sie dann (zur Zeit noch) in den 
Papierkorb. wandert, sondern als 
Resolution an alle größeren Metall- 
betriebe in Hamburg gegeben und 
auf der Funktionärsversammlung im 
November vorgebracht. Außerdem 
wurde im November die erste Aus- 
‚gabe der „Informationen“ des Ver- 
trauenskölpers an die Kollegen ver- 
teilt, 5 
Der Protest der Siemens-Vertrau- 
ensleute gegen die 11%-Forderung 
und besonders ihre Ablehnung de: 
8,5% Abschlusses wurde ebenfalls 
‚auch an andere Betriebe verschickt. 
Nach dem Atschluß forderten sie 
die sofortige Einberufung einer 


Punktionärsversammlung. 

Die Aktivitäten des Siemens VK 
waren der Hamburger Ortsverwal- 
tung der IG Metall und den sozial- 
demokratischen Betriebsräten ein 
Dorn im Auge. Während sich die 
Betriebsräte lange Zeit zurückhiel- 
ten, begann die Ortsverwaltung noch 
in der Tarifrunde mit ihrem An- 
griff: Die Informationsblätter an 
die Kollegen wurden von ihr zen- 
siert und waren damit nicht mehr, 
wie beabsichtigt, ein kritisches Infor- 
mationsblati, sondern Sprachrohr der 
der Gewerkschaftsführung, wie die 
nebenstehende letzte Ausgabe zeigt 

| DerüberbetrieblicheKontakt, das 

Versenden von Stellungnahmen und 
Resolutionen an Vertrauenskörper 
anderer Betriebe, wurde den Kol- 
legen von der Ortsverwaltung ver- 
boten, 

Die sozlaldemokratischen Be- 
triebsräte bewiesen in ihrem Vorge- 
hen einmal mehr ihr taktisches Ge- 
schick, ihr Gespür, sich in den Si- 
twationen nach vorn zu spielen, wo 
(wie nach der Tarifrunde) ein Er 
lahmen der Aktivität einsetzte und 
sie sich dann wieder an die Spi 
stellen. 

Die fortschrittlichen Aktionen 
werden von ihnen‘ diffamiert, „wir 
waren ja von Anfang an dagegen“ 
(was auch stimmt, bloß in der Si- 
tuation, wo sie sich gegen die Mehr- 
heit stellen, wagen sie das nicht zu 
sagen) schreien sie hinterher, „aber 
Schwamm. drüber, wir versuchen es 
noch mal mit euch, Kollegen.“ 

Zum Generalangriff auf die Lin- 
ken wurde dann auf der ersten Sit- 
zung des neugewählten Vertrauens- 
körpers am 18.4. geblasen. Ziel- 
scheibe war eine Kollegin aus der 
alten VK Leitung, die an den oben 
geschilderten Aktivitäten wesent- 
lich mitbeteiligt war, Bei den Neu- 
wahlen zur VK Leitung wurde sie 
‚ebenfalls wieder vorgeschlagen, wo- 
rauf der neue Leitungsvorsitzende 
das Wort ergriff und scharf gegen 
gegen die Kollegin schoß. Er griff 
dabei zu den mittlerweile bekann- 
ten Methoden der Diffamierung und 
Demagogie, die sich wenig von dem 
unterscheiden, was die Kapitalisten. 


‚Auszug aus dem „Informations- 
blatt” der VK-Leitung bei 
Siemens/Hamburg 


Am 13.4.73 fand eine große Funk- 
tionärsversammlung im  Gewerk- 
‚schaftshaus statt, auf der der neue 
Vorsitzende der IG-Metall, Eugen 
Loderer, erstmals in Hamburg zu 
'Funktionären sprach. Die Versamm- 
lung begann um 16.45 Uhr und 
endete nach 21.00 Uhr. Als wich- 
tgstes Thema wurde über die letzte 
Lohnrunde gesprochen. Eugen Lo- 
derer brachte zum Ausdruck, wir 
können es nicht hinnehmen, daß 
die Arbeitgeber ihre Preise ständig 
erhöhen, während wir Vertragstreue. 
üben. Dieser Entwicklung wird die 
1G-Metall nicht tatenlos zuschen. 

Es wurde in aller Schärfe, aber 
‚sachlich diskutiert. 

Wenn man von einigen linksra- 
dikalen Chaoten einmal absieht, die 
soweit gingen, dem Vorstand zu 
unterstellen, daß_ er mit voller Ab- 
sicht die Geschäfte der Arbeitgeber 


‚besorze, 

Solche und ähnliche Äußerungen 
bzw. Aktivitäten zeigen die Absicht 
der Chaoten (die unter der Be- 
zeichnung RGO revolutionäre Ge- 
werkschaftsopposition  firmieren), 
Vorstand und Basis auseinander zu 
dividieren. 

Die Zielsetzung und Aktivitäten 
der RGO sind gewerkschaftsfeind- 
lich. 

So ist auch der Beiratsbe- 
schluß. der 1G-Metall vom 16.4.73 
verständlich, die Trägerorganisatio- 
nen der RGO, die KPD, KPD/ML 
und den Kommunistischen Bund 
(KB) für gewerkschaftsfeindlich zu 
erklären, d.h. die Mitgliedschaft und 
Mitarbeit bei den genannten Organ 
sationen sind nicht mit der Mit- 
Wiedschaft in der IGM vereinbar. 

Dieser Beschluß. ist keine Auf- 
forderung zur Kommunistenjagd. Er 
richtet sich lediglich gegen gezielte, 
‚Aktivitäten, die die Zersetzung der 
Gewerkschaften zum Ziel haben. 


Ostholstein 


Erst vor wenigen Monaten ist im 
ostholsteinischen _ Metallbetrieb 
Kuhnke eine IGM-Jugendgruppe ge- 
gründet worden; in dieser Zeit ist es 
den jugendlichen Kollegen jedoch 
gelungen, die bis dahin fast völlig 
brachliegende gewerkschaftliche Ar 
beit im Betrieb um einige Schritte 
voranzubringen. So geht es auch 
uf ihre Initiative zurück, daß bei 
Kuhnke jetzt erstmals ein gewerk- 
schaftlicher Vertrauenskörper (VK) 
gebildet wird. — Klar, daß die 
Kuhnke-Kapitalisten nur auf eine 
passende Gelegenheit Iauerten, 
‚gegen die aktiven Gewerkschafter 
‚zum Schlag auszuholen. 


m Freitag, den 18.5.73, wurde 
bei Kuhnke ein Flugblatt der 
IGM-Jugendgruppe verteilt, 
in dem die arbeitende Jugend zur 
verstärkten gewerkschaftlichen Mit- 
arbeit im Betrieb aufgefordert wur- 
de, Als die Geschäftsleitung davon 
Wind bekam, setzte sie sofort all 
Hebel- und ihre Gewährsieute 
Bewegung. um den Verteilen und 
„Hintermännern" auf die Spur zu 
kommen, Es wurde eihe regelrechte 
Hetzjagd im Betrieb inszeniert, Kol 
legen, bei denen man ein solcher 
Flugblatt gefunden hatte, wurden 
inge beschwatzt, ausgefragt und 
unter Druck gesetzt, bis schligßlich 
eine Kollegin preisgab, von wem sie 
‚das Flugblatt erhalten hatte, 
Der betreffende Kollege wurde 
sofort „beurlaubt, „weitere Maß- 


mutete „Hintermänner“ behielt 
man sich zunächst vor, Mittlerweile 
hat die Geschäftsleitung die Katze 
us dem Sack gelassen: der Kollege, 
der beim Verteilen ertappt worden 
ist, und der Leiter der IGM-Jugend- 
gruppe erhielten beide eine Yerwar- 
ung — u. weil sie „den Unterneh- 
merstand beleidigt“(!) hätten (dies 
bezieht sich auf eine Karrikatur im 
Flugblatt der IGM-Jugendgruppe). 
Für den Wiederholungsfall wurde 
die fristlose (1) Entlassung ange- 
droht, 

Zu diesen Maßnahmen hätte man 
sich veranlaßt geschen, weil der 


nahmen“ apan a und ande ver 


„Arbeitstrieden erheblich ges 
worden“ sei (? 1) - so „begründete‘ 
die Geschäftsleitung unter offen- 
sichtlicher Bezugnahme auf $ 74 
des von den rechten Gewerkschafts- 
führern und der SPD/FDP-Regie- 
fung in den Himmel gelobten BVG 
(Betriebsverfassungsgesetz) ihr Vor 
gehen. Bei allen Kollegen, die d 

Flugblatt gelesen hatten, herrschte 
die Meinung vor: „Hier wird mi 
Kanonen auf Spatzen geschomen!” 
Aber in Wirklichkeit richten die 
Kuhnke-Kapitalisten ihre Kanonen 
keineswegs nur auf Spatzen, sondern 
auf die ganze Belegschaft, In Wirk 
lichkeit sind ihnen die Arbeiter 
fesseln den reaktionkren letriebe 
verfassungapenstzes noch zu locker 
da, wo den Arbeitern noch ein 
minimaler Spielraum geblieben ist, 


soll er noch mehr eingeengt oder 
gar ganz abgebaut werden. Die Ge- 
schütze der Geschäftsleitung zielen 
auf unser Recht der gewerkschaftli- 
chen Betätisung im Betrieb, 

BVG, 4203): 

„Die Aufgaben der Gewerkschaf- 
ten . . „„insbesondere die Wahr- 
nehmung der Interessen ihrer Mit 
‚Wieder, werden durch dieses Gesetz 
(BVG) nicht berührt.” 

Erläuterung des DGB: 

„Die Vorschrift stellt ausdrück 
lich klar, daß die Gewerkschaften 
berechtigt sind, die Interessen ihrer 
Mitglieder uneingeschränkt auch im 
Betrieb zu vertreten,” 

(„Quelle” 2/72, 8. 55/56) 

Das Verbot, Flugblätter der IGM- 
‚Jugendgruppe im Betrieb zu vertei- 
len, ist ein allererster Schritt auf 
diesem Wege. Dahinter verbirgt ich 
ein Angriff der Treiber, Berger und 
Co, von der Geschäftsleitung auf 
die Arbeit klassenbewußter Gewerk- 
schafter schlechthin: auf die IGM- 
Jugendgruppe und auf den neupe- 
bildeten VK, 

Unter dem Motto „Den Anfin- 
gen wehren“ sollen Zunächst die 
Kollegen der Jugendgruppe durch 
ein exemplarisches Urteil einge- 
schöchtert werden, ferner soll der 
ganzen Belegschaft gezeigt werden, 
daß sich ein konsequenter Einsatz 
für die Rechte aller Kollegen nicht 
Iohne, die IGM-Jupendgruppe soll 
isoliert, von der übrigen Beleg 
schaft abgeıpalten und schließlich 
soll det VK, bevor er überhaupt 
seine Arbeit aufgenommen hat, zum 
Duckmäusertum erzogen werden. 

Mir dieser Politik der Geschäfts 
leitung zeichnet sich auch bei Kuhn- 
ke ab, was in den meisten Groß- 
betrieben der RD schon sell ein 
ner Zeit gang und gebe Ist; ver 


FF... Hetzkampagne gegen Linke 


alt ch und je bei Ihren Angriffen 
auf fortschriiliche Arbeiter anwen- 
den, Er bezeichnete sie als „Links- 
haotin“, die die „Schmierdlätter" 
verfaßt, (Diese Hetze wurde aus 
dricklich mit einem Artikel aus 
dem METALLARBEITER, einer 
Branchenzeitung des KB „begrün- 
det“.) Er bedauerte, daß’ er ihre 
Wahl zur Vertrauenstrau nicht ver- 
hindern konnte und empfahl den 
Kollegen, sie nicht zu wählen, da sie 
die Gewerkschaft spalten wolle und 
eigentlich gar nicht in den VK und 
in die Gewerkschaft gehöre. Dieser 
Angriff, vorgetragen im Beisein. 
des Mitglieds der Ortsverwaltung 
Jonni Müller, verfehlte seine Wir- 
kung nicht: die Kollegin wurde 
nicht wiedergewählt. Gerade bei den 
neuen, nicht informierten Vertrau- 
ensleuten konnte der Vonitzende 
seine Demagogie noch anbringen. 

In welche Richtung dieser An- 
griff wirklich zielte, wurde deutlich, 
als die neue Ausgabe der VK-Infor- 
mationen rauskam: Neben der Be- 
kanntgabe der neugewählten Lei 
tungmitglieder und dem Termin 
einer Jugendmitgliederversammlung 
wird als ausführlichster Punkt. der 
sogenannte „Extremistenerlaß“ des 
1G Metall:Vorstandes behandelt. 
Mit platten antikommunistischen 
Parolen wird gegen „Linksradikale“, 
gegen „Chaoten“ und angebliche 
„Zersetzung der Gewerkschaften“ 
jehetzt, in einer Art und Weise, wie 
wir sie zur Zeit auch aus der bürger- 
lichen Presse kennen. 

Es ist bezeichnend, daß in dem 
Schreiben kein Wort zu der Arbeit 
des Vertrauenskörpers steht, kein 
Wort zur Lage der Arbeiterund den 
aktuellen Aufgaben, Stattdessen 
wird nach links geschlagen — um 
so von den Problemen der Kollegen 
bei Siemens abzulenkeı 

Unter dem Deckmäntelchen des 
Vorstandsbeschlusses gepen „Extre- 
misten“ schlagen Gewerkschafts- 
führer und ihnen treu ergebene Be- 
triebsräte gegen solche Kollegen, 
die der sozialdemokratischen und 
klassenvenöhnlerischen Auffassung 
von Gewerkschaftspolitik aktiv und 
kritisch entgegenstehen. Massive 


schärfte Treibjagden auf fortschritt 
Jiche Gewerkschafter und kommun 


stische Arbeiter, politische Entlas- 


sungen und eine immer weiter ge- 
hende Aushöhlung unserer polit 


Die 
IG-Metall-Jugendgruppe 
Malente hilft die Rechte 
der werktätigen Jugend 
zu nutzen. Wir sind 
Junge Leute, die sich 
zusammengeschlossen 
haben, um die 

usbildungs- und 
Betriebsprobleme zu 
diskutieren und zu 
verbessern. 


Die arbeitende Jugend 
wird aufgefordert, mit 
uns an einem Strang zu 
ziehen und sich bei 
unserem nächsten Treff 
einen Einblick in unsere 
Arbeit zu verschaffen. 


TREFFPUNKT: 


INDUSTRIE-GEWERKSCHAFT-METALL 


ETALL - JO METALL - JO METALL 


Iugendgruppe Malente 


Jugendzentrum Jahnhöhe, Eutin; 
jeden Donnerstag, 17.00 Uhr 
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Einschüchterung gegen Einzelne soll 
fortschrittliche Aktionen, wie ale 
die Siemens-Vertrauensleute in der 
Tarifrande im Interesse der Kolle- 
gen unternahmen, verhindern 
Schließlich stecken dahinter ja 
„Linkschaoten und Zersetzer" 

Die Federführer solcher Ergüsse, 
wie. das letzte „Informationsblatt“, 
scheuen sich nicht, das von vielen 
Kollegen begrüßte Mittel, die Kolle- 
gen über Rundschreiben zu infor- 
nieren, für ihre erbärmlichen Tira- 
den zu verwenden. . 

Zur Zeit haben diese Leite im 
Vertrauenskörper dank der Unter“ 
stützung durch die Ortsverwaltun; 
der IGM wieder Oberwasser bekom- 
men und fortschrittliche Ansätze 
der Vertrauensleute zurückgedrängt. 

Für die linken Arbeiter darf das 
aber kein ‚Anlaß zur Resignation 
sein, Vielmehr kommt es jetzt da- 
rauf an, die positive Arbeit weiter 
zu entwickeln. Dabei ist es sicher 
auch angebracht, die Fehler in der 
Arbeit selbstkritisch zu beurteilen, 
die zu diesem vorübergehenden 
Rückschlag führten, 

Schon jetzt zeigt sich, daß Vor- 
stellungen und Aktivitäten zu wenig. 
in die Belegschaft hineingetragen 
wurden, so daß der wahre Charak- 
ter der Hetzkampagne und die zur 
Zeit stattfindenden Auseinander- 
setzungen vielen Kollegen überhaupt 
nicht verständlich sind. 

Auf diesem Boden versuchen 
dann die Gegner einer Klassenpo- 
tik in den Gewerkschaften, ihre 
Demagogie in die Belegschaft zu 
tragen. 

Übrigens: Daß der KB Mitglied 
einer RGO ist, wie im abgedruckten 
Schreiben behauptet, ist eine be- 
wußte freche Lüge der Gewerk- 
schaftsführung, die auf derselben 
Wellenlänge liegt, wie die Kommu- 
nistenhetze der Bourgeoisie, die eine 
Gruppe, die sogenannte " „KPD“, 
für kriminell erklärt, um entspre- 
‚chend gegen alle Kommunisten und 
Sozialisten vorzugehen. = 


Betriebszelle Siemens, KB/Gruppe 
Hamburg 


schen und gewerkschaftlichen Rech- 
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Fusion Thyssen-Rheinstahl 


m 193.197 gab die August 
Thyssen Hülte (ATH) Öffent- 
lich bekannt, 60,5% der Akti- 
'en der Rheinstahl AG erworben zu 
haben, 

Diesen Kauf Neß sich die ATH 
367 Mio; kosten. Damit ist. die 
Fusion der Großkonzerne Thyssen 
und Rheinstahl nahezu perfekt, es 
steht lediglich noch die Genehmi- 
ung der Europäischen Kommission 
in Brüssel aus. Doch darüber ist man 
allerorten zuversichtlich, denn die 
Produktionsprogramme beider Kon- 
zerne ergänzen „einander mehr, als 
daß sie konkurrieren‘, so die Ge- 
werkschaftszeitung „Metall“ (5/73). 
Während bei der ATH die Eisen- und 
Stahlerzeugung vorherrscht, ist es 
beim Rheinstahl-Konzern. die M 
allverarbeitung. 


August-Thyssen-Hütte (1972) 
Umsatz 9,8 Mrd. DM 
Beschäftigte 92 200 
‚Aktienkay 1010 Mrd, DM 
Rohstahlproduktion 11,6 Mio, t 
Rheinstahl AG «972, 
Umsatz 5,8 Mrd. DM 
Beschäftigte 62.800 
Aktienkay 470 Mio. DM 
Rohstahlproduktion 1,5 Mio. 
ws „Wirtschaftswoche“ Nr, 11, 
2.1973 

Dieser Aufkauf der Rheinstahl 


AG ging natürlich nicht ohne ge- 
waltige Schiebereien im Hintergrund 
ab. Bereits vor der Transaktion gab 
es bei einem Aktienkurs von ca. 
80 DM große Kaufaktionen. Durch 
und nach dem Aufkauf durch Thys- 
sen schnellte der Aktienkurs auf 
über 130 DM hoch, Insgesamt muß 
man dabei mit einem neunstelligen 
‚Schieber- und Spekulationsgewinn 
ie‘ ATH selber ist sicher, 
vor dem Ende der Krise, 
bei Rheinstahl aufgekauft zu haben 
und äußerte sich zuversichtlich, 
ihren Anteil bald wieder herausge- 
wirtschaftet zu haben. 

Der neue Sunerkanzern kommt 


Der neue Superkonzern kommt 
det Forderung der westdeutschen 
Kapitalisten nach „amerikanischen 
Dimensionen‘ nach. Dieser Konzern 
wird 155 000 Beschäftigte und 16— 
17 Mrd. DM Umsatz in diesem 
Jahr haben. Der Thyssen-Konzern 
wird damit auf die 20. Stelle der 
Rangliste. aller Großunternehmen 
rücken und der fünfigrößte Stahl 
Produzent der Welt sein. 


16,7 
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Umsätze in Mrd. DM 1972 der 
größten Drei in Westdeutschland 
(aus „Wirtschaftswoche“, Nr. 11, 
93.1973) 


Mit der Fusion entsteht gleich- 
zeitigein Superkonzern der Rüstung. 
‚Starid bereits die Rheinstahl AG in 
‚der Rüstungsproduktion in der BRD 
an vorderster Front, kommt jetzt, 
‚noch der Thyssen-Antell dazu, so 
wa: 

Der U-Boot-Bau = Rheinstahl-Werft 
(Emden) 

Der Bau von Kriegsschiffen und 
Panzerwannen für den Leopard = 
ATH = Blohm + Voss AG (Hamburg) 


‚Marder‘, 
\ipung von Jagdpanzern und War 
tung und Peparatur von Sikorsky» 
Hubschraubern = Henschel Werke 
(Rheinstahl-Kassel) 

‚Thyssen-Konzern war nach 
dem Krieg durch die Untflechtung 
des ehemals zweitgrößten Stahl 
produzenten der Erde, der Vereinig- 
ten Suahlwerke AG, entstanden. 
Seither hat sich die wortdeutsche 
Stahlindustrie und ‚allen voran 
‚Thyssen, seine Weltstellung nach und 


nach wieder erobert, Durch die 
Stahlkontore wurden Innerhalb von. 
10 Jahren vier große Stahlgiganien 
gebildet, so daß. 1972 sich die vier 
Konzerne Thyisen, Hoesch, Krupp 
und Salzgitter 90% von chemals 
58% des StahkUmsatzes der BRD 
teilten. Die Verluste der Kohle- 
produktion wurden durch die Ruhr- 
kohle AG dem Staat zugeschoben, 
Trotz. der schlechten Konjunktur. 
lage in den letzten beiden Jahren" 
hat der Thyssen-Konzern seine Stel- 
lung weiter zügig ausgebaut. In den 
letzten beiden Jahren wurden nahe- 
zu zwei Mrd. DM investiert, Erst 
kürzlich wurde in Duisbu 
gern der größte Hochofen 
der auch durch seine übermäßige, 
Lärmentwieklung und Luttver- 
schmutzung bekannt wurde, in be- 
triebgenommen, Diese Investition — 
Kosten 400 Mio, DM — soll vorerst 
die letzte größere dieser Art in der 
BRD darstellen, Laut dem neuen 
Vorstandsvorsitzenden Speihmann 
wird man hier vorerst nur ‚Investi- 
tionen des Kopfes‘ tligen. Der 
Großkonzern soll jetzt auf breitere 
Beine gestellt werden: einmal durch 
verstärkte Verbreiterung der Pro- 
duktion auf neue Sektoren, zum an- 
deren durch Verbreiterung der Pro- 
duktion auf neue Sektoren, 
Bereitsvorzwei Jahren hat Thys- 
sen in brasilianische _Stahlwerke 
(‚Cosigua‘) investiert, Die Stahlpro- 
duktion dort soll erst einmal auf 
800 000 t jährlich gebracht werden. 
Eigene Erzvorkommen besitzt Thys- 
sen dort schon aus alten Zeiten. 
Die Beteiligung an dem französk 
schen Hüttenwerks-Projekt ‚Solmer‘ 
an der Mitielmeerküste bei Mar- 
seille steht fest. Dort sollen über 
10 Mio, Tonnen Stahl hergestellt 
werden. Thyssen beteiligt sich vor- 
erst mil 5%, mit rund 80 Mio. DM, 
‚Thyssen besitzt ein festes Anrecht 
auf 25%,d.h, auf eine Erweiterung, 
igung auf 600 Mio, DM, 
"bei der Fusion mit der 


‚der Beielligung auf 600 Mio. DM. 

Die Ziele bei der Fusion mit der 
Rheinstahl AG stellte der Thyssen- 
‚Konzern seinen Aktionären wie folgt 
dar: Im internationalen Rahmen 
Stärkung der „Wettbewerbsfähig- 
keit", da „die jüngste Entwicklung 
auf dem Währungsgebiet den Aus- 
lesungsprozeß der Äifiternationalen 
Wettbewerbsfähigkeit deutscher Be- 
triebe beschleunigen dürfte”. Neben 
der Stärkung des Konzerns durch 
weitere Konzentration geht es bei 
der Fusion insbesondere um „Ko- 
stensenkung im Einkauf, Produk 
tion und Absatz .. vor allem auf 
den Gebieten Edelstahle, Grob- und 
Mittelblech, Werften, Stahlbau und 
Gießerei”, Durch die Fusion kommt 
zu der umfangreichen Eisen- und 
Stahlerzeugung die Verarbeitung 
hinzu, 

Der Sozialdemokrat Hilferding 
beschrieb schon um die Jahrhundert- 
wende die „Vorteile“ eines ‚kom- 
binierten‘ Großunternehmens. „Die 
Kombination gleicht Konjunktur- 
unterschiede aus und bewirkt daher 
für das kombifierte Werk _ eine 
größere Steigheit der Profitrate. 

Zweitens bewirkt die Kombins- 
ton Ausschaltung des Handels. 

Drittens bewirkt sie die Mög 
lichkeit technischer Fortschritte und 
damit die Erlangung von Extrapro- 
fit gegenüber dem ‚reinen‘ Werk, 

Viertens stärkt sie die Stellung 
des kombinierten Werkes gegenüber 
dem ‚reinen‘ im Konkurrenzkampf 
z.Zt. einer starken Depression 
(Krise), wenn die Senkung der Roh- 
matenialpreise nicht Schritt hält mit 
der Senkung. der Fabrikationsprei- 
se", 

(Das Finanzkapital, S. 284, Dietz 
Verlag) 


Die Lasten tragen die Arbeiter 


Die Maßnahmen der Kapitalisten 
‚zur Steigerung ihrer ‚Weitbewerbs- 
fähigkeit" werden auf Kosten der 
‚Arbeiter durchgeführt. Das hat ni 
zuletzt die rigorose ‚Sanierung‘ der 
Rheinstahl AG gezeigt, die nichts. 
anderes darstellte als die Sanierung 
der Profite, 

80 verloren bei Rheinstahl in der 
Zeit von 1965 bis 7 rund 25.000. 


Beschäftigte Ihren Arbeitsplatz oder 
mußten Umstellung in der Produk- 
ion hinnehmen, da Betriebe oder 
Teile davon entweder geschlossen 
wurden oder den Besitzer wechsel- 
ten. Im einzelnen wurden stillge- 
legt: 
@ Die Gießerei der Heinrichs- 
Hütte Hattingen 
® Die Hochöfen in Mühlheim 
Ruhr, 
= Die Kökerei in Mühlheihn 
w Die Zementfabrik in Mühlheim 
m Die Stählgießerei in Mühlheim 
Der Betrieb Orange in Gel- 
senkirchen 
Die Gießerei der ‚Transport- 
technik" in Kassel-Mittelfeld 
8 Die gesamte Ackerschlepper- 
produktion. 
m Die LKW-Motoren- und Ge- 
triebefertigung 
Die Bergbauförderanlagen- 
Produktion 
Insgesamt wurden Betriebe und 


Betriebsteile mit einem Gesamtum- 
satz von über einer Milliarde DM 
stillgelegt. 

Die Belegschaft sank von 9} 200, 
auf 66 980. Im gleichen Zeitraum 
(65-71) stieg der Umsatz pro Be- 
schäftigten von 44.100 DM auf 
85 700 DM, also fast um 100%, 

Daß, die ATH keineswegs unge- 
übter {m Rationalisieren ist, sollte 
klar sein: 

Innerhalbeines Jahres (1971/72) 
wurde die Belegschaft um 4.000 
Kollegen reduziert und gleichzeitig 
der Umsatz pro Beschäftigten auf 
108 000 DM gesteigert. 

Durch die Fusion werden die 
Lasten für die Arbeiter weiter ge- 
steigert, „Endlich kann auch die 
Schließung der Warmblechwalzstra- 
ße in Krefeld (ATH) durchgeführt 
werden“ kündigte Spethmann gleich 
bei Fusionsbekanntgabe an. 


Die Fusion und die 


Die Fusion und die 
politische Mitbestimmung 

Die Fusion Rheinstahl/Thyssen 
war auch Prüfstein für die patät- 
‚sche Mitbestimmung, die sowohl bei 
Rheinstahl als auch bei Thyssen 
besteht. Diese war in. der Zeit nach 
dem 2. Weltkrieg, in dem auch die 
Entflechtung der Stahlindustrie vor- 
genommen worden war, den Arbei- 
tern in der Montanindustrie zuge- 
standen worden. Im Thyssen-Auf- 
sichtsrat sitzt als 2, Vorsitzender 
der DGB-Vorstzende Heinz Oskar 
Vetter. Konnte hier die Mitbestim- 
mung zum Schutze der Kollegen ge- 
nutzt werden? Hören wir dazu das 
bürgerliche „Handelsblatt“ (die fol- 
genden Zitate nach H. Mundort, 
HB vom 23.3.73): 


„Der DGB-Vorsitzende Heinz- 
‚Oskar Vetter vörsäumt keine Ge- 
Tegenhelt, im Namen der deutschen 
Gewerkschaften eine Verschärfung 
des Wettbewerbsrechts, eine hi 
Mißbrauchsaufsicht über Großun- 
ternehmen und vor allem eine pri- 
ventive“ (vorbeugende) „Konzen- 
trationskontrolle zu fordern .. . Die 
Gewerkschaftsführer Jußern solche 
Thesen jedoch nur, wenn sie ab- 


trakı_ bleiben dürfen. Wean die 
Dita: TREE ge 
Konten uhykgea? Rahel" 


wird und am Beispiel eines aktu- 
ellen Fusionsvorganges fundiert wer- 
den könnte, dann schweigen auch 
die Gewerkschaftssprecher . „ , Die 
Schizophrenie dieser Haltung ge- 
genüber dem wichtigen Problem 
der Konzentration Ist mitunter ver- 
blüffend., Bei der jüngsten, viel um- 
strittenen Konzentration zwischen 
der August-Thysen-Hütte und der 
Rheinstahl AG, die den zweitgröß- 
ten Konzern nach VW begründete, 
schwieg der DGB-Vorsitzende Vetter 
beharrlich, Von der Notwendigkeit 
‚einer präventiven Fusionskontrolle 
und der Gefahr, daß dieser neue 
Koloß einmal die Preise manipulic- 


ren könnte“ — was L.ü. bereits seit 
Jahren in den Walzstahlkontoren 
2.B.geschehenist (Anm. d. Red.) — 
„war in diesem Zusammenhang nicht 
nchr die Rede. Denn Vetter. st 
schließlich. Aufsichtsratsvorsitzen- 
der der Thysser-Hükte,und.als sol 
cher befürwortet er eine Transak- 
tion, die ‚dern DGB-Vorsitzenden 
Vetter im akademischen Gesprich 
ein emeuter Beweis für die.unter- 
nehmerische Lust an der Macht zu 
sein pflegt”, 

Dann werden dem DGB-Vor 
sitzenden Vetter und seinen Kum- 
pancn in den Einzeigewerkschaften 
die konkreten Fakten um die Ohren 
gehauen: „Dieser Vorgang it 1ys 
isch. Man mag noch so viel In den 
Archiven blättern: Die lange Kette 
der Konzentrationsvorgänge etwa 
in der Stahlindustrie hat nie einmal 
eine Kritik im DGB oder in der 
1G Metall ausgelöst, Der Ausbau der 
Thyssen-Gruppe mit den Etappen 
Niedershein-Hütte, 
rohr, _ Deutsche 
Stahlwerke Bochum, HOAG Han: 
delsunion und jetzt Rheinstahl, die 
Arbeitsteilung Thyssen mit Mannes- 
mann in die Demag, die kompl 
zierte Vereinigung von Hoesch] 
Hoogovens, die Fusion von Peine 
mit Salzgitter, die Funktion der 
Stahlkartelle, das alles war nie ein- 
mal den Protest der Gewerkschaf. 
ten wert, Diese haben hier ebenso 
geschwiegen und kooperiert wie bei 
VWINSU, BASF/ 
Winterhall, GBAG/RWE. Und die 
Konzentration der Ruhrzechen auf 


AG War Ja sogar eine Erfindung der 


ku Koniften die Kon- 
zerme nleht Aus Ihre Verlustunter. 
nehmen gegen Stäuergelder günstig 
abstoßen, sondern auch relativ vor 
teilhafte Garandiepreise für die Ruhr- 
kohle offeriert ekommen, eine 
‚Vergesellschaftung‘ der Verluste, 
ind eine Keprivatisierung der Ger 
winne. 

Die bürgerliche Presse schlachtet 
hier genislich aus, wo Jemand hin« 
gerät, der vom wirtschaftlichen Ge- 
samtwohl, dıh, vom Standpunkt der 
Kapitaliten. aus, die Arbeiter von 

ichtsratsposten her gegen 
Folgen der Konzentration vertel 
digen wil, gegen eine Konzentra- 
tion, die sich im Kapitalismus ge- 
setzmäßig welter fortsetzen. wird, 
Tatsächlich sind die Gewerkschafte 
führer ob noch weiter enanen, 
ICAfe. haben. nicht giefach geschwie- 
Hl BeBiHsE HM Hofrkugesimmt, 
Keine Vürgerliche Argumentation 
war ihnen zu mies,um die Fusion 
vor den’ IGM-Mitgliedem zu recht- 
fertigen. o schreibt „Metall® (5/73): 
„Gerichte (!) wollten wissen, 
ein auslindischer (1) Interessent 
hätte gleichfalls begonnen . «.. die 
Rheinstahl-Aktien aufzukaufen. Ob 
das zutrifft oder nicht — eine mit- 
bestimmte (!) Obergesellschaft ist 
auf jeden Fall vorzuziehen.” Ange- 
Sichts der bereits heute schon er- 


von 


spricht die Zei 
„Sicherung der Arbeitsplätze" durch 


ng „Metall 


die Mammutgessllschaft Ruhrkohle 


die Fusion Thyssen-Rheinstahl (5/ 


Westdeutsche Rüstungskonzerne bieten Kriegsmateriol feil 
(aus den Anzeigenseiten von «Wehr und Wirtschoftr, München, 1967, Nr. 1) 


73), Ansonsten verweist „Metall'“ 
die Arbeiter auf den Staat, Der 
Bundesregierung, in der SPD-Par- 
teifreunde sitzen, wird. vorgewor- 
fen, daß sie „. . + in einer s0 wich- 
gen Angelegenheit bis heute über- 
‚haupt nichts zu sagen hat,“ dies 
führe ,.. ,. wohl jedem die Not- 
wendigkeit einer Öffentlichen Fü- 
sionskontrolle vor Augen.” (Eben- 
da) 


Brandt-Regierung und 
Fusionskontrolle 


In’der Tat wird seit 1960, dem 
Amtsanıritt Willy Brandis- als Bun- 
derkanzler, an einem Gesetzent- 
wurf zur Fusionskontrolle gebastelt, 
Das ganze läuft unter dem Reform- 
versprechen der „Verbesserung des. 
Wettbewerbsrecht" und dem 
„Schutze des Verbraucher”, In die» 
üem bereits Taflge schiiorenden Gie- 
setzentwurf Int sogar vorgesehen: 
„Pusionen zweier Umsatzmillladären 
können“ (1) - müssen natürlich 
nicht = „von vornhereln durch das 
Kartellamt verboten werden.” 

in Gesetz zur Unterbindung 
von Fusionen wäre der hilflose Vor- 
ch das Rad der Entwicklung des 
Kapitalismus otwas zurückzudrehen, 
darum geht es hierbei auch gar 
nicht, 

In. allen Imporialistischen Län- 
dern rüsten sich die Kapitalinten 
für verschärfte internationale Kon- 
kurrenz auf dem Weltmarkt, Das 
erfordert Konzerne immer größerer 
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Politische Entlassungen im Hamburger Hafen 


Ein Betriebarat (DKP-Mitglied) wurde 
anderen linken Betriebarat (BR) versuchten Kapitalisten 


ausschmisses aus dem 


‚chen. Diese Fälle müssen im Zusammenhang geschen werden mit der wach- 
‚senden Unruhe und Unzufriedenheit der Hafenarbeiter über die sich ver- 
schärfende Arbeitshetze und den einschneidenden Lohnabbau durch die 


Preiserhöhungen. Vorbeugend wollen 


ausschalten, von denen sie befürchten müssen, daß ae der bisher noch ziel- 


dern beherrschten Betriebsräte im Hamburger Hafen gewählt worden sind. 
Der nachfolgende Bericht über einen ähnlichen Fall in der Stauerei Uhlig, 
widerrechtlich einen kommunistischen Betriebsrat 


ie Stauerel Max Uhlig ist ein 
ır kleiner Betrieb mit ca. 
'50 Beschäftigten, einschließ- 


lich Vizen, Inspektoren und Büro- 
‚personal. Sie war bis 71 jedem Ha- 
fenarbeiter bekannt als eine Firma, 
bei der hart gearbeitet werden muß- 
te, aber auch bekannt dafür, daß 
man hier manchen Groschen mehr 
verdienen konnte als anderswo. 
‚Außerdem konnte man als „fester 
Mann“ mit seinen Problemen an die 
Betriebsleitung oder sogar an Max. 
Uhlig. persönlich herantreten. Den 
Leuten wurde oft geholfen. Im Be- 
trieb herrschte ein Klima - fast 
könnte man es ‘patrisrchalisch'nen- 
nen, Max Uhlig hatte als Kapitalist 

s“ Verhältnis 


im Frühkapitalismus üblich war. Die, 
Kollegen waren fast alle bis zu 20 


Fortsetzung 


Dimensionen, $0 erleben wir in den 
letzten Jahren in den kapltalisti- 
schen Ländern eine von den Regie- 
mungen geförderte Konzen- 
trations- und Fusionswelle in bis 
her nicht gekanntem Ausmaß, Dies 
ist ein zentraler Punkt in.der EWG- 
Politik aller westeuropäischen, ka- 
pitalistischen Länder, wobei die Fu- 
jonen auf EWG-Ebene noch weit- 
eehend erst ins Haus stehen, Darauf 
wies auf der EWG-Ministerkonfe- 
renz im Oktober 72 der britische 
Premierminister Heath hin, als er 
die Dringlichkeit einer gemeinss- 
men Industriepolitik. herausstrich, 
deren Ziel es sein sollte, große euro- 
päische Unternehmen zu bilden, die 
in der Lage seien, den amerikani 
schen Industriegiganten im We 
bewerb zu begegnen. (Nach FAZ 
vom 20,10,72) Ein Gesetz über 
Fusionskontrolle widerspricht die- 
dem Bestreben keineswegs - im 
Gegenteil. 

In den USA beispielsweise be- 
stehen selt Jahrzehnten die schäi 
sten ‚Anti-Trust-Gesetze/ und gleich- 
zeitig haben die Konzerne solche 
Dimensionen angenommen, sodaß 
ihre Umsätze dem Nationalbud; 
größerer Staaten entsprechen. In 
Frankreich wird seit Jahren mittels 
solcher Gesetze der Konzentrations- 
prözeß im Sinne der Kapitalisten- 
klasse insgesamt durch den Staat 
gesteuert, um gegenüber den inter 
nationalen Konkurrenten aufzuho- 
len. (Siehe dazu ARBEITER- 
KAMPF 26, Zur Situation in Frank- 
reich). 

Neben der Funktion der Fü- 

die Konzentration 
2 
seht es dabei darum, gegenüber 
‚den Arbeitern darauf hinweisen zu 
können, daß man ja was gegen die 
Konzentration tue, weitere Geset- 
28 in Vorbereitung seien etc. 


Schwierigkeiten mit der 
Ideologie 


Die sich mit der Konzentration 
verstärkenden Lasten der Arbeiter- 
klasse entreißen der bürgerlichen 
Ideologie der ‚freien Marktwirt- 
nlt der ‚ralan Entfaltung der 
{ ‚Chancengleichheit 
‚Solalbindung des igen- 
tum‘, dem ‚Marktregulator Ang 

dot und Nachfrage‘ und der ‚Sur. 
kung der Stellung des Verbrauchers‘ 
den Schleier, Dieser Widerspruch 
ruft selbst bei den Verteldigern des 
kapitalistischen Systems Magenbe- 


BR und dem Betrieb fertig zu ma- 


die Kapitalisten diejenigen Leute 


Ireite, mit der die Kı penllen 
Ste Dad ortehulehe Gewerke 


‚Jahren bei der Firma, 

‚Dann kam der große Umschwung. 
1971 ließ die Kühne & Nagel-Gruppe 
‚die Stauerei M. Uhlig durch ihre 
Tochterfirma Jordaberg aufkaufen. 
Die kleine Stauerei war der scharfen 
Konkurrenz im Hamburger Hafen 
gegen Firmen wie z.B. die HHLA 
(Hamburger Hafen und Lagerhaus 
AG) mit rund 4.000 Beschäftigten 
nicht mehr gewachsen. Uhlig hatte 
zwar noch vorher Gelände gekauft 
und einen Schuppen (17) bauen 
Iassen, hatte sich damit allerdings. 
Übernommen. 

Mit der Übernahme durch Jorda- 
‚berg’änderte sich auch die Betriebs- 
leitung bei Uhlig, Der bisherige Pro- 
kurist ging, drei leitende Angestellte 
mußten ihre Posten zur Verfügung 
stellen, bzw. wurden von Jordaberg 
auf andere Plätze übernommen. Ein 


Thyvesn 


iervor. So sprach d 
EDU-freundliche „Frankfurter A 
gemeine“ beim Zusammenschluß 
Thyssen-Rheinstahl von „politischer 
Instinktosigkeit“. Damit Ist wenk 


73). So hieß es, daß dies „Kritik ge- 
gen das deutsche Unternehmertum 
schlechthin heraufbeschwörend 
kann“, („Handelsblatt“, 21.2.73), 
48 „.. .. der Fall Thyssen-Rhein- 
stahl’ mit Sicherheit einige Seiten 
in den Lehrbüchern marxistischer 
Wanderprediger füllen (wird), die für 
Ihre in Wirklichkeit obsolete Theo- 
rie auf einmal einen Beweis sefun- 


Blatt", 15.3.73). 

Es zeigt sich an dieser Fusion 
durchaus wieder einmal, daß was 
Lenin dazu sagte keineswegs veraltet 
ist, In seinem Büch „Der Imperialis- 


„In seinem Imperiaistischen Ste- 
tum führt der Kapitallımus bis 
dichran die alseitige Vergesellschaf- 
fung der Produktion heran, er zieht 
die Kapltalisten gewissermaßen ohne 
Ihr Wissen und gegen ihren Willen in 
eine Art neue Gesellschaftsordnung 
hinein, die den Übergang von der 
völlig freien Konkurrenz zur voll- 
ständigen Vergesellschaftung Bilder. 
Die Produktion wird vergesellschaf- 
tet, die Aneignung bleibt jedoch 
privat. Die gesellschaftlichen Pro- 
duktionsmittel bleiben Privaneigen- 
rum einer kleinen Anzehl von Per- 
sonen. Der allgemeine Rahmen der 
formal anerkannten freien Konkur- 
vens Neibt bestehen, und der Druck 
auf die übrige Bevölkerung wird 
hundertfach schwerer, fühlbarer, un- 
erräglicher.” 

Angesichts des ungeheuren Kon- 
zentrationsprozesses in der west- 
deutschen Industrie und ihren Fol- 
ja wird sich der Arbeiterschaft ver- 
chärft die Frage stellen, weiche Exi- 
stenzberechtigung das Privateigen- 
tum an Produktionamitteln über- 
haupt noch hat, Die Folgen der Fu- 
sion können nicht vom Aufsichts- 
rat mit. „Arbeitnehmervertretern” 
| noch durch Hoffnungen auf Geset- 

20 zur Puslonskontrolle, sondern 
nur durch den Kampf der Arbeiter 
gegen die  Kapitalistenklame be> 
Kampfı werden, = 


Gewerkschaft» Kommision-Metall 
Kb-Gruppe Hamburg 


Jordaberg-Prokurist bekam Prokura 
auch für Uhlig. Betriebsleiter wurde. 
H. Stradt, bisheriger Einteiler bei 
bei der Stauerei Kreindel, 

Sprunghaft stieg die Ausbeutung. 
durch höhere Pensumangebote an. 
Beim „Pensum“ wird den Kollegen 
nesagt, daß sie bei Bezahlung einer 
vollen Schicht schon vor Schichten- 
de nach Hause gehen können, wenn 
sie eine bestimmte Menge (Pensum) 
Frachtgut geladen oder gelöscht ha- 
ben. 

Die Höhe des Pensums wird von 
Mal zu Mal neu festgesetzt. Sie rich- 
tet sich vor allem nach dem Kräfte- 
verhältnis zwischen den Kollegen 
und den Vizen bzw, Inspektoren. 
Wenn die Kollegen z.B. abschätzen 
können, daß das Pensum zu hoch 
ist, so daß sie bestenfalls } oder 
1 1/2 Stunden herausholen, dafür 
sich aber totgearbeitet haben und 
insgesamt mehr gemacht haben, als 
in einer normalen Schicht, dann 
können sie das Angebot ablehnen. 
Dies geschieht allerdings in der Re- 
gel nur bei den bewußtesten Kolle- 
gen, die genau überblicken, daß das 
Pensum von Mal zu Mal höher ge- 
schraubt wird. 

Der Sinn des Pensums besteht 
darin, die Kollegen zu schnellerem 
Arbeiten zu kriegen und ihnen da- 
bei noch vorzuspiegeln, sie täten 

in ihrem eigenen Interesse (frü- 
her nach Hause kommen). Viele be- 
wußte Kollegen lehnen lieber ein 
Pensum ab und arbeiten die ganze 
Schicht in einem normalen Tempo, 
daß sie durch ‚ranklotzen® die 
rundlage für ein schärferes Arbeits- 
tempo.in der Zukunft legen. 
inerhalb eines Jahres stieg die 

Leistung bei Ühlig’z.B. im Sackgut 

von 1.600 Sack auf 2.400 Sack bei 

‚gleichzeitiger Verringerung der 

Gangstärken (Gang: Mannschaft) 

von fünf bis sechs auf vier bis fünf 

Mann. Erschwerend kam hinzu, daß. 

vornehmlich Leute, die den Hafen 

und die Arbeit dort nicht kennen 

(die „Wilden“ oder „Eingelange- 

nen“) eingesetzt wurden. 

‚Auch dies ist eine den Hafenar- 
beitern wohl bekannte Politik der 
Kapitalisten, die Arbeitsleistung zu 
steigern: die „Wilden“ sind Leute, 
die sich für einen oder ein paar Tage 
in den Hafen vermitteln lassen, Sie 
haben häufig noch nicht einmal Ar- 
beitszeug, geschweige Arbeitsgeräte, 
wissen nicht, wie man die Arbeit 
planvoll angeht und sind wenig in- 

ressiert daran, auf ihren Rechten 
rbeiter zu beharren, wenn es zu 

Auseinandersetzungen mit den Vir 

zen kommt, Pensumarbeit nehmen 

sie meistens gerne mit, denn sie in- 
teressiert in erster Linie, daß sie 
früher mit der Arbeit fertig sind, 
die langfristige Verschlechterung 


[2 


‚der Arbeitsbedingungen betrifft sie 
dagegen kaum. Den Kapitalisten 
kommen die „Wilden“ billiger als. 
feste Leute, denn sie brauchen Ihr 
keine freien Tage zu zahlen, keinen 
Urlaub, Krankengeld usw. 

Viele der alten Kollegen von U) 
lig erkannten nach und nach, di 
sie diese Arbeitssteigerung nur eine. 
bestimmte Zeit durchhalten wür- 
den, niemals aber bis zum 63. oder 
65, Lebensjahr. Davon zeugte auch 
die Krankenstatistik des Betriebes 
's war keine Seltenheit, daß bis zu 
0 % der Belegschaft wegen Unfall 
oder Krankheit arbeitsunfählg wi 
ren. Hinzu kommen zwei tödliche 
Unfälle im Zeitraum von 13 Mona- 
ten! 

Aus diesen Gründen schieden in 
dieser Zeit viele gute Kollegen aus 
‚der Firma aus, um sich leichtere Ar- 
beit an Land zu suchen, Ein 
Teil der Kollegen aber setzte seine 
Hoffnung auf Verbesserung der Zu- 
stände in die Betriebsratswahl 72. 
Dies war auch der Betriebsleitung 
klar. 

$o begann sie den Kampf gegen 
fortschrittliche, Kollegen bereits vor 
der BR-Wahl: Der Kollege G. Meyer, 
‚der den Kollegen und den Kapitali- 
sten schon lange als Kommunist be- 
kannt war, hatte sich auch zur Wahl 
aufstellen lassen, mußte damals 
zu Hause einen Arbeitsunfall aus- 
kurieren, Sein Name verschwand 
unter mysteriösen Umständen von 
der Kandidatenliste und von den 
Wahlzettein. Ererfuhr nur durch Zu- 
fall davon und fuhr trotz seiner Ar- 
beitsunfähigkeit in den Hafen zum 
Schuppen Sl, um beim Wahlvor- 
stand, der dorthin zur Arbeit zuge- 
teilt war, gegen die Streichung seines 
‚Namens Protest einzulegen. 


Einen Tag vor der Wahl 
schließlich stand der Kollege Meyer 
wieder als Kandidat auf der Liste, 
nk Röiiepl syn dwüi va Mc 
seinem Besuch beim Wahlvorstand 
zum Vertragsarzt. der Berufsgenos- 
senschaft kam, wurde er von diesem 
verwarat, weil’er sich während seiner 
Arbeitsunfähigkeit im Hafen „her- 
umgetrieben” und an „Trinkpels- 
gen“ teilgenommen habe. Grund 
dieser Verwarnung war ein Brief 
von Betriebsleiter Stradt an die Be- 
rufsgenossenschaft! 

Als Kollege Meyer trotz aller Ma- 
növer von seinen Kollegen in den 
dreiköpfigen BR gewählt worden 
war, war er der einzige, der zu Stradt 
zitiert wurde, um von diesem „ein- 
dringlich“ auf den Paragraphen 2 
des __ Betriebsverfassungsgesetzes 
(Pflicht zur vertrauensvollen Zus 
menarbeit) verwiesen zu werde 
‚Auch auf den Paragraphen 79 (Ge- 
heimhaltungspflicht) wies Stradt 
ausdrücklich hin und ließ dabei eini- 
ge Worte über angebliche Verbin- 
dungen zum HAFENARBEITER, 
der Branchenzeitung des KB für 
den Hamburger Hafen, fallen. 

Der Kollege Meyer versuchte so 
gut er konnte, im Betriebsrat sich. 


für die Köllegen einzusetzen, Immer 
wieder forderte er die Stellung von 
Arbeitszeu die Geschäftslel- 
tung schon lange versprochen, aber 
nicht heim DR-Vor- 
sitzenden machte er sich dadurch 
unbeliebt, daß or die regelmäßige 
Abhaltung von BR-Sitzungen for- 
derte, was nicht den bisherigen so- 
zialdemokratischen Gepflogenhel- 
ten entsprach, 

Für den Kollegen Meyer wirkte 
sich seine Tätigkeit so aus, daß er, 
‚obwohl er schon 10 Jahre im Hafı 
gearbeitet hat, noch immer so be- 
zahlt wurde, wie andere Kollegen 
in den ersten Jahren. 

Im Februar dieses Jahres hatte 
er deswegen mal wieder an Bord 
eine Auselnandersetzung mit dem 
Inspektor. Dieser hatte ihn damit 
provoziert, daß er ihn auffordert 
ein paar neue Kollegen einzuarbei- 
ten, obwohl das gar nicht in den 
‚Aufgabenbereich des Kollegen Mey- 
ex fiel und genau die Tätigkeit ist, 
die mit höherem Lohn vergütet 
wird. Kollege Meyer stellte sich auf 
den Standpunkt, er sei nur ein „ein- 
facher‘‘ Vorarbeiter, werde ja auch 
aur als solcher bezahlt und könne 
nicht neben seiner anderen Arbeit 
auch noch andere einarbeiten, 
Ein Wort gab dasandere und schließ- 
lich rief Meyer zermürbt und wi- 
tend, am 31.3. müsse er ja kein 
Weihnachtsgeld mehr zurückzahlen 
und da würde der Inspektor ihm 

icht die „Fleppen klar machen 
* (Fleppen: Papiere). 

Diese Gelegenheit, einen unbe- 
quemen Kollegen loszuwerden, er- 
gift. die Geschäftsleitung natürlich 
beim Schopf: Am nächsten Tag 
schon versuchte Betriebsleiter Stradt, 
Meyer zur schriftlichen Kündigung 
zu bewegen. Meyer Ichnte ab und 
gab zu verstehen, daß er den Zei 
punkt seiner Kündigung selbst be- 
stimmen würde. Laut Tarifvertr 

"sa" llaiignng „la este 
cher Form rechtsgültig. Das wußte 
die _Betriebaleitung. Trotzdem 
schickte sie dem Kollegen Meyer 
frech eine „Bestätigung“ seiner 

„Kündigung“ ",der guten Ordnung 

halber“ ins Haus — und zwar nicht 

zum 31.3,, sondern zum 1.3.73! 

Um die sofortigen Proteste Meyers. 

kümmerte sich Stradt einen Dreck. 

Er besaß sogar die Frechheit, rund 

1.000,- DM bei den nächsten Lohn- 

abrechnungen einfach. einzubehal- 

ten, mit der „Begründung, Kollas 

Meyer müsse noch dan Wi 

seid zurlekzahlen. 80 aß. Meyer 

mit. seiner Familie Ende Februar 

ohne einen Pfennig Geld und ohne 

Arbeit da, Da er — wie alle Hafen- 

arbeiter — über keine Rücklagen 

verfügte, mußte er einen Kredit auf- 
nehmen, um überhaupt leben zu 
können. 

Er hat einen Arbeitsgerichtspro- 
zeß gegen die Stauerei Uhlig einge- 
heiter. = 


Schauerleute-Zeile des Hafenbe- 
reichs, KB/Gruppe Hamburg 


Warnstreik bei Rheinstahl-Eggers-Kerhahn 


fit dem 25. 6. verweigern die 
liegen bei Rheinstahl - Eg- 
Igers — Kerhahn (REK) die 
Überstunden, Damit wollen sie der 
Forderung nach einer Innerbetrieb- 
lichen Anhebung der Lohngruppen 
= 25 Pfennig Nachdruck ver- 

leihen. 

Über diese vom VK aufgestellte 
Forderung verhandelt der Betriebs- 
at schon seit drei Wochen mit der 
Geschäftsleitung; ohne Ergebnis al- 
lerdings, da diese sich dahinter ver- 
schanzte, daß nie von der Emener 
Konzernleitung keine Verhandlung 
kompetenzen habe, 

Als zwei Tage später die Kon- 
zernleltung zu Verhandlungen zu 
sammentrat, versuchten einige Kol- 
iogen in der Mittagspaus einen 
Warngjreik zu organisieren; was je- 
doch mißlang, da viele Kollegen erst 
das Verhandlungsergebnis abwarten 
wollten. 

Der Überstundenstreik wurde un- 
vermindert weitergeführt, Jeden Tag 
ab 15,45 Uhr waren die Hallen wie 

jefegt, ein für REK ungewohn- 
1, da auch hier die Kollegen 
darauf Angewiesen sind, jede Über- 
stunde mitzunehmen (ein großer 
Teil der Kollegen arbeitet regelm. 
dig 10 Stunden am Tag). 

Da die Essener Konzernleitung 

jede Lohnanhebung abichnte, wurde 


am Freitag dem 29. 6, nach di 
Mittagspause nicht mehr gearbei 

Wir blieben in der Kantine sitzen 
und nach 12.30 Uhr kamen die Kol 
legen, die die Pause in den Hallen 
verbringen, ebenfalls in die Kantine. 
‚Am Streik beteiligten sich etwa 500 
(von etwas über 600) Kollegen aus 
der Produktion, wobei die Angestel 
ten über diese Aktion nicht infor- 
miort waren, 


So lief der Streik ab: 
12.30 Uhr: nur wenige Kollegen 
verlassen unter Pfiffen und Prote- 
ten der übrigen die Kantine, 

13.15 Uhr: Der Betriebsrat teilt 
uns mit, daß die Geschäftsleitüng 
der „veränderten Situation“ 
um 14.00 "Uhr ein ‚präch“ 
wünscht. 

Wir bleiben in der Kantine sitzen 
und diskutieren, Allerdings werden 
keine Reden gehalten, während wir 
sitzen und warten. Nur selten ver- 
lassen Kollegen die Kantine, einige 
kommen wieder zurück, 

15.18 Uhr: Die Geschäftsleitung 
und der Betriebsusschuß des Be- 
trieberata kommen. Ein Vertreter 
der Geschäftsleitung erzählt uns in 
ıt längeren Ansprache, di 
Firma nicht gewillt sei, „dt 
ltätsbemühungen der Bundesregie- 
rung durch einen Lohnzuschlag ent- 


gegenzuwirken“. 

Außerdem sei durch die DM-Auf- 
wertung eine neue Situation einge- 
ireten. Die Fahrtreppen (sog. Roll 
treppen, auf die REK spezialisiert 
ist) würden dadurch teurer und der 
‚ohnehin schon große Wettbewerb in 
dieser Branche werde sich für REK 
noch verstärken. Daher sei man „In 
großer Sorge um die Arbeitsplätzt 

Zum Schluß sagte er, daß die aus 
aefallene Arbeitszeit bezahlt. wird, 
wenn „am Montag die Arbeit ord: 
nungsgemäß weitergeht. 

An dieser Stelle erhielt or einig 
Beifall, da viele Kollegen bei dieser 
ersten härteren Konfrontation mit 
der Geschäftsleitung „ seit. Jahr 
doch auch einen verständlichen 
‚Bammel vor eventuellen Folgen hat« 
ten und daher vorerst gern auf die- 
sen „Kompromiß" eingingen. 

Zum Arbeitsschluß war der mehr 

dreistündige Warnstreik dann be- 
endet, Wir hatten zwar keinen greif- 
baren Erfolg (außer der Bezahlung 

r Streikzeit) errungen, werden 
aber die Situation weiterhin verfol 
zen und diskutieren, damit die Soll- 
darität In der Deisgschaft gefestigt 
wird, = 

Hin Genome von REK, 


Dranchen-Zelle Metall, 
Kl-Gruppe Hamburg, 


“ 


BEN 


le ersten Gewerkschaftsvor- 
inde der Arbeiter im 19. 
Jahrhundert bildeten Streik« 


und Solidaritätskassen zum Schutz 
Ihrer Mitlieder vor wirtschaftlicher 
'Not bei Lohnkämpfen, Die Beiträge 
‚der Mitglieder dienten ausschließ- 
lich der Unterstützung den Kampfes 
füreine Verbesserung der wirtschaft“ 
lichen und sozlalen Lage der Arbei- 
ter, 

Heute stehen die finanziellen 
Mittel der Gewerkschaften nicht 
mehr unter der Kontrolle der zah- 
lenden Mitglieder, sondern werden 
yon einer Schicht von Arbelterart- 
iokraten verwaltet, deren materk- 
olle und politischen Interessen nicht 
mehr identisch sind mit denen der 
Masse der Arbeiler und Angestell- 
ten. (Als „Arbeiteraristokraten“ be- 
zeichnete Lenin diejenigen „Arbel- 
terführer“, die durch Posten in 
Staat, Verwaltung, usw. bestochen, 
von der Arbeiterklasse abgespalten 
werden, um diese im Sinne der 
Kapitalisten zu beeinflussen), 

Die Gewerkschaftsbeiträge der 
Kollegen werden heute nur noch 
zu einem ganz geringen Teil zur Un- 
terstützung des wirtschaftlichen 
Kampfes gegen die Kapitalisten ver- 
wendet, Den allergrößten Batzen 
verbraucht der ständig wachsende 
‚Apparat der Gewerkschaften selbst 
= für die Bezahlung der hauptamt- 
lichen Gewerkschaftsfunktionäre 
und die Angestellten der Gewerk- 
schaft, für Reisen, für Mieten und 
Einrichtungen der Gewerkschafts- 
häuser, usw. 

Steigende Kosten des organisa- 
torischen Apparates. sind jedoch 
keineswegs ein Ausdruck der ge- 
‚Stiegenen Kampfkraft der Gewerk- 
schaften, wie die Gewerkschaftsfüh- 
rer gern behäupten. Das Gegenteil 
beweisen die Tarifrunden der letz- 
ten 3 Jahre, die allgemein eine 
Senkung des realen Lohnniveaus be- 
wirkt haben, sowie die von der Ge- 
werkschaftsführung systematisch be- 
triebene: ideologische Entwaffnung 
der Arbeiterklasse. durch Verbrei- 
tung von Mitbestimmungsilusionen, 
„Vermögens*bildungsmodellen, usw, 
ie im Kern nur der besseren Int 
gration der Arbeiterklasse in diesen 
Staat dienen. 


Der organisatorische Apparat 
Der organisatorische Apparat 
der Gewerkschaften hat ein „Eigen- 
ieben“, ein Eigeninteresse entwik- 
keit, das dem der Masse der Mit- 
glieder entgegensteht. Trotz gegen- 
Heiliger Beteuerungen der Gewerk- 
schaftsführer unterscheidet sich auch, 
das aus Mitgliedsbeiträgen stam- 
mende _Wirtschaftsvermögen des 
DGB in Zielen und Methoden nicht 
von anderen kapitalistischen Unter- 
nehmen. Die hochgedienten Funk- 
tionäre der Gewerkschaften kom- 
men in Vorständen und Aufsichts- 
täten der eigenen Betriebe großen- 
‚u recht einträglichen Pos 
Ba gibt für di 
wieder der Gewerkschaften an sich 
schon Grund genug, die Finanz- 
politik der Gewerkschaftsführung 
unter die kritische Lupe zu nehmen. 
Aktuell kommt noch hinzu, daß in 
der letzten Zeit eine vom DGB zen- 
tral koordinierte Kampagne für wei- 
iere Erhöhung der Mitgliedabeltr 
ge durch die Gewerkschaften geht. 
Die in der Regel „uneinsichtigen" 
jabel nach allen 


haupten, mehr Geld 
Kampfkı 

Wir wollen im folgenden am Bei- 
spiel der Ausgabenpolltik der IG 
‚Chemie zeigen, daß es der Gowerk- 
schaftsführung zwar sehr ums Geld, 
‚jedoch herzlich wenig um eine Stel- 
gerung der  gewerkschaftlichen 
Kampfkraft zu tun ist, 


Wihrend der Tarifverhandlungen 
klagen die Gewerkschaftführer hau 
Jeore Streikkasser 


‚Chomle-Sckretär 
(Hamburg), Gewöhnlich win 
‚dann welter 10 angumentiert: da kein 
Geld In der Streikkasse Ist, können 
wir es oben auch auf keine aroße 


Auseinandersetzung Im Tarifkampf 
ankommen lassen, und deswegen 
können wir auch von vornherein 
keine „utopische“ Forderungen auf- 
stellen, die „nur in langen, schweren 
Streiks durchsetzbar wären", 


Den Gewerkschaftsführern 
scheint kein „Argument“ zu däm- 
lich, um den Kollegen die Unmög- 
lichkeit von Streiks und auisreichen- 
den Lohnforderungen einzureden. 
Gleichzeitig mußten sich aber die 
Gewerkschaftsführer in Auselnan- 
denetzung mit der Basis häufig 
Fragen nach dem Verbleib des enor 
men. Beitragsaufkommens gefallen 
lassen. 

Die Gewerkschaftsbeiträge. sind 
ständig gestiegen und gerade in 
etzterZeit lassen die Gewerkschafts- 
führer keine Gelegenheit aus, die 
Mitglieder aufzufordern, ihre Bei- 
iräge zu erhöhen. Vor und während 
der diesjährigen Tarifrunde in der 
Hamburger 1G Chgmie nahmen die- 
se Aufforderungen zum Teil einen 
penetranten und _erpresserischen 
Charakter an. 

‚Auf der zentralen Vertrauensleu- 
tekonferenz am 6.3. verlas Walter 
Holst (Vorsitzender der Verwi 
tüngsstelle Hamburg) den Organist 
tionsgrad und die durchschnitt 
che Beitragsleistung. der größten 
Hamburger Chemiebetriebe. Er kam 
zu dem Schluß, daß diese Betriebe 
unmöglich streikbereit sein könnten, 
da „zu wenige“ organisiert und die 
Beiträge viel „zu niedrig“ seien, 
Er kanzelte die Vertrauensleüte ab 
‚nach der Devise: Sorgt ihr erstmal 
dafür, daß eure, Kollegen mehr zah- 
len, dann können wir uns nochmal 
über einen Streik unterhalten. 

Holst behauptete dreist, die Hö- 
he der Beiträge zeige die Streikbe- 
reitschaft der Belegschaft. Im Che- 
miestreik 1971 jedoch haben solche 
Betriebe wie Reichhold und Colgate 
etwa eine Woche voll gestreikt (von 
der Gewerkschaftsführung waren 
eigentlich nur Punktstreiks vorge- 
sehen!), obwohl die Beiträge an- 
geblich zu niedrig sind. 

Entscheidend für die Beteiligung 
er Kollegen am Streik war jedoch, 
daß sie zum erstenmal sahen, „die 
Gewerkschaft tut etwas, um unsere 
Forderung durchzusetzen“ und wir 

iber können auch etwas tu 


selber können auch etwas tun. D.h. 
sie wurden praktisch überzeugt, daß 
es etwas bringt, in die Gewerkschaft 
einzutreten und auch Beiträge zu 
zahlen, Bekanntlich traten 1971 
außergewöhnlich viele Kollegen in 
die Gewerkschaft ein (nämlich 
98 101), obwohl viele nach dem 
verräterischen Abschluß ihre Ge- 
werkschaftsbücher wiederhinschmis- 
won. 


Die Hamburger Gewerkschafts- 
führer loben häufig und gern die 
angeblich „vorbildlichen“ Harbur- 
ger Betriebe, (Harburg Ist ein großer 
Außen-Stadtteil Hamburgs mit eige- 
ner Verwaltungsstelle der IG Che- 
mie,) Bei dem # 000-Mann-Betpieb 
Phoenix (Gummi) sind fast 

der Kollegen gewerkschaflich or“ 
‚ganisiert und bei dem 1 000-Mann- 
Betrieb „New-York Hamburger 
‚Gummiwaren“ fast 100% und die 
Gewerkschaftsbeiträge werden dort 
in der Höhe von 1% vom Monats- 
!ohn automatisch abgezogen. 
‚Behauptung der Gewerk- 
schäftsführer müßten diese Betriebe 
außerordentlich kampfstark sein, 
müßten die Belegschaften also in der 
Lage sein, den. Kapitalisten dort P 
roll zu bieten. Das Gegenteil 

dings ist der Fall, „Dank“ 
tik der direkten Gefolgse 
sorlaldemokratischen  Gewerk- 
schafısführer dort, nämlich der SPD- 
Betriebsräte und SPD-Betriebsgrup- 
pen, ist dort jedes gewerkschaftliche 
Leben im Keim erstickt worden. 
Die Arbeiter und Arbeiterinnen sind 
in diesen Betrieben besonders bru- 
talen Unterdrückungsmethoden und 
Arbeltsbedingungen ausgesetzt, die 
In Hamburger Chemiebetrieben oh 
ne Beispiel sind, Die vollkommene 
Isolierung der zumelst In kleinen 
Abteilungen arbeitenden Kollegen 
wird ausdrücklich von den Sozlal« 


ikraten Im Betrieb aufrecı 


halten. Selbst der Aufbau gewerk- 
schaftlicher Vertrauenskörper (VK) 
ist. bisher systematisch verhindert 
worden, z.T. mit Hinweis auf den 
„hohen Organisierungsgrad“, der an- 
jeblich einen VK „überflüssig“ 
macht, Bei Phönix entzogen die Ge- 
werkschaftsführer und Betriebsrite 
der Belegschaft gar das Wahlrecht 
Statt dessen wurde ein Schein-,V) 
von oben nach unten eingesetzt 
der faktisch ausschließlich Spitzel- 
aufgaben für den SPD-R erfül 

Man könnte hierzu noch viel 
mehr sagen, das wenige zeigt jedoch, 
daß ein hoher gewerkschaftlicher 
Orgänisationsgrad — den auch wir 
für notwendig halten — nicht schon 
automatisch eine Stärkung der 
Kampf- und Widerstandskraft der 
Belegschaft bedeutet 

Daß die Hamburger Gewerk- 
schaftsführer gerade von diesen Be- 
trieben — sozusagen ihren Muster- 
betrieben — schwärmen, ist vor- 
stündlich, für die Arbeiter jedoch 
nicht erstrebenswert. Das sozlalde- 
mokratische System der quas 
Zwangsorganisierung der Ha 
ger Gummibetriebe muß von allen 
aufrechten Gewerkschaften ener- 
isch bekämpft werden! 


Daß für die Gewerkschaftsfüh- 
rung nicht der Gedanke an größere. 
Streikkämpfe und bessere Streikun- 
terstützung der Kollegen ausschlag- 
gebend ist bei ihren Forderungen 
nach Beitragserhöhung, zeigt allein. 
die Tatsache, daß z.B. die IG Che- 
mie lediglich knapp 8% (acht) des 
gesamten Beitragsaufkommens in 
(den Streikfond zurücklegt. 

Am 19,6. fand in Hamburg eine 
Sitzung des Verwaltungsstellenvor- 
standes mit den Vertrauensleutevor- 
sitzenden, den Kassierern sowie den 
organisierten Betriebsräten zur zen- 
tralen Regelung der Beitragsfrage 


en, anzuschreiben und aufzufor- 
dern, ihre Beiträge zu erhöhen. Tun 
sie dies nicht, sollen sie ausge- 
schlossen werden! Jeder Sekretär 
muß „seine“ Betriebe systematisch 
durchforsten. In dem Bereich des 
Sekretär Harıy Herrling stellte man 
rophale Zustände‘ fest — di- 
in sympathischer Zug an ihm. 
1" „Katastropnaie Zustange - est — di" 
fekt ein sympathischer Zug an ihm. 

Die Sekretäre sollen so den 
Druck, den sie vom Verwaltung 
stellenvorstand bekommen, auf Be- 
triebsräte und Vertrauensleute wei- 
tergeben. „Widerspenstige” Kolle- 
gen müssen sich entweder fügen 
‚oder können rausgeseilt werden, 
wenn es nicht gelingt, eine gut 
organisierte Abwelirfront im Be- 
trieb gegen diese Beitragerhöhun- 
gen aufzubauen. 


Auf der Affiı — dem kamı 
stärksten Hamburger Chemiebetr 
- wurde am 16.4., — also mitten 
in der letzten Tarifrunde - eine 
Mitgliederversammlung zum Thema 
„Gewerkschaftsbeiträge” durchge- 
führt, Die Gewerkschaftsführer hof- 
fen, in Zeiten von Tari(verhandlun- 
'n mehr Erfolg mit Beitragserhö- 
hungen bei den Kollegen zu haben, 
da in dieser Zeit die „Gefahr eines 
Streiks” glaubhafter " beschworen 
werden kann. 

Der Referent Baumhöfer vom 
Bezirk Nordmark bezeichnete diese 
Veranstaltung offen als eine „Te 
veranstaltung, um zu sehen, wie die 
Stimmung der Kollegen zu diesen 
Fragen ist“, Baumhöfer und E! 
(von der Hauptverwaltung in Han- 
nover) beteuerten, daß natürlich jede 
Veränderung in der Beitragsregelung 
‚nur über einen Beschluß des Ver- 
trauenskörpers erfolgen könne, Sie 
machten Jedoch klar, worauf das gan- 
ze hinauslaufen soll! auf sogenannte, 


„dynamische Beitrlige", die auto“ 
matisch bei Jeder Lohnerhöhung 
mitstelgen, 


haben, 


ai 


Als. Vorbild. wurde wieder die 
Harburger Regelung — 1% vom 
Lohn = genannt, Als ein Kolloge 
meinte, wenn die Beiträge in dieser 
Weise erhöht würden, dann würden 
wohl 50% der Kollegen aus der Ge- 
werkschaft austreten, bekam er die 
Antwort, es sel ohnehin daran ge- 
dacht, Kollegen, die einen zu nled- 
rigen Beitrag zahlen, aus der Ge- 
werkschaft auszuschließen. Wirk“ 
lich, saubere Methoden! Den Auf- 
sichtsratsmitgliedern' geßehüiber, die 
als. IG Chemie-Mitglieder erkleckli- 
che Summen kassieren und ihrer 
Verpflichtung, wenigstens einen Teil 
davon in den „Mitbestimmungs- 
fonds“ abzuführen, nicht nachkom- 


men, ist die Gewerkschaftsführung 
wesentlich kulanter. Hier müssen 
„mit großem Einfühlungsvermögen 
viele Einzelfälle, behandelt werden‘, 
denn von 491 1G-Chemie-,Arbeit“ 
nehmervertretern“ anerkennen über- 
haupt nur die Hälfte den Beschluß, 
einen Teil der Aufsichtsratsgelder 
abzuführen und von denen sind es 
nochmal 70, die dann. trotzdem 
noch nicht gezahlt haben, (Aus Ge- 
schäftsbericht 69-71, 8. 380) 

Mit den „einfachen“ Gewerk- 
schaftsmitgliedern wird. dagegen 
Schlitten gefahren. Als ein Kollege 
auf der Affi-Mitgliederversummlung 
sagte, bei einem Gewerkschaftsbei- 
rag von 1 % vom Lohn, wären ja 
die Kollegen, die Schicht arbeiten 
und-Überstunden machen, ‚benach- 
teiligt, weil sie. wesentlich höhere 
Beiträge zahlen müßten, kontei 
Ebert kaltschnäuzig, die Erfahrung 
zeige, daß höhere Beiträge „nicht 
automatisch“ Austritte bedeuten, 
Statt gegen die vermehrte Ausbeu- 
tung der Kollegen bei Überstunden 
usw. vorzugehen, sahnt die Gewerk- 
schaftsführung gern noch selber ih- 
ren Teil davon ab. Wenn dann aucl 
einige Kollegen empört sind un 
austreten — die Gewerkschaftsfüh. 
rung weiß, die meisten bleiben, weil 
sie gar Keine andere Alternative. 


Baumhöfer versuchte dann noch, 
die Kollegen von Merck, die "71 mit 
am härtesten und ausdauerndsten 
gestreikt haben, schlecht zu ma- 
chen, ‚Er sagte, die Beiträge bei 
Merck seien so niedrig gewesen, 


„daß wir im Norden praktisch deren 


"daß wir im Norden praktisch der 
Forderung durchgesetzt haben, mit 
unseren Beiträgen.” Weiche Blüten 
doch die „Verwechslung“ von ge- 
werkschafilicher Kampfkraft mit 
der reinen Finanzfrage in den Ge- 
himmen mancher Gewerkschaftsfüh- 
ser treibt, 

Es wurde ein Fall aus dem Ham- 
burger Chemiebetrieb Beiersdorf be- 
kannt, wo.einige Angestelltenkolle- 
gen ihren Aufnahmeantrag für 
1G-Chemie vom SPD-Betriebirat 
rückgeschickt bekamen mit 
merkung, mit einem so „niedrige 
Beitrag (die Kollegen hatten unter 
„Beitragswunsch” DM B,- einget 
den) würden sie nicht in die 

schaft aufgenommen, Die Kol- 
Iogen haben daraufhin logischerwei- 
se Ihren Antrag zurückgenommi 


‚Der Hauptvorstand der IC-Che- 
mie legte in seinem „Geschäftsbe- 
richt 1969-1971, der dem Gewerk- 
schaftstag vor einem Jahr vorgelegt 
wurde, zwar eine recht genaue Dar 
stellung der Ausgaben im Bereich 
der Betriebsräte-, Vertrauensleute- 
und Jugendarbeit und da insbeson- 
‚dere der Schulung dieser Gruppen 
dar. Ex fehlen jedoch s gut wie 
völlig Angaben darüber, wofür 
Geld im Bereich des hauptamtlichen 
Apparates ausgegeben wurde. Hier 
werden nur sehr grobe und ver 
schleiernde Anhaltspunkte gegeben. 
Der Hauptvorstand hat denn much, 
noch einen „Kassenbericht”, der 
nicht wie der „Geschäftsbericht“ 
an Jeden Deloglorten verteilt wurde, 
sondern offenbar nur wenigen 
'Funktionären zugänglich Ist, 


‚Die einaelnen detaillierten Jah« 


resabrechnungen der drei Organlua- 
Honsebenen (gemeint sind Haupt- 
vorstand, Bezirke und Verwaltungs“ 
stellen = die Red.), die Vermögens- 
aufteilung und Entwicklungen sowie 
sonstige wesentliche Entwicklungen 
werden wieder aus technischen (? ) 
Gründen im „Kassenbericht" darge» 
welt. (Geschtnbeiht, 8, 281) 

Im „Kassenreport"" der IG-Che- 
mie-Miigliederzeitung „gewerk- 
schaftspost“ (Aug, '72) werden oh- 
ieh über sämtliche, Ausgabenpo- 
sten nur schr schwammige An, 
gemacht, die vor allem 
beweisen. sollen, 
„den Auftrag dor Mitglieder zu er- 
füllen”, Eine genaue Kontrolle der 
Ausgaben ist über den „Kassenre- 
port“ für kein Mitglied möglich, 
Das ist sicherlich nicht zufällig, son. 
dern von den Gewerkschaftsführern 
direkt beabsichtigt 

Die 1G-Chemie-Papler-Keramik 
hat etwa 610.000 Mitglieder. Der 
Durchschnittsbeitrag der vollzahlen- 
den Mitglieder (also außer Rentnern 
und Lehrlingen) beträgt zur Zeit 
8,84 (s0 Baumhöfer auf der Affi- 
Mitgliederversammlung). In den Jah- 
ren 69-71 stiegen die Durchschnitts- 
vollbeiträge von 7,12 auf 8,38, Das 
ist eine Steigerung vo etwa 18 %. 
(Geittärtsberieht "ad" IG-Chemie) 

Die Einnahmen der IG-Chemie 
in den Jahren 69-71 beliefen sich 
auf etwa 142 Mill, DM: 

Beiträge 130.328.000 DM 

Erträge 11.644.000 DM 

„Erträge‘® sind zum einen die 
„Zinsen aus für den Streikfonds 
zurückgestellten (2!) Geldern“ 
(8,4 Mill. DM) und der „Ertrags- 
Überhang aus dem in Treuhand gege- 
benen Vermögen“ (2,7 Mill. DM). 
(Des Treuhandvermögen der IG- ' 
‚Chemie, das von 3 Mitgliedern des 
‚„Geschäftsführenden Hauptvorstan- 
des“ verwaltet wird, betrug Ende 
"71 DM 40.026.073,-. Die IG-Che- 
mie-Führung hat ihr Vermögen 
durch erweiterte Beteiligung bei 
der Bank für Gemeinwirtschaft und 
der „Neuen Heimat Städtebau” ver- 
srößent). 

Sowohl die Gelder, die in den. 
Streikfonds zurückgelegt wurden, 
wie, auch das Treuhandvermögen 
Sind ein sländiges sich vergrößerndes 
IG-Chemie, Aus dem 


„Polster“ der IG-Chemie. Aus dem 
\Streikfonds“ der IG-Chemie wurde 
bisher noch kein einziger Streik be- 
zahlt. Die Kosten für Streikgelder 
beim „großen” Chemie-Streik 1971 
sowie ‘den kleineren betrieblichen 
Streiks (z.B. Texaco) wurden über 
die „laufenden Ausgaben“ verbucht. 

In den Streikfonds wurden ledig- 
lich 7,8 % aller Einnahmen, also 
etwa 11 Mill, DM jährlich einge- 
zahlt. Das heißt also, daß von einem 
Durchschnittsbeitrag eines Kollegen 
von 8,84 DM nur etwa 70 Pfg. für 
den Fall eines Streiks zurückgelegt 
werden, Diese „Regelung” rich! 
sich eindeutig gegen die berechtigten 
Interessen der Gewerkschaftsmit- 
glieder, Sie ist Ausdruck der sozlal- 
‚demokratischen Politik der Gewerk- 
schaftsführer, die Insgesamt auf die 


tet it. Dies 
allen aktiven Gewerkschaftern Im 
innergewerkschaftlichen Kampf 
scharf attaklert. werden, Insbeson- 
dere in der Auseinandersetzung mit 


‚den Gewerkschaftsführern um eine 


(ap) vom Aus 
ust '72, Typisch für die Tricks der 


hr 
‚pols 


» 


Gewerkschaftsführer Iat_ die 
schende Höhe den Geld 
„Rücklagen In den Streikfondı 
onüber don anderen Stapaln! 
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Es besteht offensichtlich ein 
‚enormes Mißverhältnis  zwisch 
‚dem, was für den Nutzen der Masse. 
der Mitglieder (nämlich Streikun- 
teratützung) und dem, was Im we- 
entlichen nur für einen relativ kl 


‚nen Kreis von Betriebsfunktionären 


und vor allem für den hauptamtli- 
‚Apparat ausgegeben wird (92%) 

Allein die Personalkosten des 
hauptamtlichen Apparates betrugen 
in den 3 Berichtslahren etwa 41 
Mill. DM. Die „ap“ veröffentlichte 
dazu folgende Statistik: 


Sie machen damit den schönen 
Batzen von 31,5 % der gesamten 


‚Ausgaben aus, 
Die [G-Chemie hatte Ende 1971 
570 Ange (hauptamtliche 


‚Funktionäre und Büroangestellte). 
Diese gliedern sich im einzelnen wie 


folgt auf: 
geschäftsführende  Hauptvor- 

standsmitglleder 
48 Sekretäre und Sachbearbeiter des 

Hauptvorstandes 


86 Angestellte des Hauptvorstandes 
8 Bezirksleiter 

36 Bezirkssekretäre 

#1 Angestellte in Bezirksleitungen 
70 Geschäftsführer der Verwaltungs- 

stellen 

78 Sekretäre der Verwaltungsstellen 
195 Angestellte der Verwaltung 
stellen. 

Die Zahl der Bezirkssckretäre ist 
inzwischen um, 2 und die, Anzahl 
‚der Verwaltungsstellensekretäre um 
13 gestiegen. (Außerdem wurden 
eine Reihe von Büroangestellten neu 
eingestellt). Die Ausgaben für die 
„Personal‘-Erhöhung stiegen in 3 
Jahren um 9 Mill. DM, das sind 
gegenüber den vorhergehenden 3 
Jahren 29,2 % mehr. 

Der Hauptvorstand schreibt zur 
Erhöhung der Anzahl der Haupt- 
amtlichen; „Die aus der tabellari- 
schen Übersicht hervorgehende Per- 
sonalaufstockung bei den Sekretären 
und Sachbearbeitern auf allen drei 
Organisationsebenen macht " deut- 
lich, daß unsere Gewerkschaft ihre 
politische Präsenz. verstärkt hat.“ 
(Geschäftsbericht, S. 300) Na, da 
können die Arbeiter aber froh 


Gerade die Steigenu 
zahl der Verwaltungsst 
re, die ja direkte „Basisarbeit‘‘ ma- 
chen, zeigt, daß hier offensichtlich 
der Bedarf an „politischer Präsenz“ 
"Besonders gewachsen, Die türke- 


werkschafter in den Betrieben gegen. 
die zunehmenden Angriffe der Ka- 
pitalisten und die in diesem Zusam- 
menhang auch zunehmende Kritik 
an der Haltung der Gewerkschafts- 
führung in diesen Konflikten, sollen 
von mehr Hauptamtlichen „in den 
Griff" genommen werden. 

Der verstärkte Ausbau des 
‚hauptamtlichen Stranges“ der Ge- 
werkächaften wird in den nächsten 
Jahren weitergehen. Der Bedarf an 
treuen Gefolgsleuten, die den sozlal- 
demokratischen Gewerkschaftsfüh- 
vern durch Dick und Dünn folgen, 
‚deren Politik bedingungslos in den 
Betrieben durchsetzen etc., wird 
mindestens In dem Maße wactisen, 

= wie die Arbeiter nicht mehr bereit 
sind, widerstandslos die Politik der 
GewerkschaftsSpitzen  hinzuneh- 
men, 

Otto Brenner, damals IG-Metall- 
Führer, erkannte schon nach den 
spontanen Septemberstreiks 1969 
die „Notwendigkeit“ eines verstärk- 
ten "Ausbaus und einer stärkeren 
Zentralisierung des hauptamtlichen 
Apparates, um die unruhlger wer- 
dende Basis unter Kontrolle zu 
halten. 

's wird jedoch nicht nur peno- 
nell aufgestockt und die Entsch 

dungsbefugnisse weiter zentralislert 
— was einen weiteren Abbau der 
Innergewerkschaftlichen Demokra- 
tie zwangsläufig zur Folge haben 
wird — , sondern es kommt der 
Gewerkschaftsführung auch darauf 
an, einen neuen Typus von Gewerl 

schaftsekretären _ herauszubilde 
Die IG-Chemie-Führung hat dafür 
eigens einen Antrag auf dem letzten 
Gewerkschaftstag _durchgebracht. 
Sie will „eine intenve Personal- 
planung wesentlich verstärken" (An- 
ira Nr, 206). Die Sekretärs sollen 


künftig, durch „theoretische Schu- 
lungen“ und ‚praktische Ausbil 
dung“ aufihre „Aufgaben Innerhalb 
unseret Organisation“ vorbereitet 
werden, 

Otto Brenner schrieb In seinem 
internen Rundschreiben nach den 
Streiks "69: 

„Während sich die Mentalicdt 
der Funktiondre In den Betrieben 
offensichtlich verändert has, sind 
Arbeltssil und Methoden mancher 
Hauptamilicher nicht selten von der 
hinter uns liegenden Zeit und Erfah- 
rung geprägt, Diese Zeit hat diplo- 
matische Haltung gefördert, nicht 
kämpferlsche, Das Zurückweichen 
(vor der, Kritik der Arbeiter - die 
Red.) stat des resoluten Vertreter 
des Standpunktes der Organisation 
und der Vorstandsbeschlüsse ist um- 
10 naheliegender, als, die Kritiker 
über die Stimmen zur Wiederwahl! 
verfügen.“ 

Es werden also Jaut Oito Brenner 
Funktionäre gebraucht, die sich 
von den „Kritikern“ nicht in die, 
Ecke drängen lassen, sondern 
jpeimpfersch” gegen diese vorge: 

in. 

Einer dieser „neuen Kämpfer“ 
auf der Hamburger Sekretärsbähne 
ist der IG-Chemie-Sekretär Philipp 
von Kodolitsch. Er beherrscht die 
ganze Skala „linker“ BegrifMichkel- 
ten und tr 2.B. auf Betriebsver- 
sammlungen mit Vorliebe als „kon- 
sequenter Antikapitalist“ auf, Er 
redet mit „Marx und Engelszun- 
gen“, wenn es darum geht, fort- 
schrittliche Kollegen für sich einzu- 
nehmen, In wahre Kreuzzugsstim- 
mung gerät er allerdings, wenn er 
auf Kommunisten trifft. Kodo- 
litsch verdiente_sich während der 
diesjührigen Chemietarifrunde seine 
Sporen als der feißigste und gehäs- 
sigste Verfasser antikommunisti- 
scher Schmähschriften. Auch an der 
Auflösung des Reichhold-Vertrau- 
enskörpers wegen _,‚kommunisti- 
scher Unterwanderung“ war er maß- 
geblich beteiligt. Kodolitsch konnte 
sich bei einer ganzen Reihe linksso- 
zialdemokratischer Kollegen beliebt 
machen, was ihm eine denkbar gute 
Ausgangsposition zur Hetze gegen 
‚Kommunisten verschafft, sowie aber 
auch, undemokratische Vorstands- 
beschlüsse auf „saloppe‘* Art, mit 
etwas Kritik vermischt, an’ den 
Mann zu bringen, Kodolitsch dürfte, 
Schule machen als einer der ge- 
schicktesten Kämpfer gegen klas- 
senbewußte und kommunistische, 
Kollegen und ihren Einfluß. 

Da „Arbeitsstil und Methoden 
mancher Hauptamtlicher“ nicht 
mehr den Anforderungen einer un- 
ruhiger werdenden Arbeiterschaft 
sowie einer stärkeren linken Orien- 
tierung der bewußtesten Kollegen 
entenrechen mi 


ering et Dewußtesien" noliegen 


entsprechen, müssen. verstärkt Se- 
kretäre a la Kodolitsch ausgebildet 
werden. Für solche Dinge ist der 
Gewerkschaftsführung kein Geld zu 
schade. 

Die Inganghaltung und Erweite- 
rung des organisatorisch-technischen 
Apparates kostet die Gewerkschafts- 


sind 25,3 % der Ausgaben. 
Im einzelnen: 


ten ansetzei ein organisatori- 


Wir huben jedoch am. Beispiel 
der gestiegenen Personalkos 
zeigt, daß diese im wesenili 
besseren Disziplinierung der Mit- 
alieder wegen ansteigen, daß die 
‚Arbeiter und Angestellten hier den 
‚Knüppel bezahlen, mit dem sie ge- 
‚droschen werden, 


Unter dem Begriff „gewerk- 
‚schaftspolitische Aktivität” werden 
im Kassenreport der IG-Chemie alle 
‚Ausgaben wie Tarifarbeit, Schulung 
von Betriebsräten und Vertrauens- 
leuten, Öffentlichkeitsarbeit, usw, 
zusammengefaßt. Hier werden 
;% aller Mittel ausgegeben. 


‚Konferenzen - Sitzungen - Aus- 
schüsse - Gewerkschaftstag - Mitbe- 
stimmungskonferenzen - Internatio- 
male Tagungen 3.409.000 DM 


"2. B. gibt 6s auch auf Wochenend- 
schulungen, an denen Mitglieder und 
Vertrauensleute tellnchm: 
mißig eine kleine „Anerkennungs- 
prämie", Die Schulüngen finden in 
ausgesprochen großbürgerlichen Un- 
terkünften bei ausgezeichneter Ver- 
pflegung und Unterbringung statt, 

Auch die Funktlonärsschule in 
Bad Münder läßt nichts an Bequem- 
lichkeit, an technischen Unterrichts- 
mitteln, an Umgebung” zu wün- 
schen übrig, 

Die Sitte vieler Gewerkschafts- 
fünktionäre, auf Versammlungen 
oder Schulungen die Kosten für 
die Getränke zu „übernehmen”, ge- 
hört ebenfalls dazu. 

Die „Großzügigkeit" 
werkschäftsführer gegenüber dem 
kleinen Kreis von Interessiorten Mit- 
aliedern und unteren Funktionären 
zielt schon auf unterster Ebene 
auf eine Bestechung ab. Sobald 
einer Interesse für gewerkschaftliche 
Arbeit zeigt oder ein kleines Ami 
hat, wird er, sofort aus dem Kreis 
r Kollegen herausgehoben, be- 
kommt hier und da eine kleine Zu- 
wendung, eine kleine Vergünstigung. 
So versucht die Gewerkschaftsfüh- 
rung eine „günstige Atmosphäre” zu 
schaffen, in der sie ihre Politik an 
den Mann bringen kann, Interes- 
sierte Vertrauensleute-und Betriebs- 
säte sollen den Eindruck bekom- 
men, daß sie etwas Besonderes, 
etwas. Besseres als ihre Kollegen 
sind und daß man „bei der Ge- 
werkschaft” ein angesehener Mann 
werden kann. Mit Arbeiter-Solida- 
rität hat das alles überhaupt nichts 
zu tun. Auf diese Weise soll ein 
opportunistisches, nach Posten und 
Funktionen strebendes Funktion- 
Arstum systematisch gezüchtet wer- 
den. So etwas kostet natürlich eine 
Menge Geld! 

Die „Großzüigigkeit” der Gewerk- 
schaftsführung in diesen: Dingen 


17157000 DM 


4435000.DM 829000. DM 196D00DM 980000 DM 10834000 DM 103000 DM 
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Buuiu, er 


Hamburger 1G-Chemie In diesem 
Jahr kein einziges Informations: 
ugblatt vor den Betrieben verteilt, 
Als die mangelnde Information von 
Kollegen kritisiert wurde, behaupte- 
ton die Gewerkschaftsführer, es sel 
kein Geld da, 


‚Auf der zentralen Hamburger 
Vertrauensloutekonferenz nahm 
Walter Holst dann die Gelegenheit 
wahr, um gegen die breite Infor- 
mationstätigkeit kommunistischer 
Gruppen während der Tarifrunde 
zu hetzen. Er. behauptete dema- 
wogisch, das Geld für die zahl- 
reichen Druckerzeugnisse könne nur 
aus „dunklen Kanälen” stammen, 
da ja nicht einmal die Gewerk- 
schaft in der Lage sel, so viel Geld. 
für den Druck von Flugblättern 
auszugeben. 


Tatsächlich jedoch steckt zum 
Beispiel unsere Organisation fast 
alles Geld, das aus den Beiträgen 
und Spenden unserer Genossen 
kommt, in die Bezahlung von Zei 
tungen, Flugblättern usw., d.h. 
die Öffentlichkeits- und Massenar- 
beit, 


Das ist die hauptsächliche Arbeit 
und die hauptsächliche Ausrichtung 
unserer Organisation, nämlich mög- 
lichst breit und intensiv über wich- 
tige Fragen zu informieren und 
unsere politischen Einschätzungen 
zu propagieren. Die Frage muß 
anders herum gestellt werden: In 
weiche dunklen Kanäle fließen die 
Millionen, die die Gewerkschafts- 
führung von den Mitgliedern ein- 
nimmt? ? Die übergroße Mehrheit 
bekommt von ihren eingezahlten 
Beiträgen nie wieder etwas zu se- 
hen! 

Dementsprechend ist auch dei 
‚Ausgabenkomplex „di 
stützung an Mitglieder” der kleinste 
mit 17,6%. Unter diesen Komplex. 
fallen im einzelnen: 


5957000 DM 


steht in einem auffallenden Miß- 
verhältnis zu ihrer Knauserigkeit 
bei Dingen, die die Masse der Mit- 
glieder betreffen. So wurde z. B. 
bei den Tarifverhandlungen in der 


Die Ausgaben sind In diem 
‚Jahren deshalb höher als sonst, weil 
der erste große Branchenstreik 7] 
seit 50 Jahren in diesen Zeit 
fall 


Petra 


(Sämtliche Angaben aus der „ge- 
werkschaftspost“ vom Aug. 72) 
Allein die Reisekosten sind z.B. 
um 43,9 % in 3 Jahren gestiegen, 
Die "Finanzierung des gewerk- 
schaftlichen Apparates verschlingt 
somit. 57 % der Mitglledsbeiträge, 
Unsere Kritik an diesem hohen 
Anteil an Verwaltungskosten (Per« 
sonal- und Sachkosten) kann nicht 
an der einzelnen Büromaschlne oder 
Ver 


‚Auch zu diesem Ausgabenbereich, 
müssen einige Bemerkungen ge- 
macht werden, Z.B. sind die 3,5 
Mill, für den Kompiex Tarifarbeit 
ein direktes Ergebnis der kata- 
strophalen Zersplitterung der Tarif- 
verhandlungen, Die „gewerkschafts- 
post“ berichtet stolz: „Die IG- 
Chemie hat 3.000 (!) Verträge mit 
‚Arbeitgeberverbänden und Hausver- 
träge. Es gibt otwa 20,000 
kommissionsmitglieder. Es ver 
wohl kaum ein Tag, an dem 
Tarifkommission tagt.“ Außer dem 
Mieten von Räumen usw. fallen 
auch andere „Kosten“ in diesem 
Bereich an, 80 bekamen die Ham- 
burger Tarifkommissionsmitglieder 
für eine  Tarifkommissionssitzung 
25,.' DM, Mit der Ehrenamtlichkeit 
nimmt die Gewerkschaftsführung ex 
nicht so genau, 
natürlich kein Zufall 
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die Geklerder 
beim DGB gut angelegt! 


Die 16 Chemie zahlt regelmäßig 
12% ihrer Einnahmen an den DGB, 
das sind jährlich etwa 6 Mill. zur 
freien Verwendung. 

Wofür? 

Der DR 
eine bostimmi 
beiterbewegung, wenn er seine soge- 
nannte „gemeinwirtschaftlichen Un- 
ternehmen" verteidigt, in denen die 
‚Gelder der Arbeiter „angelegt“ sind 

Zu Beginn der Gewerkschaftsbe- 
werung im 19. Jahrhundert bilde- 

die Arbeiter außer den Streik- 
kassen mit ihren ersparten Groschen. 
auch bestimmte Selbsthilfeorganisa- 
tionen. So gründeten sie z.B. Pro- 
duktions- und  Konsumgenossen- 
schaften, um sich mit. biligeren 
Nahrungsmitteln zu versorgen. Sie 
gründeten eigene Spar- und Dar - 
Ichnsvereine, um ihr Geld nicht den 
kapitalistischen Wucherern zu über- 
asen. Zwar konnten diese Selbst- 
hilfeorganisationen in gewissem Rah- 
men materielle Erleichterungen für 
die Arbeiter bringen. Sie waren je- 
doch von vornherein mit einer re- 
formistischen Ideologie verknüpft, 
dem Glauben nämlich, daß es sozia- 
listische Oasen innerhalb der kapita- 
litischen Gesellschaft geben kann 
und daß das von sozialistischen 
Prinzipien ausgehende Genossen- 
schaftswesen im Kapitalismus Be- 
stand haben kann. 

Die von den opportunistischen 
und reformistischen Arbeiterführern 
vorangetriebene Entwicklung ging 
in eine andere Richtung. 

Die nach 45 von den westdeut- 
schen Gewerkschaften unter Füh- 
rung des DGB aufgebauten „ge- 
meinwirtschaftlichen Unternehmen“ 
huben mit den ursprünglichen auf 
gegenseitige Hilfe abgestellten Or- 
‚anisationen der Arbeiterbewegung 
nichts mehr gemein. 

Die DUB-Führung scheut jedoch 
keine Mühe, diese Tradition auch 
ihren Unternehmen unterzujubeln. 
$o behauptet die DGB-Führung in 
ihren Grundthesen über „Ziele und 
Funktion _ gemeinwirtschaftlicher 
Unternehmen“ (vom Mai 72), diese 

erbessern ... mittelbar oder un- 
mittelbar die wirtschaftlichen Le- 
bensbedingungen der Arbeitneh- 
mer“, sie seien eine „Alternative... 
zu  privatwirtschaftlich geführten 
Unternehmen“, da der Profit nur 

‚ls Instrument zur Erreichung der 
übergeordneten wirtschafts, sozial- 
und gesellschaftspolitischen Ziele“ 
diene. Jeder Vortrauensmann oder 
Betriebsrat gerät mindestens einmal 
‚in seinem. Leben in eine Schului 


Betriebsrat gerät mindestens einmal 
in seinem Leben in eine Schulung, 
wo ihm diese Dinge „klargemacht"“ 
werden sollen. 

Der DGB und seine 16Einzelge- 
werkschaften verfügen über ein Ver- 
mögen, das mit 1,5 Milliarden an- 
gegeben wird  (Handesiblatt, 
246.72). 

Unter dem Dach der „Vermö- 
gens- und  Treuhandverwaltung 


GmbH“ (VTG) vereinigt der DGB 
Banken, Versicherungen, Handels- 


wirtschaft (BIG), die viertgrößte 
‚nk nach der Deut- 

und Commerz. 
bank. Sie gehört dem DGB zu 95%. 

Die Bank wurde groß, weil sie 
zu Beginn allen Kunden billigere 
Kredite als ihre Konkurrenten ge 
jeute noch haben Gewerk. 
schaftsmitglieder gewisse Sonder« 
konditionen — bei fast 7 Mill. Ge- 
werkschaftsmitgliedern ein lohnen- 
des Geschäft! 

Der DGB und seine Einzehe- 
werkschaften lassen sich als Eigen 
tümer der BIG im Vergleich zu den 


Aktionkren anderer Westdeutscher 
Groß-Banken eine nledrige Div 
dende auszahlen (6%, Deutsche 


Bank 18%). Was für die Aktionäre 
der anderen Banken. das Intereme 
an persönlicher Iereicherung it 
müßte für die Geworkschafts-Führer 
eigentlich das Intereme sein, die 
Vinanadecke des DGB-und seiner 
Einzelgewerkschaften, 2.B. für even. 
twell x führende Sursik« au vorbes 
sorn, Daran hat der DGB jedoch 


offensichtlich kein Interesse, Die 
Gewinne der Bank für Gemeinwirt- 
schaft werden nur ganz unweser 
lich an den DGB abgeführt, di 
überwiegende Teil dient dem Unter- 
nehmen selber in Form von Eigen. 
kapitalerhöhungen zur Verbesserung 
seiner Markistellung, So wurde in 
den etwa 15 Jahren seit Existenz 
der B(G das Grundkapital von 40 
Mill. auf 360 Mill, verneunfacht, 
(Handelsblatt, 24.6.72) 

Die BfG hat eine stattliche An- 
zahl von Beleiligungen an anderen 
Unternehmen (meist über 50% bb 
zu 100%). Zu ihrem Konzernbereich 
‚gehören 26 Unternehmen des Ban- 
ken-, Immobilien-, Wohnungsbau- 
und Versicherungsgewerbes (Stand 
‚Ende 1971). Darunter befinden sich 
auch die verschiedenen Volksfür- 
sorge-Versicherungen. Die „Volks- 
fürsorge-Leben“ z.B. ist die größte 
westdeutsche Lebensversicherung. 

Die BfG-Konzernbilanz schloß 
1971 mit einer Summe von 20,4 
Mrd. DM. Der ausgewiesene Gewinn 
belief sich immerhin auf 36,7 Mill 
DM. 

Vorstandsvorsitzender der BIG 
ist der HBVier Walter Hesselbach 
(SPD), der keinen  Hehl daraus 
macht, daß er sich „nie von einer 
Gewerkschaft unter Druck setzen 
lassen würde“. So zahlte er 1969, 
als die IG Chemie die Schaumstoff- 
warenfabrik „Correcta‘ in Bad Wil- 
dungen bestreiken wollte, die Kredit- 
zusagen an die „Correcta”-Mutter- 
firma Metzeler AG pünktlich weiter, 
machte Geschäfte mit IG Chemie- 
Mitgliedern, die sich gegen Streik- 
tisiken wie Abzahlungsschwierigkeie. 
ten absichern wollten und trat am 
Ende selber als Schlichter in der 
Auseinandersetzung auf. (Nach 
Zeitschrift „Capital“ 5/71). 

Im Unterschied zu anderen Vor- 
standsvorsitzenden bezieht Hessel- 
bach nur ein „bescheidenes“ Ge- 
halt von 225 000 DM im Jahr, Als 
„Arbeitnehmervertreter“in 10 Auf- 
Sichtsräten (darunter Friedrich 
Krupp GmbH, August Thyssen 
Hütte, Salzgitter AG, RWE, usw.) 
kassiert er nochmal 114 200 DM 
„Capital“, 5771). 

Die Hamburger Unternchmens- 
gruppe „NeueHeimat‘, deren Eigen- 
kapital von mindestens 220 Mill. 
zu 100% dem DGB gehört, ist das 
größte Bauunternehmen der Welt! 
Sie erreichte 1971 einen Gesamtum- 
satz von 3,4 Mrd. DM. Die Ste 
gerung gegenüber dem Vorjahr be- 
trug nicht weniger als 35%. Die 
;e Heimat“ bewirtschaftete En- 


trug nicht weniger als 35%. Die 
„Neue Heimat" bewirtschaftete En- 
de 1970 etwa 350 000 Wohnungen 
und gewerbliche Objekte. Jedes 
Jahr werden 25 000 neue Woh- 
nungen fertiggestellt. Wegen beson- 
derer Steuervorteile brauchte die 
„Neue Heimat“ im Jahr 1969 z.B. 
Ar 200 DM Steuern zu bezahlen! 
Schon lange hat sich der Schwer- 
punkt des Baus von Klein und 
Sozialwohnungen auf gewinnträch- 


BEMERKUNGEN 
ZUR 
FINANZPOLITIK 
DES DGB 


tigere Objekte verlagert. Mit Hilfe 
von 57 Tochter- und Beteiligungs- 
gesellschaften plante, finanzierte 
und paute die „Ne 

die 8: 

ner Olympiade, Luxushötels an der 
Karibischen See und sogar das neue 
Spielcasino von Monte Carlo (,„Ca- 
ital“, 771). 

Mit der Gruppe „Neue Heimat 
International“ wird” der Bau im 
‚Ausland verstärkt, so in der faschi- 
stisch regierten Türkei, in der Mill 
tärdiktatur Mexico, in Ghana und 
im imperilistischen Israel. Insbe- 
sondere in Israel tat sich die „Neue 
Heimat‘ hervor, indem sie die im- 
perialitische Politik dieses Landes 
durch Häuserbau im von Israel wi- 
derrechtlich besetzten Ghaza-Strek 
fen unterstützte 

Vordrei Jahren wurde die „Neue 
Heimat Städtebau“ mit 10 Mill. DM 
Stammkapital als „Lrei gemeinwirt- 
schaftliches, Unternehmen“ (DGB- 
Terminus) gegründet, Eine kleine 
Namensänderung war wohl nötig; 
denn dieses Unternehmen investiert 
ausschließlich in so profitable Ob- 
jekte wie Appartementhäuser, Eigen- 
tumswohnungen, Hotels und Ein- 
kaufszentren. 

Insbesondere bei der Unterneh. 
mensgruppe „Neue Heimat“ wird 
die ganze Verlogenheit der „Ge- 
meinwirtschaftsideologie“ — offen- 
sichtlich, Die Mieten der „Neuen 
Heimat“ sind um keinen Pfennig 
billiger als in privatwirtschaftlichen 
Wohnungen, die „Neue Heimat“ 
kündigt ihren Mieiern mit. dersel- 
ben Rücksichtslosigkeit wie andere 
Baufirmen, wenn sich anstelle der 
alten Wohnungen gewinnverspre- 
chendere Prachtbauten anbieten. 
Der Charakter der „Neuen Heimat“ 
als eines kapitalistischen Unternch- 
mens hat sich gerade in Hamburg 
bei der brutalen polizeilichen Räu- 
mung einer. von vielen jungen Leu- 
ten besetzten Wohnung der „Neuen 
Heimat" (inder Eckhofstraße — vgl. 
dazu Artikel im AK Nr. 29) ge- 
zeigt. Diese Wohnung war eine von 
110 Wohnungen, die wegen anderer 
Baupläne abgerissen werden sollt 

Mit 5.000 Rinzelläden. SB-Mlrk- 

Baupläne abgerissen werden sollte 

Nit 5 000 Einzelläden, SB-Märk- 
ten, usw. ist die „coop“ einer der 
ersten westdeutschen Handelsriesen. 

Die BfG verfügt über eine Sperr- 

minorität von 25% und kann von 

daher die Unternehmenspolitik ent- 
scheidend bestimmen, der Rest ver- 
teilt sich auf die Genossenschaften, 

‚Auch bei der „eoop“ sind die Preise 

nicht niedriger als bei anderen Kauf- 

häusern. 


‚hält. Ober 


Verlag 3, Reonts 
2 Hamburg 13 
Mutschbahn 35 


Erwähnt sei noch das Junge 
DGB-eigone Reiseunternehmen g.u-t, 
‚das Gewerkschaftimitgliedern eben- 
falls keinerlei Preisvorteile bietet, 
‚dafür aber kräftig mit am Touristik: 
geschäft verdient. 

Das ist nır ein kleiner Überblick 
über die „gemeinwirtschaftlichen 
Unternehmen“ des DGB. Sie bieten 
dem „kleinen Mann“ keinerlei Preis- 
vorteile mehr gegenüber anderen 
Unternehmen, Stattdessen ist ihre 
ganze Politik darıuf ausgerichtet, 
Gewinne zu machen, wie sie sonst 
nur in der Monopolindustrie üblich 
aid, 

Über die grundsätzliche Bedeu- 
tung dieser Dinge schrieb Ernst 
Thälmann bereits 1929 in seinem 
Buch „Über Gewerkschaften“: 

ln letzter Zeit verwenden die 
‚Gewerkschaften in immer stärkerem 
Maße die gesammelten Gewerk- 
schaftsgelder zu Zwecken gemein- 
‚amer ökonomischer Betätigung mit 
dem Finanzkapital .. Im. Jahre 
1905 wurden 24 % der Ausgaben für 
Wirtschaftskämpfe verausgaht und 
1927 waren die Ausgaben für Wirt- 
‚schaftskämpfe nur noch 9% der ge- 
‚sumten Ausgaben. Also schon diese 
Suatistik beweist die innere Schwen- 
kung in den Gewerkschaften: keine 
Orientierung auf die kämpfenden 
Massen zur Unterstützung der Wirt 
schaftskämpfe, dafür aber eine Ort- 
entierung in der Linie des Ver- 
wachsens mit dem Finanzkapital, 

Die.DGB-Führung hat' sich ‚als 
Verwalterin dieses respektablen Ver- 
mögens selber einen gewaltigen Vor- 
rat an Pöstchen, Positionen und 
fetten Pfründen geschaffen, auf de- 
nen der Opportunismus, der Verrat 
an der Arbeiterklasse so gut ge- 
deiht. Hier finden die Ruhnaus 
(Hamburger Innensenator) im Zuge 
ihrer DGB- und SPD-Karriere einen 
Vorstandsposten bei der „Neuen 
Heimat‘ und der „eoop“, hier sitzt 
Oskar Vetter als „Arbeitnehmer- 
vertzeter““ im Aufsichtsrat der Bank‘ 
für Gemeinwirtschaft, der Volks- 
fürsorge Leben, der „Neuen Hei- 
mat Städtebau“ und der „Neuen 
Heimat Gemeinnützige“, mit Tan- 
tiemen von 25 000 DM (,„Capital“, 
71). Diese Liste ließe sich endlos. 
verlängern» Hier liegt ein Teil der 
gewaltigen Reserven an Finanzmit. 
tein, Pöstchen und Positionen, mit 
denen SPD und DGB ihren zentra- 
len Funktionärsstamm bei der Stan- 
gehalten. 


DGB - „Staat im State” * 
DGB - „Staat im State”? 


In der Propaganda der Kapita- 
listen wird oft vor dem zunehmen- 
den sesellschaftlichen Einfluß des 
DGB gewarnt, In diesem Zusam- 
menhang werden dann auch immer 
die Unternehmungen des DGB an- 
geführt, als ob diese eine Bedro- 
hung für das westdeutsche Finanz- 
kapital darstellten oder gar einen 
Teil gewerkschaftlicher Macht, d.h. 
der Macht der Arbeiter und Ange- 
stellten, Das ist natürlich Unfug. Es 
gibt. keine spezielle Konkurrenz 
zwischen dem Kapital des DGB und 
‚den anderen westdeutschen Konzer 
nen. Und den Arbeitern und An- 
gestellten steht das Ki 
genauso feindlich gegenüber, 


wie 
jedes Kapital. Die ökonomische Aus- 
beutung und politische Unterdrük 
kung in den Beirieben des DGB ist 
dieselbe wie in anderen westdeut- 
schen Betrieben. Die Unternehmun- 
gen des DGB stellen in gar keiner 


Hinsicht irgendeine „Gegenmacht'” 
gegen die Kapitalisienklasse dar 
Die Kapitalisten brauchen diesos 
„Argument” nur dazu, um gegen 
eine gewerkschaftliche Organe 
rung der Arbeiter überhaupt zu 
hetzen und vor allem kleinbürger 
liche Elemente des Volkes in Front 
stellung zur Arbeiterklasse au brin- 
gen 

In rechtsradikaler Übersteigeruni 
dieser Propaganda wird der DGB als 
feindliche Macht Nr. 1 deklariert 
der alle: Hobel, eben auch die di 
Unternehmertums, in Bewogu 
setzt, um diese Gesellschaft uma 
krempeln. Die ökonomische Macht 
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der DGB-Betriebe, die sozlaktemo- 
kratische Bürokratie der Gewerk- 
schaftsapperate und die gewaltige 
Zahl der Gewerkschaftsmitglieder 
werden. in einen Topf geworfen, 
um das Bild einer immensen Ver- 
schwörung gegen das „freie Unter- 
nehmertum" und die „Grundlagen 
dieses Staates“ überhaupt besser 
auszumalen, 

Gerade in der letzten Zeit rei- 
ten die Faschisten häufig auf der 
„Rote. Bonzen”-Wolle, Sie malen 
das Bild einer machtsüchtigen, rück- 
sichtslosen Clique, die sich ständig. 
bereichert, usw. Ihr Ziel ist es, 
die Kritik der Kollegen von d 
Kapitalisten abzulenken und den 
Zusammenhang zwischen Kapital- 
interesen und den Agenten der 
Kapitalisten in den Gewerkschafts- 
führungen zu leugnen, Indem sie die. 
DGB-Führung und nicht die Kapi- 
talisten. zum Hauptfeind erklären, 
wollen sie natürlich erreichen, daß 
die Kollegen sich überhaupt von 
den Gewerkschaften abwenden und 
keinen Kampf in den Gewerkschaf- 
ten gegen die Agenten der Kapi 
listenklasse döft führen. Damit wol- 
len sie eine Schwächung und Zer- 
splitterung der Arbeiterbewegung 
bewirken. 

Ohne zu unterstellen, daß, bei 
bestimmten super,linken”® Gruppen 
dasselbe Ziel dahintersteckt, so ist 
doch dasgrundsätzliche Herangehen 
an das Problem ähnlich und daher 
auch die möglichen Auswirkungen, 
Die berüchtigte westberliner Gruj 
pe „Neue, Einheit”, eine Abspı 
tung von. der „‚KPD/ML", hat sich 
in dieser Betithung den äboluten 
Gipfel an Idiotismus geleistet. In 
ihrer Schrift „Über das Wesen des 
DGB” schreibt deren Führer K. 
Sender, es gibe einen Kampf „Bis 
aufs Messer” zwischen „DGB-Kapi- 
tal”, das sich „selber zu einem der 
größten Kapitalisten aufgeschwun- 
gen” hat und den „herkömmlichen 
Monopolen”. Ja, das „DGB-Kapi- 
tal” sei sogar dabei, „sich an die 
Spitze des westdeutschen Imperialis- 
mus zu stellen” und die west- 
deutschen Monopole sich untertan 
zu machen. Das Konzept des DGB 
zur „Mitbestimmung” wird im Rah- 
men dieser _arbeiterfeindlichen 
„‚Theorie” interpretiert als Versuch 
des DGB, sich die westdeutschen. 
Betriebe letztendlich anzueignen, 
indem vorerst einmal Einfluß in 
den Aufsichtsräten etc. genommen 
werden soll. Es ist natürlich un- 
sinnig, von dem „DGB-Kapital” im 
Gexensatz zu anderem Kapital zu 

sinnig, von dem „LUB-Kapıar“ um 
Gegensatz zu anderem Kapital zu 
reden, weil die Interessen die sel 
ben sind, Zudem besteht durchaus 
ein Unterschied zwischen den Ka- 
‘Sie ihr persönliches Ka- 
iervererben etc. können 
und den DGB-Führern, die das DGB- 
Vermögen bloß verwalten und im 
Prinzip von jedem anderen Ge- 
werkschafisführer abgelöst werden 
können 

Es handelt sich hierbei nicht 
um persönliches Eigentum an Pro- 
duktionsmitteln _(kapitalistisches 
Eigentum), sondern um 
talistische Form 
schaftseigentum. 

Die Kommunisten _ kritisieren 
nicht das DGB-Vermögen an sich, 
dih. Anlegen des Gelden der Mi 
glieder nach kapitalistischen Prin- 
zipien = anders Ist on im Kapitalis- 
mus oben nicht möglich — sondern 
die Kommunisten kritisieren, daß 
diese Gelder den Kollegen niemals. 
wieder zugu 
daß’ sie keine 
haben. Es - 
schlossen, dab die DGB-ührung 
um in einer entscheidenden poll 
tischen Situation einen General 
eines. ihrer 
mutunternehmen _ verkaufen. 
Die DGB-Unternehmer 

lei Nutzen für die Ge 
ieder, hingegen sind 
ac 
bage für die Entwicklung ei 


pitalhörigen Arbieteraristokratie. MB 
Diskussionsbeitrag der Chemie-Ge 
werkschaftskommission, [17 
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BRD und Israel: 
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„Friedenskanzler” auf Geschäftsreise 


as israelische Volk ringt um den 
stand seines kleinen, dem WU- 
Tstensand abgetrotzten Staates, 


Ampft unter sengender Hitze um 
ein Lebensrecht — hinter sich das 
Meer und rundherum den Haß sei- 
ner Feinde, Und wir? ” so. fragt 
Axel Springer in der Sonderbeilage 
der „Welt” zum 2S-Jährigen Beste- 
hen Israels, Es ist nicht schwer zu 
erraten, was der Zionist Springer von 
uns fordert; Wir sollen „diesem Staat 
und seinen Menschen zur Seite ste- 
hen... ganz einfach in Liebe.” 


Seit 1945 hat man uns glauben 

schen wollen, daß das deutsche 
Volk am Naziregime und seinen Ju- 
denmassakern schuld sei und daß wir 
diese Schuld bis ins dritte und vierte 
Glied abtragen müßten. Aber nicht 
‚die deutschen Werktätigen, sondern 
die Kapitalistenklasse trägt die Ver- 
antwortung für den Faschismus und 
seine Verbrechen. Der Schwindel von 
„Schuld” und „Wiedergutmachung“ 
War nur dazu bestimmt, der west- 
‚deutschen Arbeiterklasse die Kosten 
der aggressiven zionistischen Polfik 
Israels aufzuladen. In direkter Fort- 
setzung der faschistischen Verbre- 
chen finanzieren die BRD-Kapitali- 
sten nun die Ermordung, Vertrei- 
bung und Unterdrückung des palä- 
stinensischen Volkes. 

So zahlte die BRD im Rahmen der 
‚„Wiedergutmachung” 16 Milliarden 


‚„‚Wiedergutmachung” 16 Milliarden 
DM nach Israel, die zum überwiegen- 
‚den Teil direkt an den Staat gingen. 
20 % davon bestanden aus Warenlie- 
ferungen von meist militärischem 
Wert, 240 Millionen waren offene 
Lieferungen von schweren Waffen, 
die Israel noch nicht selbst produ- 
zieren konnte, wie Panzer, Hub- 
schrauber und Schnellboote. Israel 
erhält weiterhin jährlich ca. 200 Mil- 
onen DM Kapitalhilfe, die u.a. zum 
Bau von Kernreaktoren benutzt wer- 
den. Israel besitzt reiche. Uranvor- 
kommen und produziert Kern- 
sprengstoff, woran die BRD-Impe- 
rialisten brennend interessiert sind. 


| 


! 


„Irakische Volksmassen solidarisieren sich mit dem Kampf des palästinonsischen Volkes“ 


westitionen der BRD-Kapitalisten 
stark gestiegen. Sie betnigen 1972 
ca. 150 Millionen DM pro Jahr. 


Die wichtigsten Geldgeber des zi- 
‚Onistischen Staates sind die „Jewish 
Agency“, d.h, das jüdische Kapital 
im Ausland, und die USA. Die US- 
Regierung. gibt: Israel zinsgünstige 
Kredite über 300 Millionen Dollar 
‚Jährlich für Waffenkäufe in den USA. 

Die Schulden Israels bei den Im- 


Der Allon-,Friedens“plan: Israel (rechts das Kerngebiet im Ausschnitt) 
behält die dunkelschraffierten Flächen und gibt die hellschraffierten 
Gebiete zurück. Die Schlangenlinien stellen die Radarkette Moshe Dayans 


Viele BRD-Kapitalisten investie- 
ren auch direkt in Israel. Durch lang- 
fristige Anleihen bis zu 50 % der Ge- 
samtinvestitionen, das Recht, die 
Gewinne jederzeit frei auszuführen, 
und die extrem niedrigen Löhne der 
arabischen Bevölkerung in Israel und 
‚den besetzten Gebieten wurde Israel 
zum Investitionsparadies für die Ka- 
pitalisten. $o waren zu der 3. Wirt 
schaftskonferenz in Tel Aviv, die am 
27.5,73 begann, 40 Teilnehmer aus 
der BRD gekommen, darunter drei 
Mitglieder der DGB-eigenen Bank für 
Gemeinwirtschaft Frankfurt, Ver 
der Farbenfabriken Bayer Le- 
‚. der Commerzbank und der 
Standard Bleotric Lorenz Stuttgart, 
Seit 1970 der palästinensische, 
Widerstand in Jordanien eine schwe- 
re Niederlage erlitten hat, aind die 


perialisten betragen inzwischen 1000 
Dollar, die jährliche Finanzhilfe 1400. 
Dollar auf jeden Einwohner, Das ist 
ie wirkliche Ursache der israel- 
schen „Überlegenheit”" gegenüber 
den arabischen Völkern: viele Mil- 
Iiarden Dollars. 


Die große Abhängigkeit: Israels 
von den Imperialisten drückt sich 
auch in der negativen Handelsbilanz 
aus. So lieferte Israel 1971 Waren 
für 347 Millionen DM in die BRD, 
dem  drittgrößten Handelspartner, 
kaufte jedoch für 727 Millionen DM. 


stützung Israels durch die Imperia- 
listen liegt in dem Nutzen, den für 
sie die Aggressivität des Zionismus 
und die strategische Bedeutung des 
Landes haben. Israel sichert die Be- 
herrschung der, arabischen Welt mit 
ihren reichen Ölvorkommen. Es ist 
außerdem das Verbindungsstück zwi- 
schen den Militärbündnissen NATO 
und, SEATO zur Einkreisung der 
sozialistischen Länder. 

DasGeschäft mit dem arabischen 
Erdöl ist die größte Quelle von Ex- 
{raprofiten, die es für die Impen 
listen gibt. Die Produktion von 1 
barrel ca. 1101) Erdöl kostet in den 
USA 151 cent, in Kanada 133 cent, 
in Saudi-Arabien aber 9 cent und in 
Kuweit 6 cent. Damit ihnen niemand 
die riesigen Gewinne streitig machen 
kann, die sie aus diesen Preisunter- 
schieden ziehen, bringen die ameri- 
kanischen, englischen und deutschen 
Monopolfirmen jedes Erdölvorkom- 
men unter ihre Kontrolle. In den 
arabischen Ländern bilden sie einen 
Staat im Staate. In diesem Interesse 
werden relativ fortschrittliche Re 
gierungen gestürzt und die Völker 
im Zustand der Unterentwicklung 
gehalten. Das Öl wird sofort außer 
Landes geschafft, so daß sogar seine 
Verarbeitung, z.B. zu Benzin, im 
Ausland statlfindet und den arabi- 
schen Völkern nichts bleibt. 

Die Rolle Israels ist es hierbel, 
bei der Zerschlagung jeder anti- 
imperilistischen Entwicklung mit- 
zuhelfen. Israel, die Türkei und 
der Iran bilden eine Art Zange. 
Die drei Länder sind Stützpunkte 
zur Verteidigung der Ölfekter und 
Transportwege 

Iran erhält in der nächsten Zeit 
von den USA Waffen im Wert von 
2,5 Milliarden Dollar, die größte 
Waffenhilfe, die es je gab. Das 
dient gleichzeitig den Profiten der 
amerikanischen _Waffenindustrie. 
Waffenlieferungen aus den USA oder 
aus, Frankreich erhielten auch die 
reaktionären Regimes in Libanon, 
Jordanien, Saudi-Arabien, Kuwait 
und Lybi 


Israel und Iran sind auch die 
wichtigsten Stützpunkte beim Vor- 
marsch des westdeutschen Imperi- 
allsmus, der es. besonders auf eine 
feste Kontrolle des iranischen und 
Iybischen Erdöls abgesehen hat. 

Zusammen mit England, dessen Mo- 
nopolfirmen die Ölförderung in Irak 
und am arabischen Golf kontrol- 
bieren sowie Frankreich mit seinem 
Einfluß in Libanon und den nord- 
afrikanischen Gebieten wird der 
Nahe Osten zum wichtigsten Ex- 
Panslonsgebiet des sich entwickeln. 
‚den europäischen Imperialismus, 


Dabei ergeben sich verschiedene 


Interessenkonflikte. Einig sind sich 
die Imperialisten aber in dem Be- 
mühen, den „arabischen Krisen- 
herd” (durch Unterdrückung des 
antiimperialistischen Kampfes der 
arabischen Völker zu beseitigen. 


Nach dem Rückzug aus dem 
Vietnamkrieg wenden sich auch die 
USA verstärkt dem Nahen Osten zu. 
Zwischen den USA und den west- 
‚europäischen Imperialisten könnten 


mit den arabischen Regimes kom- 
men, um ihren Ölbedarf zu sichern 
und an den hohen Monopolprofi- 
ten teilzuhaben. „Bonn will eine 
‚ausgewogene' Nahostpolitik, um 
nicht aus dem für die europäische 
Energieversorgung. lebenswichtigen 
arabischen Raum abgedrängt zu wer- 
den” (Frankfurter Rundschau). 

Die Nahost-Reisen von Sch 
und Brandt dienten dazu, die „fried- 
liche Lösung” zu unterstützen und 
klarzumachen, daß sich die Inter- 
essen der BRD, Israels und der reak- 
tionären arabischen Regimes verein- 
baren lasıen. 

Scheel sagte, die „Pallstinenser- 
Frage” 'entscheidendes Pro- 
blem der Nahost-Krise. Hier stellt 
sich für die ganze Welt und daher 
auch für Europa eine besondere Auf- 
gabe. Wir sind bereit, unseren Bei- 
trag zur Lösung zu leisten”. Schon 
wenige Tage später war zu hören, 
‚daß Jordanien eine Finanzhilfe von 
35 Millionen DM zur Ansiedlung 
von palästinensische Flüchtlingen 
erhalten soll 

Brandt ist als Sozialdemokrat 
und „Antifaschist”" der geeignete 
Mann, um auch politisch von „Wie- 
dergutmschung” und „deutscher 
Schuld” überzuleiten zu einer un- 
belasteten Zusammenarbeit der Im- 
perialisten und Zionisten im gegen- 
weitigen Interesse. 


Die Herrschenden in diesem Land 
Die Herrschenden in diesem Land 
wollen deshalb  antizionistische 
Standpunkte nicht dulden. Diffe- 
renziertere und liberalere Betrach- 
tungsweisen. der israelischen Poli- 
tik, wie .B. die Artikel im „Stern” 
werden von dem Zionisten Werner 
Nachmann. als „bewußte Lüge 
„‚Verfälschungen”' und „Judenfeind- 
lichkeit” bezeichnet. Der Vorsitzen- 
de der jüdischen Gemeinde in West- 
berlin Heinz Galinki betrachtet die 
Universitäten als Ausgangspunkt der 
antüjüdischen Hetze, „die die unbe- 
ichrbaren ewig gestrigen Bewunde- 
ter des Dritten Reichs bestärkt”. 
Als die CISNU (Conföderation 


sich deshalb in Zukunft erhebliche 
Interessenunterschiede und Kämpfe 
‚entwickeln, Denn „Europa sitzt das 
nahöstliche Hemd näher als den 
‚Amerikanern der nahöstliche Rock" 
Welt”), 

Die politik der EG 
steckt allerdings noch in den Kin- 
derschuhen, da Großbritannien und 
Prankreich traditionell verschiedene 
Einflußsphären in diesem Raum 
haben und sich ihre widersprüch- 
lichen Vorgehensweisen noch nicht 
auf ein gemeinsames Konzept brin- 
gen lassen. Bei dieser Entwicklung 
wollen die BRD-Imperialisten durch 
eine aktive Nahostpolitik ihr Schli- 
chen ins Trockene bringen, 

Die Adenauerregierung hatte 
versucht, die arabischen Regim 
und Israel gegeneinander auszuspie- 
len mit dem Ergebnis, daß 1965 
diplomatische Beziehungen zu lsra- 
el aufgenommen wurden und die 
arabischen Länder sämtliche Be- 
ziehungen zur BRD abbrachen, 

Inzwischen hat sich nach den 
Septembermassakern in Jordanien, 
dem Rausschmiß der Sowjetunion 
aus Ägypten, der faschistolden Ent- 
wicklung in Lybien usw. die Situa 
tion im Nahen Osten gelndert 

Die BRD-Imperialisten wollen 
ihrerseits zu einer Zusammenarbeit 


iranischer Studenten) im letzten 
Herbst gegen die Abschiebung fort- 
schrittlicher Araber und gegen das 
Verbot von GUPS und GUPA (Ge- 
neralunion palästinensischer Stu- 
jonten, bzw. Arbeiter) protestierte, 
forderte Chefpropagandist Richard 
‚öwenthal auch ihr Verbot. 
Tagtäglich sind wir der zionk- 
stischen Propaganda ausgesetzt. 
Springer, Löwenthal und Strauß 
sind nur die Spitze des Eisberges. 


Die Imperialisten garantieren in 
eigenem Interesse die Fortsetzung 
der zionistischen Politik und die 
weitere Ausdehnung des Machtbe- 


Hunderttausende Palästinenser, um 
ihren Staat zu gründen, Sie griffen 
1956, zusammen mit England und 
Frankreich, Ägypten an, und ver- 
suchten, die Verstaatlichung. de 
Suezkanals zu verhindern und die 
relativ fortschrittliche Nasser-R. 
rung zu stürzen, In ihrem Überfall 
auf die arabischen Nachbarländer 
im Juni 1967 besetzten ale Ge: 
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Zeit auch 
sieht“ jedoch einige wichtige Tatsachen. Die jüdische, 
Palästina (Alljch) fand kein „Land ohne Volk“ vor (wie die zionistische 
Propaganda vorgab), sondern eines der am dichtesten besiedelten Gebiete 


ite 18, 


Teil? 


Der erste Teil dieses Artikels ist im ARBEITERKAMPF 27 erschienen, Er 
behandelt die zionistische Zielsetzung — nämlich die Sammlungen der Ju- 
den der ganzen Welt in „Erez Israel“ (dieser Begriff umfaßt mehr als das 
heutige Staatsgebiet lsraels) — und die Entstehung des Sfantes Iarael. Von 
„linken“ Zionisten wird die zionistische Bewegung gern als eine Art natio- 
des jüdischen Volkes ausgegeben. Diese 

‚mit dem Mythos des Kibbuz-,Sozialismus“ — lange 

‚lb Israels Anhänger gefunden. Eine solche These „über. 


Betreiun 
hat — 


des arabischen Raums. 


Der Zionismus lehnte von Anfang an strikt die Koexistenz mit den arabi- 
schen Bewohnern Palästinas ab, da sein Ziel ein „rein jüdischer Staat“ ist. 
‚Also mußte die arabische Bevölkerung Palästinas vertrieben werden. Das ge- 
schah auch in der Tat, zuerst durch wirtschaftlichen Druck und später 
‚durch militärischen Terror. Die Voraussetzung der zionistischen „Befrei- 
ungsbewegung“ war also die Vertreibung und Verelendung eines anderen 
Volkes. Die Grundlage des Zionismus ist demnach die Theorie vom „Recht 
‘“ und von der Minderwertigkeit der Araber, Während die 
rer Israel" automatisch als Heimat aller Juden beanspruchen, 
‚gestehen sie den Palistinensern ein gleiches Recht nicht zu. Es ist nur lo- 
isch, daß der Zionismus sogar die Existenz eines palästinensischen Volkes 


Man mußte schon schr naiv sein, wenn man jemals annehmen wollte, daß 
sich die Palästinenser mit ihrer Vertreibung und mit der Existenz des Staa - 
tes Israel abfinden würden. Dazu kommt, daß der Zionismus mit seinem 
Ziel des „Erez Israel“ (in manchen Programmen umfaßt dieser Begriff den 
Raum von Euphrat bis zum Nil) von seinen arabischen Nachbarn als stän- 
dige Bedrohung angesehen werden muß. In diesem Konflikt verbündet sich, 
der Zionismus notwendigerweise mit jenen Kräften, die eine ähnliche Ziel- 
setzung im Nahen Osten verfolgen, also vor allem dem US-Imperialismus, 
he Abweichung von den Idealen des Zionismus“ 

(wie manche ‚Jlinke" Zionisten beteuern), sondern liegt in der Logik der 


Das ist keine „ 
Dinge, 
Nixon schickt das Geld — 


und Breschnew die Juden 


In Israel kursiert ein Spruch, den 
‚auch Golda Meir gern launig zi 
„Nixon schickt uns das Geld, und 
Breschnew schickt uns die Juden“. 
Das trifft die Situation recht gut, 


"Ohne die massive Unterstützung 


Ohne die massive Unterstützung 
durch denUS-Imperalismuswäre die 
Expansionspolitik nicht 
möglich, Zudem erfordert die Kon- 
solidierung und Ausdehnung Israels 
‚jedoch einen ständigen Zufluß von 
Einwanderern, und mehr als die 
‚Hälfte der Neu-Einwanderer kommt 
heute schon aus der Sowjetunion. 


Für den US-Imperialismus gibt es 

mehrere Gründe, in dieser wirt- 
schaftlich und strategisch wichtigen 
Region Israel zu unterstützen. Nicht 
zufällig erfolgte die Gründung des 
zionistischen Staates in einer Zeit, 
wo sich die arabischen Befreiungs- 
bewegungen gerade zu entwickeln 
begannen. Israel fillt die Aufgabe 
zu, in dieser Region den Brücken- 
kopf des Imperialismus gegen die 
nationalen _Befreiungsbewegungen 
au bilden. Den reaktionären arabi- 
schen Regimes erlaubt die Existenz 
des zionistischen Staates außerdem, 
die Massen mit der nationalistischen 
Parole yom „Heiligen Krieg“ gegen 
Israel in gewissem Maß von den ge- 
sellschaftlichen Widersprüchen. im 
eigenen Land abzulenken. Auch das 
kommt natürlich den langfristigen 
Interessen des US-Imperialismus in 
der Region entgegen. 

Wiederholt hat Israel sich direkt 
in die inneren Angelegenheiten sei- 
ner Nachbarländer eingemischt, um 
‚dort progressive Entwicklungen auf- 
zuhalten. Schon Isrıels Aggression 
gegen Ägypten 1956 — gemeinsam 
mit. dem englisch-französischen Im- 
perlalismus - sollte nicht zuletzt 
auch dazu. dienen, die erst kurze 
Zeit an der Macht befindliche Nas- 
ser-Gruppe zu beseitigen und die ge- 
stürzte Monarchie wiederherzustel- 
len. 1967 drohte Israel, es würde 
„ein sozialistisches Regime in Sy- 
fien nicht dulden“. September 1970 
griff das reaktionäre jordanische Re- 
‚Bime die Palästinenser an und richte- 
te ein Blutbad unter ihnen an. Als 
sich die Palästinenser zur Wehr setz- 
ten, drohte Israel mit einer militäri- 
schen Intervention zugunsten des 
Humein-Regimes, falls dieses eine 
Niederlage erleiden sollte. Ebenso 
sprachen die Zionisten anläßlich der 
‚Jüngsten Kämpfe im Libanon unver- 
hüllte Interventionsdrohungen aus, 
In diesen Rahmen gehören auch die 
wiederholten Bombenangriffe und 
bewaffneten Überfälle Israels auf 
den Libanon und Syrien, mit denen 


“ 


‚Einwanderung nach 


die betreffenden Regierungen zur 
Unterdrückung der Palästinenser 
veranlaßt werden sollen. 


Milliarden für Israel 


Über die genaue Höhe der US- 

Hilfe an Israel gibt es nur stark von- 
einander abweichende Schätzungen, 
Das hängt mit der Zusammensetzung 
Fern heilt 
Das hängt mit der Zusammensetzung 
und.dem. zum Teil yerhüllten Cha- 
rakter dieserHilfe zusammen, Neben 
finanziellen Leistungen steht die 
Lieferung von Waren, namentlich 
von modernsten Waffen, deren Um- 
fang und Wert nicht leicht zu be- 
stimmen ist. Dazu kommen Zusam- 
manarbeit auf zahlreichen Gebie- 
ten (Geheimdienste, Außenpolitik, 
Forschung, Wirtschaft), 

Der amerikansiche Diplomat und 
„Nahost-Experte‘‘ David Nes schätzt 
ällein für den Zeitraum 1948 bis 
1968 die Höhe der US-Hilfe für 
Israel auf insgesamt 36 Mrd, Dollar. 
Nes errechnet auf Grund seiner 
Schätzung, daß die US-Hilfe in 
Geld und Warenumgerechnet durch- 
schnittlich 1 400 Dollar jährlich 
pro Einwohner Israels ausgemacht 
habe, 

Die meisten Schätzungen sind je- 
doch weit von den Annahmen Da- 
vid Nes' entfernt, So werden Schät- 
zungen um 10'Mrd, Dollar für die- 
se Zeit genannt, wobel darauf ver- 
wiesen wird, daß die Marshall-Plan- 
Leistungen für Europa nach dem 
Krieg sich auf 13 Mrd, Dollar belie- 
fen - verteilt auf eine ungleich 
größere Bevölkerung als die Israels! 

Spenden amerikanisch-jüdischer 
Großkapitalisten und anderer wohl- 
habender Juden bilden einen großen 
Teil der US-Hilfe für Israel. Allein 
nach dem JuniKrieg schickte das 
amerikanisch-jüdische Großkapital 
500 Mio. Dollar zur unmittelbaren 
Kostendeckung nach Israel, 

Bei der finanziellen Unterstüt- 
zung sollten schließlich jene Zah- 
lungen nicht vergessen. werden, die 
im Rahmen der Wiedergutmachung 
von der BRD an Israel geleistet wur- 
den. Sie beliefen sich auf 3,45 Mrd. 
DM, die bis 1965/66 an Israel di- 
rekt geleistet wurden, (Außerdem 
zahlte die BRD für individuelle 
Wiedergutmachung an Juden insge- 
samt 23,5 Mrd. DM, davon 2,8 Mrd, 
DM an israelische Bürger. Da der 
größte Teil der Wiedergutmachungs- 
Leistungen an Israel vertragsgemäß. 
in Waren abzugelten war, konnte 
die _ Wiedergutmachung sogar +für 
westdeutsche Kapitalisten noch ein 
großes Geschäft werden; besonders 
gilt das für die westdeutsche Eisen-, 
Stahl- und Rüstungsindustrie, die 
laut Vertrag 70% der Waren liefern 
konnten, 


Was ist Zionismus? 


Die Hilfe der Imperialisten und 
‚discherGroßkapitalisten erlaubt es 
den Zionisten, auf einen relativ. ho- 
hen Lebensstandard in Israel zu ver- 
weisen, Damit soll die These vom 
H und intelligenten "jüdi- 
schen Volk“ gestützt werden, das 
‚den „primitiven“, „faulen“, „un- 
fähigen“ und „tückständigen“ Ara“ 
bern angeblich turmhoch überlegen 
ist, das „eine Wüste in ein Paradies 
verwandelt hat“ usw. usf. 

‚Außerdem erlaubt es diese Hilfe, 
dem Zionismus, seine Kriege zu 
führen und immer mehr arabische 
Gebiete unter seine Kontrolle zu 
bringen, 


Sowjetisches „I 
für Israel 


Eine starke jüdische Binwande- 
rung nach Israel ist eine wichtige 
Voraussetzung, um eroberte Gebiete 
dauerhaft zu integrieren und neue 
Broberungskriege gegen die arabi- 
schen Staaten zu ermöglichen, 

Die jüdische Einwanderung nach 
Israel ist jedoch keineswegs so stark 
wie die Zionisten es gern hätten, 

‚Von 1948 bis 51 kamen 680 000 
Einwanderer. Die Zahl der Neu- 
Einwanderer sank danach stark ab 
— auf je zwei Jahre berechnet 
waren es minimal 51 000 (1952-54) 
und maximal 168 000 (1961-63). 

Bis zum Juni-Krieg 1967 hatte 
die Einwanderung einen Tiefpunkt 
erreicht: in den Jahren 1966-67 ka- 
‚men zusammen weniger als 30 000 
Neu-Einwanderer, Nach dem Juni- 
Krieg nahm die Einwanderung wie- 
der einen Aufschwung, weil die 


„ihrem“ Staat erhöht. 1969 kamen 
Immerhin schon wieder 40 000 Ein- 
Wanderer. 

Gegenwärtig legt die Zahl bei 
über 50.000 jährlich. Das ist vor 
allem der Ankurbelung der jüdischen 
Einwanderung aus der Sowjetunion 
zu verdanken. 1972 kamen schon 
etwa 30000 sowjetische Juden 
nach Israel, also mehr als die Hälfte 
aller Einwanderer, Diese Zahl: soll 
aber noch erheblich: steigen. Die 
Regierung Israels hat ihrer Hoff- 
„nung Ausdruck gegeben, innerhalb, 
der nächsten zehn Jahre eine runde 
Million jüdischer Sowjetbürger nach 
Israel locken zu können. 

Die Sowjetunion hat sich der 
jüdischen Auswanderung nach Israel 
lange widersetzt. Noch 1971 kamen 
erst 15.000 sowjetische Juden nach 

Israel, in den Jahren davor noch 
weniger, 

Die sowjetischen Revisionisten 
wissen natürlich, daß ‚sie mit der 
Stärkung Israels durch die Einwan- 
derung auch ihren Rivalen, den US- 
Imperialismus, stärken, und daß sie 
zugleich die Empörung der arabi- 
schen Völker erregen, bei denen sie. 
ich um Einfluß bemühen. 

Immerhin wurde noch bis vor 
kurzem von dem gut ausgebildeten 
und wohlhabenden Teil der sowjeti- 
schen Juden vor der Auswanderung 
eine „Ausbildungssteuer“ erhoben. 
Die talienische Tageszeitung „Corri- 
ere della Sera“ berichtet z.B., daß 
sich 1971 unter den Einwanderern 
aus der Sowjetunion auch 600 Me- 
diziner befanden. Und die (dem 
Zionismus durchaus wohlwollend 


scheinbare aktuelle Gefährdung des 
zionistischen Staates die Solidari- 
tät vieler Juden in der Welt mit 


tät vieler Juden in der Welt mit 


In der dritten Welt, vor allem in 
Afrika, hat Israel große Anstren- 


gungen unternommen, um sich 
durch gezielte „Hilfe“ Freunde zu 
verschaffen und die Ideologie der 


imperialistischen „Freien Welt“ in 
diese Gebiete zu tragen. 

Obwohl Israels „Hilfe“ statistisch 
gesehen verschwindend gering ist 
(&.B. betrug die „technische HI 
Israels 1966 nicht einmal 2% des 
von Frankreich aufgebrachten Be- 
trages) ist sie politisch sehr wir- 
kungsvoll, 

Zwischen 1960 und 1966 hatten 
die meisten Länder Schwarzafrikas. 
‚Abkommen mit Israel über verschie- 
dene Formen von „Entwicklungs- 
hilfe“ vereinbart. Landwirtschaft 
che Projekte unterhielt Israel u. 
auch in Guatemala, auf Haiti, in 
Nikaragua, Brasilien und Bolivien, 

Im Gegensatz zu anderen imperi- 
alistischen Ländern besteht Israels. 
„Hilfe“ nicht in erster Linie aus 
Krediten und Waffenlieferungen, 
sondern in der Entsendung von 
„Beratern“ und in der Ausbildung 


Yon Angehörigen der neuen Füh- 


pn h 
Israel 


‚gegenüberstehende) Zeitung schreibt 
weiter, die Ausbildung eines Medi- 
ziners_ würde Israel normalerweise 
etwa 90 000 DM kosten, Breschnew. 
Ziners würde Israel normalerweise 
etwa 90 000 DM kosten, Breschnew 


in der Dritte 


fungsschicht derjungen Länder, zum 

großen Teil auch in Israel selbst. 
Bis 1966 hatten schon über 9.000 
Menschen ‚aus der dritten Welt an 
Kursen in Israel teilgenommen, etwa 
die Hälfte von ihnen kam aus Afri- 
ka. Bis zum gleichen Zeitpunkt 
hatte larael 1 800 „Berater“ in die 
dritte Welt geschickt, davon zwei 
Drittel nach Afrika. 

Statistisch gesehen hat die „Hil- 
fe” Israels an afrikanische Staaten 
nur etwa 0,05% (!)’des Gesamtbe- 
rages ausgemacht, den der Konti- 
nent als ausländische „Entwicklungs- 
hilfe“ erhielt. Jedoch sichert die 
Konzentration auf den Einsatz von 
„Beratern“, „Schulungsprogramme”, 
‚Kurse in Israel selbst u.ä, eine be- 
sonders hohe politisch-ideologische 
Wirksamkeit derartiger „Hilfe“. 


Die meisten Länder Schwarzafri- 
kas haben, erst in, den 60er Jahren 
ihre nationale Unabhängigkeit ge- 
wonnen, Ihr Bedarf an „Beratern“ 
auf allen Gebieten ist sehr hoch, 
um nationale Strukturen aufzu- 
bauen — z.B, in der Verwaltung, 


‚Afrikanlıcher Student in Haifa mit der Tageszeitung „Ma ariv” 


habe Israel also „ein schönes Ge- 
schenk" gemacht, 

Inzwischen haben die Sowjetre- 
visionisten sich jedoch sogar bereit 
erklärt, auf die Erhebung der „Aus. 
bildungstieuer“ zu verzichten und 
alle‘ Beschränkungen für die jüdl- * 


‚sche Auswanderung aufzuheben. 


Ausschlaggebend für diese Ent- 
scheidung war der Druck (des US- 
Imperilismus und eine international 
geführte zionistische Diffamierungs- 
Kampagne gegen die Sowjetunion. 
U.a. hatte der US-Imperlalismus 
Handelsvorteile und Kredite für die 
Sowjetunion davon abhängig. ge- 
macht, die jüdische Auswanderung 
uneingeschränkt zuzulassen, 


Die arabischen Völker beobach- 
teten die sowjetische Politik natür- 
lich mit Besorgnis und Empörung. 

Der stellvertretende, Generalsekre- 

tür des Rates der Liga Arabischer 
Staaten sagte: „Jede Emigration 

nach Israel ist in der Realität eine 
Konsolidierung der israelischen Ag- 
gression gegen die Araber.” — Ein 
Sprecher der PLO in Damaskus sag- 

te: „Esgibt keinen Unterschied zwi- 

schen den sowjetischen Emigranten, 

die nach. Israel kommen, und den 
amerikanischen Lieferungen von 
Waffen und Gewährung wirtschaft- 

licher Hilfe-für Israel.” (Die PLO ist 

der „Dachverband“ der palästinen- 

sischen Widerstandsorganisationen) 
Undeine algerische Zeitung schrieb; 

„Wenn Leute die Emigration in mit 
Gewalt eroberte Territorien befür- 
worten, dann leisten sie einen Ber 
trag zur Verwirklichung der Ab- 
sichten der zionistischen Führer, 
deren Ziel es ist, ihre Anwesenheit 
in diesen Territorien zu verewigen.”. 


.geren Zei es ıst, Ihre Anwerenniait 
in diesen Territorien zu verowigen,” 


nWet 


im Militärapparat, im ‚Unterrichts 
wesen und der Jugendarbeit u,a.m, 
Israel hatte dabei vielfach noch den 
Vorteil, nicht als Kolonlalland vor- 
belastet zu sein und auch nicht 
direkt als Bestandteil des imperial- 
stischen Lagers angesehen zu wer- 
den; im Gegehteil wurde z.B. Isracls 
pseudo-sozialistische Struktur in der 
Landwirtschaft in vielen Ländern 
als vorbildlich angesehen. 

So war es für Israel- besonders 
leicht, gerade in die Länder Schwarz- 
afrikas politisch-ideologisch. einzu 
dringen. Außerdem war diese „Hil- 
fe“ unter dem Gesichtspunkt der 
imperialistischen _ Globalstrategie. 
auch besonders wichtig, um den 
Einfuß. des Sozialismus — vor al- 
lem durch chinesische und sowjeti- 
sche Kredite und Berater — in den 
Jungen Nationalstaaten möglichst ge- 
fing zu halten. 

‚Für die Schwerpunktsetzung der 
israelischen „Hilfe“ gerade in Afrı- 
ka gibt es noch einen weiteren 
Grund, Historisch gesehen haben 
große Teile Schwarzafrikas lange 
Zeit unter dem Einfluß des arabi- 
schen Raums gestanden, und der 
Islam ist dort weit verbreitet. Den 
arabischen Einfluß zurückzudrängen 
und Verbündete für die zionistische 
Außenpolitik zu gewinnen, ist ein 
natürliches Interesse Israels, 

Diese Strategie hat ihre Wirkung 
nicht verfehlt: bei der UN-Resolu- 
tion von 1967 über die Räumus 
besetzten Gebiete stimmten 


diese Resolution, scht jedoch dar 
‚gegen und zehn enthielten sich der 
Stimme, 

Die „Militär Hiüfe‘ Israels durch 
„Berater“ und „Schulungsprogram- 
me” für Länder Schwarzafrikas war 
zeitweise beträchtlich. Afrikanische 
‚Offiziere, Fallschirmjäger, Pollzel- 
offiziere und Piloten wurden in 
Israel ausgebildet, In vielen Füllen. 
steht diese Ausbildung unmittelbar 
im Dienste der Aufstand»-Bekäm 
fung, So wurden zahlreiche Wi 
hirmjäger für die rwaktiondre Re- 
rung des Kongos musgebildet, um 
wegen Aufständische eingesetäl au 
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werden, und zwar gerade in den 
Bürgerkriopslahren 1963/64. Für 
‚Äthiopien hat Israel Kader zum 
Kampf sonen die Befrelungsfront 
von Üriren ausgebildet und setzt 
nach Angaben der Befrelungsfront 
dort auch eigene „Berater“ ein. 
Die Aufständischen im Tschad 
(Zentralafrika) meldeten 1967, sie 
hätten bei Operationen auch awel 
isroelische „Milltärberater" der re- 
Aktionären Truppen getötet, Darüber 
hinaus hat Tarael ähnliche „Alilfe” 
auch an mehrere andere Länder 
Schwarzaftikas gegebe 
In. diesem Zusammenhang ver- 
dient eine Notiz der israelischen 
Tageszeitung „Maar“ vom 19,12, 
72 Aufmerksamkeit, wo über die 
‚Ablösung der US-Imperilisten in 
‚Südvietnam durch israelische „Mi- 
Nitärberater‘“ spekuliert wurde. 
Übrigens liefert Israel auch Waf- 
fen (UziMaschinenpistolen) an die 
portugiesischen _Kolonialtruppen, 
und zwar nehmen diese ihren Weg 
über die BRD, Die afrikanischen 
Befreiungsorganisationen haben 
auch wiederholt behauptet, daß sich, 
in den portugiesischen Kolonien 
israelische „Berater“ aufhalten. 
Besonderen Wert legt Israel auf 
die Jugendarbeit in der dritten Welt 
Durch die Aufstellung von „Jugend- 
bataillonen“ nach israelischem Vor- 
bild und unter direkter Anleitung 
Israelischer „Berater“ soll eine reak- 
tionäre Massenmobilisierung der Ju- 
‚gend erreicht werden. In der ersten 
Abteilung (entspricht der israeli- 
chen Gadna) erhalten Jugendliche 
bis zu (18 Jahren eine körperliche 
Ausbildung, ideologische Indokrti- 
nierung und erstes paramilitärisches 
Training. In der zweiten Abteilung 
(entspricht der israelischen Nahal) 
erhalten Jugendliche über 18 Jahren 
Fallschirmjüger-Ausbildung und re- 
uläres Militär-Training mit Schwer- 
punkt Aufstands-Bekämpfung., 
"Teilweise bestanden derartige Ju- 
gendbataillone unter israelischer An- 
leitung in 17 Ländern — nämlich in 
13 Ländern Schwarzafrikas, sowie 


in Bollvien, Ekuador, Costa Rica 
und Singapur, 

Der Einfluß Israels "auf die neu- 
on Führunpschichten der jungen 
fikanischen Nationalstaaten Ist zwei 
fellos durch die Jugendarbeit am 
größten. Diese Jugendarbeit wird 
unterstützt durch Kurakurse für 
ausgewählte Jugendliche aus der 
3. Welt in Israel selbst. Diese Kurse 
ielen vor allem darauf, ein mög- 
lichst positives Bild von Israel zu 
vermitteln, 


Eine weitere wichtige Aktivität 
Israels in der 3. Welt ist die Gewerk- 
schaftsarbeit, die naturgemäß in er- 
ster Linie von der zionistischen Ein- 
heitsgewerkschaft Histadrut getra- 
gen wird. Auch die Gewerkschaften 
anderer Länder, z.B, der DGB, 
treiben gewerkschaftliche „Sch 
lungsarbeit"“ in der 3. Welt. Das Ziel 
ist immer dasselbe: Gewerkschaften 
nach reformistischem (statt nach 
sogialistischem) Vorbild aufzubauen 
und eine Schicht gut geschulter, 
geschickter und verläßlicher Arbei- 
terverräter zu erziehen. Die zioni- 
stische Gewerkschaftsarbeit in der 
3. Welt steht in enger Kooperation 
mit den US-Gewerkschaften und 
wird von diesen auch sehr weit- 
gehend finanziert, Der US-Arbeiter- 
Verräter Reuther hat diese Zusam- 
menarbeit einmal so. begründet; 
„Israel und die Histadrut sind in 
der Lage, eine sehr wesentliche Ver- 
mittlerrolle im Brückenbäuzwischen 
dem Westen und den jungen Staaten 
in Asien und Afrika zu spielen. Israel 
kann dies insbesondere, da die jun- 
gen Staaten diesem Land gegenüber 
nicht mißtrauisch sind..." 

Durch die zunehmende zioni- 
stische. Selbstentlarvung haben 1s- 
raels Bemühungen in Afrika in- 
zwischen merkliche Rückschläge er- 
litten, Mehrere Länder Schwarzaf- 
rikas haben die israelischen „Bera- 
ter“. nach Hause geschickt und die 
diplomatischen Beziehungen abge- 
brochen, Immerhin hat Israel noch 
diplomatische Beziehungen zu 27 
afrikanischen Staaten, jedoch wird 
diese Zahl mit Sicherheit weiter 
abnehmen. 


Israel und die Araber 


Als die zionistische Einwanderung 
nach Palästina begann, war dieses 
Land von Arabern dicht besiedelt. 
Die zionistische Zielsetzung des “rei- 
nen Judenstaats” schloß jede Koexı 
tens mit diesen Arabern von vorn- 
herein sus. Die Palästinenser mußten 
folgerichtig vertrieben werden, und 
das geschah auch praktisch durch ge- 
zielten Bodenerwerb und das Prinzip 
der “jdischen Arbeit” (keine arabi- 
sche Arbeit auf jüdischem Boden 
keine Käufe bei arabischen Kleinpro- 
duzenten und Händlern) und später 
durch die militärische Vertreibung 
(vergl. dazu AK 27). 

Anfangs waren die Zionisten aber 
noch bemüht, durch zynische Beteu- 
erungen die Araber, die internationa 
le Öffentlichkeit und nicht zuletzt 
die jüdischen Einwanderer selbst zu 
täuschen, 

Soerklärte etwa der Zionist Rup 
pin auf dem XVI. Zionistenkongreb, 
Juden und Araber könnten “Seite an 
Seite als zwei  gleichberechtigte 
Volksgruppen. leben”, Der XIl. Zio- 
nistenkongreß 1921  proklamierte 
beuchlerisch den angeblichen 
Wunsch, „mit dem arabischen Volk 
in Freundschaft und gegenseitigem 
Respekt zusammenzuleben und zu- 
sammen mit dem arabischen Volk 
die gemeinsame Heimat zu einem 
gedeihlichen Land zu entwickeln, 
das das Wachstum beider Völker 
sichern wird ”. 

Und einer britischen Unters- 
ehungskommision wurde von der 
„General Federation of Jewish La 
bour“ (Allgemeiner Bund jüdischer 
‘Arbeit) versichert: „Ks wird nicht 
in Erwägung gezogen, daß Ndische 
Siedier diese Bevölkerung vortrok 
ben oder sich zu ihrem Schaden 
niederlassen sollen. Das wäre nicht 
‚nur vom politischen und Ökonom 
schen Standpunkt her unmöglich, 
sondern würde jener moralischen 
Konzeption (1!) zuwiderlaufen, die 
an der Wurzel der aloniatischen De 
wegung lopt, 

Lug und Trug! Tatskchlich 
10 der Zior ‚om Anbegin 
auf die Massenvertreibung 
stinenser. Und wie würde 


sonst sein Ziel erreichen wollen, 
die Judenheit der-Welt — mehr als 
1$ Millionen Menschen — Im 


„Erez Israel” zu sammeln? Dieses 
Ziel wird von allen Zionisten 
anerkannt — und das heißt, wie wir 
noch zeigen werden, von fast aus- 
nahmslos allen politischen Organi- 
sationen Israels, 

Zwischen 1947 und 1949 wurden 
mehr als 700.000 Araber aus Pald- 
stina vertrieben. Es verblieben noch 
etwa 160 000 Palästinenser in Isra- 
el. Diese wurden harten Ausnahme- 
gesetzen unterworfen, 

Das wichtigste war die Beibe- 
haltung der „Defense Regulations“, 
die die britischen Kolonlalherren 
Palästinas 1945 gegen die zionisti- 
sche Bewegung verkündigt und ange- 
wandt hatten. Die Zionisten hatten 
diese Bestimmungen seinerzeit als 
„(sschistisch” gebrandmarkt; nun 
wandten sie selbst diese gegen die 
Palästinenser in Israel an. 

Diese AusnahmeGesetze erlaub- 
ten 2.B. willkürliche Verhaftungen, 
Beschlagnahmungen, Deportationen 
u.a, ohne daß den Betroffenen ein 
Einspruch möglich gewesen wäre. 

Jeder Ortswechsel (z.B, zur An- 
nahme von Arbeit in einem benach- 
barten Industriezentrum oder Stadt) 
mußte von den Behörden durch Pa- 
ssierscheine genehmigt werden. JÜ- 
dische Arbeitskräfte wurden natlı 
lich bevorzugt eingesetzt; bei 
pässen” oder für die „dreckigen 
Arbeiten” konnte durch Gewährung 
‚en leicht die be- 

‚bischer Arbeits 
Kräfte herangeführt we.den. So gab 
es aber auch Immer eine relativ 
hohe arabische Arbeitslosigkeit 

1951 wurden die Ausnahmege- 
für bestimmte Orte aufgeho- 
ben; 1957 allgemein „selockert”; 
1966 ging die Verfügungsgewalt 
vom Militär an die Polizei über. 
Damit änderte sich jedoch, wie 
uch jüdische Liberale feststellten, 
an der Sache selbst gar nichts, 

Ferner gbt es eine allgemeine 

‚he Bevormundung der Arır 
ber. Politische. Organisationen dür 
fen sie gar nicht haben, Vollmit 
glieder der Gewerkschaft Histadrut 
können sie erst seit Ende der SOer 
Jahre werden, Selbst arabische 


Sportclubs oder die „Komitees für 
je Abschaffung der Miıgift" wer 
den mit Mißtrawen von der Re 


wierung betrachtet, 

Schließlich muß noch erwähnt 
werden, daß Araber in Israel keinen 
Grund und Boden kaufen dürfen. 

Seit der JunkAggression 1967 
leben in den besetzten Gebieten 
‚noch einige weltere hunderttausen- 
de Araber unter zionistischer Be- 
satzung (in den besetzten Gebieten 
Westjordan-Land und Gaza Streifen 
lebten vor dem Juni 1967 schät- 
zungsweise 600 000 Palästinenser, 
von denen allerdings 1967 viele in 
die Nachbarländer Nüchteten), 

Die zionistische Propaganda 
weist gern darauf hin, daß Israel 
die besetzten Gebiete „unter Kon- 
trolle” hat und es dort keine nen- 
nenswerte Widerstandstätigkeit ge- 
be, was 1, die Isoliertheit der Wi- 
standsorganisationen, 2. das Entge- 
genkommen und die kluge Politik 
Israels gegenüber den Arabern und 
3. die Feigheit und den Opportu- 
nismus der Araber beweisen soll, 

Typisch ist etwa die Notiz einer 
(westdeutschen) Zeitung: vor weni- 
‚gen Jahren unterstützten die Be- 
wohner der besetzten Gebiete noch 
Al Fatah eic.; heute dagegen haben 
‚se einen Job als Bauarbeiter und 
bauen jüdische Siedlungen in den 
beseizien Gebieten... 

Tatsächlich sind“ heute schon 
50 - 60.000 Araber aus den be- 
setzten Gebieten in der israelischen 
Wirtschaft tätig, und zwar vorwie- 
gend als Bauarbeiter, daneben auch 
in der Landwirtschaft. 

Man liest dagegen wenig über die 
brutale zionistische Besatzungs-Po- 
litik, mit der seit 1967 jeder Wi- 


derstand unterdrückt wurde, Diese 


Viele Araber werden nur gefa 
gen gehalten, weil irgend einer ih- 
rer Verwandten im Verdacht steht, 
beim Widerstand zu sein. 

Wenn die zlonistischen Dehörı 
den einen Gewichten nicht greifen 
können, »0 nehmen ale auch gern 
Fe seiner Verwandten als Geisel 
mit, 

Folter in allen Abstufungen Ist 
ein übliches Verfahren in den israc- 
lischen Gefängnisen. 

Ein weiteres wichtiges Verfahren 
der Besatzer sind „Kollektivatru- 
fen“, Häufen sich z.B, in einer be- 
stimmten Gegend Partisanen-Aktio- 
nen, so ist die Sprengung einzelner 
Häuser oder auch ganzer Dörfer ein 
Übliches Vorgehen der Zionisten, 
Wirkungsvoll ist auch die Verhän- 
gung von „Ausgangssperren“ gegen 
Ortschaften, so daß die Bewohner 
2.B. daran gehindert werden, von 
ihren Feldern die Emte einzubrin- 
‚gen oder wegen „Nichterscheinens“ 
ihren Arbeitsplatz verlieren. 

„Bescheidenere“ Schikanen sind 
permanente Durchsuchungen, wo- 
bei am Rande auch Plünderungen 
oder Belästigungen.der Frauen „un- 
teriaufen”. 

Im großen Stil wenden die B 
zer das Mittel von Massen-Umsied- 
lungen an, um die Solidarität der Be- 
völkerung in den besetzten Gebie- 
ten gezielt zu entvölkern und für 
ie fische Siedlung freizumachen, 
Das gült vor allem für den Gaza-Strei- 
Sen, dessen völlige „Israelsierung 
(&. Vertreibung der Bevölkerung) 
zenlant ist. 


Angesichts dieser Besatzungs-Politik 
zu bewundern, wie stark der 
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bereitete, 

Wenn man schon zugeben muß, 
daß vor der jüdischen Einwanderung 
wohl doch schon Menschen in Pa- 
Jästina gelebt haben, so wird die zio- 
nistische Propaganda jedoch immer 
betonen: 1. daß es in Palästina kein 
V oT k gab, sondern nur arabische 
Individuen (für die es also ganz 
geichgältig ist, wo sie leben) und 
2. daß die Einwanderer nichts weiter. 
vorgefunden hätten als eine „Wü 
ste", die sie mit unendlichem Fleiß 
und großer Intelligenz in ein „Para- 
dies“ verwandelt hätten. 

Besonders wichtig ist die zweite 
‚These, denn eng mit ihr verknüpft 
ist die Behauptung von der „Minder- 
wertigkeit"“ der Araber, die den j0- 
dischen Einwanderern” eigentlich 
noch dankbar sein müßten für das 
„Paradies“ 

Tatsächlich hat die zionistische 
Einwanderung alles andere vorge- 
funden als eine Wüste, nämlich das 
neben dem Nil-Streifen blühendste 
Gebiet des arabischen Raum, Nicht 
umsonst heißtja Palästina wegen sei 
ner außerordentlichen Fruchtbe 
keit schon in der Bibel „das Land 
wo Milch und Honig fießt“. 

Dazu kommt als zweiter Faktor, 
‚daß wohl in kein Gebiet der Well 
relativ soviel Kapital investiert wor- 
den ist wie gerade in Israel, 

Schließlich kamen die Einwand 
rer aus Europa und den USA natür- 
lich such mit einer höheren .„Kul- 


Araber besaßen. Daher waren sie 
z.B, auch in der Lage, den Boden 
besser zu bearbeiten, Darin wider- 


Nach dem Junl-Krieg 1967 demonstrieren palästinensische Jugendliche im basstzten Nablus (Westjor- 
danien) gegen die zionistischen Aggremoren 


Besstzungspolitik ist — man muß 
dies leider sagen — nur noch mit 
‚der Besatzungspolitik der deutschen 
Faschisten zu vergleichen. 

Nach dem Juni-Krieg gab es e+ 
nen massiven und breiten Volks 
widerstand in den besetzten Gebie- 
ten. Zu den Kampfformen zähl- 
ten außer Partisanen-Aktionen vor 
allm __ Massendemonstrationen, 
Streiks (unter Einbeziehung der 
Kleinproduzenten und Händler) 
sowie passiver Widerstand, 


Diese Kämpfe wurden in einem kn 
gen Ringen schließlich weitgehend un- 
terdrückt, So kam es z.B. vor, daß 
zionistische Besatzer in friedliche 
Demonstrationen _ hineinschossen 
oder sie zusammenknüppelten, 
daß Werkstätten und Läden 
streikender Pallstinenser verwüstet 
wurden und daß vor allem Mas 
senverhaftungen vorgenommen wur- 
den. 

Nach Angaben des Palästinen 
hen Roten Halbmonds (ent- 
fcht Rotem Kreuz) befinden sich 
Fund 13.00 Araber als politische 
Gefangene in israelischen Gefng 
nissen, davon nur 3.000 auf Grund 
wsurteilen, Fatah-Führer 
'h Ende 1972 von 


von Gerl 
Arafat 


Widerstand dennoch ist 

Die zionistische Propaganda ge- 
sen die Araber hat immerhin den Er- 
folg, daß die meisten israelischen Ju- 
den nicht einmal im Restaurant an 
einem Tisch mit Arabern sitzen 
möchten, geschweige denn, daß z.B. 
ihre Tochter einen Araber heinatet 
(nach Umfragen). Der Anti-Arabis- 
mus verfängt natürlich besonders bei 
den Einwanderern aus Europa und 
USA, und weit weniger bei den or 
entalischen Juden, von denen relativ 
viele in den Arabern ein Brudervolk 
sehen und die außerdem selbst Ob- 
jekt rassistische Überheblichkeit 
und Diskriminierung sind (obwohl 
die Mehrheit der israelischen Juden 
orientalisch Ist, ist die Oberschicht 


Eine Form zionistischen Ant 
Arabismus Ist die totale Leugnur 
daß es Oberhaupt Palästinenser gibt 
und daß diese am Ende gar ingend- 


weiche nationalen Rechte haben 
könnten, 

$o lautete eine der zionistischen 
Einwanderung»Parolen: „Ein Land 


ohne Volk für ein Volk ohne Land‘ 
Das gleicht bemerkenswert der Paro- 
Ein Raum ohne Volk für ein 
ohne Raum“, mit dem der 
Faschismus seinen Überfall 


auf die Sowjetunion ideologisch vor 


y 


spiegelt sich die unterschiedliche, 
gesellschaftlich-historische Entwick" 


derenseits, 

Dieser Unterschied wird aber von 
‚den Zionisten so interpretiert, als 
würde er eine grundsätzliche „Min- 
‚derwertigkeit" der Araber beweisen. 

ul“, „ückständig”, „primitiv“ 
ünd entsprechende Bezeichnungen 
für die Araber. 

Max Nordau — Nachfolger des 
sten zionistischen Ideologen, The- 


nur 0) sei „Neißiger 
und anschlägiger als der Durch 
schnitt der europäischen Menschen, 
von trägen Asiaten und Afrikaner 
nicht au sprechen.“ 


Selbst der „liberale“ Zionlamus 
kommt über Sin patriarchalischen 
Verhältnis zu den Arabern meist 


nicht hinaus, etwa nach der Devise 
‚Die Araber sind doch much Men 
üöhen", Ki ist daher bereit, sich für 
einige elementare Menschenrechte 
der Araber gltig einzusetzen (sowelt 
die Idee des „reinen Juden- 


staaten“ beeinträchtigt). aber or em 
findet es als „undankbar', wenn die 
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Araber etwa selbst für ihre Rechte 
kämpfen, 

Bin besonders krasser Ausdruck 
‚der zionistischen Ignoranz gegenüber 
den Palästinensern ist, dab sogar da 
Flüchtlingsproblom zynisch geleug- 
not wird, 

Die palästinensischen Flüchtlinge 
werden von der UN-Organisation 
UNRWA registriert, und zwar gibt 
diese 1,47 Millionen Flüchtlinge im 
Jahr 1971 an (yon ca. 2,5 Millionen 
Pallstinensern), hiervon noch ca. 
620 000 in Lagern, Diese Zahlen 
sind Mindestzahlen, weil die UNRWA 
nicht alle Flüchtlinge erfassen kann, 

Die Zionisten aber behaupten, in 
Wahrheit sei die Zahl der Flüchtlin- 
‚te höchstens 250 000 und höhnen 
lchtlingslager ziehen Arbeits- 
ächeue an, die auch früher nicht bes- 
ser lebten, Ja, die als Flüchtlinge 
besser leben als bisher.” (M. Land- 
mann; zur Situation in den Flücht- 
lingslagern vgl. das Interriew mit 
der PFLP in AK 28). 

AU dies zeigt, daß der Zionis- 
mus durchärungen ist von chauvink- 


nn über das politische 
Kräfteverhältnis Auskunft zu geben. 
‚stärkste Partei in Israel ist 
En D:# „Arbeiterpartei“, die sich | 
ı Zusammenschluß mit 
zwei Keineren Örpansationen Im 
Jahr 1968 Mapai nannte, Die Mapai 
wurde 1930 gegründet. 

Die „Arbeiterpartei“ ist dem-An- 
‚spruch nach sozialdemokratisch, der 
Sache nach jedoch zionistisch und 
sozialimperialistisch, Ebenso wie die 
SPD ist auch die „Arbeiterpartei“ 
Israels in der sogenannten „Soziali- 
stischen Internationale“, dem Welt- 
verband sozialdemokratischer Par- 
teien, vertreten, 

‚Sie hat mehr als 300 000 Mitglie- 
der und nimmt in der Knesset (die 
dem Bundestag der BRD entspricht) 

partei” (bzw. Dis, 77 die Mapa) 
bägt seit den ersten Knesset-Wah- 
len (Anfang 1949) ununterbrochen 


ji 


die Regierung als Hauptpartei; die- 
ser Partel gehören u.a. auch Golda 
Meir und Mosche Dajan an. 

Die Histadrut ist die zionistische 
Gewerkschaft, Sie wurde schon 1920 
gegründet, Da sie die Einheitsge- 
werkschaft ist (man muß z.B. Mit- 
lied sein, um überhaupt Sozlallei- 
stungen zu erhalten!) sind fast alle 
‚üdisch-israelischen Werktätigen Hi- 
stadrut-Mitglieder, 

Die Histadrut hat sich in der Ver- 
gangenheit — vor allem in der An- 
fangszeit der zionistischen Kolonia- 
lisierung — besonders um die Spal 
tung zwischen Juden und Arabern 
bemüht, indem sie das Prinzip der 
„Sdischen Arbeit‘“ durchsetzte. So 
Wurden Protestdemonstrationen ge- 
gen jüdische Siedler organisiert, die 
arabische Arbeiter beschäftigten; 
arabische Waren wurden vernichtet; 
‚Wdische Kaufleute, die arabische 
Waren verkauften, wurden boykot- 
tiert, Diese Kampfmaßnahmen soll- 
ten dazu dienen, möglichst viele 
Palästinenser ihrer Existenzgrundla- 
we zu berauben und Platz für die 
zionistische Kinwanderung zu schaf- 
fen. 

Erst seit 1959 können auch Arı- 
ber der Histadrut als Vollmitglieder 
angehören. 

Die Histadrut kann auch als der 
größte Konzern Israels bezeichnet 
werden: 26 % des Brutto-Sorialpro- 
dukts entfallen auf die Histadrut 
(privater Sektor 52,5 %; Staat 
21,3% - Angaben auf 1963), 

Zu den Histadrut-Kongressen tre- 
ten die einzelnen Parteien mit eige 


stischer Arroganz gegenüber den 
Arabern, obwohl z.B. der Zionist 
Ruppin uf dem XVI. Zionisten- 
‚Kongreß heuchlerisch tönie: „Wir 
wollen den Chauvinismus, den wir 
bei anderen Völkern hassen, auch 
bei uns selbst bekämpfe 

Erwähnt werden muß aber auch, 
daß es unter den Juden außerhalb 
und innerhalb Israels Kritik an der 
Haltung der Arroganz und der 
Feindseligkeit gegenüber den Ars- 
bern gibt. Diese wird vor allem aus 
drei Quellen gespeist: 1. allgemeine 
humanitäre Überlegungen (Gleich- 
heit aller Menschen), 2. Erkenntnis, 
daß der Zionismus inmitten einer 
arabischen Umwelt letzten Endes 
zu einer fürchterlichen Katastrophe 
führen muß, die nur durch Koexk- 
tenz mit den Arabern vermieden 
werden kann, und 3. der wachsende 
Protest der orientalischen Juden ge- 
‚sen ühre eigene Diskriminierung und 
die sich daraus entwickeinde Soli- 
darjeät mit den Arabern (die ohne- 
hin vielfach von den orientalischen 
Juden. als. Brudervolk empfunden 
werden, was sie objektiv ja auch 
sind). 


nen Listen auf, Dabei stellt die „Ar- 
beiterpartei“ (Mapei) regelmäßig die 


„Arbeiterpartei 
Wahlen .1969 nür noch knapp über 
50% kam. 

Diese Einbußen sind in erster Li- 
nie den „Blau-Weißen“ zugute ge- 
kommen, das heißt den extremen 
Rechten, die zum 10. Histadrut- 


Kongreß 1966 erstmals kandidie: 
ten. Allein auf den „blau-weißer 
Gachal-Block sind beim 11. Kon- 
greß 1969 fast 17 % der Stimmen 
entfallen (der Gachal wird von den 
„Liberalen“ und der halb-faschisti- 
‚schen Cherut gebildet; in der Knes- 
set hält der Gachal 26 Sitze, was et- 
wa 22 % der Stimmen entspricht). 

Der Vormarsch der Rechten in 
der Histadrut zeigt, wie weit es der 
Zionistischen Bourgeoisie heute noch. 
gelingt, die Massen nicht nur an die 
‚sozialimperialistische „Arbeiterpar- 
tei“ zu binden, sondern einen Teil 
der Werktätigen direkt den extre- 
men Rechten in die Arme zu trei- 
ben. 

Neben der „Arbeiterpartei“ und 
im Bündnis mit dieser besteht die 
is Sozinlisisch‘” bezeichnet, 

Die Mapam wurde 1948 gegrün- 
det. In der Knesset hält sie sieben 
Sitze, während es in der 1, Knesset 
(1949-53) noch 19 Sitze waren. 
Ebenso krass ist der Bedeutungs- 
rückgang der Mapam in der Gewerk- 
schaft. Bei den Wahlen zum 7, Hi- 
stadrut-Kongreß 1949 erhielt die 
Mapam 34,4 % der Stimmen; dage- 
gen bei den Wahlen zum 10. Kon- 
greß 1966 nur noch 15,2 %. Bei den 
!1. Kongreß-Wahlen trat die Ma- 
pam auf einer Einheitsliste mit der 
„Arbeiterpartei“ an, ebenso wie bei 
den Knesset-Wahlen 1969, 

Auch die Mapam ist seit ihrer 
Gründung eine erklärt ziönistische 
Partei; jedoch hatte sie zunächst 
und bis in die $Oer Jahre hinein 
sich als. „marxistisch-eninistisch““ 
‚definiert und sich zur „Freundschaft 
mit der Sowjetunion“ bekannt, 
Durch ihr Bündnis mit der sozialim- 
perialistischen „Arbeiterpartei“ hat 


chen völlig abgelegi, was allerdings 
noch immer wieder Auseinander- 
und Krisen in der Mapam 
(das Bündnis mit der 
„Arbeiterpartei“ wurde vom $. Ma- 
Pam-Parteitag 1968 mit 64,9% ge- 
gen 35,5% der Stimmen gebilligt.) 
Die Mapam ist in den verschie- 
‚denen Regierungen Israels fast stän- 
dig mit einigen Ministern (meist 
zwei) vertreten gewesen. Die Mapam- 
Minister stimmten 1956 als 
gegen den Sinar-Peldzug - unter 
stützten ihn aber, nachdem er be- 
gonnen hatı 
Noch klarer unterstützte die Ma- 
pam den Junk„Blitzkrieg" 1967: 
„Der Staat Israel hat keinen Br 


oberungskrieg geführt, Der Sieg in 
diesem Krieg wurde uns aufgezwun- 
‚gen, er rettete unsere Existenz und 
vereitelte den Versuch unseres Fein- 
des, Israel zu vernichten” (aus dem 
sprogramm'' der Mapamı), 
Der letzte Mapam-Kongreß 

eine Landkarte verabschiedet, nach 
welcher die seit 1967 besetzten Ge- 
biete „unverzichtbar“ bei Israel 
bleiben müßten: u.a. der Gaza-Strei- 
fen (Mapam fordert die Deportie- 
rung seiner palästinensischen Be- 
wohner), Jerusalem und die syri- 
schen Golan-Höhen, Nicht bei Is- 
rael bleiben sollte das von Arabern 
bewohnte Westjordan-Land, und 
zwar mit (der bezeichnenden Be- 
gründung, daß Israel sonst „auf- 
hören würde, ein jüdischer Staat 
zu sein“ und „nicht mehr in der 
Lage wäre, seine Aufgabe zu er- 
füllen, die darin besteht, Anspom 
‚der Weltjudenheit zu sein und de- 
ren nationales Problem zu lösen.” 

Eine Kommunistische Partei Pa- 
listinas besteht. seit ‚Anfang der 
20er Jahre, Diese Partei nahm Ju- 
den ebenso wie Araber auf und be- 
kämpfte entschieden den Zionis- 
mus, Seit 1948 nannte sie sich 
Israelische Kommunistische Partei 
Maki), 

In den 60er Jahren entwickelte 
sich die Maki rapide nach rechts. 
was sie auch durch eine „Unter- 
stützung mit. Vorbehalt“ für die 
sozialimperialistische Regierung Ben 
Gurions (Mapa) zum Ausdtuck 
brachte, 

Bei den Wahlen zum 15. Partei- 
tag der Maki 1965 traten die W- 


fast alle die sich unter 
dem Namen Rakach formierende 
linke Minderheit. 

Die rechte Mehrheit führt den 
‚Namen Maki fort und hat sich noch 
unverhüllter zu einer sozialchauvi- 
nistischen Partei entwickelt; damit 
zugleich hat sie aber ihre frühere 
Wählerbasis — vor allem Araber — 
weitgehend verloren und schneidet 
bei den Wahlen weit schlechter ab 
als die Rakach. 


Die Maki bejubelte z.B. den Juni- 
Krieg Israels 67 als „harten Schlag 
für den Imperialismus“ (?) und 
Weg „zur Wirtschaftsentwicklung, 
‚zum Wohlstand und sozialen Fort 
schritt” (1). 

Die Rakäch ist eine nicht-zioni- 
stische Partei, die weitgehend der 
revisionistischen General-Linie der 
KPASU folgt.Sie tritt für den Abzug. 
aus den besetzten Gebieten ein. Sie 
macht aber zur Voraussetzung, daß 
die Palästinenser und die arabischen 
Staaten „die Existenz Israels aner- 


biete, die doppelt so groß sind wie 
der israelische Staat. Sie unter- 
stützten im September 1970 die 
blutigen Angriffe auf das palästi 
nensische Volk in Jordanien und 
organisieren immer neue Terror- 
Überfälle 

Nach Darstellung Mosche Dajans 
und anderer Politiker kann Israel 
seine besetzten Gebiete gar nicht 
mehr zurückgeben, die gesamte Wirt 
schaft würde zusammenbrechen. 
Wahrhaftig, alle strategisch wicht 
gen Gebiete sind besiedelt worden, 
vor allem das fruchtbare Jordantal 
und die Golanhöhen an der Grenze 
Syriens. Hier wurden mit Chemi 
kalien die Ernten der palästinens 
schen Bauern vernichtet, um diese 
zur ‚Flucht zu zwingen und „un- 
verrückbare Realitäten” zu schaf- 
fen, 

Im Gazastreifen, dem Kern des 
Widerstandes in den besetzten Ge 
bieten, wütet der zionistische Ter- 
ror — die Häuser „aufsässiger” Pa- 
lästinenser werden In die Luft # 
sprengt, viele Menschen werden 14 
lich verhaftet, gefoltert und er 
mordet, um den Widerstand des 
Volkes zu brechen. Die Flüchtlings- 
lager sollen aufgelöst und die pald 
stinensische Bevölkerung soll in 
streng bewachte KZ-Ahnliche Dör- 
fer umgesiedelt werden, 


Fünf Jahre hatten die Zionisten 
Zeit, um von den Golanhöhen bis 
hinunter zum Golf von Akaba das 
besetzte Gebiet fost in ihre Hand zu 


kenven.” (Eine ähnliche Position. 
wird 2.B. such vom KB Bremen ver- 
reten.) Rakach sagt etwa: 

+. Die Anerkennung des 
‚Rechts der Israelis, in Ihrem Staat 
in Sicherheit zu leben, würde eine 
wiehrige Waffe der herrschenden 
‚Kreise Iıraels beseitigen, die es Ihnen 
möglich machi, den "israelischen 
Massen die agressive Expansions- 
‚politik als gerechtfertigt erscheinen 
zu lassen, Die Anerkennung des 
Rechts des Iıreelichen Volkes auf 
seine staatliche Existenz wire ein 
‚schwerer Schlag gegen die zionist- 
‚sche Theorie und ihren Einfluß auf 
die jüdischen Gemeinschaften " (aus 
einem Artikel des Rakach-ZK-Mit- 
alieds Emil Touma; nachgednuckt 
in der UZ). 

Diese These verkennt die zioni- 
stische Politik der „vollendeten Tat- 
sachen”, Die Zionisten haben so- 
‚Weich nach dem Juni-Krieg begon- 
nen, besetzte Gebiete durch Mas- 
Senaustreibungen und jüdische Neu- 
ansiedlung fest in den israelischen 
Staat einzugliedern. Das ist eben- 
so „Realitäf”“ wie der zionistische 
Staat selbst. Wer also den zionisti- 
schen Staat „anerkennen“ will, der 
müßte konsequenterweise auch „an- 
erkennen“, daß in den besetzten 
Gebieten „Realitäten“ bestehen. 

Die Kommunistische Partei ist in 
der Knesset wie auch in der Hista- 
drut stets bedeutungslos gewesen, 
Den höchsten Stimmenanteil er- 
meichte die Maki in der @ritten 
Knemet (1955-59) mit 4,5%. In der 
1969 gewählten siebten Knesset.ha- 
ven Mai uh Dakscn rum 
vier — Ye a 
men entspricht, 


BETT 


Die Rakach wird im erster Lifte 
von Arabern gewählt, und zwar wohl 
in der-Regel nicht so sehr als kom- 
munistische, sondern als die einzige 
nicht-zionistische Partei Israels, In 
der Kommunalpolitik in Gebieten . 
‚mit hohem arabischen Bevölkerungs- 
teil spielt die Rakach eine gewisse 
Rolle; so hält sie z.B, in Nazareth 


stärkste Partei in dieser Stadt. 


Alseinzige nicht-zionistische Par- 
tei Israels ist die Rakach ständigen 
Repressionen ausgesetzt, und das 
gült natürlich besonders für ihre 
arabischen Mitglieder. So wurden 
etwa vor den letzten Knesset-Wah- 
len (1969) mehrere hundert (1) 
Aktivisten der Rakach festgenom- 
men. Im Zusammenhang mit der 
‚Affäre um einen sogenannten „Spio- 
nage-Ring““ Ende 1972 (vgl. AK 28) 
wurden mehrere Rakach-Führer fest- 
genommen, um die Partei eben- 
falls in die Nähe von „Spionage 
und Landesverrat“ zu rücken. Es 
ist zu erwarten, daß sich diese 
Kampagne der Reaktion bis zu den 


bekommen. Doch in Israel mehren 
sich die Stimmen, die bei der hohen 
Geburtenrate der arabischen Bevöl- 
kerung eine jüdische Minderheit be- 
fürchten. Das würde dem Gedanken 
des zionistischen Staates widerspre- 
chen. 

Seit dem UN-Plan zur Teilung 
Palästinas von 1947 wurden bei 
jeder Expansion die Grenzen so fest- 
gelegt und die Bevölkerung vertrie 
ben, daß die Juden immer eine 
knappe Mehrheit in ihrem Staats 
gebiet hatten. Nach den neuesten 
Plänen‘ des stellvertretenden Mini- 
sterpräsidenten Allon soll das wei- 
terhin garantiert werden 

Alle: strategisch. wichtigen Ge 
biete, der Gaza-Streifen, der Östliche 
Rand der Sina-Halbinsel bis hin- 
unter nach Scharm el Scheich, die 
drei Inseln im Golf von Akaba, 
die Golanhöhen, das Jordantal und 
das Gebiet um Jerusalem werden 
dem israelischen Staat einverleibt 
Die restlichen Teile sollen an Agyp- 
ten und Syrien zurückgegeben wer 
den. 

Mit der palästinensischen Be- 
völkerung hat Allon besonderes vor 
Nach seinem Plan werden im arabl 
schen Kerngebiet um Nablus und 
Hebron Reservate geschaffen, als 
Vorratslager für billige Arbeits 
kräfte. $o sind auch die södafrika 
nischen Rassisten gegen große Teile 
der afrikanischen Bevölkerung vor- 

jungen 110 eine 

tedliche Lösung” aussehen (vpl 
te). 
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In diesem Jahr anstehenden Knesset- 


Wahlen nocl wird. 
vennhaien: de haraelische 


Situation, daß jede nicht-zionistk- 
Che Pk Unmittelbar in die Nahe 
von „Verral" gebracht wird, Mehr 
‚noch als für die Rakach gilt das für 
‚einige kleinere Gruppen und Orga 
nisationen, die mit dem Ziel des 
palästinensischen Widerstands — ein. 
arabisch-jüdischer Staat — eng ver- 
bunden sind, 

Die bekannteste derartige Orga- 
nisatjon ist Matzpen, die sich 1962 
von der Maki abspaltete. Wogen der 
Verbindungen der Matzpen zur 
„Neuen Linken‘“ Westeuropas ist 
diese Gruppe auch bei uns einiger- 
'maßen bekannt geworden. 

Ein Teil der Matzpen-Mitglieder 
kam jedoch zur Auffassung, daß 
diese Organisation ein Sammelsu- 
flum_„neo-marxistischer‘, trotzki- 
stischer, anarchistischer, "pazifisti- 
scher wa; A feworden 
war und wegen Ihrer Zusammen- 
setzung nicht mehr als polltisc 
Avantgarde handlungsfählg sei. So 
entstanden verschiedene Absplitte- 
rungen von der Matzpen wie die 
„Revolutionäre Kommunistische 
Äünı“ und die Rote Fran”, 

Gegen diese Gruppen richtet sich 
zur Zeit eine besonders intensive 
Repression, Viele Genossen dieser 
Gruppen sind verhaftet worden, ein 
gen ist schon der Prözeß gemacht 
worden (in AK-28 ist uns ein Feh- - 
ler unterlaufen: die Ferrorurteile, 


Kl fe, nämlich: 
ER ncende Zal yon Sea 
(meist ohne die Mistadrut und oft 
unter Strafandrohung) und die Pro- 
teste der „orientalischen“ Juden 


Kämpf 
antizionistischenCharakter an. Daß 
unter den verurteilten Genossen der 
„Röten Front“ auch zwei jüdische 
Teraelis. sind (der erste derartige 

Fall überhaupt!) hat zwar bei der 
zionistischen Führung Isracls einige 
‚Aufmerksamkeit erregt und scharfe 
Gegenmaßnahmen hervorgerufen, 
aber den Zionisten gelingt es immer 
noch fast ungebrochen, jede jüdisch- 
arabische politische Zusanmenar- 

beit als „Landesverrat“ vor den 
‚jüdischen Massen, Israels hinzustel- 

len. 

Obwohl die meisten palästinensi- 
schen Widerstandsorganisationen in- 
zwischen die jüdischen Werktätigen 
Israels als notwendigen Verbünde- 
ten ihres Kampfes erkannt haben, 
scheint der Weg zu konkreten For- 
men eines derartigen Bündnisses 
noch immer weit: = 


Fortsetzung von: „Friedenskanzler“ auf Geschäftsreise 


Für ein freies Palästina 


Aber auch der Rogersplan und 
der Vorschlag der Sowjetunion, die 
sich an der UNO-Resolution zum 
Rückzug aus den besetzten Gebie- 
ten orientieren, werden niemals die 
von. den Imperislisten angestrebte 
Friedhofsruhe bringen. Der Impe- 
rialismus und Zionismus unterdrük« 
ken nicht nur die Interessen der 
arabischen Völker, sondern auch der 
Bevölkerung in larael 

An der Front des gemeinsamen 
Kampfes gegen diese Unterdrückung 
stehen die Palästinenser. Das Tak- 
tieren der Großmächte und Israels. 
über ihre Köpfe hinweg und die 
Billigung der 
durch die meisten 
ten öffnen ihnen vo 
‚gen über die imperialistischen Ziele 
und den Verrat der arabischen 
Regimes. 


uns allen durch unsere 
eigene Krfahrung und durch die 
Erfahrung anderer Völker klar ge- 
worden, daß nur auf einem Weg die 
Befreiung unseres Volkes von der 
imperialistisch 
ren Unterdrücki 
kann - durch ei 
Volksbefrelungskrieg 
der PFLP) 
Angesichts der Pläne der BRD- 
Imperlalisten ist die  Solidarluät 
unsere besondere Aufgabe lm ge- 
meinsamen Kampf der wentdeul- 
schen Arbeiterklasse und des pall- 
stinensischen Volkes " 


(Erläuterung 
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Über zwei Monate - von Anfang April bis Anfang Juni dauerte der 
treik der belgischen Docker um höhere Löhne, bessere Arbeitsbe- 


dingungen und ein dreizehntes Mönaı 
sem „wilden, also vo 
ik war die Milltanz, 
Solidarität der belgischen. Bevölkerung 
Hier 


usgegangen war der Streik 
von dor belgischen Hafen - 
stadt Gent, Am 6.4. beschlos- 


in die Genter Hafenarbeiter den 
befristeten Streik, und zwar ent- 
egen dem Vorschlag der Gewerk. 
pr rung und der revisionis- 
tischen KP B die nur einen 
Itligigen. W vorschlugen. 
Am 9.4. schlossen sich die Docker 
Antwerpens an, (In Gent arbeiten | 
1.000, in Antwerpen 12.000 Dok- 
ker.) Die Docker forderten! 


= Lohnerhöhung von 100 frs pro 


der Gewerkscl 
nit der er durchgeführt wurde und die breite 


der BRD wurde der Streik der belgischen Kollegen von der 
bürgerlichen Presse einhellig totgeschwiegen. 


tsgchalt. Bemerkenswert an die- 
sführung nicht genehmigten, 


mit den streikenden Arbeitern. 


einverstanden erklärten und die 
Sache selbst in die Hand nahmen, 
weigerte sich. die Gewerkschafts- 
führung, Streikgelder zu zahlen und 
verschlekte an jeden Streikenden 
einen Brief, in dem stand: „Wählt 
jetzt - entweder die Abenteuer von 
Agitatoren ohne Lösung oder Eure 
wohlverstandenen Interessen, die 
von Eurer Gewerkschaft verteidigt 
werden!” 

Am 13,4, erließ der sozialdemo- 
kratische Bürgermeister Antwerpens 
Verordnungen, die den Streik ab- 


ntane Streilsder || 


= 
I 


den Arbeitern eingeworfen. 

Am 1, Mai bildeten die. strei- 
kenden Docker am Ende des von 
‚den Soziaklemokraten organisierten 

)00 Mann starken 
Block und protestierten ge 
gen die Unterdrückung ihres Kamp 
Tes, 

‚Am 5.5, versuchten die Unter- 
nehmer die Docker durch ein Be- 
stechungsangebot zu. spalten. $ 
boten den Genter Dockern 
Prämie von rund DM 210; 


Jahresprämie von rund. DM 420,- 


ünd etwa DM 6,- mehr pro 
Schicht, Die 12.000 Hafenarbeiter 
von Antwerpen dagegen sollten leer 


ausgehen. 

Die Genter Hafenarbeiter lchn- 
ten in ihrer Vollversammlung dieses 
Bestechungsgeld ab. Einer von ih- 
nen sagte: „Wenn die glauben, sie 
könnten uns wie die Kinder mit 


® Lohnerhöhung von 100 frs pro 
Schicht für alle (entspricht etwa 
DM 7,-), 

@ ein dreizehntes Monatsgehalt für 
alle, das 22 Arbeitstagen ent- 


spricht, 
= Erhöhung der Gangstärken 
(Mannschaften), denn die Tat- 


sache, daß bisher immer zu 
wenig Kollegen auf einen Gang 
eingeteilt wurden, hatte zu Ar- 
beitsunfällen und Überstunden 
seführt, 

Die Gewerkschaftsführung er- 
klärte den Streik der Docker für 
illegal”, Sie hatte kurz vorher eine 
Vereinbarung mit den Hafenunter- 
‚nehmern unterzeichnet, das die Ar- 
beiter für eine geringe Lohner- 
höhung verpflichtet, (ür zwei Jahre 
keinen Streik durchzuführen. Nach- 


dem die Docker sich damit nicht 


KTaTISCne Urgermöister Antwerpens 

| Veroranungen, die den Stck ob 
würgen sollten 

= er untermgte die Ansammlung 
von mehr als $ Personen im 
Gebiet um den Hafen. 

= Der Zugang zum Hafen wurde 
durch "Polizeiketten gespert, 
Militär wurde zum Laden und 
Löschen der Schiffe eingesetzt. 


In den folgenden Tagen kam es 
zu _Massendemonstrationen der 
Docker und der sympathisierend 
Bevölkerung durch Antwerpen, di 
den Zugang zum Hafen und die 
Erfüllung der Docker-Forderungen 
verlangen, Wenn die Polizei in die 
Demonstranten _hineinprügelte , 
wußten sich die Docker zu \elfen 
und prügelten zurück. Die Fenster- 
scheiben der Büros des Gewerk- 
schaftsbundes wurden von wüten- 


"Todesurteile i im Iran 


Terror gegen alle Gegner 
!es Regimes im Iran hält an, 
um zwei Wochen nach der 


Hinrichtung von acht Oppositio- 
nellen sprach das Mi 

Teheran Mitte I 
Todesurteile aus und verurteilie eine 
itangeklagte Frau zu zehn Jahren 
Gefängnis, 

Die sechs Genossen wurden vom 
Gericht als „marxistisch-teninistische 
Guenillas” "bezeichnet und sollen 
der Dofrelungsfront des Iran ange: 


hören, 
Wie im Iran Oblich verlief auch 
dieser Prozeß unter wellgehender 


Geheimhaltung und ohne wirkliche, 
Möglichkeit einer Verteidigung für 
die Angeklagten. 
inch Angaben des Regimes selbst 
in den letzten zwei Jahren 
wenigstens 120 Oppositioneile hin- 
gerichtet. worden; hierzu kommt 
die welt höhere „Dunkelziffer” der 
in der Hafı zu Tode Gefolterten, der 
bei ihrer Festnahme einfach Nieder- 
weschossenen, der „Verschwunde, 
Diese Zahlen zeigen außer der 
Brutalität den Regimes auch dan 
Ausmaß der Opposition und de 
Kampfes, 


sapre“ „wenn de glauben, se 
könnten uns wie die Kinder mit 
einem Zuckerchen fangen, dann 
täuschen sie sich. Wir wollen kein 
Judasgeld des Verrats, sondern 
Streikgeld, der Kampf geht weiten 

Aus vielen Teilen des Landes 
men Solidaritätsschreiben und fi 
nanzielle Hilfe für die Docker, die 
zu diesem Zeitpunkt bereits seit 
über einem Monat ohne Lohn oder 
Streikgeld ihren Kampf entschlos- 
sen weiterführten, Am 9.5. schlug 
die Polizei brutal eine Demonstra- 
tion von 50 Dockerfrauen und Kin- 
dern, die vorm Gewerkschaftshaus 
Streikgeld forderten, zusammen. 2 
Docker und 2 Frauen mußten 
schwerverletzt ins Krankenhaus ge- 
bracht werden. 


Am 14,5. demonstrierten wie- 
der 2.500 Docker durch Antwerpen, 
Die Polizei versuchte, die Demon- 


Redaktionelle Anmerkung 


lese Ausgabe desAK hat einen 
imfang von 32 Seiten und 
"kommt damit gefährlich in 


die Nähe der LiquiditätsGrenze, 
wo sich die Zeitung über den Ver- 


kaufspreis noch selbst finanziert 
Trotz des größeren Umfangs der 
Zeitung, mußten wir wiederum 


eine Reihe von Artikeln aus Platz- 
gründen auf die nächste Ausgabe 
des AK verschieben, obwohl diese 
2.T, schon Intern oder öffentlich 
für dieses Mal angekündigt war 
Es handelt sich hierbei ua, um 
eine ausführliche Analyse der Aus 
einanderetzung bei Springer 
(Druck), um den 4, Teil der EWG. 


belgischen Hafeharheiter 


[Baigischer Dockerstreik: Geballte Fäuste gegen, 
Kapitalisten und Gewerkschaftsführung 


stranten auseinanderzutreiben. Es 
fielen Schisse, ein Zivilpolizist hat- 
te auf die Menge geschosen - wie 
durch ein Wunder wurde niemand 


verletät 

Die Hafenarbeiter demolierten 
das Auto des Zivilbullen völlig und 
griffen die Autos der Polizisten an. 


Diese ‚legten ‚sich flach auf ‚den 
Boden ihrer Wagen und wurden aus 
dieser Lage erst durch den Einsatz 
von Wasserwerfern befreit, Die Poli 
zei 208 nun ihre Pistolen, in deı 
anderen Hand die Schlapstöckt 
Einer von ihnen schoß, Glücklicher- 
weise in die Luft. Zeugen sagte 

daß der Polizist neben ihm, dem 
Schützen im letzten Moment den 
‚Arın hochgerissen habe. 


Nachdem die Demonstranten 
auseinandergegangen waren, ver- 
haftete die Polizei einzelne Kolle- 
auseinandergegangen waren, ver- 
haftete die Polizei einzelne Kolle- 
gen, die vereinzelt noch auf der 
Straße waren. Außerdem wurden 
ein Streikführer und mehrere Mit- 
glieder der  ML- Organisation 
AMADA (Alle Macht an die Ar. 
beiter) verhaftet, Empört durch die- 
se Polizeibrutalität wuchs die Soli- 
darität breiter Teile der belgischen 
Bevölkerung: 


ine Gruppe von Antwerpener 
Kleinhändler stiftete Waren ui 
verteilte sie an die Docker-Fa- 
milien, 

m Schüler wollten am 15 
Solidaritätskundgebung 
stalten, Die Polizei trieb 
einander, 

m Auf einer Solidaritätsveran 
tung der Studenten in Brüssel 
wurden rund DM 3.000, Un- 
terstützungsgelder für die Dok- 


. eine 
vera 


Serie, den 1. Teil der Artikel-Serie 
zur westdeutschen Bergarbeiter-Kr- 
se und Energie-Politik der westdeut- 
schen Kapitalisten, einen längeren 
Artikel zum BRD-Militarismus, einen. 
ausführlichen Bericht über den 
Stand der Klassenkämpfe in Eng- 
land etc. Weitere Artikel, vor allem 
„Betriebskorrespondenzen“ mußten 
aus demselben Grund gänzlich ge- 
strichen werden, 2 
Andeıerseits erscheinen in dieser 
Ausgabe Artikel, die schon für AK 
28 und 29 vorlagen, aber ebenfalls 
verschoben werden mußten, Darun- 
ter leidet zweifellos Aktualität und 
Kontinulllt unserer Presse und Pro- 
Paganda-Arbeit. Allerdings Ist diese 
Entwicklung unserer Zeitung auch 


ker gesimmelt, 

= Die Werftmechaniker aus Ant- 
werpen sammelten DM 7.000,- 
auf den Werften. 

Die Dergarbeiter von Wintersla 
ten am 17, Mai für einen 
Tag die Arbeit nieder, um ihre 
Solidarität zu zeigen, 

w Die Gewerkschaft des belgischen 


Radio- und Fernschen-Personals 
te sich solidarisch mit den 

Dockern, 

Eine Delegation belgischer Dok- 


ker führ nach Rotterdam (Nieder- 
lande), wo ebenfalls Geld gesam- 
melt wurde und eine Demonstra 
tion zum belgischen. Konsulat or- 
ganisiert wurde, 

Trotz der Breite und Militanz 
des belgischen Dockerstreiks muß- 
ten ‚die Kollegen eine Niederlage 
Neil 
tem die Kollegen eine Niederlage 
einstecken: Bei einer Vollversamm- 
lung in Antwerpen Anfang Juni 
stimmten 52 % der Docker für 
Weiterführung des Streiks, 48 % 
jedoch dagegen. Ihre Forderungen 
sind nicht erfüllt worden, aber sie 
mußten den Streik abbrechen, denn 
sie waren durch die Weigerung der 
Gewerkschaftsführung, Streikgelder 
zu zahlen, quasi ausgehungert wor- 
den. 

Dieser Bericht kann nicht eine 
Analyse dieses Streiks - der wohl 
zu den größten Hafenarbeiterstreiks 
in Westeuropa in den letzten Jahr- 
zehnten gehört - ersetzen, Aufgrund 
der mangelhaften Informationen, 
nicht zuletzt verursacht durch den 
totalen Informationsstop in der 
bürgerlichen Presse, ist es uns aller- 
dings nicht möglich, diese Aula 
‚jetzt schon vorzulegen, 


Ausdruck für die verstärkten An- 
strengungen unserer Organisation 
auf diesem Gebikt, 

In Reaktion auf diese Entwik- 
klung und aus grundsätzlichen Über- 
legungen heraus, werden Redaktion 
;d Leitung in nächster Zeit die 
rage eines häufigeren Erscheinens 
unserer Zeitung diskutieren (alle 
14 Tage? ). Zu diesem Thems Inte- 
ressiert uns auch besonders die 
Meinung unserer Leser. Wir würden 
uns freuen, zu diesem Thema In 
nächster Zeit Zuschriften zu erhal 
ten, die durchaus auch Stellung zu 
unserer bisherigen Prosse-Arbeit neh“ 
men sollten. 


Redaktion des AK 


Die französischen Reformisten der PCF (Französische Kommunistische 


Partei) und der CGT (Gewerkschaft, 


‚die mit der PCF eng verbunden ist) 


tragen einen großen Teil an’ Verantwortung dafür, daß die französische Arbei- 
terbewegung trotz Ihrer relativ breiten Entfaltung immer wieder Mißerfolge 
und Niederlagen erleidet. Ihre Strategie läuft auf einen „friedlichen Über- 
gang” zum Sozialismus, auf die „Vermeidung der Konfrontation” mit der 
Staatsgewalt — also letztlich auf parlamentarische Illusionen hinaus. Obwohl 
die Unsinnigkeit dieses Weges selbst für.eine reformistische Politik (geschwei- 
‚ge denn für eine revolutionäre!) bei den letzten Parlamentswahlen erneut 
Gnutich worden I, Vhlmaben die Enasteichen Raformnien weiterhin. dar 

Kampfbereitschaft der Arbeiterklasse und der Jugend die Fahne 
ihres mit den Sozialdemokraten ausgehandelten „programme commun” ent- 


gegenzuhalten (eine etwas ausführlichere Auseinandersetzung 
gramme commun haben wir bereits im AK 26, März 73, geführt). Nach ihrer 
Wahlniederlage haben die Reformisten die Parole der „Volkseinheit” ausgege- 
ben, wohinter sich nur eine Vertröstung auf die nächsten Wahlen im Jahr 


1976 verbirgt. 


Die reformistische Strategie zeigt sich in den praktischen Kämpfen der 
Arbeiterklasse, auch in „kleinen”” Fragen, immer wieder als abwieglerisch. Die 
Haltung von PCF und CGT gegenüber den jüngsten Streiks der französischen 
Arbeiter und gegenüber der. Massenbewegung der Schüler und Studenten 
(siehe dazu AK 28 und 29) macht dies ein weiteres Mal deutlich. 

Der folgende Artikel zu diesem Problem gründet sich auf einen Artikel der 
französischen Organisation „Revolution! 
tung veröffentlicht wurde (5. Mai 1973). Wir haben diesen Artikel übersetzt 
und an einigen Stellen gekürzt. Außerdem haben wir einige Stellen durch 
Ergänzung und sinngemäße Umformulierung etwas geändert, damit er für 


deutschen Leser verständlicher ist. 


SCHWIERIGE TAGE NACH 
DEN WAHLEN 


Nach ihrer Wahlniederlage vom 
11. Mürz ging es den Reformisten 
darum, ihr, programme commun in 
„neuer” Weise an den Mann zu 
bringen: Einerseits schlug die CGT 
‚dem Premierminister Messmer. vor, 
Verhandiängen auf der Basis des in 


Provins verabschiedeten Programms 


jr hen Regierur 
jemagogisch 


‚Anderer- 


„Forderungen. verspricht. 
seits bereitete sich die CGT ohne 
Übereilung darauf vor, nationale 

‚Aktionstage mit. breiter Mobilisie- 
rung des „‚Volksbündnisses” zu ver- 
änstalten, wie dies gleich nach den 
Wählen bereits am 21. März in der 


Metallindustrie geschah. Dabei woll- 
te.die CGT diese Aktionstage offen- 
bar auch „härter” und „linker" als 
üblich organisieren, da sie die gestie- 
gene Kampfbereitschaft der Arbei- 
ter sicht. 

Doch die tatsächliche Entwick- 
lung der Klassenkämpfe ließ diese 


in dem wichtigen Industriezen- 

trum der Region Navarra, Pam- 

, streikten am 15. Juni 

50.000 Arbeiter. Alle Betriebe die- 

ses neuindustrialisierten Gebietes, 

dessen junge und kampfbereite Ar- 

beiterklasse eine solide Erfahrung 

an illegalen Kämpfen besitzt, wur- 
‚den von dem Streik lahmgelegt. 

Am Nachmittag gingen die Ar- 
beiter auf die Straße und demon- 
strierten gegen den Franco-Faschis- 
mus, Es kam zu stundenlangen Zu 
‚sammenstößen mit der Polizei. Auch 
am folgenden Tag blieben die Arber 
tor massenhaft Ihrer Arbeit fern und 
‚neue Demonstrationen und Zusam. 
menstöße lähmten die Stadtmit 

‚Tausende von Arbeitern verter 
digten sich voll Wut gegen die An- 
ariffe der Polizei, die neue engl 
sche, schon in Irland bewährte Ge- 
wehre benutzte. Sie schoß auf die 
Demonstranten, von denen unge- 
fähr vierzig teilweise schwer verletzt 
wurden, Im Laufe der Straßen- 
sohlschten und noch in der Nacht 
wurden Hunderte von Demonstran- 
ten ‚nommen, Am folgenden 


mit diesem pro- 


‚der in der Ausgabe 29 ihrer Zei- 


menbrechen: nur wenige Tage nach 
dem 11, März ging die Jugend auf 


die Straße — und die Jugendorgani- 
sationen der PCF (UNCAL und 
UNEF) wurden abseits gelassen. In 
Billancourt traten die Karosseric- 
Presser von Renault in den Streik. 
Der. Gedanke eines „heißen Früh- 
lings” kam auf die Tagesordnung, 
ausgedrückt in zahlreichen Kämp- 
fen der Arbeiter und der Jugend. 
Die Unzufriedenheit der Bevölke- 
rung, die lange Zeit durch die 
Schlinge der Parlamentswahlen ge- 
fesselt war, wartete nicht mehr auf 
das Signal der Reformisten, um aus- 
zubrechen (der CGT-Vorsitzende 
Seguy hatte noch erklärt, daß vor 
den Osterferien nichts mehr passic- 
ren sollte ...). 

Die Reformisten versuchten zu- 
‚nächst, die Jugendbewegung aufzu- 
halten, indem sie zur Wiederauf- 
nahme des Unterrichts und der 
Lehrveranstaltungen _ aufriefen. 
Ebenso versuchten sie den Streik 
der O.S. (angelernte Arbeiter) seit 
den ersten Verhandlungen mit 
Renault-Generaldirektor Dreyfus 


Tag war die Stadt in Belagerungau- 
stand: Tausende von Polizisten wa- 
ren aus verschiedenen Ortschaften 
des Baskenlandes nach Pamplona 
befohlen worden; besondere Abtek 
lungen der Wehrmacht besetzten 
den Bahnhof und die Öffentlichen 
Gebäude, 


Disser Streik hatte schon am 14, 


Juni als Solidaritätsstreik, angefan- 
‚sen, nachdem 200 Arbeiter von 
„Motor Iberica“ wegen vorheriger 
Kämpfe entlassen worden waren. 
Am Abend des 14. Juni hielt der 
‚neue Regerungsvorsitzende Carre- 
ro Blanco eine Fernsehrede: damit 
kündigte der Vertreter des ultr=- 
rechten Flügels der spanischen fa- 
schistischen Partei und wahrschein- 
licher Nachfolger Francos seine fe- 
ste Absicht an, „mit allen Mitteln“ 
die Öffentliche Ruhe zu gewähren, 
d.h, mit Außerster Hör 
beiterforderung 

Die Rede brachte die Wut der 
Arbeiter und der übrigen Bevölke- 
ung zur Explosion, und der Streik 
‚dehnte sich schnell auf den ganzen 
Industriegürtel um Pamplona aus 
das ein „persönlicher Feudalbesitz" 
von Carrero Blanco ist, Auch die 
Tramsportarbeiter beteiligten sich 
massenhaft an dem Streik; die gan- 
10 Bevölkerung solldarislerte sich. 
mit den Streikenden und mit den 
Demonstranten, 


durch Aufrufe zur Wiederaufnahme 
der Arbeit abzubrechen (siehe dazu 
unseren Artikel im letzten ARBEI- 
TERKAMPF, Nr. 28, wo von einem 
Bericht in der „L’Humanit£” die 
Rede ist, der noch vor der Ab- 
stimmung der "Streikenden das 
inde” des Streiks erklärte) 
Angesichts der Tatsache, daß die 
Arbeiter der Abteilung 12 (Karosse- 
tiepresse) von Renault ihren Streik 

taten, und daß 
Jugend sich wei- 
gerte, den Manövern der UNE und 
der UNCAL zu folgen, änderten die 
Reformisten ihre Taktik: von nun 
an kam es für sie darauf an, „in der 
Bewegung zu sein”, was bisweilen 
einschloß, sie „zu entwickeln”. 
Aber das Ergebnis dieser Kämpfe 
sollte die „Volkseinheit” bleiben, 
die unveränderte Strategie des 
Drucks auf das Parlament. In die- 
sem Sinne schlossen sich die Refor- 
misten zwar der Bewegung an, wie- 
sen aber jegliche Konfrontation mit 
‚der Staatsgewalt zurück, 


IN DER BEWEGUNG 
SEIN... 


So unterließ die CGT es nicht 
nur fortan, offen gegen die ihr un- 
liebsamen Kämpfe bei Renault- 

lancourt, Peugeot, Saviem usw. 
aufzutreten, sondern sie richtete 
sich sogar- in gewisser Weise nach 
der Kampfbereitschaft der Arber 
ter: die Zähigkeit und die Kraft des 
Streiks der Karosseriepresser von 
Renault drängte der CGT die Unter- 
stützung eines Kampfes auf, der 
wesentlich von Revolutionären be- 
einflußt war. Ja, sie ordnete sich 
sogar den Forderungen der Arbeiter 
unter, die ihren eigenen Kampf 
auch in ihren eigenen Händen hal- 
ten wollten: die von den Streiken- 
den gewählten Delegierten beglei- 
teten die -Gewerkschaftssckretäre 
der CGT zu den Verhandlungen mit 
der Direktion, und den Generalver- 
sammlungen der Arbeiter oblag die 
Beschlußfassung darüber, ob der 
Kampf weitergeführt werden soll 
oder nicht. Bei Peugeot wurde der 
Streik außerhalb der Gewerkschaft 
beschlossen, aber diese schloß sich 
dem Beschluß an und rief lokal zur 
aktiven Solidarität gegen die kapi- 
tälistische Miliz auf, die die Strei- 


kenden im Auftrag der Direktion 
‚den Fehrirhallen punk 


größtenteils auch lokalen Auswei- 
tung der Kämpfe, der einzigen 
möglichen Antwort an die Kapitali- 
sten. Das hätte in der Tat bedeutet, 
nun die Krafiprobe gegen die 
Staatsmacht zu beginnen, wogegen 
sich die Reformisten sträuben, 

Als sich die Bewegung der Ju- 
gend entwickelte und die O.S, der 


9. April riefen die Gewerkschaften 
im Zusammenhang mit der Bewe- 
gung der Jugend zur Demonstration 
auf. Aber in ihrem Demonstrations- 
aufruf gab es kein Wort zur Solid 
rität mit den streikenden Arbeitern 
in Bilanoourt. 

Als die zweiten Streiks von Re- 
nault in Flins und Billancourt aus- 
brachen, als die Kämpfe bei Peu- 
geot, Saviem usw. sich verschärften, 
da gaben die Reformisten sich di 
mit zufrieden, sich lokal zu schl 

— bisweilen mit  „harter” 
iene, aber wieder ohne das Pro- 
blem der Zusammenfassung dieser 
Kämpfe zu stellen, um die Konfron- 
tation mit der Staatsgewalt zu ver 
meiden. 

Die einzige „Vereinheitlichung” 
ist für die Reformisten, diese 
Kämpfe unter den Hut der „Volks- 
einheit”" zu zwängen; jede Bewe- 
gung darf zu einem Bestandteil da- 
von werden, Ihre Vereinheitlichung, 
das ist das Parlament, wo. der 
PCE-Generalsekretär Marchais sich 
„im Namen der Jugend und der 
0.8." an den Premierminister wand- 
BiLSwo N de VRBUchir 

it z.B. bei Renault und bei 
Peugot ankiagte; das sind ferner die 
Erklärungen der PCF und der CGT 
über. die Nützlichkeit des program- 
me commun, das angeblich die 
Wünsche. der Bevölkerung. erfült. 
Das ist außerdem die „Ausweitung 
und Koordination der’ Kämpfe" in 
Form von Demonstrationen wie am 
1.Mai oderan „Aktionstagen’ (wie am 
4. Mai in der Metallindustrie), wo es 
darum geht, die „Volkseinhei 
oder eine ihrer tragenden Kräfte auf 
der Straße zu dokumentieren, 
dem man sich auf die Kampfbere 
schaft der Arbeiter stützt. 

Das beinhaltet aber nur ein Mini- 
mum an Solidarität mit den gegen- 
wärtigen Kämpfen, zu denen die 
Befarmisten oft mır wenie an Ort 


sollte. 


... ABER DIE KONFRON- 
TATION VERMEIDEN 


inen lokalen Streiks eine „harte” 
Haltung einnahm, so weigerte sie 
sich andererseits doch, den Kämp- 
fen das Problem der Konfrontation 
mit_ der Staatsgewalt gegenüberzu- 
stellen. Sie weigerte sich, eine natio- 
Inale Vereinheitlichung der Kämpfe 
herzustellen und somit eine Kampf- 
front der gesamten Arbeiterklasse 
jenen. die Bourgeoisie aufzubauen. 

Es ist heutzutage wo, daß die 
Kapitalisten und die Staatsgewalt 
mit größter Einigkeit gegen die Ar- 
beiterklasse kämpfen. Die Bourgeor- 
sie schlägt sich national, um der 
Revolte der Bevölkerung das Maul 
zu stopfen: Wenn Dreyfus (Re- 
nault-Bob) sich weigerte, dem zwei 
ten Streik bei Renault-Billancourt 
nachzugeben, wenn er stattdessen 
in Flins und in Sandouville (Zweig- 


re Renault aussperrie 
Tinn schlug er 'uch Hr die Ges 
heit der Kapkalistenklanse, Uni 


ökonomischen Gesichtspunkten 
hätte die Verwaltung „zahlen 
können”; und ein schnelles Nachge- 


‚ben gegenüber den Forderungen der 
Streikenden hätte Dreyfus ohne 
Zweifel weniger gekostet als die ver 
lingerte Aussperrung in seinen 
Fabriken. 

Aber ein Nachgeben bei Renault, 
das wäre ein neuer Funke auf 
Pulverfaß gewesen 

Gegenüber einer un 
Bourgeoisie, die sich in 


nöhnlichen 


jeglicher nationalen 


nisstion beitragen: zur Zeit der 
Streiks in der Karowerieprese van 
Renault war es erst der Tag der 
Wiederaufnahme der Arbeit, als die 
PCF der Hautsde-Seine (eine 
Region oberhalb von Paris) ein Sol 
daritätsflugblatt in einigen anderen 
Betrieben verteilte. Und nur wenige 
Solidaritätssammlungen wurden 
organisiert. Den 25. April erklärte 
die CGT der HautsdeSeine in 
ihrem Departement zum „Tag der 
Aktion und der Solidarität” mit 
Billancourt, Das ist eine Initiative, 
mit der man nur einverstanden sein 
kann — die aber die CGT selbst wie- 
der dadurch zunichte machte, daß 
sie nichts organisierte, mit Ausnah- 
me aner Velershrlenammlurg 
in einigen Betrieben. 

Zur Zeit des ersten Streiks bei 
Renault und der Entwicklung der 
Jugendbewegung versuchte die 
Staatsgewalt die Kämpfe der Arbei- 
ter von der Bewegung. der Jugend 
abzuschneiden: Erziehungsminister 
‚Fontanet zeigte Entschlomenheit 
gegen die „Jugendlichen“, und 
Pompidou erging sich in demagogi- 
schen Versprechungen „über die 
Lage der 0,8. Die Zähigkeit und die 
Streikorganisation der Karosserie- 
vorbildlich, Die Regie 

sourt und 
frontalen 
Kraftprobe. Die CGT spielte 
Spiel mit und wi sich jede 
Ausweitung di über 
-nault hinaus, da dies den Beginn 
der Krafiprobe mit der Staaisgewalt 
bedeutet hätte, was die Bourgeolsie 


Ans. Zögern 
an Zäita BO ne 
en 


siert, außer einigen Versammlungen 
und einem „machtvollen” Ausstand 
von zwei Stunden an einem Freitag 
(4 Mal), 
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Und dann bereitete 
ine Kraftprobe 


Inne vor, als sie beispielsweise In. 
den anderen Werken von Renault 
aussperrte und teilweise die Pabri« 
ken ganz schloß 


und die CGT ver- 
er der Konfron! 
y Haltung erlaubt 
den Arbeitern nicht, die Angriffe 
der Kapitlisten zu parieren und 
selbst  nachzustoßen, sondern 
zwingt sie im Gegenteil jedes Mal 
zum Rückzug, wenn die Bourgeoisie 
vorrückt und sich. starränniger 
zeit. 

Weit entfernt," den Stheik auf, 
eine höhere Ebene zu heben, stützte 
die CGT sich auf die Schwächen der 
Bewegung, um jegliche Konfronta- 
ion zu vermeiden, desorganisierte 
schließlich den Kampf und entwaff- 
nete so die Arbeiter. 

Schließlich entfesselte die Kapita- 
Jistenklasse bei Renault die Krafipro- 
be, indem se In Fllns und in San- 
douvilie aussperrie und danach 
bestimmte Abteilungen. in Billan- 
court. Indem zuerst in Flins 
sperrt wurde, nutzte Dreyfus die 
dort schwächere Streikorganisation 
aus, Ein unvermeidlich drohender 
Gegenstoß der Arbeiter, falls die 
Geschäftsleitung ihre Angriffe zu: 
nächst in Billancourt forciert hätte, 
sollte dadurch verhindert werden. 
Gegenüber diesem Vorgehen wäre 
die Besetzung von Flins die einzig 
richtige Antwort der Arbeiter ge- 
wesen, wie es sowohl von der Ge- 
werkschaft „CFDT als. auch von 
revolutionären Gruppen vorgeschla- 
gen wurde, 

Die CGT widersezte sich dem; 
sie kämpfte_gegen eine Besetzung 
von Flins mit dem Argument, daß 
die schwache Streikorganisation 
(wer. ist denn dafür verantwort- 
lich? 1) dies nicht erlauben würde, 
In Billancourt ließ die CGT mit der 
gleichen. Logik den Streik verfau- 
len: sie widersetzte sic jeder Initis- 
tive, die den Arbeitern erlaubt 
hätte, das Werk zu halten, und leitete 
die Arbeiter vom Ministerium zur 
Bürgermeisterei von Boulogne ... 
ohne etwas jm Betrieb zu organi. 
ren; sie widersetzte sich darüber- 
hinaus der Ausdehnung des Kamp- 
fes auf das ganze Werk, was der 
Direktion die Hände freilich, um 
bestimmte Abteilungen auch dort 

usperren. 

PEN Wehe dar Kontra 
ion und der Betriobswesetzung aus 
dem Weg zu gehen, das heißt, die 
Arbeiter zu entwaffnen und Ihren 
Kampf zu brechen. Das Ergebnis 
ieß auch nicht auf sich warten; die 
CGT befand sich schließlich auf 
einem ihr bekannten Terrain, wo sie. 
freie Hand (von den Arbeitern!) 
hat, auf dem Terrain der Verhand- 
ungen mit dem kapitalistischen 

is, Generalsekretär der. 

FC, schließlich einen 

öffentlichen Brief an den Premier- 

minister schreiben, In welchem er 
den Konflikt zu 
schiedsrichtern. Die Gewerkschafts- 
sekretäre können Premierminister 

Mesımer besuchen, und schließlich 

endet alles mit dem, was die CGT 

ats meisten vorzieht, nämlich „kal- 
ten" Verhandlungen zwischen 


Sandouville die Arbeit wieder auf- 
‚genommen wurde. Und nicht ein 
mal die 26 Entlassungen werden die 
Gewerkschaftssekretäre mehr stop- 
pen. 

Und nachdem der Streik bei 
Renault liquidiert it, bereiten die 
Reformisten sich darauf vor, zu 
ihrer gewohnten Taktik zurückzur 
kehren: Aktionstage Im Sinne der 
„Volkseinheit”. 

Trotz gewiser, mehr auf 


indert: nachdem 
in die Sackganse 
Wahlen getrieben haben, gehensie 
auf dem gleichen Weg weiter, indem 


Sackgasse der 
ken. Gegenüber einer kampfont- 
schlossenen Bourgeoisie endet eine 
w.lche Haltung in der Sabotage der 
Atbeiterkämpfe und in einer Ent, 
waffnung der Arbeiter. 
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Griechenland: 


Der griechische Exil-Könlg Konstan- 
tin hat sich für die Beseitigung den 
Militär-Regimen ausgesprochen, Das. 
Kriegsrecht müme vollständig aufge: 
heben werden, eine allgemeine Am- 
manie für die poltinchen Gelange- 
‚nen müsse durchgeführt werden, 
Premefreihelt müsse wieder herne- 
stellt werden. x 
ın kann freilich niemand ver- 
[gesen, daß die Monarchie zu- 
nächst der Komplize des Obri- 
sien-Putsches war und’daß es schon 
vor dem Putsch zahlreiche politi- 
sche Gefangene in Griechenland gab, 
‚daß die Organisations- und Presse- 
freiheit eingeschränkt waren usw. 

Der demokratische griechische 
Widerstand hat dennoch zum Teil 
auf diese Erklärung durchaus posi- 
iv reagiert, So erklärten z.B. die 
Revisionisten, das Hauptziel sei ge- 
genwärtig der Sturz des Militär. 
Regimes, und deshalb sei ein „brei 
tes Bündnis von den Kommunisten 
bis zu den Monarchisten“ erforder- 
lich und möglich.- Andererseits er- 
klärten linksbürgerliche Kräfte (wie 
etwa die Gruppierung um Andrens 
Papandreou), die Monarchie habe 
stets „den Interessen der wirtschaft- 

hen Oligarchien des In- und Aus- 
lands gedient“, sie sei tot, und ihre 
Wiederherstellung. sei ausgeschlo: 
sen. 

Der Erklärung Konstantins war 
eine Meuterei von einigen Einheiten 
der griechischen Flotte und die Ab- 
setzung Konstantins durch die Obr 
sten vorausgegangen. Dieser Akt be- 
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deutete zugeich für Konstantin den 
Verlust eines bescheidenen Gehalts, 
won &a, 1,5 Mio. Mark jährlich, das. 
er bisher noch aus Athen bezogen 
hatte. 

Die Flotten-Meuterei hat erneut 
gereigt, daß cs Widerstand gegen 
das Obristen-Regime auch bei Tei- 
en des Milltärs gibt, Dieser Faktor 
wird von den meisten Organisatio- 
nen. des. griechischen Widerstands 
positiv eingeschätzt, 

Zugleich ist festzustellen, daß 
sich die Aktionen und Ziele dieser 
militärischen Kreise der Wiederher- 
stellung der Monarchie unterordnen. 
Als Mittel dazu werden putschisti- 
sche Abenteuer ohne Berücksichti- 
gung des Kräfteverhältnisses und 
‚ohne Beteiligung der Massen ange- 
schen. Nach Ansicht dieser Kräfte 
muß das Militär die Beseitigung des. 
Obristen-Regimes „unter sich ab- 
machen“, weil bei einer Beteiligung 
der Massen der Kampf mögli- 
cherweise nicht bei der Wiederher> 
stellung der Monarchie stehenblei- 
ben. würde, Außerdem stellen diese 
militärischen Kreise — wenigstens 
vorläufig — innerhalb der griechi- 
schen Armee offenbar nur eine 
äußerst schwache Tendenz dar. Sie 
sind also in jeder Hinsicht ein sehr 
zweifelhafter Partner für den demo- 
kratischen Widerstand. 

Unter den Imperialisten der USA 
und Westeuropas zeichnen sich zwei 
unterschiedliche Tendenzen ab, 
Einerseits unterstützen führende Na- 
10-Kreise offen die Politik der Obri 


Bericht eines französischen Schi 


15 über Polizewllkär. ] 


sten auch in dieser Phase. Das kommt 
2.B. zum Ausdruck in der zynischen 
Erklärung des Nato-Chefs Luns, ihm 
sei von der Folterung griechischer 
Offiziere (die der Beteiligung an der 
Meuterel verdächtig sind) nichts be- 


kannt, Auch die sofortige Ansetzung 
eines Nato-Manövers In Südgriechen- 
land noch für Juni gehört in diese 
Linie. 

Andererseits gibt es jedoch in- 
nerhalb der EWG — wie auch der 
USA — Kräfte, die die Verhältnisse 
in Griechenland für hußerst unsta- 
bil halten, Diese Krüfte wollen einer 
revolutionären Entwicklung in Grie- 
chenland. durch eine „Revolution 
von oben“ zuvorkommen. Diese 
Kräfte begünstigen also Pläne zur 
Wiederherstellung der Monarchie 
‚oder auch das Programm des Reak- 
tonärs Karamanlis, eines führenden 
bürgerlichen Politikers in der Phase 
der Faschisierung vor dem Putsch 
der Obristen, 


Figuren wie Konstantin oder auch 
Karamanlis — die Vorreiter der Pa- 
schisierung und die Komplizen des 
Putsches — sollen sich an die Spitze 
des Widerstandes setzen, wobei sie 
vielleicht noch darauf verweisen 
können, daß sie in der Armee und 
bürgerlichen Kreisen eine gewisse 
Basis haben, 

Dieses reaktionäre Manöver trifft 
den demokratischen griechischen 
Widerstand in einer Situation, wo 
er selbst keine alternative politische 
Plattform, keine einheitliche Stra 


"Ich werde euch lehren 
zu demonstrieren” 


it Angabe der ARBEITERKAMPF berichteten wi yon dei gen 
wirten Manebewenung der ranztnchen Scaler un Sienten. ie ch vor 


allem an einem neuen Gesetz 
Debre-Gesetz). Diese Bewegung 
Repression gegenüber. 


Wehrpflicht entzändete (dem sogenannten 
‚t sich einer zunehmenden polizeistaatlichen 
'Genosse schickte uns nun die Übersetzung einer Zeu- 


sensussage eines französischen Schülers, der gemeinsam mit einigen anderen 
Schülern und seiner Lehrerin nach einer Demonstration am 9. April auf einem 


Polizeikommissariat verprögelt wurde. 
spielte, und was der Schüler in seiner 


Was sich dort auf dem Polizeirevier ab- 
recht detailliert wiedergibt, 


kit absolut kein Einzelfall. Die französische Polizei is für Ihr „hartes Durchgrei- 


fen“, 
terungen von 
nichts „besonders Aufschenerregendes 


zuschickte, weist aber in einem Begleitschreiben 
bei um den ersten bekanntgewordenen Fall handelt, wo ein Kontrolleur d 


für ihre willktrlchen Festnahmen und Knüppeleien, sogar für brutale Fol 
"Gefangenen urw. bekannt. Demgegenüber ist der geschilderte Fall 


;“ mehr. Der Genome, der uns den Bericht 
darauf hin, daß es sich hier- 


Eisenbahn im Besitz eines Ausweise der Zivilpolizel und offenbar auch im 


Waffenbesitz, Reisende festnahm, um sie # 


vier zu bringen. Wir drucken die Zeuge 


Paris, Montag, 9. April 


Nach der Demonstration vom Place 
de \a Nation zum de In Röpu- 
biique waren wir sechs Schüler und eine 
Lehrerin aus Chelles in einem Vorort 
ug. Es wer 21 Uhr, als vier Kom 
trolleure in den Wagen einstiegen und 
unsere Fahrkarten verlangten. Wir ha- 
bem ihnen gesagt, daß wir wie auch 
Hunderte andere Demonstranten keine 
Fahrkarten besaßen, Wir sagten, daß en 


bei den Massen, die nach der Demon- 


ser U-Bahn) 


[Fahrkarten zu verkaufen oder 
und sogar meist die Ar- 
beiter der Bahn oder der Metro ihr Ein- 
verständnis zum Ausdruck brachten. 
‚Ohne uns zu sagen, was zu machen 
sei, um diese Situation zu regeln und 


eventuell eine Sirafe zu zahle 
die vier Kon 


ileure sofort eine dro- 
und sagten, daß sie 
uns am Aussteigen in Chelles hindern 
und die Sache mit der Pollzel in 
Lagny (Endstation den Zugen) regeln 
einem von uns sagten ne 

sagen 


Ich habe einen Sohm in 
I nicht, was du machst, 
‚bon sie gefragt, ob sie von der 


Verprügelung auf das Polizeire- 
Inaussage des Schülers im Folgenden ab: 


Polizei slen,und einer von Ihnen hat 
daraufhin seine Karte eines vereidigten 
Polizisten gezeigt und uns versichert, 
daß er bewaffnet sei. Sie haben uns mil 
Macht. daran gehindert, in Cheller ur 
m und haben die Wagentür 
hlüseln abgesperrt 

In Lagny haben sie uns auf dem 
Warten lassen. Plötzlich kır 
men etwa zehn bis fünfzehn Bereit 
schaftspolizisten mit schwingenden 
Gummiknüppein auf uns zugerannt und 
schrien: „Hände auf den Rücken! In 
ine Reihe! Keine Bewegung, sonst, .1” 
(Sie spielten mit den Knöppeln über 
unseren Köpfen.) „Ihr seid hier schlecht 
angekommen, Hier könnt ihr nicht 
euern Quatsch machen!” 

Einige verwunderte Reisende haben 
protestiert. Doch die Bullen haben uns 
ingekreist und denen in die Ohren 
eschrien, die nicht ihre Hände auf 
den Rücken nahmen - vor allem der 
Lehrerin, die sie sofart beschimpften. 

Dann haben sie uns brutal in einen 
Polizelwagen geschoben und die Leh 
erin sogat hineingeschmisen. Die Per 


son, die neben dem Fahrer sad, N 
ag! 


‚Halter die Schnauzen! Hier be- 
stimme ch! Ich werde euch Iehren zu 

ieron!” Und er hat seinen 
nesagt, daß sie den Knüpp 


el 
ne 


Bewegung machten. Die Lehrerin hat 
ihn nur gefragt, ob wir festgenommen 
wären, weil wir keine Fahrkarte 

ten, oder weil wir demonstriert hatten. 
Sie haben nur mit Gebrüll geantwortet. 

Der „vereidigte Kontrolleu 
auch mil iger 
revier hi ie „Rädelsführer“ 
gezeigt. Die Bullen haben uns rück- 
Sichtalos auf Bänke gestoßen und unse- 
16 Papiere verlangt. 

sie sahen, daß sich unter uns 
zwei Söhne ausländischer Arbeiter be- 
fanden, haben sie sich sofort auf sie 
(genürrt und geschrion: „Macht euch 
aurück nach Algerien!" Die Lehrerin hat 
sich darwischen gestellt mit den Worten: 
‚Kein Rassimus! Keine Brutalität!“ 
sie haben sie mit Kniffen und Schlägen 
ineine Zelle geworfen und mit „Rädels- 
führer“ beschimpft. 

Sie haben uns geschlagen und durch- 
sucht, die Schnürsenkel weggenommen, 
und als se Flugblätter bei uns gefunden 
haben, die während der Demonstra- 
tom verteilt wurden, hab:n sie die 
Schläge verdoppelt. Sie haben sich be- 
sonders auf die beiden Söhne der aur- 


, die hier demonstrieren! 
Ihr stinkt! Ihr seid es, die hier nur 
Scheiße machen!” eic. Während all 


dieser raistischen Beschimpfungen 


haben sie sie ganz wild geschlagen mit 
Hnden und geballten Fäusten. Dabei 
ging sogar dem einen die Brille ka 
putt, Einen haben sie zu Boden ge- 
worfen, den Kopf gegen einen Schrank 
geschlagen und zu viert mit den Füßen 
In den Bauch und über den ganzen 


eine ganz starke Lampe vor die Augen 
gehalten, haben ihn auf die Knie ge 
worfen und auf den Fußboden, damit 
sie ihn bewer schlagen konnten. Als 
er schrie, daß er F ant 
worteten se: „Du hast schwarzen Blut 
in den Adern, dreckige Ras! Du 


tärs und CIA verantwortlich war. 


— 


"'Europeo““; 


tegie und Taktik vorzuweisen hat. 
Außerdem ist es dem Regime sehr 
weitgehend gelungen, die Arbeiter- 
bewegung zu lähmen und zu unter- 
‚drücken. Die Kämpfe der griec 


Monarchie kontra Faschismus? 


Das folgende Interview ist ein Aus- 
zug aus der italienischen Zeitschrift 
“1'Europeo“ vom 14. Juni 73 mit 
Fletcher Prouty, der mehr als zehn 
Jahre für den Kontakt zwischen Mi- 


. . . seit Jahren, schon länge 
vor dem Aufstieg der Generd- 
le, hat sich die CIA intensiv 
der Modernisierung des grie- 
‚chischen Heeres gewidmet und 
darauf geachtet, daß nach 
Griechenland die modernsten 
ind wirksamsten Waffen ge- 
langten, daß die Männer ent- 
sprechend ausgebildet und in- 
doktriniert" wurden, Das grie- 
chische Heeist stets eine be- 
vorzugte Kreatur der CIA ge- 
wesen. 


Wollen Sie sagen, daß die grie- 
‚chischen Ereignisse durch den 
Einfluß der Männer der CIA 
Zustande gekommen ’sind? 

Daran gibt es keinen Zweifel, 
Alle, die mit den Geheimnis“ 
sen des State Department ve 
traut sind, kennen die ent- 


hast bestimmt Autos geklaut!” Und 
danach, lachend wie wirkliihe Sad 
sten, haben sie ihm einen Helm aufge“ 
setzt und die Haare abgeschnitten. 

Während zwei von uns auf einer 
ik blieben, haben se die anderen ber 
den in einen Nebenraum geführt, wo 
man von außen nicht hineinsehen konn- 
Dort haben sie etwa das geiche 
ausgestanden wie die beiden anderen: 
sie wurden geschlagen, getretensund 
selbst Morddrohungen” wurden ihnen 
gegenüber ausgesprochen: „Wenn du 
mein Sohn wärst, würde ich dich 
töten oder aufhängen!” 

Ihnen wurde angedroht: „Ihr werdet 
morgen dem Gericht in Meaux überge- 
ben!“ Und damit wurde versucht; sie 
zum Debr&Gesetz und zu den akivel- 
len Streiks an den Schulen zum Spre- 
chenzu bringen. „Danach wurden sie 
in eine Zeile gebracht und man nahm 
sich die anderen vor . . . Dieser Kreis 
lauf fand mehrmals stadt. 


scheldende Ralle, die die CIA 
beim Ausgang des Staats« 
streichs der Generäle gespielt 
hat, Das ist für niemanden ein 
Geheimnis. 


“EurOpe0“; 


Und die Ereignisse dieser Tar 
ge? Die Absetzung König 
Konstantins und die Prokla- 
mation der Republik? 

Das reihtsich in dieselbe Linie 
ein. Glauben Sie nicht, was. 
Sie in den Zeitungen lesen 
handelte sich nicht um eine 
improvisierte Reaktion auf die 
Verschwörung der Admirlle, 
Dieses Projekt wurde schon 
seit längerem geprüft, die CIA 
begünstigte es. Sicher wäre 
der Schlag schon früher durch- 
geführt worden, wenn nicht 
eine Schwierigkeit bestanden 
hätte: die Engländer waren 
nicht für eine derartige Lö- 
sung, sie wollten die Monar- 
chie aufrechterhalten, Jeden- 
falls hat die Verschwörung 
der Admiräle dazu gedient, 
die Situation voranzutreiben 
und hat es erlaubt, den briti 
schen Widerstand zu überwin- 
den. 


schen Studenten in diesem Jahr wa- 
ten überhaupt erst wieder der erste 
Ansatz 

entsprechen nicht einer brei 
bilisierung des griechischen Volks. I} 


ier Massenbewegun 


Schlägen einzureden!) Sphter, als die 
Lehrerin sich geweigert halte, irgend 
weiche Papiere zu unterschreiben oder 
eine Deklaration abzugeben, sagten se: 
„Wir werden. deine Eltern erpressen, 
Äumit sie dich verklagen!” 

Ein Polizist kam mit einer Mappe 
herein, die einem Schüler gehörte, und 
worauf die Bullen geschrieben halte 
‚Wenn ich einen Bullen sche, (öte ich 
Ihn“ — Darauf gingen sie zu zwölft auf 
den Schüler Io, chlugen ihn einer nach 
dem anderen. und veruchten Ihn zu 
erpressen und ihm einzureden, daß er 
selbst der Urheber dbs Satzes se - le 
versuchten sogar, daß er selbst noch 
den Satz schreibt, . . von neuem 
Schläge, Fußtriite, Drohungen! 

Als der Offisier kommt, ändern 
sie ihre Haltung: se sprechen und ver- 
suchen, moralische Lektionen zu er- 
teilen. Sie sagten, daß sie Befehl hat 
alle Leute einzüschüchtern, die unter 
Verdscht standen, an der Demonstra- 


Anzeige 


[Nachdruck von Artikeln des ARBEITERKAMPFı Jahrgang 72 
unter dem Titel 


| GEGEN DIE SCHRITTWEISE FASCHISIERUNG 
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Als sie in die Zelle der Lehrerin 
kamen,‘ schrien sie: „Hure, schämst 
du dich nicht, dich mit Kindern henum- 
zutreiben? Hier ist nicht Pille!” 
Sie hat geantwortet: „Und Sie? Schd 
men Sie sich nicht, die Kinder, wie sie 
sagen, zu schlagen? !" „Du hast nichts 
gesehen! Du hast nichts gehöct! Man 
hat sie nicht geschlagen, hörst du? !" 
„Doch, ich habe es durch die Gitter der 
Tür gesehen!” „Du bleibst nicht mehr 
lange Lehrerin, das verspreche ich dir! 
Dein Direktor wird ab morgen einen 
Bericht über dich auf seinem Schreib- 
tisch haben! Du wirst raufliegen! 
Weißt du, daß es verboten ist, was du 
machst, nämlich mit deinen Schülern 
nach 10 Uhr abends noch 
musein? 1” Als se „ch wu 
nicht, daß die Verbindung awischen 
dem Innenminister und dem Minis 
für Erziehung so gut, +." 

ihr ins Gesicht geschrien. , 
du es eben lernen, Hure! Und außerdem 


habeı 
has 


müßten. Sie schrien noch hinzu: „Man 
hat euch nicht geschlagen! Wir sind 
nicht rassistisch!" 

Wihrend dieser Zeit hat der Polk 
zei-Offizier in der ersten Einge Dekia- 
fationen unterschreiben lamen. Eiws 
ein Uhr morgens haben se den Hltern- 
Bescheid gegeben. Zwei von Ihnen 
konnten bis Lagny kommen und die 
Polizisten haben ihnen gesagt: „Hören 
sie nicht muf die Kinden, Achlam se 
nicht, was sie erzählen .. 

Die Lehrerin wurde (reigelausen und 
mußte zuschen, wie sie nach Hause 
kommen konnte, Die anderen Schüler 
wurden mit einem Pollselwagen bis In 
den Wald von Vairen gefahren und 
mußten dort in einen Wagen der Poll 
zei von Chelles umsteigen, füne Schb- 

Uhr morgens im 
alten; ein Schüler 
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j Italien: 
r Polizei ließ Beweismittel zur „strage di stato” verschwinden 


Neue Beweise für die Komplizen- 
schaft zwischen Staatspparat und - 
Faschisten bei der „airage di 
dem Bombenanschlag auf die 
länder Landwirtschaftsbank am 12. 
, Dezember 1969 (16 Tote!) sind 
I jetzt bekannt geworden. Die Polizei 


aus Italien: 


Italienische Super-Linke‘ 


Hüysnı May kan 
Hanza un Une Kucıı 
ic 


setzen neue Maßstäbe 


heuwor 
hassan 


Tr 


ae 


ließ Material verschwinden, das die 
angeklagten Anarchisten hätte enl 
iasten und zu den faschistischen Ur- 
hebern des Anschlags hätte führen 
können. 


Die Bombe befand 
sich in einer Tasche aus Kunstleder. 
Ein Fragment davon wurde an die 


hatte, und daß die schwarze Fär- 
bung des Fragmientes von der Hitze- 
wirkung der Explosion herrührte. 


hatte aber der Taxifahrer 
der den Anarchisten Val- 
Bank gefahren haben will, 
1, dieser habe eine 
tze Tasche bei sich ge- 
habt, Wurde ihm diese Aussage von 
der Polizei nabegelegt, die jazu die- 
sem Zeitpunkt noch im Irrtum über 
die wirkliche Farbe der Tasche war? 
Jedenfalls reichte die Polizei das Er- 
gebnis über die Farbe der Tasche 
gar nichterst an den Untersuchungs- 
fichter weiter, sondern ließ es ver- 
schwinden. 

2, Es meldete sich die 
Verkäuferin des Ledergeschäfts „Al 
Duomc* in Padua. Sie hatte wenige 
Tage vor dem 12. Dezember vier 
Taschen dieses Typs verkauft — drei 
schwarze und eine braune, Tatsäch- 
lich wurden am 12. Dezember noch 
zwei weitere Bombenanschläge in 
Mailand bzw. Rom verübt, wobei 
schwarze Taschen dieses Typs ver- 
wendet wurden. Diese Aussage ist 
von besonderem Interesse, weil die 
inzwischen wegen der Bomben vom 
12. Dezember angeklagten Faschi- 
sten Freda und Ventura aus Padus 
kommen, Diese Aumage verschwand 
damals in den Akten. 

|; Eine der Bomben, 
und zwar die in der Mailänder Ban- 
ca Commerciale, war nicht explo- 
diert, An der Tasche, die die Bombe 
enthalten hatte, befand sich ein 
kleines Band, an dem wahrschein- 
lich ein Preisschild befestigt gewe- 
sen war. Nun gibt es ohnehin schr 


‚Nun 


Keur. 
Fxaeımie! 


Er 


aus "Vado, I" arresto # torno” von Alfredo Chia’ppori 


wenig Ledergeschäfte in Italien, die 
überhaupt Taschen dieses Typs füh- 
men, und von ihnen pflegt nur „Al 


m Innenhof des Frankfurter 
Fernmeldebochhaus versamme 
ten sich am Donnerstag, den 
14. 6. 73 während der Arbeits- 
zeit 500 bis 600 Postler zu einer 
einstündigen Protestversammlung. 
Anlaß des Protests war die vom 
Bundespostministerium (BPM) ge- 
plante Verlängerung der wöchent- 
lichen Arbeitszeit um zweieinhalb 
und vier Stunden für die im Be- 
triebsdienst beschäftigten Kollegen 
(das sind allein in Frankfurt etwa 
10,000 Kollegen). Die Verlängerui 
it, für die die SP 


zahlen will, 


„Erhöhung 
feicht werden, indem betriebsbe- 
dingte Arbeitsunterbrechung bz 

Pausen, die auf die Arbeitszeit a 
gerechnet werden, sowie Arbeits- 
aeitverkürzungen für besondere Ar- 


beitserschwernisse wegfallen solle 
Diener Angriff der SPD-Regie- 
rung auf die Post-Kollegen ist erst 
die Spitze des Einbergs der geplanten 
Rationalisierungsmaßnahmen im 
Öffentlichen Dienst. Nachdem die 
Kapitalistenverbände im letzten Jahr 
in einer Kampagne immer wieder 
‚darauf hingewiesen haben, daß im 
‚Öffentlichen Dienst die 


hier die größten Möp- 
lichkeiten der Steigerung der Aus- 
beutung der  Werktätigen liegen, 
vor kurzem eine im Auftr 
des Innenministerlums erarbeitete 
Studie _ vorgelegt, in der u, 
„Jeistungsgerechte” Entlohnung und 
Heförderung durch Arbeitsplatz- 
bewertungssysteme vorgesehen ind, 


Gleichzeitig sollen die Rechte der 
Kollegen gegenüber ihrem „Arbeit- 
seber” weiter eingeschränkt werden. 
Warum die Kapitalisten so gros- 
ses Interesse an der Steigerung der 
Ausbeutung der Kollegen im Öf- 
fentlichen Dienst haben, wird klar, 
wenn man bedenkt, daß 2. B. 80 
Prozent der Leistungen der Kollegen 
bei der DBP Leistungen für die 
Privatindustrie sind. Die 110 Mill. 
DM, die durch die Verlängerung der 
Arbeitszeit bei der Post gespart 
werden sollen, kommen also in 
erster Linie den Kapitalisten zugute, 

indem sie Gebühren sparen. 
Durch die von der SPD-Regie 
rung geplante Rationalisierung bei 
Iso die Profite 


Tichtet ich der 
Kampf der Post-Kollegen. 

Nachdem im Januar Kollegen 
eines Fernmeldeamtes in Hamburg 
und Anfang Mai 800 Kollegen des 
Fernmeldeamtes 1 in Frankfurt 
ven Protest durch Unterschriften. 
Aktionen zum Ausdruck brachten, 
unterstützten Ende Mai 2,000 Kol- 
ieginnen und Kollegen des Fra 
fürter Postamts vier folgende Re- 
solution; 

„Das Bundespostministerium will 
Üinsere Arbeitelt verschlechtern, 
Unsere Pausen sollen nicht mehr in 
‚die Arbeitszeit fallen! 

Dai lonliierung durch Aur- 


Das machen wir nicht mit! 
Wir geben nicht kampflos auf, wur 
in vielen Jahren, aus sozlalen und 
heirieblichen Notwendigkeiten re- 


ar 


nultierend, zum Bestandteil unserer 
Arbeitsbedingungen geworden ist. 
Wir_warnen das BPM: Finger weg 
Fon sozialer Demontage! 

Wir fordern die Vorstände der DPG 
auf, unverzüglich den Kampf zur 
Verteidigung unseres sozialen Be- 
strzstandes zu organisieren!” 

Weiter rief der Amtsgruppenvor 
stand des Postamts 4 in einem Flug- 
blatt „alle Postangehörigen der 

ınkfurter Ämter auf, sich der 
Protestbewegung anzuschließen und 
sich auf den gewerkschaftlichen 
Kampf zur Abwendung von Ar- 
beitszeitverschlechterungen  vorzu- 
bereiten”, 

Auf der Protestversammlung am 
14, 6., auf der Delegierte mehrerer 
Frankfurter Postämter, Fernmelde- 
ümter, des -Telegrafenamtes, der 
Postbusfahrer usw. die Solidarität 
Ihrer Kollegen bekundeten, wurde 
von den Teilnehmern ebenfalls eine 
Resolution an das BPM verabschie- 

in der sie ihren Willen zum 
Kampf gegen die 0. a. Maßnahmen 
zum Ausdruck brachten. Gleich- 
zeitig wurde die Forderung auf- 
Beibehaltung der Anrech- 
nung. der Pausenzeit im Betriebs- 
dienst, Anrechnung der Pausen auf 
die Arbeitszeit für alle Postler, so- 
wie tarifliche und geseizliche Ver- 
ankerung dieser Pausenrogolung. 

Angesichts des Drucks der Mit 
lieder auf die Führung der DPG 
sah alch die Örtliche Gewerkschafts- 
führung gezwungen zu erklären, daß 
sie auf, „geeignete” „gewerkschaft- 
liche Kampfmaßnahmen” unter- 
stützen werde, Jedoch blieb dabei 
offen, welche Kampfmaßnahmen 


Veranstalter ist die 

mi)l“ — unter ihrem früheren 
Namen „Unione“ zu internationaler 
Berühmtheit gelangt und damals 
Vorbild mancher westdeutscher 
„ML“- und „Aufbau“.Größen. Die 
„PC(mi)l“ hatte zur „Mobilisie- 
Tung“ gegen den Kongreß der Christ- 
Gemokraten  („Staatsfaschismus“) 
Anfang Juni aufgerufen. Der Auf- 
uf wurde ein voller Erfolg, wie die 
„Partei“-Zeitung „Servire Ül popo- 
io“ vom 9. Juni unter der Schlag- 
Meile „Arbeitsunterbrechungen in 
‚den Fabriken gegen den DC-Kon- 
greß“ melden konnte, 

500 (1!) Arbeiter in ganz Itali- 
'en (!!}) haben der Zeitung zufolge 
am 6. Juni aus Protest gegen den 
DC-Kongreß die Arbeit unterbro- 
chen. So z.B. 20 (!!) Arbeiter für ei- 
ne halbe Stunde beim Gummi-Kon- 
zern Pirelli in Mailand. Mancher- 
orts freilich — so berichtet „Serrire, 
il popolo“ — legten ausschließlich 
Mitglieder der „PC(mi)l“ die Arbeit 
nieden 

Abschließend stellt „Servire ü 


Popole" fest: 
= Die Bedeutung und der Erfolg 
der Aktion der Avantgarde sind 
‚etzt schon klar. Erstmals sind in 
unseren Land Arbeiter in einen po- 
tischen Streik gegen einen DC- 
Kongreß getreten.“ 

Diese, beispielhafte Aktion setzt 
zweifellos neue Maßstäbe. Die west- 
deutschen Super-„Linken” werden 
sich daran orientieren müssen, wenn 
sie nicht hinter das fortgeschrittene 
Weltnivesu zurückfallen wollen. 


ine revolutionäre Glanzlei- 
ztung wird aus Italien gemel 
t. 


wegung blieb ein 
folg“, so 
Röpke. 


ren durch Erfahrungen in vielen 
Streiks auf 'eine alleitige Kampf- 
führung vorbereitet haben, pollisch, 
ieologisch, psychologisch, durch 
Einwirken auf die Arbeiterfamilien 
und schließlich. gewaltsam durch 
Aufstelen eigener „Schutztruppen” 


sind, die Kollegen aktiv zum Kampf 
für ihre Interewen zu mobiliierei 

Jedenfalls ging aus der Rede ein 
Mitglieds des Ortsverwaltungsvor- 
standes hervor, daß die DPG-Füh- 
rer nicht bereit sind, einen kon- 
sequenten Kampf gegen die für 
‚diese Maßnahmen offiziell verant« 
wortliche SPD-Reglerung zu unler 

stützen, sondern statidensen welt 
Illusionen über die Politik der SPD- 


Streik auf der Bremer Klöcknerhütte 


albggebrochen! 


b Montag, dem 28, 

die 6.000 Kollegen der Klöck- 

ner-Hütte Bremen in den 
Streik und forderten 30 Pfennig 
mehr Lohn. Dieser Streik wurde 
‚dann in der Nacht zum Donnerstag 
abgebrochen. „Das erstemal In der 
Geschichte der Bremer Arbeiterbe- 
reik ohne Er- 
triebsratsvorsitzender 


traten 


Den gut organisierten Klöckner- 
Kapitalisten, die sich in all den Jah- 


Land diesen neuen Maßstab zueigen 
machen missen, scheint sich bereits 
zu_erfülen. Die selbstgekürte „KPD“ 
berichtete jedenfalls in ihrer „Roten 
Fahne“ vom 13. Juni voll des Lobes 
über diese bahnbrechende Aktion 
ihrer italienischen „Bruderpartei“. 
Es heißt. dort unter Hinweglassung 
der selbst von „Servire il Popolo“ 
angegebenen konkreten Zahle 


„Die Partito Communista(marziste- 
Ieniniste) Ialiano (PC(mi)l) hatte 
die (1) italienischen Werktätigen - 
auch die Millionen (!) Emigranten 
im Ausland - dazu aufgerufen, 
epen die Konzentration der Reak- 
tion Fabriken zu besetzen {I}, zu 
streiken (!}, Kundgebungen und 
Demonstrationen inallen Teilen des 
Landes durchzuführen. Erstmals 
streikten Arbeiter anläßlich eines 
DCfParteitages, führten se politische 
Kämpfe (1) gegen den neuen neak- 
tionären Block, im klaren Bewußt- 
sein davon, weiche Ergebnisse dieser 
Parteitag für sie bringen würde. Die 
Partei, die diesen Massenaktionen 
Politische Stoßrichtung und organi- 
sotorische Form gegeben hatte, 
spricht in Dhrem Zentralorgen „Ser- 
wire il popolo“ (Dem Volke dienen) 
= auch im Zusammenhang mit der 
wachsenden Front gegen den Neo- 
aschismus und dessen Duldung und» 
Förderung durch die Andreotti-Re- 
ierung — von einer neuen Einheits- 
front (1, die gegenwärtig noch eine 
vergleichsweise geringe Zahl von 


Jetzrals die Avantgarde jener Massen- 
kömpfe erweise, die die Werktätigen 
und die mit ihnen Verbündeten in 
der unmittelbaren Zukunft direkt 
gegen den Staatsapparat führen wer- 
den... In keinem kapitalistischen 
Land Europas stehen die Zeichen 
30 auf Srurm wie in Italien.“ 

Für wie dämlich müssen eigentlich 
die Führer der „KPD“ die Leser 
ihrer „Roten Fahne“ halten? I 


islos 


und Absprachen mit dem staatl 
‚chen Polizelspparat, stand eine zwar] 
‚kampfwillige Belegschaft gegenüber, 
die aber insgesamt für diesen Kamp! 
nicht ausreichend gerüstet war. 


ir werden im] 
nächsten ARBEITERKAMPF 


Regierung verbreiten, indem nie 
deren Maßnahmen gegen die Inter- 
‚essen der Werktätigen als si 
Fehlgriffe hinstellen (Brandt 
Ehmke aus dem Geschirr der Un- 
ternehmer ausspannen), 

Die Postler werden, wenn die 
kommenden Kämpfe erfolgreich 
sein sollen, ein wachaames Auge 
auf „ihre“ Gewerkschaftsführer rich. 
ten mümen, [1 
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Ein Bericht über 12 Tage kapi- 
talistische Berufsausbildung 


Die Norddeutsche Affinerie ist 
in Hamburg mit knapp 150 Lehrlin- 
größten Ausbildungs: 

Es werden schwerpunkt- 
mäßig gewerbliche Lehrlinge, in der 
Hauptsache zukünftige Handwerker 
ausgebildet. Die Affi-Kapitalisten 
sind an „eigenem Nachwuchs” in- 
'um für ihre oft veralteten 

und vor allem hoch spezialisierten 
Anlagen — die Affl ist die größte 
Kupferhütte Europas geübte 
Fachkräfte zu haben. Da die Ar- 
beitsbedingungen bei der Kupfer- 
verhüttung außergewöhnlich  an- 
strengend und zudem gefährlich 


sind (giftige Gase, _glühend 
Schmelzöfen— die Affı 
„Giftküche” bekannt) und die 


Löhne im Verhältnis dazu relativ 
niedrig liegen, sind qualifizierte 
Handwerker für die Afl 
schwer zu bekommen, 

Noch wichtiger ist ex jedoch für 
die Affi-Kapitalisten, qualifizierte 
Arbeitskräfte zu haben, die nicht 
‚fmucken", die nicht gewerk- 
schaftlich und politisch aktiv sind. 
Da Handwerker im Betrieb viel her- 
umkommen, würden solche Kolle- 
gen in einem Betrieb wie der Nord- 
deutschen Affinerie, der im Streik 
71 an der Spitze der Hamburger 
‚Chemiearbeiterschaft« stand, eine 
„Gefahr” für den kapitaliStischen 
„Betriebsfrieden” sein. 

‚Aus diesem Grund werden die 
zukünftigen Facharbeiter vor Ab- 
schluß ihres Lehrvertrages (d.h. vor 
‚Ablauf der ersten 3 Monate ihrer 
Lehrzeit, die als sog. „Probezeit'” 
gilt und in der Rausschmisse von 
Lehtlingen  begründungslos. vorge- 
‚nommen. werden dürfen)-auf.Herz | 
und Nieren geprüft. Dabei interes- 
wieren sich. die Alfi-Ausbilder vor 
allem ‚für die politischen Ansichten 
der Lehrlinge, ihren. potentiellen 
Widerstand gegen Unterdrückungs- 
maßnahmen der Kapitalisten usw. 

Seit 10 Jahren findet zu diesem 
Zweck während der dreimonatigen 
Probezeit der Lehrlinge eine 
12-tägige „Betriebsschulung” statt. 
Sämtliche Lehrlinge des 1. Lehrjah- 
res halten sich während dieser 12 
Tage in einer Jugendherberge in 
Heideburg auf, Der Aufenthalt ein- 
schließlich Essen wird von den Af- 
fKapitalisten bezahlt. Die Ge- 
schäftsleitung läßt sich diese „Be- 
triebsschulung” also einiges kosten, 
Was sich dort abspielt und welchem 
Zweck dies dient zeigt folgender 
Bericht recht anschaulich 


Bericht eines Lehrlings 


;leich bei der Ankunft in Heide- 
burg setzte die Ausbildungsleitung 


ihren uns schon vom Betrleb. her 
bekannten unnachgiebigen Kurs 
fort: mit einer Standpauke, was von 
7 Uhr morgens bis abends um 22 
Uhr erlaubt und was verboten It, 
welche Strafen wir zu erwarten ha- 
ben, wenn wir uns nicht an die Vor- 
n, usw. Daß ein ge- 
Ördnung und Diszi- 
ien sein muß, um ein 
Zusammenleben zu er- 
ist natürlich klar, Nur in 
wessen Interesse diese Ordnung ge- 
regelt und von wem sie festgelegt 
wird, das ist hier der Angelpunkt. 

Nehmen wir z.B. morgens das 
Aufstehen. Um Punkt 7 Uhr steht 
der «Ausbilder in der Tür und 
schreit wie eine auf'n Schwanz ge- 
iretene Seemöwe „aufstehen! 
Zwei Minuten später is er wieder in 
der Tür. Liegt dann noch jemand im 
Bett, ist er nahe an einem Anfall, 
schreit wütend herum, zieht an der 
Bettdecke und droht dem ent- 
sprechenden Lehrling, ihn am 
Abend 1 Std, früher ins Bett zu 
schicken, damit er „sich mal aus- 
schlafen kann”. 

Oder der Tagesablauf, Da wird 
willkürlich von der Ausbildungsab- 
teilung beschlossen und festgesetzt, 
was in den jeweiligen Tagesstunden 

is um 22 Uhr zu tun und zu lassen 
ist. Die Lehrlinge haben zu gehor- 
chen. Tun sie das nicht, hagelt es 
Bestrafungen und Drohungen. Wer 
nicht auf die Minute pünktlich zum 
Essen kommt, muß auf die Mahlzeit 
verzichten; falls ein Kollege sein 
Turnzeug vergessen hat, muß er zu- 
rück in den Betrieb an seinen 
Schraubstock, usw. Die Ausbilder 
geizen auch nicht mit Rausschmiß- 
drohungen, wenn ein Lehrling sich 
nicht gleich fügt 

"Rein aus Schikane werden z.B. 
auch stundenlang Normschriftübun- 
gen gemacht, Was braucht ein 
Chemiefacharbeiter oder Elektriker 
später im Beruf Normschrift? 

Es verhält sich in Heideburg also. 
0, daß jegliche Entscheidungsfrei- 
heit, jegliche Selbständigkeit der 
Lehrlinge im Keim erstickt werden 
soll Gleich zu Anfang ihrer Produk- 
tonstätigkeit sollen die Lehrlinge in 
die Knie gezwungen werden. Sie 
sollen vom Aufstehen bis zum 
Schlafengehen schen, wer „der.Herr 
im Hause” ist, darum geht's. 


im Hause" Ist, darum geht's. 

Durch das Schreiben von „Intel- 
ligenztests” und Rechenarbeiten 
sollen zusätzlich diejenigen Lehrlin- 
ge herausgefunden werden, die das 
Glück hatten, auf der Schule einiges 
zu lernen (Man denke nur an die 
Lernmöglichkeiten in den überfüll- 
ten Klassen). In Heideburg sollen 
nach alter bürgerlicher Konkurrenz. 


manier die „guten Schlauen” von 
den „schlechten Dummen” ausge- 
sondert werden, Die „Schlechten” 


kann der Betricb eben nicht gebrau- 


| Sreempremeren, wien se wie auien, 


‚chen. „Die woll'n ja doch nicht und 
von Fäulen müssen wir uns eben 
trennen, Das ist nun mal so." — wie 
sich ein Ausbilder sinngemäß äußer- 
te. 

Für die „Besseren bauen sich, 
‚dann die in Heideburg stattfinden- 
den Unterrichtsstunden auf. Von 
‚den allgemeinen Grundkenntnissen 
ausgehend. (z,B. Name und Funk- 
tion von Werkzeugen) wird ge- 
schickt durch kurze Vorträge, Fil- 
me, Broschüren auf die betriebliche 
Produktion „‚hingewiesen”. 


Die Methode von Zuckerbrot 
und Peitsche 


Während eines Abends sämtliche, 
Kollegen beim technischen Zeich- 
nen oder bei Normschriftübungen 
waren, wurde hintereinander im 
Abstand von ca. 1/2 Stunde jeweils 
eine Gruppe von 4-5 Kollegen zum 
stellvertretenden Ausbildungsleiter 
geschickt, zu einem „zwanglosen 
Gespräch”, wie es hieß, Die Kolle- 
‚gen waren froh, mal bei den lang- 
weiligen Schreibühungen eine solche 
Pause zu bekommen, Zudem ist 
Herr Petersen (der stellvertretende 
Ausbildungsleiter) seinem Verhal- 
ten nach ein „netter", „liebenswür- 
diger” Mensch, ganz das Gegenteil 
von Oberschreier Scheer, dem fun- 
gierenden „Ausbilder”. 


Doch was für „zwanglose Ge- 
spräche” das werden sollten, stellte 
sich schnell heraus: unser Herr Pe- 
tersen bewaffnet mit Bleistift und 
Papier, die Karteikarten der jewei- 

inge vor sich, stellte Fra- 
gen wie: „Was machst du in der 
‚Was mächst du mit dei- 
Ausbildühgsvergütung? ” — 


ner 
„Welche Hobbys hast du? ” — „Wie 
kommst du mit deinen Eitern 


Klar?” 
‚Nach dieser „Einleitung” kamen 
die eigentlich politischen Fragen: 
„Was hältst du von der Bundes- 
wehr? ” — „Interessiert du dich für 
Politik? ” — „Bist du politisch en- 
gagiert? ” Damit war die Katze aus 
dem Sack! Die Notizen, die sich 
Herr Petersen machte, sagen ein 
übriges; Gesinnungsschnüffelei und 
‚Ausspionieren, das ist die Absicht, 
die dahintersteckt, Und auch wenn 


die dahintersteckt. Und auch wenn 
vorher gesagt wird, man brauche 
nicht zu antworten: keine Antwort 
ist auch eine Antwort... 


Noch ein Wort zu den Ausbil- 
‚dern Herrn Scheer und Herrn Peter- 
sen. Hier wurde geschickt versucht, 
durch zwei anscheinend völlig ver- 
schiedene Personen, den „bösen” 
Scheer und den „‚verständnisvollen”” 
Petersen eine Atmosphäre zu schaf. 
fen, in der der ganze Druck und die 
Strenge einem Mann, nämlich dem 
„bösen” Scheer angelastet wird, 


und auf der anderen Seite ein „net- 
ter, hilfsbereiter. Mensch” hinge- 
ste‘ wird, bei dem man sich mal 
issprechen” kann, Diese Taktik 
von Zuckerbrot und Peitsche, dieses 
Rollenspiel zweier Leute, die die In- 
teressen der Aff.Geschäftsleitung 
vertreten müssen, wurde noch deut- 
licher, als Herr Kroll, der Ausbil- 
dungsleiter, ein Profi'auf dem Ge- 
biet der Schauspielkunst. und ein 
Fuchs in dem Ressort Taktik, „sei 
ne Jungens” in Heideburg besuchte: 


Kroll in Heideburg — ein Wolf 
im Schafspelz 


Gleich zu Anfang seiner Ankunft 
spürte man ein deutliches Lockern 
des Verhaltens der beiden Ausbil- 
der: da wurde mehr Freizeit gege- 
ben, da benahmen sich die Ausbil- 
der z.B. bei Tisch anständig zu den 
Lehrlingen, usw. Und während der 
paar Stunden Freizeit, die den 
Lehrlingen zusätzlich zugestanden 
wurden, wollte es sich Herr Kroll 
nicht nehmen lassen, sich mit 
nen Jungens” zu beschäftigen; hier 
gab er kleine Tips beim Skatspiel, 
dort spielte er mit den Kollegen 
Tischtennis, wieder woanders führte 
er „heitere, angeregte” Gespräche 
mit einigen Lehrlingen, usw. Die ge- 
samte Atmosphäre in Heideburg 


ches Zusammensein” 
wurde dieses dann während der von 
Kroll zum Mittag gehaltenen Tisch- 
rede. 

Nachdem er sich zweimal bei 
den anwesenden Ausbildern be- 
dankte, es gar nicht oft genug zu 
schätzen wußte, wie „aufopferungs- 
voll” die Ausbilder ihre Freizeit für 
das Wohl der Lehrlinge zur Verfü- 
‚gung stellen, usw., kam er zum el- 
gentlichen Kern seines ganzen Auf- 
trites, 

Mit Sätzen wie „Wir sind doch 
alle eine große Familie und sollten 
uns bemühen, Schwierigkeiten und 
Probleme in vertrauensyoller Zu- 
sammenarbeit zu’lösen”, „als eure 
Partner sind wir an eurem Wohl und 
‚Wehe interessiert”, spulte er einen 
Spruch nach dem anderen ab. 


‚Aber Herr Kroll! Wie war es 
‚denn mit dem Rausschmiß des 

Aber Herr Kroll! Wie war es 
denn mit dem Rausschmiß des 
Jugendvertreters nach dem Streik 
vor zwei Jahren, oder mit der 
Kündigung eines anderen Kollegen, 
der krank war, was ein ärztliches 
Attest bewies, oder der Kündigung 
der zwei Kollegen Ende April, auch 
während der Probezeit. Was ist 
denn mit dem Verbot einer Verbrei- 
tung der _ gewerkschaftlichen 
Jugendzeitschrift „ran” durch die 
Jugendvertretung, und überhaupt 
der ständige Druck auf die Lehrlin- 
se in Heideburg und im Betrieb? 


Ist das die „große Familienldylle'”? 
Versteht das die Ausbildungsleitung 
„um unser Wohl besorgt 


Was können die Affi-Lehrlinge 
tun? 


Die Affı-Disziplinierungsa 
Heideburg ist kein Stück „linsteres 
Mittelalter", sondern ein Stück 
modernster Managementtechnik zur 
Unterwerfung der Belegschaften, 
Erkenntnisse einer am Kapital 
interesse orientierten „Wissen- 
schaft” wie der Sozialpsychologie 
finden hier ihre Verwendung. 
Durch eine bis in alle Fisitäten aus- 
geklügelte Taktik von Peitsche und 
Zuckerbrot (erst ducken, dann 
streicheln) soll der eigene Wille, die 
‚jedem Menschen natütliche Abwehr 
‚gegen Unterdrückungsmaßnahmen 
‚gebrochen werden und ein Bewußt- 
sein. der absoluten Überlegenheit 
des Unterdrückers verankert wer- 
den. Auf dieser und nur auf dieser 
Grundlage gibt es für die Kapitali- 
sten eine „Sozialpartnerschaft”, 


Im Chemiestreik "71 haben die 
Affi-Lehrlinge, gezeigt, daß sie sich 
von dieser Partnerschaftsideologie 
nicht einschüchtern lassen, indem 
sie zusammen mit den erwachsenen 
Kollegen gestreikt haben. Als dann 
jedoch der akti Jugendvertreter 
Wolfgang vom Kapital gefeuert wur- 
de, brach der relativ gute Zusam- 
menhalt, der unter den Affi-Lehr- 
lingen bestanden hatte, mehr und 
mehr auseinander, Es zeigte sich, 
daß die Jugendarbeit im wesentli- 
chen auf den Einzelaktivitäten die- 
ses aktiven Jugendvertreters beruht 
‚hatte, Die zur Zeit amtierende Ju- 
gendvertretung besitzt nicht die 
Qualitäten, die Lehrlinge zu ge- 
meinsamen Aktionen und einer 
kontinuierlichen Arbeit zusammen- 
zuschließen. Die Affi-Lehrlinge 
wissen jedoch, daß sie ohne festes 
Zusammenstehen den Maßnahmen 
‚der Affi-Kapitalisten und der ihnen 
‚hörigen Ausbilder noch schutzloser 

fert sind. Deshalb soll jetzt 
eine gewerkschaftliche Jugendgrup- 
pe gebildet werden, durch die die 
Forderungen der Lehrlinge an Be- 
triebsrat und Jugendvertretung her- 
angetragen werden. Es ist aus den 
Erfahrungen mit der früheren 
Jugendarbeit besonders wichtig, 
diese Jugendgruppe von vornherein 
auf breiter Grundlage, d.h. in Dis- 
kussion und Auseinandersetzung 
mit allen Lehrlingen aufzubauen 
und ständig Kontakt zu allen Lehr- 
lingen zu halten. 


Besonders wichtig dabei ist, auch, 
ie älteren Kollesen. 


Besonders wichtig dabei ist, 


Ai ngsproblemen” 
machen und Sie für die Forderun- 
gen der Lehrlinge zu gewinnen, 
Eine Einrichtung wie die Diszipli- 
nierungsanstalt Heideburg richtet 
sich ja nicht nur gegen die Solidari- 
tät der Lehrlinge, sondern gegen die 

tät aller Arbeiter im B 


Jugendkommission des Chemie- 
bereichs, KB-Gruppe Hamburg 


m Dienstag, den 29. Mai 1973 
A:" eine _ Schülervollver- 
‚sammlung für die Schüler der 
Berufsschulen Gutenbergschule und 
Werner-von-Siemens-Schule in Frank- 
fürt stattfinden. Kurz nach Beginn 
der Schülervollversammlung unter- 
brach Direktor Bender die Versamm- 
lung und teilte den Schülern mit, daß 
bei der Notrufzentrale der Polizei 
eine Bombendrohung gegen die Be- 
rufsschule eingegangen sei. Diese 
Drohung soll etwa folgenden Wort- 
laut gehabt habenfkein wörtliches 
Zi): 
„Hier spricht der Rote Kämpfer, 
irgtied einer Kampfgruppe, die aus 
einem Zusammenichluß von DKP 
und KPDentstanden ist. Ihr Schwel 
‚ne habt unsere Führer eingelocht 
und unsere Organisation verboten. 
Unsere Antwort auf diese Heraus- 
Jorderung durch euch Kapitalisten 
ist Kampf! Wir werden uns das nicht 
‚sefallen lassen. Um 13.00 Uhr wer- 
dem in den Gebäuden der Gutenberg“ 
schule, der Wernervon-Siemens- 
Schule und der ehemaligen Bumarck- 
Schule Sprengkörper zur Explosion 
gebracht, Ihr braucht nicht nach den 
Homben zu suchen, eu wire zweck- 


los, Ihr könnt die Schüler warne 
Um 16.00erhalter Ihr weitere Nac 
Fichten, 
Nieder mit dem Faschismus! 
Es lebe der Kommunismus! 
‚Der Rote Kämpfer 

Die Schülervollversammlung wur- 
de sofort abgebrochen, der Unter- 
richt für diesen Tag abgesagt. Unter 
‚den Berufsschülern rief dieser Vor- 
ang einige Skepsis. hervor, denn 
weich auffälliger „Zufall“, daß geı 
de am Tag der Schülervollversamm- 
Iung diese Bombendrohung einging. 

Die gemeinsame Schülervollve 
sammlung beider Schulen ist Teil 
der Bemühungen der Berufsschiler, 
die Schülervertretung zu einer Or- 
ganisation zur Dürchsetzung Ihrer 
Interessen innerhalb der Schule zu 
machen, Die Notwendigkeit dafür 
hatten die Schüler der Gutenberg- 
schule erkannt, nachdem ein linker 
Lehrer entlassen worden war, Er hal 
te seine Schüler über Unfallschutz- 
bestimmungen Informiert, worauf- 
hin die Schüler In der Schule Plakate 


‚aufhängten, in denen sie mangelnde 
Unfallverhütung auf das Profitinter- 
esse der Kapitalisten zurückführten, 

Die Bombendrohung gerade an 
diesem Tag war demnach wie dafür 
geschaffen, Kommunisten als Bom- 
benwerfer zu diffamieren, die gegen 
wbellebige Personen vorgehen. Zu- 
weich ist das Zusammentreffen der 

Drohung mit dem Tag der Schüler- 
vollversammlung geeignet, Kommu- 
nisten zu unterstellen, sie wollten. 
die aktive Interessenvertretung der 
Berufsschüler verhindern. 

Tatsächlich hat die Bombendro- 
hung mit kommunistischer Politik 
nicht das geringste zu tun, 

Kommunisten vertreten die An- 
sicht, daß Terror lediglich unter be- 
stimmten Umständen als ein Kampf- 
mittel en Kapialiten und deren 

Ms 'n kann, niemals aber 

Terror gegen die Bevölkerung, Die 

Unterstützung der Arbeiterklasse — 

und Berufsschüler sind ja ein Tell 

davon — bei der Schaffung von Or- 


‚ganen zur Vertretung Ihrer Inter- 


RAU: Amfiendeahung gegen Berufsschule 


essen ist Aufgabe und Ziel der 
Kommunisten, 

Auch der Wortlaut der Bomben- 
drohung weist darauf hin, daß diese 
‚Aktion aus einer ganz anderen poll 
tischen Zielrichtung kommt. Der 
„Rote Kämpfer“ gibt sich aus als 
Mitglied eines Zusammenschlusges. 
aus DKP und „KPD“. Letztere war 
in den vergangenen Wochen Gegen- 
stand einer erneuten intensiven 
Kommunistenhetze durch die Bour. 
geoisie. Indem die DKP, deren Pol 
tik sich grundlegend‘ von der 
KPD” unterscheidet, mit dieser in 
Zusammenhang gebracht wird, wit 
die in der Bevölkerung erzeugte Ab- 
Ichnung gegen die „KPD“ genutzt, 
um die Vorstellung zu propagleren, 
kommunistische _ Organisationen 
oder solche, die sich so nennen, pe 
hörten ja doch alle zusammen und 
und wären sich politisch völlig gleich, 


Diese Propagierung der angeblichen 
Gleichheit aller „Kommunistischen“ 
Organisationen ” erleichtert den 
Kampf gegen den Kommunlamus 


überhaupt und ist eine altbekannte 
Taktik rechts er Personen und 
ıppen, die indig bemühen, 
das Bild einer gewaltigen Verschwö- 
rung zu malen. 

Das alles sieht nach einer gezlel- 
ten Provokation aus, die den Kapı- 
talisten nützt für Ihre Demagogie 
und ihr Vorgehen gegen Kommunl- 
sten und fortschrittliche Werkiätige, 

Parallelen zu der Bombendro- 
hung an den Berufsschulen finden 
sich im Zeitraum der Jagd auf die 
Baader-Meinhof-Gruppe, wo es eine 
Reihe von Drohungen gab, bei denen 
sich später herausstellte, daß die Bas- 
derMeinhof-Gruppe nichts mit 
ihnen zu tun hatte, Solche Drohun- 
gen richteten sich ebenfalls gegen 
die Bevölkerung — z.B, gegen Do- 
\riebe, staatliche Verwallungsgebäu- 
de, im Juni 1972 sogar gegen eine 
‚ganze Stadt (Stuttgart) - und wur- 
genutzt zu einer intensiven und 

matischen Hetze gegen alle fo 
tonschen und zur Le: 
wtimlerung eines vortärkten Aus 


baus der staatlichen Unterdrückun; 
mittel, 

ympathisantengruppe der  K| 
Gruppe Frankfurt 
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SCHULE 
KIELORT- 
ALLEE 


Vom 26.4. bis zum 2.5.73 fand 
ein Schultreik der 1. Klassen der 
Schule Kielort Hamburg statı. 
Die Eltern hatten ala Mindesfor- 


derung die Einstellung einer weite- 
ren Lehrkraft und die Einrichtung 
einer zusätzlichen 1. Klasse aufge: 
stellt, Am 2.5. fand eine Vollver- 


tung der Schulbehörde — mit massi- 
ven Drohungen und Diffamierungen 


Vom 26,4. bis 2.5.: Schulstreik an der Kielortallee in Hamburg 


gegen die streikenden Eltern vorzu- 
gehen — zu verurteilen, und einen 
Warnstreik der gesamten Schule zu- 
‚sammen mit anderen Schulen durch- 
zuführen, falls die Behörde die ge- 
nannten Forderungen bis zum 

1.5.73 nicht. bewilligen sollte. 
‚einer Dokumentation über die 
Ereignisse beschreiben die Eltern- 
wie es dazu gekommen 


u Beginn dieses Jahres hatten 
die Eiternvertreter der fünf 
jersten Klassen auf einer ge- 


meinsamen Sitzung mit ihren Klas- 
senlehrern, der Schulleiterin und 
dem Elternratsvorsitzenden be- 


schlossen, die Eltern über die un- 
bare Situation in den 1, Klassen 


Jam Lernen verlieren, aggressiv wer- 
den und, wie das dann genannt wird, 
„Disziplinschwierigkeiten und Ver- 
haltensstörungen“ auftreten. 

Im Februar beschloß eine Eltern- 
versammlung der 1. Klassen, die 
folgenden Forderungen aufzustellen. 
und den Schulsenator Apel, die 
Schulbehörde, Bürgerschaft etc. da- 
von ‚in Kenntnis zu setzen: Zw 
zusätzliche Lehrkräfte, die Einric) 
tung zweier weiterer 1. Klassen, 
Klassenstärken von 25 Kindern für 


die im Sommer 73 neu einzurichten- 
den ersten Klassen, 

Der Elternrat der Schule sicherte 
‚den Eitern der Erstkläßler daraufhin 
„Unterstützung” ihrer Forderungen 
Zu, reduzierte diese aber eigenmäche 
auf nur eine zusätzliche Lehr- 
kraft und nur eine weitere Klasse 
sowie Klassenstärken von 30 Kindern 
für die I. Klassen im nächsten 
Schuljahr, 

Der Elternrat wollte auf der 
‚nächsten Elternversammlung der 1, 
Klassen „teilnehmen“ und „mitbe- 
raten‘“. Schon hier wurde. die zwie- 
spältige Haltung des Elternrats sicht- 
bar. Es blieb unklar, ob sich der 
Elternrat zuständig und damit den 
Eltern verpflichtet fühlt, oder ob er 


man neue Löcher aufreißt“, Wirkli- 
‚che Alternativen, echte Verbesserun- 
gen der Ausbildungssituation weı 
‚den immer wieder als „unmöglich' 
dargestellt. Hier stehen die Tatsa- 
chen kopf: Denn unmöglich 
st, daß der Senat angesichts der Bil- 
dungsmisere die Einschränkung und 
Verschlechterung der Lehrerausbil- 
dung durch Numerus Clausus und 
Rahmenprüfungsordnung an der 
Universität vornimmt. Diese Dinge 
sollten bedacht werden, wenn Jetzt 


im Bürgerschaftswahlkampf wieder 
einmal weitgehende, aber lansanang- 
fristige Bildungspläne _aufgetischt 
worden, 

Die Schulbehörde hatte wohl 
auch damit gerechnet, daß die El- 
tern der 1. Klassen der Schule Kiel- 
ortallee für sich hoffen würden, daß 
gerade ihr Kind von der Umschu- 
lung nicht betroffen wäre. Dami 
wäre schon unter ihnen eine Sp 
tung eingetreten. Das-haben die EI- 
tern aber erkannt und dieses wohl 
für alle verantwortungsbewußten El- 
tern unannehmbare „Angebot“ ab- 
gelehnt. 


Schulstreik der 1. Klassen 


tragbare Situation in den 1. Klassen 
zu informieren. Bis zu 38 Kinder 
sollten in Räumen von 44-46 qm 
unterrichtet werden. Das ist schon 
aus gesundheitlichen Gründen ge- 
fährlich und nicht zu verantworten. 
Erst recht ist es für einen Lehrer 
unter solchen Umständen unmög- 
lich, einen differenzierten Unter- 
richt durchzuführen und auf jedes 
Kind einzugehen, wie es erforderlich 
ist. Eskann nicht verwundern, wenn 
Kinder, die auf derartig engem Raum 
d 


m 
Schule Arnkielstraße: 
Drei erste Klassen gefordert 


nder Schule Arnkielstr. sollen. 

75 Kinder neu eingeschult 

werden. Eine Versammlung 
der betroffenen Eltern beschloß da- 
her gemeinsam mit dem Elterarat 
und dem Lehrerkollegium der Schu- 
le, die Einrichtung von drei neuen 
Klassen zu fordern. Damit soll eine 
Senkung der Klassenfrequenzen er- 
reicht werden, auch im Hinblick auf 
die spitere Zusammenlegung von 
‚den 5. Klassen (drei Klassen lassen 
sich leichter zu zwei zusammenlegen. 
ala zwei zu einer). Zudem sind im 
Einzugsgebiet der Schule etwa 300 
neue Wohnungen geschaffen worden, 
und es ist noch nicht überschaubar, 
wieviel Schüler dadurch zusätzlich 
die Schule kommen. Eine zusltz- 
liche Lehrkraft wurde gefordert, da 
mit diese Schwierigkeiten nicht den 
gesamten Iunterricht. beein- 
trächtigen(Lehrerfehlstunden, Stun 
denausfal) 

Die Kiter rolt, zur Durche 

setzung dieser Forderungen zu Al 
tionen zu schreiten, 


Eltern verpflichtet fühlt, oder ob er 
quasi als „Außenstehender“ Politik 
auf eigene Faust betreibt. 


Das „Angebot“ der Schul- 
behörde 


Die Schulbehörde schlug vor, 8 
bis 12 Kinder auf eine benachbarte 
Schule umzuschulen. Die Vertreter 
der Parteien zeigen sich wie üblich 
‚verständnisvoll", wollen aber keine 


ngebot“ der Schulbehörde 
kann von den Eltern nicht akzep- 
tiert werden. Abgesehen davon, daß 
durch diese Maßnahme die Raumsi- 
tuation immer noch ungenügend ye- 
wesen wäre, hätte das auch bedeu- 
tet, einen eigenen Vorteil auf Kosten 
anderer Schulen zu erreichen, die 
vielleicht geringfügig besser daste 
hen. Entscheidend ist aber, daß eine 
solche „Lösung“ klar auf Kosten der 
Kinder geht, die durch die Einge- 
wöhnung in’eine völlig neue Schul- 
situation in unverantwortlicher Art 
und Weise benachteiligt würden, Da 
Fum ist esauch umso bemerkenswer- 
ter, daß die Lehrer der Schule Kiel 
ortallee diese Maßnahme für „ver 
tretbar“ hielten, wo doch die Um: 
schulung die schwerste Disziplinar 

ale ist, die gegen ein (schulpflich 
tiger) Kind verhängt werden kann! 

Dazu versuchte die Schulbehörde 
noch unverfroren, den Spieß umzu- 
drehen, und den Eltern vorzuwerfen 
ihre Forderungen „könnten nur 
auf Kosten anderer "Schüler. und 
Schulen realisiert. werden.” 

Das spiegelt nur noch einmal die 
te Politik (nicht nur der Ham- 


gen 
burger) Schulbehörde wider: Immer 
‚die Mißstäinde von zum ande- 

ieben, „ein Loch stopfen, indem 


D 


Schulstreik der 1. Klassen 


Nachdem alle Briefe, Gespräche, 
Verhandlungen, Eingaben etc. fehl: 
geschlagen waren, beschloß die El- 
ternversammlung der 1. Klassen ei- 
nen Schulstreik, um das ihren Kin- 
‚dern mit der Schulpflicht zustehen- 
de Recht auf eine ordentliche 
schulische Ausbildung durchzuset- 
zen. Trotz der Versuche der Schul- 
leiterin und des Elternratsvorsitzen- 
den, mit endiosen Wenn's und 
‚Aber's die ganze Sache totzureden, 
lag die Beteiligung an dem Streik, 
der vom 26. 4. — 2. 5. 73 stattfin- 
det, doch bei 75%. Während des 
Streiks schaltete sich Schulsenator 
Apel mit ganz massiven Drohungen 
gegen die Eltern ein, In einem Brief 
stellte er in demagogischer Weise den 
Schulstreik als einen „rechtswidri- 
‚gen Boykott‘“ der Schulpflicht dar 
und kündigte an: „Vom 3. Mal an 
müssen Sie damit rechnen, daß das 
‚Amt für Schule von den zu Geboi 
stehenden Rechtsmitteln Gebrauch 
machen wird. Zumindest von der 
Verhängung von Bußgeldern kann 
dann nicht mehr abgesehen wer 
den.“ Apel berief sich dabei alf ei- 
nen Beschluß des Bremer Verwal- 
tungsgerichts, der den Schulstreik 
fürllegal erklärt und ausführt: „Ak- 
tionen innerhalb der Schule lassen 
sich nicht mit Parallelen zum Koall- 
tionsrecht der Arbeitnehmer recht 
fertigen, denn das Schulverhältnis 
läßt sich nicht mit dem Arbeitsver- 
hältnis vergleichen“. 

Gilt das Koalitionsrecht nur noch 
für „Arbeitnehmer“ und nicht mehr 
für Alle, Bürger in gleicher Weise? 7 
Hi aing es um mehr ala Ti Bewil: 
lisung oder Ablehnung von Lehr 
kräften. Hier ging es um unteilbare 
demokratische Grundrechte wie Ko- 


alitionsrecht oder Streik. Schulsena- 
tor und Schulbehörde ließen keinen 
Zweifel daran, daß sie den Forde- 
rungen der Eitern nicht nachkom- 
men würden und eine harte Linie 
verfolgen würden. Es sollte ein 
Exempel in Sachen Schulstreik sta- 
tulert werden. 


Spaltung der Elternschaft 


Dadurch, daß die 1; Klassen ak 
ein im Kampf standen, war die El- 
ternschaft der Schule insgesamt in 
einen aktiven und einen passiven 
Teil gespalten. Diese Tsollerung und 
die ı damit ‚verbundene Schwiche 
mitzten‘ die‘ stauttichen Stellen für 
ihrscharfes Vorgehen aus. Die bür- 
erliche Presse wurde eingeschaltet, 
um dem ganzen Vorgang Breitenwir- 
kung zu verkihen. So wurde eine 
Kampagne unter dem Motto: ‚Schul- 
streiks sind rechtswidrig, schädlich 
und zwecklos' in die Wege geleitet. 
Auch di wischen offene — 
Spaltung im Elternrat kam hierbei 
gelegen: Dieser hatte sich zwar in 
einem Mehrheitsbeschluß hinter den 
Streik der 1. Klassen gestellt. Der 
Elternratsvorsitzende jedoch — völ- 
ig. ungeachtet seiner Aufgabe, Be- 
schlüsse des Eiternrats nach außen 
zu vertreten — brauchte sich über 
mangelnde Pablizität nie zu bekla- 
gen, wenn er der Aktion in den Rük- 
ken fiel. 

Als an mehreren Altonaer ‚Schu- 
len aufgrund der hohen Quoten von 
Lehrerfehlstunden im Herbst letzten 
Jahres Schulsieiks beschlossen wo; 
den waren, hatten die Eltern nach 
vor, Streikbeginn Erfolge erzielen 
können. Wo liegt der Unterschied? 

Auch in Altona hatte die Schul- 
behörde die Eltern über lange Zeit 
hin mit Vorwänden und auch Dro- 
hungen abblitzen lassen. Hier war 
aber die Empörung und Kampfbe- 
reitschaft in der gesamten Eltern- 
schaft mehrerer Schulen an einen 
Punkt gekommen, wo die Schulbe- 
hörde befürchten mußte, daß eine 
Bewegung von nicht kalkulierbarem 
Ausmaß entstehen würde, daß die . 
Welle von Protesten auf weitere 
Schulen übergreifen und große Auf- 
merksamkeit in der Bevölkerung 
finden würde. 

Gerade die große Einheitlichkeit 
und Geschlossenheit von Eltern und 
Eiternvertretern — unabhängig, von 
bestimmten Schulklassen oder -su- 
fen — hatte hier den Ausschlag ge- 
eben. Unter den Eltern hatte sich 
aufgrund der gemachten Erfahrun- 
gen immer mehr der Leitsatz: „Das 


KEG A Ge 


Interesse unserer Kinder an der 
Schule ist unteilbar‘“ durchgesetzt. 
Alle Eltern waren über die einzelnen 
Schritte Forderungen, Petitionen, 
Verhandlungen — immer wieder in- 
formiert worden, und hatten immer 


wieder Gelegenheit, in Abstimmung. 
mit dem Elterorat auf Versammlun- 
gen die gemeinsame Politik zu bera- 
ten und zu beschließen. 

Von dem Prinzip der unteilbaren 
Interessen der Kinder war man an 
der Schule Kielortallee nicht ausge 
gangen, obwohl es hier ganz genau 


so zum Tragen kommt, Denn ein 
Lehrer, der 38 Ersikläbler in 
44 qm-Räumen unterrichtet bzw. 


zur Ruhe ml schnel- 


unzufrieden mit seinem Unterricht 
als oin Lehrer mit 25 Kindern in ei: 
ner Klane, Und dieser erschöpfte 


Lehrer geht in eine 7. oder 8. Klasse. 
Man kann sich vorstellen, wie sein 
Unterricht ausfällt: schematisch, 
Austlos und repressiv. Die Jugendli- 
hen merken das und reagieren da- 
rauf mit Interessenlosigkeit und Ag- 
gressionen, bekommen sie doch je- 
den Tag zu upüren, daß die nach der 
5. Klasse auf der Volksschule ver- 
iebenen Jugendlichen sowieso als 
Menschen zweiter Klasse angesehen 
werden, daß sie für dumm gehalten, 
werden, daß man ihnen nichts oder 
nur das, Schlimmste zutraut, und 
man es deshatb auch nicht für nötig 
befindet, auf sie einzugehen, sich 
stärker üm sie zu bemühen, ihnen 
daß’ Gefünf zü gebe, daß man Wert 
auf sie legt, daß man ihnen bei Ihren 
Schwieriskeiten helfen will, und daß 
man sie nicht ausstößt 

Zumindest von der Überforder- 
ung des Lehrkörpers it die gesamte 
Schule betroffen, sowohl was die 
Qualität des Unterrichts angeht als 
auch hinsichtlich der notwendig ein- 
tretenden Engpässe bei der Einhal- 
tung der Stundentafeln für alle 
Klassen 


Ein neuer Anfang? 


‚Am 2.5. fand eine Vollversamm- 
lung aller Eltetn der Schule Kielort- 
allee statt, die von den 1. Klassen 
initiiert worden war, um die Zusam- 
menhänge der Mißstinde an den 
1, Klassen mit den Lerabedingungen 
der höheren Klassen aufzuzeigen. 
Die Vollversammlung solidarisierte 
sich mit den Eltern der Erstkläßler 
und beschloß für den Fall der Nicht- 
erfüllung Ihrer Forderungen mit 71 
gegen 66 Stimmen einen eintägigen 
Warnstreik der gesamten Schule. An 
der geringen Beteiligung und dem 
knappen Ergebnis wird jedoch deut- 
lich, daß die Niederlage zu diesem 
Zeitpunkt schon feststand und kurz- 
fristig nicht mehr abgewendet wer- 
den konnte. So verschleppt und 
boykottiert ein Teil des Elternrates, 
in der Folgezeit die Vorbereitungen, 
die zur erfolgreichen Durchführung 
eines Warnstreiks notwendig sind. 
Dennoch kann hierin ein neuer 
Anfang liegen, weil eine neue poli- 
tische Orientierung eingeschlagen 
worden ist, nämlich die gesamte El- 
ternschaft in die Gestaltung des 
schulischen Lebens und in den 
Kampf um Verbesserungen einzube- 
ziehen. Alsersten Schrilt auf diesem 
Weg stellten Elternvertreter der 1. 
Klassen eine ausführliche Dokumen- 
tation der Ereignisse zusammen. 
Die Dokumentation wurde wie- 


der zum Anlaß von Ancninandan 
bie Dokumentauon würde wie- 


der zum Anlaß von Auseinander- 
setzungen im Elternrat. Eine Mehr- 


öffentlichung ab, weil sie angeblich 
„zu lang sei, sodaß die Eltern sie so- 
wieso nicht lesen würden“, und au- 


Pädagogik nach der „Haring”-Methode 


Berdem die Eltern. „einseitig und 
Parteiisch“ informiert würden. 

Es steckt ein gehöriges Maß von 
Demagogie darin, wenn Elternver- 
treter, die sich während der Aktion 
passiv, wenn nicht sogar feindlich 
verhalten haben, sich hinterher ein. 


örun- 
de genommen geht os hier wieder 
um die Frage, ob alle Riten an den 
schulischen Problemen und an der 
Diskussion um den 
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( 


‚Mir eben in einer Jugendorlentierten‘ 
Gesellschaft“, uagte der Bischof von 
Omabrück leiztes Jahr auf einer Preme- 
konferenz, Das ist richtig: mit attraktk- 
von Angeboten in Kulturringen, in 
Häusern der Jugend und in Jugendor- 
anisationen versucht die Bourgeolsie, 
die Jugend auf ihre Politik zu „orlen- 
tieren“. Die „unruhlgen Jahre‘ 
indenen Studenten und Schüler 
Straße gingen, um für ihre Interessen 
zu demonstrieren, 
‚eoisie gezeigt, daß se sich zu wenig 
um die Jugend „gekümmert“. hatı 
‚daß sie die Jugend zu wenig „im Griff" 
hatte, Plötzlich wurde der Ruf nach 
‚Ausbau der staatlichen Jugendpflege 
Iauter, neue Häuser der Jugend wur- 
‚den gebaut, alte wurden wieder aufpo- 
iert, bis dahin relativ selbständige Or- 
fanisationen sahen sich auf einmal 
einem regen Intereme staatlichersits 
gegenüber. 

aß nun der Herr Bischof die „Ju- 
»ndorientierte Gesellschaft” sp 
"betonte, hat seinen Grund: ne- 
ben der Sportjugend organisieren die Kir- 
‚chen die meisten Jugendlichen in der 
BRD, und sie sind ein hervorragenden 
Instrument der Bourgeolsie zur Kon- 
trolle und ideologischen Beeinflußung 
der Jugend. 

Der CDU-Jugend,experte“ in der 
Hamburger Brgerschaft formulierte das 
»0:,Wir wissön, daß die freien Träger, 
die Kirchengemeinden, nicht nur über 
weit mehr Erfahrungen auf diesen Ge- 
biet verfügen, sondern auch leichter 
‚das Vertrauen der Jugendlichen finden, 
als es die durch mancherlei Umstände 
‚doch wesentlich stärker eingeschränk- 
ten staatlichen Einrichtüngen könne: 

Die direkte staatliche Jugendarbeit 
liegt in Hamburg ziemlich am Boden. 
Die 32 Häuser der Jugend, mit denen 
der Senat s0 gerne angibt, werden täg- 
lich von nur etwa 8.000 jugendlichen, 


Tich von mar etwa 8,000, Jugendlichen 
besucht, Verglichen mit den ca. 30.000 

die im Einflußbereich 
;hen Jugend Hamburgs“ 
für den Senat ein Armuts- 


ressant sind die kirchlichen Jugendver- 
bände, Die Ausbeuterklassen haben die 
Religion Immer dazu benutzt, die Aus- 
Deutung zu rechtfertigen und ihre Herr- 
schaft zu festigen. Solche Sprüche, daß. 
‚die Herrschenden von Gott ausersehen 
sind, oder etwa der Leitsatz; „Liebe 
Deinen Nächsten wie Dich selbst”, sol- 
Ien die Unterdrückten mit ihren Aus 
beutern versöhnen, So predigt die Kir- 
che auf Ihre Art Sazlalpartnerschaft. 
Mehr noch: sie irimmt den ganzen 
Menschen su „geduldiges Leiden“ und 
„Herr, vergib ihnen, denn sie wissen 
nicht, was sie tun“ — also auf Unter- 
würfigkeit unter das von der Klasen- 
gesellschaft hervorgerufene Elend. 

Nicht umsonst beklagt F.J. Strauß, 
„wie ein gewisser Autoritätsrerhust bei- 
der Kirchen zu einer Bewußtseinsver- 
schiebung führt“, („Bayernkurier“, 
17.3,73), Schwindender Einfluß der 
Kirche heißt eben auch schwindender 
Einfuß der Bourgeoisie auf die Mas- 
sen. Nicht umsonst ist Axel Springer 
so ein „{rommer Christ“, Der Gott, zu 
dem er betet, soll die Arbeiter Ichren, 
sich mit ihrem Ausbeuter zu versöb- 
nen, 

Diese Ideologie so früh wie möglich 
in den Köpfen zu verankern, ist eine 
‚Aufgabe der kirchlichen Jugendorgani- 
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den Weg teilnehmen sollen oder 
nicht, 

Die Verfasser der Dokumentati- 
on haben gegen diese Haltung pro- 
testiert und die Veröffentlichung 
selbst in die Hand genommen. Das 
trägt dazu dei, die Diskussion auch 
über die Politik einer gutem Eltern- 
vertretung zu führen, und den not- 
wendigen Druck von unten zu 
Mieten, ohne den uch eiteine EI: 
terarkte immer wieder von den In- 
teressen der Kinder „verselbständi- 
gen werden. 
Der Uiternn 


auch kontrollieren und notfalls da- 
zu zwingen, sich Im Sinne seines 
Mandats für die Interemen der Kin- 
der nicht nur auszusprechen, son- 
aktiv einzusetzen. 


satlonen, So führt etwa in den Ham- 
burger Eibdörfern en Gemeindehefer 
Bien de dortige Groppe de ra 
schen Jugend an, In einem Levrtriet 
An das „Hamburger Abendblatt" whrieb 
(über eine Vorstellungen von Jugend- 
areıt:,Nut ein Fugendgruppenliter 
init dem Wien zur Macht und zur Füh- 


‚Für Evers Jugendarbeit ist „die Bi- 
be... immer mehr die Jetzie und al 


solnte Autorität”, damit will er die Ju- 
‚gend zu Leuten „mit dem Bewußtsein 
historischer Sendung“ erziehen. Die 
mit diesen Leitsätzen erzogenen Ju- 
endlichen werden sich immer zuf die 
Seite der Bourgeoisie schlagen. 


Mu. 


Christliche Ar 
im Ko 


Die W 
Möglichkeit, Leute 


Zehen, 


heiligen Messen zu verlesen. 


‚Aber so sicht nur die eine Seite 
kirchlicher Jugendarbeit aus. Das Be- 
kenntnis zu Bibel, Goll und Dreifaltig- 
keit ist nicht in allen Organisationen 


Der x 
gendorganisationen liegt meist dort, wo 
die Folgen der kapitalistischen Ausbeu- 
fung am deutlichsten sind: sie arbeiten 
mit Drogenabhängigen, mit Rockern, 
mit Gefangenen, mit den alerschwäch- 
sten sozialen Schichten in Sozillagern 
und Altersheimen. Hier können sich’ 
sehr viele Jugendliche engagieren, man 
bt sie eigene Initiativen entfalten, zu- 
weilen entwickeln sich sehr fortschritt- 
liche Aktivitäten, Damit geliägt es der 
Kirche, uchr vie Jugendliche politisch. 
zu binden, Daß sie gebunden sind, mer- 
ken die Jugendlichen inmer dann, wen: 
der Klerus die lange Leine einholt und 
an die „christlichen Pflichten“ erinnert, 
nämlich zu helfen, aber ja nicht mehr. 
Hamburg bekam die „Erangeli 
Studeniengemeinde"(ESG) das 
schr deutlich zu spüren. Anfang dieses 
Jahres rief se zu einer Blatspendeak- 


on zugunsten der Demokratischen Re- 
publik Vietnam und der Nationalen 
Befrehungsfront Südvietnarps auf, Dank 
einer breiten Solidarität Brachte diese 
Aktion 27.000 DM ein. Da schlug die 
Lutherische Landeskirche Hamburg zu 
und erwies uch als Banz irdisch-konkre- 
te Macht. Sie warf der ESG „politische, 
Einseitigkeit“ und „mangeinde Ver 
söhnungsbereltschaft” vor und setzte 
fortan einen Beirat ein, der die polit- 
sche Tätigkeit der ESG in Zukunft 
überwachen soll. Die ESG konterte in 


sucht, di allgemeine Bedeutung die- 
wer Aktion einzuschätzen und 
Schlußfolgerungen daraus zu ziehen: 

„1. Das Verhalten von Schulbe- 
‚hörde und Parteien macht deutlich, 
daß beide durch Ihr Hartbleiben ei- 
nen Fall schaffen wollen, der Schule 
machen soll 

Weir über den Rahmen der EI- 
terninitiative der 1. Klassen unserer 
‚Schule hinaus soll hier ein Warnaig- 
mal gesetzt werden, das letztlich je 
de Anwendung von Druck durch Ei 
tern und Bürger verbieten will, die 
ir ihre Mitbestimmungsrechte ein 
stehen. 

2. von den zuständigen Behör- 
dewertreiern und. Politikern wird 
eine noch vo sachliche und begrün- 
deie Forderung »0 lange ungehört 
bleiben, wie se von einer noch über- 
schaubaren Gruppe _ vorgetragen 
wird. Das bedeutet: Die Gruppe 
muß sich erweitern, d.h. sie muß die 
‚solidarische Unterstützung der EI- 
tern der ganzen Schule und darüber- 


Damals wie heute: Kirche und Kapitalisten Hand in Hand 
Oberhirtliche Mahnung. 


jenbergbaut 
Die Betrieberatewahlen stehen vor der Türe. 

bietet den eislichen Arbeitern und Angestellten die 

Gesinnung in die Betrieberite hineinzubringen und 

ine Front gegen redikale und rein diesel gerichtete Bestrebungen aufzu- 

idten. Bel der Bedeutung, die die Betriebsräte für die innere Gestaltung der 
‚ounen haben, erncheint das Wahlrecht 


Ph Kardinal Fiing 
Ersbischof von Puderborn. 


‚Yerstahende sberhiräiche Mahmung it Sonntag, den 3, Oktober In de 
Hirreea ia weichen Dergarnaite und ang Hate wohnen I ae 


rfung der Angriffe 
ie Kräfte in Gesellschaft 


Als hätte es die' Kirche auf einen 
Beweis darüber angelegt, 
Hesen einen Pfarmik 
Amt, weil er Mitglied der DKP ist, 

Die Anwendung des Extrem 
lasses in der Kirche zeigt einmal mehr, 
‚daß, der Kurs der Bourgeolsie auch der 
Kurs der Kirche ist, 

‚Auch der Hamburger „Christliche 
Verein Junger Männer“ (CVIM) muß- 
te die Erfahrung.machen, daß er pol 
tisch an der Leine liegt. Noch Ende 71 
beteiligte sich der CVIM an einer anti- 
faschistischen Aktionseinl 


an der 


undA, 


Ph Bischof von Aachen, 
k. Kopitularvikar von Münster, 


neben vielen anderen Organisationen. 
uch der KB Hamburg beteiligt war 
Unter anderem demonstrierte diese Ak- 
onseinheit sehr erfolgreich gegen eine. 
NPD-Veranstaltung in Hamburg. Auch 
in anderen Fragen: formulierte der 
CVIM. damals die Forderungen vieler 
fortschrittlicher junger Menschen und 
war deshalb der Bourgeoisie ein Dorn 
im Auge. 

Als der CVIM Anfang °72 einen 
„Sexuslleitfaden“ herausgab, in dem 
iediglich stand, daß es jungen Men- 
schen Spaß macht, zusammen nackt 
zu baden und daß man die Sexualität 
ganz natürlich behandeln sollte, nahm 
man dies zum Anlaß und Vorwand, ihn 
politisch zu maßreglen und ihn aus dem 
EVIM-Bundesverband auszuschließen. 

Damit sollte dem CVJM-Hamburg 
demonstriert werden, wie schwach und 
abhängig er doch eigentlich ist. Offen- 
bar hat der CVIM diese Drohung bis. 
heute noch nicht verdaut, von seinem 
ehemaligen politischen Engagement in 
Hamburg ist jedenfalls heute nichts 
mehr zu bemerken. 

Das sind nur zwei Beispiele aus einer 
Fülle, die aber alle eine Taktik der 
Bourgeoisie in der Jugendpolitik zer 
gen: lange Leine — ab und zu eins auf 
den Kopf, drohen, zeigen, welche 
Macht ‚die Bourgeoisie hat — und wie- 
der lange Leine. 

‚Auf diese Art und Weise hat die 
Bourgeolsie schon viele Jugendorganı- 
satlonen auf ihre Seite gebracht und 
sie zu Instrumenten ideologlscher An- 
passung der Jugend gemacht, 


hinaus einer breiten Öffentlichkeit 
anstreben... 

Im unserer Aktion ist klar gewor- 
den, daß eine Gruppe von ‚nur‘ 
175 Eltern ein Gegner ist, mit dem 
die Behörde noch ‚fertig‘ wird. Of- 
ensichtlich ist der Fall für sie abge- 
schlossen. 

‚Aber warum sollten die Eltern 
aufseben? Ihre Forderungen stehen 
nachwievor im Raum, und an deren 
Berechtigung hat sich nichts gein- 
dert, Jetzt brauchen se die Unter- 
Stützung aller. Eltern der Schule. 
Daß hier Behörde und Parteien bei- 
spielhafı verrucht haben und weiter- 
hin versuchen, Eltern Mitbestim- 
mungsrechte zu nehmen, muß allı 
Eltern an allen Hamburger Schulen 
aufnorchen lassen! Denn das gleiche 
kann Ihnen morgen an Ihrer Schule 
passieren, 

Dagegen können wir uns nur 
wehren, wenn die Eltern an den 
Schulen miteinander arbeiten und in 
‚vereintem, Vorgehen das Mitbestim: 


STADE: 


FASCHISTISCHE 
AKTIVITÄTEN 
AN DEN SCHULEN 


twa seit: der Bundestagswahl 
tut ich was in der rechten 
cke der stader Jugendbewe- 
zu 

Mu Ende März wurde am Athenseum 
(dungep-Gymnasium) ein faschi- 
sischer Schülerbund gegründet, 
der sich RSB (Republikanischer 
Schülerbund) nennt. Inzwischen 
gibt es, wie der Kreisvonsitzende 
der hiesigen IN-Gruppe (Junge 
Nationaldemokraten; Sugendor- 
ganisation der NPD) ausplauder- 
te, schon 17 organisierte Faschi 
sten an dieser Schule. e 

U Immer häufiger wird vor den 
Schulen (hauptsächlich vor den. 
Gymnasien, aber auch vor der 
Realschule) faschistisches Propa- 
gandamaterial verteilt, darunter 
das neofaschistische " Magazin 
„MUT“ und die Schülerzeitung 
Z1B“ („im Brennpunkt“). In der 

Stadt erscheinen _faschistische 
Wandparolen und Plakate und 
immer wieder des „W" der „Ak- 
ion Widerstand“; das Zeichen, 
inter dem schon desöfteren An- 
schläge auf Büros und Buchläden 
verschiedenee-linker Organisatio- 
nen verübt wurden. 

MM Die sehon totgeglaubte IN (Jun- 
ae Nationaldemokraten) tritt mit 
einer Veranstaltung, zusammen 
mit dem RSB, an die Öffentlich- 
keit„Referent: ser. faschi 


Wanderprediger und „MUT"-Her- 
ausgeber B.C. Wintzek. 

m Namhafte Faschisten wie Jürgen 
Rieger aus Hamburg („Aktion 


Oder-Neiße“, _ CSU-Freundes- 
kreis, Verfasser der rassistischen 
Broschüre „Rasse — ein Problem 
auch für uns“) und Heiko Oet- 
iker (IN-Vorsitzender von Schles- 
wig-Holstein) bringen die neuge- 
worbenen RSBler und die IN ide- 
ologisch auf Vordermann, 

Die Faschisten haben sich an der 
Schule eine sogenannte „Gegenof- 
fensive der Nationalen gegen die r0- 
te Gefahr“ zum Ziel gesetzt. Den 
Anknüpfungspunkt, um die Schüler 
auf ihren antikommunistischen 
Feldzug zu locken, haben sie in den 
ständischen Dünkein und Privilegien 
der Intellektuellen gegenüber der 
Arbeiterklasse gefunden, wesweger 
sich auch hauptsächlich an den Oym 
asien aktiv sind. So wird den Ober- 
schülern fleißig Honig um den Bart 
geschmiert: „MUT“ behauptet, daß 
„die Kultur "und Zivilisation Euro- 
Pas und Nordamerikas, ja der weis- 
sen Völker schlechthin, auf der 
Jahrtausende währenden Auslese der 
Begabten und Leistungswilligen be- 
ruht, und daß der wichtigste Träger 
dieser Auslese der Mittelstand war“. 
Der Mittelstand wird zur „Bildungs- 
elite“ erklärt, der auch „den Haupt- 


mungsrecht für Eltern sichern. Das 

Gemeinsame aller Eltern ist das In- 

terese unserer Kinder, die verber- 

serte Ausbildungsbedingungen brau- 

shen, und auf die ie ein Recht hr 
m 

Die einzelnen sind von 
Schule zu Schule unterschiedliche. 
Sie müssen herausgefunden, benannt 
und zu unseren Forderungen wer- 
den. 

Verbesserungsvorschläge prak- 
tisch durchzusetzen gelingt nur, 
wenn für und zusammen dafür ein- 
seen.“ 

Diese Erfahrungen sind von be- 
sonders aktueller Bedeutung für die 
Diskussion über die „Aktion Kleine 
Klasse“, die in Hamburg gegenwär- 
tig viel Aufsehen macht. Denn die 
Politik der „AKK" zeigt in vieler 
Minsicht grundsätzliche Parallelen. 
dem anfänglichen Vorgehen der 
Eltern an der Schule Kielortallee 

Die einseitige Ausrichtung der 
„Aktion Kleine Klasse“ auf die For- 


teil jener unabhängig Denkenden“ 
stelle, „Ale sich nicht so leicht durch 
gängige Schlagworte oder die ge- 
‚normte Meinungsdiktatur der Mas- 
senmedien beeinflussen läßt“, 

Von dieser „biopolitischen“ Aus- 
esetheorie her ist es natürlich dann 
nur „logisch“, daß die „unterprivile- 
gierten“ und „unter ‚Sprachbarrie- 
ten’ leidenden”' Arbeiterkinder eben 
‚on Natur aus‘ dümmer sind, daß 
sie es „trotz intensivster Unterstüt- 
zung nie lernen (werden), ihre Ge- 
danken geordnet und in einwand- 
freiem Deutsch auszudrücken“ (alle 
Zitate aus: „Ziele roter Bildungspo- 
tik“, MUT Nr. 60). Ebenso „lo- 
gisch” ist es dann weiter, daß diese 

‚rblich belasteten“ Arbeiterkinder 

deshalb ruhig in völlig unzureichend 
eingerichteten Volksschulen mit 
schr hohen Klassenstärken verkom- 
men lassen kann, und stattdessen 
die Privilegien der ja schon von Ge- 
burt an „begabteren“ und „lei“ 
stungswilligeren“ Kleinbürger auf- 
rechterhalten muß. 

Beim Kampf gegen die „rote Ge- 
fahr“ an den Schulen versichen die 
Faschisten ihre Aktionen durchaus 
als Ergänzung zu den reaktionären 
Maßnahmes des Staates und der 
Schulleitungen: Neben dem „Druck 
des konservativen Establishments 


Baitzasu ade, 
„die allgemeine Destruktion (der 
Linken) von innen her zu neutrali- 
Die Schülervertretungen. sollen. 
nach dem JN-Programm der „Ver- 
wirklichung“ der Schule als „‚Lei- 
stungsgemeinschaft“ dienen. “ Das 
politische Mandat’ wird ihnen daher 
abgesprochen, Offen wird auch eine 
Verschärfung des Disziplinarrechts 
gefordert: „Zur Sicherung des unge- 
störten Arbeitsfortgangs und ... zum 
Schutz der Schulgemeinschaft vor 
Einflüssen, die die Erreichung des 
Erziehungszieles gefährden oder un- 
möglich machen würden". Zur bes- 
seren ideologischen Rüstung für den 
„nationalen Angriff im Klamenzim- 
mer“ („Mut“ 61) sollen jetzt In 
„Mut“ regelmäßig Artikel zu Schul 
Üragen erscheinen. Die IN planen 
darüberhinaus die Herausgabe eines 
„nationalen Schülerbuches", 

Die faschistischen Hilfstruppen 
der Kapitalisten an den Schulen 
werden sich auch direkt als Spitzel 
und Denunzianten gegen linke Leh- 
rer und Schüler einsetzten lass 
nach ihrer Parole: „Mit den Polizi- 
sten, gegen Kommunisten“ („Mut” 
. 60, „Aktion auf dem Cam- 


pw“). 
Es gilt also in jeder Bezicht 
wachsam zu sein! 


Sozialistischer Schülerbund Sınde 


URN 


| derung „25 Kinder in den neuen 1. 

Klamen sb August 73" richtet sich 
nur an einen genau, eingegrenzien 
Te 41. der Elternschaft, statt von 


hier eine breite 
und geschlomene Front für die Aus- 


| 
l 
N 
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Offiziell gestattete Nazi-Provokation 


Mit HitlerGruß im Ärmel und 
auf den Lippen das „Treuelied” - 
#0 gaben sich am 6. Mal in Malente 
(Ostholstein) etwa 100 Alt- und 
Neofaschisten ein Stelldichein, An- 
ar das sog. „Lammert-Brulnen- 
berg-Gedächtnistreffen", veranstal- 


Waldesraunen . .- 


tet von der HIAG (,„Hilfsgemei 
schaft auf Gegenseitigkeit” cheı 
Angehöriger der Waffen-SS). Zu 
19, Mal seit 1954 schworen sich die 
HIAG-Faschisten am Waldesmahn- 
grab des holländischen SS-Freiwilli- 
gen Bruinenberg die Treue (SS- 
„Unsere Ehre _ heit 
Von jenem Bruinenberg 


und Wehresrunen (,W” am Baum) 


weiß die Nazisaga tragikkomisch zu 
berichten, er habe sich zum Kriegs- 
ende - offenbar die Zeichen der 
Zeit nicht verstehend — beim Wı 


"Kritik am Staat’- 5000 Mark Strafe 


fang Juni stand Ernst Aust, 
Herausgeber des „Roten Mor. 
.n“ in Hamburg vor Gericht. 
Br sollte wegen verschiedener Artikel 
des „Roten Morgen” abgeurteilt 
werden. Das geschah denn auch 
prompt, wobel der „unabhängige 
Richter“ die Forderung des Staats- 
anwalts seinerseits sogar noch ver 
doppelte: 5 000 Mark (ersatzweise 
Haft) soll Aust bezahlen 


Verurteilt wurde Aust wegen 


verfassungs- 

müßigen Ordnung der BRD“ und 

wegen „Billigung von Sprengstoff- 
anschlägen“. 

Besonders übel angerechnet wur- 
de Aust vom Gericht seine Feststel- 
hung, daß der bürgerliche Staat „von 
‚Ausbeutern und Mördern beherrscht“ 
wird. Das sei „unzulässige Kritik am 
Staat” 

In seiner Rede vor Gericht wies 
Aust u.a. darauf hin, 

# ‚daß in der Bundesrepublik täg- 
lich am Arbeitsplatz 15 Menschen 
tödlich verunglicken“, weil die 
Sicherheitrorkehrungen unzure- 
chend sind und die Arbeitshetze 
immer mehr zunims 

© „daß immer wieder ungenügend 

'erprobte Medikamente auf den 

Markt kommen“, wie z.B. das 

Contergan, das dazu führte, da 

Tausende von Kindern als Krüp- 

pol geboren wurden. 

@ „daß von den jährlich fast 20 000 
Toten auf unseren Straßen zu- 
mindest die Hälfte auf Kosten 
der Kapltalisten geht“, weil sie 
„Jebensgefährliche Autos bauen“ 
und der Staat nicht ausreichend 
für Sicherheit auf den Straßen 


sorgt 
@..daß die deutschen Imperialist 
wm ihrer Macht: und Profitin: 
een willen in den Ietzten 


fenreinigen unbeabsichtigterweise 
selbst erschossen .. 

Wie dem auch immer gewesen 
sein mag, auf jeden Fall haben sich 
dio HIAG-Faschisten des SS-„Mahn- 
wrabes” besonders angenommen 
und, wie die alljährlichen Treffen, 
zum Todestag Bruinenbergs bewel- 
sen, zu einer ihrer Kullstätten aus- 
erkoren. „Gleichwohl findet die 
Stätte auch durch die Gemeinde 
Malente im Kreis Ostholstein ihre 
offizielle Anerkennung. seit eh, 
Grundschulklassen (!) wurden 
relang zur „Pflege" abkomman- 
diert, Waldwege ausgeschildert 
(‚Zum Soldatengrab"), und neben 
schwarz umflorten S$-Lorbeerkrän- 
zen pflegt die schwarz-röt-goldene 
Grußschärpe des CDU-Bürgervor- 
stehers zu prangen. In den SOer und 
60er Jahren war diese grundgesetz- 
widrige Verbreitung nazistischer 
Tradition gar so weit gegangen, daß 
die makabre Meute von SS-Geireu- 
en mit Spielmannszug und Polizei- 
geleit öffentlich durch den Ort und 
erst. dann ab in den Wald defilierte 
Antifaschistischer Protest zwang die. 
Faschisten und ihre offiziellen An- 
hänger zur Retusche (jetzt passiert 
alles nur im Waldesinnern) am die- 
sem kleinen, aber nichtsdestowenk 
ger vielagenden Bildausschnitt der 
BRD-Wirklichkeit 

Durch die Anwesenheit einiger 
Demokraten beim diesmaligen 
dächtnistreffen” fühlten. sich 
versammelten Faschisten unang 
nehm beobachtet. Dieser Umstand 
beeinträchtigte das weihevoll ange- 
stimmte Klima augenscheinlich, 
Nervös grollende „Wehrhaftigkeit” 
griff unter den HIAG-Leuten als- 
bald, "Platz, jeder „Verdächtige 
wurde plötzlich bei Fuß bewacht, 
abgelichtet und verwünscht. (Die 
Demokraten. ihrerseits (otografier- 
ten, siehe unsere Abbildungen, und 
gaben auf Anfrage allerdings auch 
Zu verstehen, nicht pazifisisch ein- 
gestellt zu sein ...). 

Knisternde Spannung also im 
Unterhokz, als ein Nordhorn die 
Weihe einblies und sodann 


Weltkriegen Millionen Menschen 

auf die Schlachtfelder trieben“. 

Diese Aufzählung läßt sich mühe- 
los fortsetzen. So berichtet die 
Hamburger „Morgenpost“ (SPD) 
vom 27.Juni 73, daß die Lebens- 
erwartung der Arbeiter immer kür- 
zer wird, obwohl die wissenschaft“ 
liche Entwicklung objektiv den Weg. 
für eine entgegengesetzte Entwick- 
lung längst geöffnet hat. Schuld sind 
„aufreibende Alltagsarbeit" und 
„Ärger im Beruf“. „Bei 20jährigen 
können wir schon ein Ansteigen der 
Sterbekurve erkennen“, sagt der 
Heidelberger Sozialmediziner Schk- 
fer, auf den sich die „Morgenpost“ 
bezieht. Mit anderen Worten: durch 
die immer schärfere kapitalistische 
‚Ausbeutung werden die Arbeiter um 
Jahre ihres Lebens beraubt, sterben 
vielfach schon vor Erreichen des 
Rentenalters oder kurz danach. Das 
ist kein „unabwendbares Schicksal“, 
sondern ist durch die in der Bundes- 
republik bestehende kapitalistische 
Gesellschaftsordnung bestimmt. 

Diese Tatsachen beim Namen zu 
nennen, wird vom bürgerlichen Staat 
unter Strafandrohung gestellt 

Schen wir weiter. Aust ist vorge 
worfen worden, im „Roten Morgen“ 
die Bombenanschläge der RAF 
(„Baader-Meinhof-Gruppe”) vom 
Frühjahr 1972 gebilligt zu haben. 
Das Urteil spricht das Gericht ein 
Staates, der den hunderttausendfa 
chen Mord, begangen vom US-Impe 
rialismus in Vietnam, billigte und 
unterstützte, der die Politik Ira 
‚gegen die Araber billigt und unter 
stützt, der die portugiesischen Kolo- 
nialisten für den Kampf gegen die 
Völker ihror Kolonien mit Waffen 
versorgt 

Die Justiz im der RD ist die 
Kiassenjustiz des Kapitals. Die Ver 
urteilung von Aust unterstreicht das 


Dr. Schäfer von der HIAG zu spre- 
chen anhob 

Er Improvislerte auf 0 

ohte „möglichen Störern 
und Lederjacken" das ihm angeb- 
lich „zustehende Recht im Notfal- 
ie" an. Sein Vortrag enthlelt ferner 
eine Reihe von Gelöbnissen und 
Schwüren auf Deutschland und das 
völkische Europa (.Vergeßt nicht, 
408 in der Walten-S8 die ersten Eu- 
ropker gefallen. sind"), sowie per 
sonifiziert auf den 'namenlosen 
L. Bruinenberg und den namhaften 
im Vorjahr krepierten Massenmör. 
der und WIAG-Führer, "General: 
oberst a.D, 


Was ist die „HIAG“? 


Sie entstand 1951 — getarnı als 
„soziale Hilfsorganisation" - alt 
Sammelbecken der Traditionsver 
einigungen der einzelnen SS-Div 
onen, Publikationsorgane: Wi: 
king-Ruf” und „Der Freiwillige”, 
seit 1958 vereinigt. Zu den Grün- 
‚dern zählen der inzwischen verstor- 
bene ehem. Kommandeur der 
S$-Leibstandarte ‚Adolf Hitler", 
S$-Obergruppenführer. Sepp, Diet | 


Gille, SS-Standartenführer Otto 


kennung Ihrer Dienstränge; 10 wer- 
den in der Bundeswehr SS-Dienst- 
ränge bis zum Obersturmbannführer 
(Oberstleutnant) übernommen. 

Ein weiteres Ziel der HIAG be: 
steht darin, den nationalistischen 
Abendlandgedanken (Buropaldeolo- 
gie) nicht mur wachzuhalten, son- 
dern seine spexiflsch antikommunl- 
stische Tendenz zu fördern, Die 
HIAG versucht über einen „Such“ 
dienst” und „soziale Hilfe für Hin- 
terbliebene” "u.a. eine genügende 
Resonanz für Ihre politischen Ziele 
aunerhalten. An Treffen der HIAG 


niahyı8S‘Obergrupponfühnen\tlesbeet ‚\ouruhmen mitierholnBenner Bunder- 


tagsabgeordnete tell, besonders be- 


Bundesmarine ... (x) 


Der „Europagedanke” war tra- 
gend auch in den nachfolgenden 
Reden, u.a. von faschistischen Ab- 
gesandten aus Dänemark, Holland 
und Belgien. fm schließlich schon 
von Hitler, konzipierten „E 
danken” erblicken die 
heute offenkundig ihre „Zeitgemäß- 
heit“, und in der kapitalistischen 
Gesellschaft findet ideologisch ihre 
aktuelle Rehabilitierung statt. 


Zum Beschluß des Treffens er- 
schallte abermals das SS-,Treue- 
lied”, und ausgerechnet ein’ unifor- 
mierter (') Bündesmariner schob 
mit Schlägerkumpanen fortan Ta- 
geswäche, um - wie verlautete — 
„mögliche Grabschändung” zu ver- 
hindern. 


erneut. 

Wir brauchen hier nicht unsere 
grundsätzlichen Meinungsverschic- 
denheiten gegenüber dem „Roten 
Morgen“ zu erläutern, denn das ist 
bekannt. Vor dem bürgerlichen Ge- 
richt ging es aber darum, daß Aust 
verurteilt wurde, weil er die schlichte 
Wahrbeit über diesen Staat ausge- 
sprochen hat, Hier ging es also um 
einen weiteren Angriff auf die Pres- 
sefreiheit und Meinungsfreiheit, um 
die Einschichterung der Kritik am 
bürgerlichen Staat. 


Leider erschwert die „.KPD/ML“ 
auch in diesem Fall durch ihr sattsam 
bekanntes Verhalten das Zustande- 
kommen einer einheitlichen Kampf- 
front. Der Prozeß gegen Aust wurde 
dazu benutzt, um ihn in einer förm- 
lichen Orgie von Schleimscheißerei 

‚Führer der westdeutschen Ar- 

bewegung“, als „Kopf“ und a 
„Führung der westdeutschen Kom- 
munisten“ aufzubauen, Im „Roten 
Morgen“ erschien ein zweiseitiger 
lobseliger „Lebenslauf“ von Aust, 
der nicht einmal winen Großvater 
und seine Kindheitwrinnerungen 
ausließ, Abgesehen von den zahlrei 
chen Lügen In diesem „Lebens 
Iauf* steht fest, daß ein wirkli 
eher kommunistischer Führer 
wie Lenin oder auch Mao - dem 
Verfasser einer derartigen Lobhude- 
lei einen kräftigen Tritt in den 
Arsch versetzt und den Abdruck 

jemals geduldet hätte 


Wir sellen dazu erneut fest, daß 
wir ein derartiges Kasperie-Theater 
zum Schaden der gesamten kommu- 
nistischen Bewegung nicht mitm. 
chen werden. Wenn die „KPD/ML" 
sich Mcherlich machen will, dann 
voll ie das gefälligst allein. tun 


... und Auslandstaschisten‘ 


Kumm, _S$-Brigadeführer "Flik 
Steiner, Generaloberst Paul Hausser 
finzw. vers}, Die HIAG betrieb die 
Anerkennung der Waffen-S$ als Teil 
der Wehmach, or ale im de: 
durch den Angehörigen dieser vom 
Internationalen Militärgerichtshof 
in Nürnberg als Teil der SS für ver- 
brecherisch erklärten Organisation 
‚die Möglichkeit zu verschaffen, über 
das Gesetz zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der. unter 
Art. 131 des GG fallenden Personen 
in den Staatsdienst zu gelangen und 
beim Aufbau der bewaffneten Orga- 
ne wiedergewählt zu werden. Ein 
Ergebnis dieser Bestrebungen war 
die Übernahme von Angehörigen 
der SS In den Bundeigrenzschutz 


und in die Bundeswehr unter Aner- 


„ veryollstäniligän däs Bild 


Känit? COERERNSEBE:von Man- 


teuffel wa. als auch Vertreter der 


SPD-Fraktion. Im Zusammenhang 
mit 

westdeutschen Imperialismus im 
Frühsommer 1961 beschloß der 
Bundestag Rentenzahlungen an An- 
schörige der ehem. SS-Verfügungs- 
truppe, 

„Adolf Hitler" und der SS-Toten 
kopfverbände (KZ-Bewacher). 


der Kriegsvorbereitung ‚des 


der SS-Leibstandarte , 


‚Die HIAG verfügt über beträcht- 


liche. Sümmen, die ihr aus finanz- 
kräftigen Kreisen zufließen. Sie um- 
‚faßt über 100 Gliederungen mit rd. 
40 Traditionsverbänden und uNter- 
‚hält Verbindungen zu anderen Sol- 
datenverbänden und neonazist 

‚schen Organisationen. 1 


KB-Gruppe Eutin 


"Politisch will keiner von 
uns werden’ 


eine Mieterinitiative der Hamburger DKP— 


Wie die Vorstellung der DKP von 
‚der „Heranführung der Arbeiterkl 
se durch demokratische Zielsetzun- 
gen an sozialistische Zielsetzungen” 
in der Praxis aussieht, wurde auf der 
Versammlung der Hamburger „Bü 
gerinitiative Hochbrücke Barmbek- 
Nord“ sehr anschaulich demon- 
striert 

Rund 2,000. Anlieger der Hoch- 
brücke über der Fuhlsbütter Straße 
klagen über unerirägliche Lärm- und 
Staubbelästigung. Ein Tunnelbau 
hätte etwa 10 Millionen gekostet, 
die Brücke war mit 3 Millionen we 
sentlich billiger. Die Rücksichtslosig- 
keit der Bezirksverwaltung, die im 
Interesse des Wirtschaftsverkehrs auf 
Kosten der Gesundheit der arbeiten- 
den Bevölkerung geplant hatte, galt 
esanzuprangern und Schutzmaßnah- 
men für die anliegenden Mieter zu 
fordern. 

Auf der Versammlung wurde be- 
tont, daß die DKR zwar die Mieter- 
bewegung „initiert'” hätte, auch Ihre 

„Der rote Barmbe- 
hätte die Mieterbeschwerden 
aufgegriffen. Rücksichtsvoll wurde 
aber auf der von zahlsichen DKP- 
Mitgliedern besuchten Versammlung 
erklärt, es solle „kein Partelange- 
Zink" geben und: „Politisch will kei- 
ner von uns werden”, 50 war auch 
uf dem Flugblatt zur Einladung der 
Mieterinitiative von der „Überpartei 
lichen Bürgerini 
Auf Nachfragen aus dem Mieterkr 
orklärte ein Herr vom Podium, pol 
tisch würde sich die Aktiv-Gruppe 
der In nicht kennen. 

Die ganze Angelegenheit wurde 

iechnische Sache ge- 
schen, dementsprechend war di 
ste Forderung auf dem Flugblatt 
‚Amtliche Lärmmensungen!“ 


Für die DKP ist es typisch, daß 
sie sich einerseits wichtigtuerisch als 
Parteiladen herausstreicht, anderer- 
seits aber bemüht ist, jede politische 
Diskussion und Auseinandersetzung 
zu umgehen oder geradezu abzu wür- 
gen, Offenbar befürchtet aie von der 
politischen Diskumion eine Vermin- 
derung ihres „Masseneinflussen” und 
verbirgt diese Purcht verlogen hinter 
dem Mäntelchen „polltischer Selbst- 
losigkeit”. Durch den „selbstlosen' 
Verzicht auf Politik atirkt die DKP 
nur den Masseneinfluß bürgerlicher 
Ideologie und Illusion und läßt da- 
mit such die Aktivität der Miete: 
letztlich ins Leere stoßen. 

Auf Berichte der Mieter, die 
Hauseigentümer seien für die Wert- 
minderung der Vorgärten entschä- 
digt worden, ihre Mieten aber wür- 
den weiter steigen, wurde nicht ein- 
werangen. 

Berauscht von den anfangs etwa 
250 Anwesenden, glitt dem DKP- 
Vorsitz der Faden der Diskumion 
vollends aus der Hand. 80 kam es, 
daß fast immer mehrere Leu 
eich sprachen, daß das Inte 
immer mehr abnahm und ständig 
Mieter die Versammlung verließen. 

‚Diszipliniort" und „versach- 
ticht’" würde die Diskussion erat, als 
sich ein Junger Mann aus der Ver- 
sammlung als Lärmschutafachmann 
bezeichnete und von der DKP aufs 
Podium gebeten wurde. Bald leitete 
er das Gespräch und die DKP lausch- 
10, Ex stellte daß dieser 
junge Mann 
Fehtzfenster" war. I der Tat, pol 
tisch st niomand geworden ... dank 
der „Anitlative” der DKP, 


Bezirksgruppe Barmbek 
KB-Gnippe Hamburg 
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In Nr. 4$ der SB-Zeitung „links” 
schätzung der ‚Linksentwicklung” 


im ARDEITERKAMPF Nr, 28 (Mal 73) veröffentlichten Artikel „Durch 


(Juni 73) ist ein Artikel „Zur Ein- 
der SPD" abgedruckt, der auf dem 


bruch der Linken? (Einige Bemerkungen zum SPD-Parteitag)" Bezug 
nimmt. Unser damaliger Artikel wird dabei als „‚ein durchaus nicht allein- 


ispiel‘” dafür zitiert, 
‚sche Berichterstattung . 


„die sozialistische und kommunisti- 


„ offensichtlich große Schwierigkeiten (hat), die 


Kräfteverschiebungen und Entwicklungstendenzen in der Soziaklemokra- 
ie richtig einzuschätzen bzw. solche Veränderungen überhaupt zu real 
sieren". Gemeint ist damit schlicht und einfach, daß der ARBEITER- 
KAMPF dargelegt hat, daß es die angebliche Linksentwicklung in der 
SPD-P olitik nichtgibt — und daß auch keine „Kräfteverschiebung” und 
„Entwicklungstendenzen“' dahingehend stattgefunden haben. Der Verfas- 


‚ser des Artikels in „links“, Helmut 


Korte, ist offenbar anderer Auffassung 


= und wir werden sehen, wie er sich bei der ‚Begründung dazu zu einem 


meint, daß der SPD-Par- 
tag von Hannover „eine 

icht unerhebliche Verschie- 
bung der innerparteilichen Kräfte- 
verhältnisse zum Ausdruck ge 
bracht‘‘ habe, daß eine „Kräftever- 
Iagerung zugunsten der Linken“ 
sichtbar geworden sie usw. Als Bei 
piel führt er dazu die „Makler“ 


an — ohne dies ‚näher zu, 
a 
‚Was ist aber mit die- 
om beiden Die „Zug 
rüskweisung des = 
an 
= 
3 Peiroruands ine ne Kor 


"llision einsetzte, die bint974 ihren 
ersten Bericht abliefem soll. Im- 
haltlich WB sich damit noch gar 
nichts sagen. Am wenigsten kann 
man dienaber vorweg als eine „Kräf- 
teverlagerung zugunsten der Lin- 
ken“ interpretieren — 
man bedenkt, daß dies ein Antrag 
des Vorstands war, der sicherlich 


lagerung 
dabel im Hinterkopf hat. 

. BeiderMakler- und Bodenrechts- 
frage steht die Sache etwas anders. 
Dort hat der Parteitag folgenden 


Antrag angenommen: „Die Aus- 
übung des Gewerbes zur Vermitt- 
lung von Grundstücken und Woh- 
nungen ist gesetzlich zu unterbin- 
‚den. Eine öffentliche Vermittlungs- 
stelle ist einzurichten.“ Kommen 
wir gleich zum Kern: Offensicht- 
lich ist hier den „Linken“ in der 
SPD ein Zugeständnis gemacht wor- 
den — aber die entscheidende Fra- 
ge ist die, ob die „Linken“ diesen 
Parteitagsbeschluß tatsächlich 
durchsetzen können; und bis dahin 
wur dihetlien Gorzils. vOn-rins nette 
ist alles Gerede von einer „Kräfte- 


weise noch einmal selbst di 
aufmerksam gemacht), daß Partei- 
tagsbeschlüsse der SPD keine Hand- 
hungsanweisungen für die sozialde- 
mokratische  Parlamentafraktion 
‚oder gar die Regierung darstellen. 

Ganz und gar haarig wird es aber 
‚4a, wo Korte schreibt, daß es „für 
die Parteiführung einer progressive- 
ren (?) SPD zunehmend schwieri- 
ger (wird), dem großkapitalistischen 
Interesse an einer Disziplinierung 
der antikapltalistischen Kräfte nach. 
zugeben (!)" - und dann in Klam- 
mern hinzufügt: „Der Parteltagsbe- 
schluß in der Berufsverbotsfrage »0- 
wie der innerparteiliche Widerstand 
gegen den Ministerpräsidenienbe 
schluß deuten dies an!“ 

Das klingt schon ganz nach dem 
Juso-Führer Wolfgang Roth selbst, 
der behauptete, daß der „Extremi- 
stenerlaß“ im Öffentlichen Dienst 
mit dem Beschluß von Hannover 
praktisch „vom Tisch“ sel. Und was 
st tatsächlich beschlossen worden? 
Der SPD-Parteitag hat sich für eine 
‚größere „Differenzierung‘“ bei der 
Handhabung des „Extremistener- 
lassen" ausgesprochen. Eine „Diffe- 
renzierung“, die im wesentlichen 
» aumieht, daß Angehörige der 
DKP stärker geschont und Angehö- 
rige anderer Gruppen links von der 
DKP stärker betroffen sein sollen 
also eine Differenzierung zwischen 
reformistischen und rerolutiondren 
Linken. Dahinter steht die Absicht, 
‚die Spaltung innerhalb der Linken 
weiter zu vertiefen, die grund 
weizireue DKP noch mehr in die 


sowie. | 


aufschwingt. 


rechte Ecke des Opportunismus zu 
drängen und sie für eine aktive De- 
teiligung an der Kommunistenhatz 
auf ihre linken Kritiker zu gewinnen 
= was ja auch bereits Erfolge zeigt. 
Man muß schen eine besondere 
Sorte „Sozialist“ sein, diesen Par- 


itagsbeschluß der SPD auch nur 
als „fortschnittlich” zu verkaufe 
Vor allem: Zur gleichen Zeit mit 


demokratischer Politik gar nicht 
erst an“, Das ist doch lobenswert, 
oder? 

Korte wendet hier demagoglsch, 
den Vorwurf der Illusionsmacherel 
gegen die Kommunisten. Er tut #0, 
als ob die kommunistischen Linken 
es gewesen wären, die die sozial 
demokratischen „Linken“ dazu auf- 
‚gefordert hätten, die „Führungs- 
gremien der Partei grundlegend 
umzubesetzen und die sozialdemo- 
kratische Politik neu zu orientieren. 
Nun; verteidigt er, die Jusos gegen 
derastige Ansinnen und lobt, daß 
sie dies für „gegenwärtig illusorisch“ 
halten. würden. Dabei waren und 
sind es die Kommunisten, die den 
Jusos entgegengehalten haben, di 
dies nicht nur gegenwärtig, sondern 
überhaupt illusorisch ist, daß sich 
eine Partei wie die SPD nie wieder 
auf links krempeln läßt zu einer tat- 
sächlich antikapitalistischen Orga“ 
nisation der Arbeiterklasse — mag 
man dabei auch noch so „sorsich- 
tig taktieren“. Dusch sein Lob auf 


‚dem SPD-Part über | den „Realitätssinn” der Jusos 
üie „Differenziemmg des Extremi- | drückt Korte sich aber genau um 
stenertasses im öffentlichen Diensf“ | eine Auseinandersetzung über diese 
steigert sich die Imunistice | Frage: ob Ben ie an [3 
Hetze in der (und zwas | obenung r 

gerade auch im’der mu vr male ir ira 
Wschen), greifen, ir Musorisch ist. Kein Wort dazu; dber. 
rungen und ie‘ “ man darf annchmen, daß Korte sich 
Polizeiaktionen gegäfi Zinke Organi- | "hierbei nafürlich auch ganz auf den 


wtionen und wind von den. sozläl- 

demokratischen Gewerkschäftsfüh- | 

„Extremistenerlaß in den 
Gewerkschaften“ beschlossen, dem 
bereits zahlreiche linke Gewerk- 
schafter zum Opfer gefallen sind. 
Es ist bezeichnend, daß Korte all 
dies in seinem Artikel „Zur Ein- 
schätzung der ‚Linksentwicklung® 
der SDP“ mit keinem einzigen 
Wort erwähnt, 

‚Aber Korte scheint selbst nicht 
ganz klar zu sein, wie er den Be- 
schluß über die Berufsverbotsfrage 
denn nun einschätzen soll. An ande- 
rer. Stelle seines Artikels sagt er 
nämlich, daß die SPD-,Linke“ in 
dieser Frage eine Niederlage ein- 
stecken mußte 

„Eine Machtprobe (? !) wurde 
lediglich (*) in den Debatten um 
das Vermögensbildungskonzept der 
Parteiführung wie in der Berufsver- 
botsfrage gewagt. In beiden Ab- 
Stimmungen unterlag die Linke dem 
Vorstandsblock der gemäßigten (? ) 
Rechten.“ (Hervorhebung von uns; 
AK-Red.) 

Aber auch wenn Korte dies zu- 
AI al WERE" Rn 

gibt, so. weigert er sc 


dennoch 
energisch gegen die Schlußfolgerung, 
daß die angebliche „Linkswendung” 
der SPD sich „in sehr engen Gren- 
zen“ hält. Dieser Eindruck sei zwar 
durch „das vorsichtige Taktieren 
der Linken“ und durch deren Ab- 
stimmungsniederlagen „in Teilen der 
außerparteilichen Publizistik" her- 


man das nicht imerpretieren. Und 
warum nicht? Man höre und stau- 
ne: Weil die Jusos schließlich keine 
Illusionisten seien und gar nicht 
mehr gewollt hätten: 

„Ähnlich wie bereits auf dem 
‚Steuerparteitag' von Saarbrücken 
1970, strebie die ‚Linke‘ auch in 
Hannover eine gegenwärtig (lhusorl- 
‚sche grundlegende Umbesetzung der 
‚Führungsgremien der Partei und 
eine entsprechende Neworien: 
Herung. sosialdemokratischer Poll 
Hk gar nicht erat an. Ihre Strategie 
richtete sich wielmehr darauf, in 
‚geeigneten Teilfragen problemorien 
tierte (?) Mehrheiten zu mobili- 
sieren und eine den Mehrheitsver- 
hältmissen angemessene (!) Minder 
heitenverirerung in den. Vorstand 
zu wählen.“ 

Nach dieser Argumentation aß 
sich alles mögliche als „Erfolg“ 
und als „Schritt der SPD nach 
links“ ausgeben. Man braucht nur 
noch darzulegen, daß das, was auf 
dem Parteitag herausgekommen ist, 
‚genau dem entspricht, was die „Lin 
ken“ in der SPD gewollt hätt 
Und war sind diese SPD-,Linke 
doch für „Realisten“; sie strebten 
„eine gegenwärtig lusorischegrund- 
iegende Umbesetzung der Führungs 
‚wremien der Partei und eine ent- 
sprechende Neuorientierung sozial- 


X 


‚Unpolitische Massen” und 
„antikapitalistische SPD" 


Nachdem er den ARBEITER- 
KAMPF Nr. 28 als, Beispiel für 
„die sozialistische und kommunk- 
ftische Berichterstattung“ über den 
‚SPD-Parteitat zitiert. hat, schreibt 
Korte, daß „hier in einer verhäng- 
nisvollen Weise vernachlässigt wird, 
unter welchen objektiven Bedin- 
‚gungen sich die Willensbildung wie 
Machtveränderung(!) in einer re- 
gierenden Massenpartei wie der 
SPD gegenwärtig vollzieht“ 

Wis er damit meint, kann man 
nur — aus seinen weiteren Darie- 
gungen schließend — auf folgende 
kurze Formel bringen: daß die SPD 
‚noch nicht so könne, wie sie wolle, 
und daß die „Linken“ darauf wohl 
Rücksicht nehmen müßten. 

» Es ist in dem Artikel viel von 
„Zwang zur Demonstration ihrer 
Einheit und Geschlossenheit“ die 
Rede; davon, daß die SPD „den 
Rede; davon, daß die SPD „den 
Handlungsswängen kapitalistischer 
Krisenvermeidung notwendig unter- 
worfen”“ sei, usw. — Korte folgt da- 
mit aufs Haar dem, was die Jusos 
selbst als Rechtfertigung ihrer re- 
formistischen Politik bringen. Das 
Gerede von den „Zwängen“, unter 
denen die SPD "angeblich "steht 

soll nur verdecken, daß die SPI 

erklärtermaßen eine Partei der kapı- 
talistischen Ordnung und nicht des 
Sozialismus ist; daß sie seit nunmehr 
60 Jahren ganz bewußt gegen die 
Arbeiter — und für die Kapitak- 
Herrschaft eintritt — ja, nicht nu 
die bestehende Ordnung wortreich 
rechtfertigt, sondern aktiv als Arm 
der Bourgeoiste handelt. Mit einem 
Wort: daß die SPD die kapitalisti- 
schen Verhältnisse nicht nur nicht 
ändern kann, sondern auch nicht 
ündern will 

Entsprechend seiner These von 
‚den „Zwängen” konstruiert Korte 
auch recht irrwitzige Widersprüche 
zwischen der SPD (d.h. ihrer offf- 
ziellen Politik, also der Parteifüh- 
rung und dem Parteiapparat) und 
der Monopolbourgeoisie. Da ist z.B. 
vom '„technokratisch orientierten 
Bündnis zwischen SPD und Groß- 
kapital“ die Rede, oder von einer 
‚raditionellen Partnerschaft zwi 
'hen Sozialdemokratie und Groß- 
kapital“ die „gegenwärtig in eine 
wachsende Krise gerät“. An anderer 

heißt es, „daß die SPD sich 
werade als Regierungspartei in einer 
eigentümlichen Dialektik bewegt, in 
welcher die widersprüchliche Be 
ziehung zwischen dem Kapital und 
seinem Sıwar 
‚Form der Zuspirzung erfährt 
Eintritt der SPD in die Große 


Koalition, durch den vor allem das 
infolge der 66/67er Krise angeschl 
‚gene Vertrauen der Arbeiter in den 
kapitalistischen Staat zurückgewon- 
nen werden sollte, wird gar schon 
als ‚Teilsugeständnis des Großka - 
pitals“ bezeichnet — an wen wohl? 

Korte charakterisiert das Ver- 
hältnis zwischen der SPD und der 
Monopolbourgeoisie als „Bündnis“ 
bzw. alsPartnerschaft“. Ein „Bünd- 
nis“ setzt immer freie und zumin- 
dest in gewissem Umfang selbst 
dig handelnde „Partner“ voraus; 
d.h. jeder ist zumindest frei, das 
Bündnis. wieder aufzulösen. bzw. 
aus diesem Bündnis auszuscheiden. 
Genau das will Korte damit auch 
von der $PD behaupten: daß sie 
sich wieder zu einer antikapitall- 
ätischen Partei entwickeln kann. 

Auf weichem Wege soll dies nach 
Kortes Meinung geschehen? Er 
meint, daß es für eine solche Ent- 
wicklung sogar objektive Grundla- 
en gibt 

„Mir gehen davon aus, daß in 
der gegenwärtigen Phase monopo- 
ntischer Kopitalakkumudanion. der 
Zwang zu staatlichen Eingriffen in 
den Verwertungsprosaß zunimmt, 
Konkrei bedeutet dies wachsende 


'taatliche Verfügung über Mehrwert 


"und Produktionspr 
Z 


Trktr (im Interesse des Gesamike | 


Pitals} notwendigen Reformen stos- 
Be lahal) in der Reatısı we 
auf den entschiedenen ökonomt- 
schen Widerstand herrachender 
Kräfte, entweder, weil sie deren 
Ökonomische Interessen tangieren, 
oder weil sie politische bzw. ideo- 
logische Stützen Ihrer ökonomischen 
Herrschaft einreißen.“ 

Nun ist es sicher richtig, daß 
die „staatlichen Eingriffe in den 
Verwertungsprozeß zunehmen“. 
‚Aber diese Tendenz ist eine grund- 
legende Tendenz im gesamten Sta- 
dium des Imperialismus, d.h. des 
monopolistischen Kapitalismus. Sie 
ist keineswegs auf eine bestimmte 
Phase. innerhalb des Imperialismus 
beschränkt, und daher auch gar 
nicht so nau, wie es bei Korte er- 
scheint. Was bedeuten aber diese. 
„staatlichen Eingriffe“? 

Nach Korte bedeutet dies eine 
„wachsende staatliche Verfügung 
über Mehrwert und Produktions- 
prozesse zu Lasten privater Ver- 
Rügungsrechte“. Daß durch die „2u- 
inehmenden staatlichen Eingriffe in 
den Verwertungsprozeß“ die „staat- 
Jiche Verfügung über Mehrwert und 
liche Verfügung über Mehrwert und 
Produktionsprozesse"“ wächst, das 
ist banal — daß dies aber „zu Lasten 
privater Verfügungsrechte” geht, ist 
natürlich Unsinn. Denn die staat- 
lichen Eingriffe erfolgen doch gera- 
de zum Nutzen privatkapitalistischer 
Produktion (und mithin zum Nut- 
zen privater Verfügungsrechte), zu 
deren Aufrechterhaltung und Fort 
bestehen. Das ist offenkundig, wenn 
man sich beispielsweise die Verwen- 
dung des staatlichen Haushalts 
(„staatliche Verfügung über Mehr- 

oder auch staatliche Aktien 
beteiligungen bzw. staatliche Unter- 
nehmen („staatliche Verfügung 
über Produktionsprozesse") ansieht 
Bislang sind vom Staat ohnehin nur 
dort Aktien oder Unternehmenaufge 
kauft worden, die sich für den Pri- 
vatkapitalisten wegen Verschuldung 
und defizitärer Umsatzentwicklung 
nicht mehr rentierten, Und jeder 
mal ist der vorherige Privatbesitzer 
nicht schlecht dabei gefahren; er er- 
hielt eine stattliche Summe bzw. die 
Schulden wurden vom Staat ganz 
oder teilweise übernommen. Er war 
nun frei, wieder in einem rentable- 
ren Unternehmen zu investieren 
seine „privaten Verfügungsrecht 
wurden also nicht geschmälert, son- 
dern gefördert. 

Der Staat fördert natürlich auf 
diese Weise die weitere Monopoliste- 
rung, Für die kleineren Kapitalbesit 
zer geht diese Entwicklung ebenso, 
natürlich „zu Lauten Ihre 
Verfügungsrechte“ - aber das Ist 
nicht (bzw. nicht in erster Linie) 
eine Folge der „wachsenden staatli 
chen Verfügung über Mehrwert und 
Produktionsprozesse“, sondern Fol: 
a des allgemeinen ” Konkurrenz 


‚kampfes der Kapitlisten, der schon 
längst zur Herausbildung der Mono- 
pole (und auch staatlicher Monopo- 
ie) geführt hat. 

Sehen wir weiter. Daß Korte nun 
vom „zunehmenden Zwang zu staat- 
lichen Eingriffen in den Verwer- 
tungsprozeß‘* über „die wachsende 
staatliche Verfügung über Mehrwert 
und Produktionsprozesse zu Lasten. 
privater Verfügungsrechte" ohne 
weitere Erläuterung zu den „objek- 
tiv (im Interesse des Gesamtkapi- 
tals) notwendigen Reformen 
kommt, ist bereits irreführend. Denn 
offensichtlich bezieht er sich hier 
nur noch auf einen Teil der „ 
lichen Verfügung über Mehrwe 
nämlich den Teil, der z.B. für Inve- 
stitionen in die Reproduktion der 
Ware Arbeitskraft verwandt. wird 
(Ausbildung, Erholung usw.).Teil- 
weise mögen hier auch andere Inve- 
stitionen mit gemeint sein, wie 2.B. 
Städteplanung, Ausbau des Ver- 
kehrsnetzes, wissenschaftliche For- 
schung usw.,obwohl es hier nicht nur 


um das (langfristige) „Interesse des. 
Sesamtkapitals‘, sondern auch um 
Ans (kurzfristige) Interesse einzelner 
Kapitalien, z.B. der an Großaufträ- 

interessierten Bauindustrie geht. 


Teil „staatlicher Ver ing 
een ae Kone goßik 


‚objektiv. 
e um- 
schreibt, ist keineswegs der größte, 
Teil (und schon gar nicht der einzi- 
ee, wie Kortes „Kunsigriff“ vor- 
iegelt). 
Tatsache ist nun aber, daß bei 
‚den Ausgaben für „Reformen“ Wi- 
dersprüche zwischen dem kurzfri- 
stigen. Profitinteresse der Kapitali- 
sten (oder bestimmter Kapitalisten) 
und dem langfristigen  Inte- 
esse nach Sicherung der kapitalisti- 
schen Herrschaft auftreten — und 
nicht nur ‚das, sondern vor allem 
auch Widersprüche zwischen ver- 
schiedenen Methoden und Mitteln 
zur Sicherung ihzer Herrschaft. 
Dies spiegelt sich dann auch in 
unterschiedlichen politischen Auf- 
fassungen einzelner Kapitalisten (die 
ja auch nur Individuen ihrer Klasse 
sind) und verschiedener bürgerlicher 
Politiker und Bourgeois-Ideologen 
wider: sie haben zum Teil unter- 
‚schiedliche Auffassungen darüber, 
weiche Methode und welches Mittel 
denn nun’ am zweckmäßigsten und 
erfolgreichsten zur Sicherung der 
bestehenden Ordnung ist. 


Keineswens ist es aber so. daß 


Keineswegs ist es aber so, daß 
„die objektiv. . notwendigen Re- 
formen der Re. 

auf den entschledenen 
schen Widerstand herrschender Kräf- 
in der Realität” war es 
ischender Kurzsichti 


ig! 
was ihr „Gesamtintereme“ an 
jektiv nötwendigem“ gebot. Und 
daß die „objektiv (im Interesse des 
Gesamtkapitals) notwendigen Re 
formen“ den Kapitalisten die „poll- 
tischen bzw, ideologischen Stützen 
ihrer ökonomischen Herrschaft ein- 
reißen (!)" — das existiert wohl 
mehr im „systemüberwindenden“ 
Wunschtraum des Artikelverfassers 
als „in der Realität”. 

Wie man sieht, enthält allein die- 
ser eine Absatz aus Kortes Artikel 
eine Fülle von tells unbewiesenen 
und teils falschen Behauptungen, 
Verkürzungen usw. Darin baut sich 
‚ber eine für seine weitere Argus 
tation wichtige „These“ auf, die wir 
kurz (man vergleiche noch einmal 
das Zitat) folgendermaßen zusam- 
menfassen können: 

Es besteht ein zunehmender 
Zwang zu staatlichen Eingriffen In 
den Verwertungsprozeß und zu Re- 
formen, die einerseits im Interome 
‚des Gesamtkapltals objektiv notwon- 
dig sind, die aber andererseits die 
‚ökonomischen Interemen der Kapl- 
talisten beeinträchtigen und die po- 
tischen bzw, die ideologischen 
Stützen Ihrer ökonomischen Hi 
schaft einreißen und die deshalb 
auch auf den entschledenen Wider- 
stand herrschender Kräfte stoßen, 


Forts, nächste Seite 


a 


Steh 
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‚Nun. verschlimmert sich. diese 
peinlich verzwickte Situation für 
die Kapitalisten laut Korte aber 
noch dadurch, daß „angesichts des 
negenwärtig notwendigen ‚Moderni- 
sierungsschubs‘ lediglich (1) eine re- 
formistische Arbeiterpartei (also die 
SPD; AK-Redaktion) imstande (I 
dem Staate eine von bornierten 
pital- und Gruppeninteresen aus- 
reichend autonome Machtbasls zu 
vermitteln ...* 

Der Schrecken hat für das Kapl- 
tal kein Ende, und man hört den 
heiß ersehnten Zusammenbruch der 
kapitalistischen Ausbeuterordnung 
förmlich schon an die Tür pocheı 
die SPD tut zwar „objektiv im Inte- 
rosse des Gesamtkapitals‘® das Rich- 
tige, aber sie reißt damit doch die 
Stützen der kapitalistischen Herr- 
schaft ein — und das Kapital kann 
sich nicht einmal mehr eine ande 
Regierung berufen, weil „lediglich“ 
die SPD als „reformistische Arbei- 
terpartei“ imstande ist, „dem Stı 
te eine von bornierten Kapital- und 
Gruppeninteressen ausreichend aıto- 
nome Machtbasis zu vermitteln‘, 
Die SPD in der Maske des Totengrä- 
bern des Kapitals, der sich als dessen 
Hausfreund eingeschlichen hat -das 
wird den sozialdemokratischen Füh- 
tern, die über ihr „Image“ in der 
Arbeiterklasse besorgt sind, sicher 
sehr gefallen. 

‚Aber ganz so schnell, wie man 
nach den vorherigen Darlegunge 
meinen könnte, ist es denn doch 
nicht zu Ende mit der Herrschaft 
der Bourgeoisie. Die Kapitalisten 
finden nämlich von unerwartete 
Seite Unterstützung, um ihrem 
Schicksal zu wehren. Die SPD macht 
‚nämlich in der Regierung die Erfal 
rung, daß „die bloße Wahlakklama- 
tion ‚einer unpolitischen Bevölke- 
rungsmehrheit, in keiner Weise aus- 
reicht, dem SPD-gefihrten Staats- 
apparat ausreichend Handlungsspiel- 
raum zur Überwindung einzelkapi- 
alistischer Reformwiderstände zu 
vermitteln (besonders deutlich am 
‚Scheitern der Bemühungen um eine 
Steuerreform). Denn jeder ernsthaf- 
te Konflikt zwischen Regierung und 
‚Kapital, der sich in irgendeiner Form 


‚er Artikel zu den Preissteige- 

in AK 29 enthält poli- 

tische Fehler. Da die Redak- 

tion in diesem Fall ihre Verpflich- 


tung zur politischen Kontrolle der 
Zeitung nicht erfüllt hat, ist das Fol- 
‚gende auch als Selbstkritik zu ver- 
stehen. 

Im Artikel wird ausgesagt, daß 
in den RgW-Ländern die Preise 
bil seien, im Gegensatz zu den kaj 
talistischen Ländern (RgW = Rat 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe, d.h. 
die revisionistischen Länder Osteu-‘ 
ropas), 

Diese Behauptung ist selbstver- 
ständlich falsch! Besonders deutlich 
wurde das, als sich im Dezember 
1970 die polnischen Arbeiter gegen 
krasse Preissteigerungen u.a. bei Le- 
bensmitteln zur Wehr setzen muß- 
ten. Die Revisionisten versuchten 
damals, die Massenbewegung zu un- 
terdrücken, indem sie auf Arbeiter 
schießen ließen. 

In vielen ReW. 
sich Preissteigerungen vor allem über 
den „Schwarzen Markt“ durch, der 
sich mehr und mehr ausbreitet, Dort 
werden zum Teil lebenswichtige Gü- 
ter gehandelt (z.B, frisches Gemüse), 
und zwar zu wesentlich höheren 
Preisen als den offiziell (estgesetz- 
ten. Das ist möglich, weil diese Gü- 
ter knapp sind, und weil auf der an- 
deren Seite: der private Sektor im 
Vordringen ist 

Speziell in der Sowjetunion ver- 
kaufen 1.B. die Bauern Ihre Lebens- 
mittel auf Märkten in den 
u erheblich höheren Preisen, 
in den staatlichen Läden ven 
werden — aber oft gar nicht zu ha- 
ben sind, 

Die Dehauptung von der angebli- 
chen Preisstabilität in den RgW-Län- 
dern zeigt, daß über diese Länder 
immer noch. Illusionen bestehen. 


‚ädten 


al, krisenhafte Entwicklung aus- 
drücken muß, gefährdet kurafristi- 
‚te Konsumchancen. Solange eine 
unpoitische Wählerschaft derartige 
‚Krisenerscheinungen der Regierung 
und nicht den Unternehmern selbst 
anlastet,tbleibt die staatliche Politik 
in eine Wachstums- und Stablliäts- 
koalition. zwischen Unternehmern 
und Wählern eingeklemmt." (Zitat 
au; Juso" 11/12, 1971, $. 22) 
und’ zwar um 10 mehr, als die unpo- 
Hitische Reaktionsweise der Massen 
vom Kapital manipulativ instrumen- 
talisert werden kann durch die Herr- 
schaft über wichtige Bereiche der 
Massenkommunikatio 

Von wem bekömmi das Kapital 
also unerwartete Schüfzenhllfe? 
Von der „unpolitischen Bevölke- 
rungsmehrheit‘ ‚also von den Arbei- 
tern und anderen Werktätigen! Die 
Regierung würde ja gern. einen 
„ernsthaften Konflikt" mit dem Ka- 
Pital ansteuern, wenn . „ja, wenn 
die „unpolitische. Wählerscha 
ese Schar von Tölpeln mit ihrer 
„unpolitischen Reaktionsweise“ der 
Regierung dabei nicht in den Rük- 
ken fallen würde! Die Regierung 
will dem Kapital.an den Kragen, 
aber die Massen lassen sich vom 
Kapital „manipulativ instrumentali- 
sieren“ gegen die Regierung! 


Nun ist es auch heraus, warum 
die SPD nicht so kann, wie sie will 
Nicht nur, weil ihre Reformen 
„durchaus’offen erkennbar an ka- 
Pitalistischen Interessenwiderstän- 
den und den Krisenmechhnismen 
des Systems scheitern“, wie Korte 
später noch schreibt, sondern weil 
die „unpolitische Wählerschaft“ die 
mit "Reformbemühungen verbunde- 
‚nen Krisenerscheinungen „der Re- 
‚gerung und nicht den Unterneh- 
mern selbst anlastet“. Kurz: die 
Massen sind schuld! Hier entpuppt 


sich hinter der Maske des „linken“ 
‚Sozialdemokraten waschechie klein- 
bürgerliche Arroganz. 


Wenn wir-die bisherigen Ergeb- 
nisse der Korteschen Untersuchung 


Dazu muß gesagt werden, daß unse- 
re Organisation an dieser Front bis- 
her nicht genügend gearbeitet hat 
(Untersuchungsarbeit — Schulung- 
Agitation und Propaganda). 

2. Als Antwort auf die Preisstei- 
gerungen lautet die Empfehlung des 
Artikels: „Nur Lohnerhöhungen 
gleichen die Preissteigerungen a 

Diese Aussage ist richt 
damit gesagt werden soll, daß die 
Arbeiter gegenwärtig den Kampf ge- 
gen Preissteigerungen nur auf dieser 
Ebene, durch den Lohnkampf füh- 
ren. Diese Aussage versperrt aber — 
so ausschließlich, wie sie im Artikel 
daß allein 
‚durch den Lohnkampf den Preisstei- 
gerungen natürlich nicht beizukom- 
men ist. 

Da die Kapitalisten den Klassen- 
kampf allseitig führen und über den 
Staat verfügen, können sie‘Lohner- 
höhungen auf’ vielerlei Art wieder 
„auffangen“, Solange die Arbeiter 
Sich — wie es heute der Fall ist — 
fast ausschließlich auf den Lohn- 
kampf beschränken, können sie al- 
lenfalls einen Abwehrkampf gegen 
das Kapital führen und bestimmte 
Maßnahmen der Kapitalisten (wie 
Preissteigerungen, Arbeitshetze, 
Steuererhöhungen) in ihrer Wirkung 
abschwächen, aber nicht aufheben. 
Das kann nur im politischen Kampf 
um den Sozialismus geschehen. 

In der Tondenz macht der Artk 
kei einen ähnlichen Fehler, wie er 
beim NRF Heidelberg p 
piell vertreten wird, wo 

80 kann es nicht weiterge- 
hen. Und die Arbeiter wien, der 
einzige Nebel Hiopt im selbständigen 
Kampf um den Lohn.“ („Arbeiter 
zeitung“, Juni 73). 

Ua. zu dieser Frage soll ein aus 
führlicher Artikel noch im näch 
AK folgen, 


„Zur Einschätzung der ‚Linksent- 
wicklung‘ der SPD“ zusammenfas- 
sen, so ergeben sich vor allem zwei 
Faktoren: ein obfektirer, der sich 
tendenziell gegen die Kapltal-Herr- 
schaft richtet und auf dessen Grund- 
lage die SPD ihre „Reformpolitik“ 
betreibt; und ein "nubjektiver, di 
„unpolitische Reaktionsweise” der 
Massen“, den das Kapital zur Stabi- 
lisierung seiner Herrschaft nutzt. 
Andererseits entwickelt sich in der 
SPD auch eine „Radikalisierung des. 
Reformismus rer Mitgliederbasis 
da „die Reformen. durchaus offen 
erkennbar an kapitalistischen Inte- 
tessenwiderständen und den Krise 
mechanismen des Systems sch 
ern“, Diese innerparteiliche Ra 
kalisierüng nimmt „konsequent eine 
anti-kapitalistische _ Stoßrichtung 
an“, wodurch sich wiederum „der 
(scheinbar nach Godesberg beigeleg- 
1e) Konflikt zwischen Kapitaleigen- 
tum und Partei" verschärft, , 

„Die SPD gerdt als Regierungs- 
Partei mit der Radikalisierung des 
‚Reformimus ihrer Mitgliederbasis 
in eine ambivalente Situation: 

‚Einerseits muß se zur Durchset- 
zung der radikalisierten Reformvor- 
"haben und Planungsinteressen eben- 
30 wie in den verschärften Wahl- 
kämpfen die lohnabhängigen Ma: 
sen gegen Kapitalangriffe und 
derstände zunehmend entschiedener 
mobilisieren; 

andererseits verbleibt sie, solan- 
ge sie staatliche Funktionen im 
Kapitalismus ausübt, den Hand- 
lungszwängen kapitälitischer Kri- 
senvermeidung notwendig unter- 
worfen. 

Und es ist „vorauszusehen, daß 
die Partei sich auch in Zukunft in 
diesem Zwiespalt bewegen wird — 
mit der Tendenz, konsequente Mo- 
bilisierungsaktionen gegen die Ka- 
pitalherrschaft eher aufzufangen 
und (als „riskant”) zu vermeiden, 
als solche Aktionen zieistrebig selbst 
in die Wege zu leiten.“ 

(„riskant” — weil die „unpoli- 
tische Wählerschaft” die \Krisen- 
erscheinungen der Regierung ...an- 


astet”? 2.1) 
Zum Schluß folgert Korte: 
‚Solange die Ökonomische 


Machtstruktur der bestehenden Ge- | 


sellschaft nicht durch eine breite 
Massenbewegung aller Teile der Ar- 
beiterklasse von der Basis her auf- 
‚gebrochen wird, kann (1) die SPD 
als die moderne ‚Staatspartei‘ des 
hochkonzenrierten Kapitalismus 
deshalb. ihre objektive Funktion 
als ‚Grenzträger _kapltalistlscher 
Herrschaft‘ nicht überwinden.” 

Also: zuerst mal muß eine „brei- 
te Massenbewegung” (spontan? ) 
entstehen, damit die SPD ihre bis- 
herige Rolle als Partei des Kapitals 
überwinden „kann” und zu einer 
antikapitalisischen, sozialistischen 
Partei werden „‚kann”. 

Das reiht sich in die Argumen- 
tations-Kette von Korte ein. Er 
gcht ja davon aus, daß die „unpo- 
litische Bevölkerungsmehrheit”” ein 
wesentliches Hindernis ist, daß die 
SPD davon abhält, eine Konfron- 
tation mit dem Kapital zu „wagen”. 
Die SPD_.ist „eingeklemmt”, (1) 
An, eine, „Stabilitätskonlikion (1}) 
zwischen Unternehmern und Wäh- 
lern”, wie Korte waghalsig schreibt. 
‚Also muß die SPD erst mal raus aus. 
dieser „Klemme", die’Massen müssen 
erst einmal damit aufhören, so ver- 
dammt unpolitisch zu sein, und 
‚dann wird schon alles gut werden 
mit der SPD. 


Die geschichtliche Erfahrung 
zeigt, daß eine breite Massenbe- 
wegung der Arbeiterklasse durch- 
aus nicht dazu führt, daß die SPD 
als Partei (und garals Regierungs- 
partei) vom Kapital abrückt. 

Zweifellos gab es 1918 eine sehr 
breite Massenbewegung der Arbei- 
ter. Weit entfernt davon, sich auf 
diese Massenbewegung zu stützen, 
verbündete sich die SPD umso enger 
mit dem Kapital. Es ist bekannt, 
‚daß die SPD aus Angst vor der so- 
zilistischen Rätebewegung lieber 
‚jene Kräfte zu Hilfe rief (Freikorps), 
die dann auch der bürgerlichen Re- 
publik schließlich den Todesstoß 
versetzen sollten. 

Es ist eben durchaus nicht so, 
daß die SPD bloß auf eine Massen- 
bewegung wartet, umendlich 
die Rückendeckung für eine Kon- 
frontation mit dem Kapital zu er- 
halten. Im Gegenteil: nichts fürch- 
tet die SPD mehr als eine Massen- 


bewegung. 


Familien- Streit 


Zweifellos führt die Verschär- 
fung der Widersprüche und der 
Klasenkämpfe zur Herausbildung 
einer viclgestaluigen 
der SPD. Ea’hat nich gezeigt, da 
hieraus größere Abspaltungen her- 
(Spartacus-KPD, 
keinesfalls eine 
„Machtübernahme" durch die Lin- 
ken. Ein solches Ziel ist völlig 
illusorisch, gibt den innerparteili 
chen Auseinandersetzungen eine 
falsche Stoßrichtung 

Nehmen wir die SPD, so wie sie 
heute ist. Der Anteil der Arbeiter 
an den Neuelntritten nimmt stän- 
dig ab, die SPD kann derzeit kaum 
noch als Arbeiterorganisation be- 
zeichnet werden (hinsichtlich ihrer 
Mitgliederstruktur). Nun mögen sich 
die Jusos und andere SPD-,Linke’ 
bemühen, in stürkerem Maß Arbei- 
ter für die SPD zu gewinnen, Da 
stellt sich dann aber doch die Frage, 
weichen Sinn es hat, erst der SPD 
(und das heißt doch zunächst vor 
allem auch der Parteiführung) die 
Hasen in die Küche zu treiben, um 
dann (vielleicht ingendwann 
einmal) diese Arbeiter im Rahmen 
der SPD für den Sozialismus zu ge- 
winnen, statt gleich eine selb- 
ständige sozialistische Agitation und 
Propaganda gegenüber der Arbeiter- 
klasse aufzunehmen. 

Was ist die Funktion des Artikels 
von Korte? Er reiht sich ein in die 
prinzipielle Polemik des SB („links") 
gegen jede selbständige sozialisti- 
sche Organisierung. Oft kommt die- 
se Polemik in der super-,linken", 
antkautoritären Maske unter Schlag- 
worten wie „Selbstorganisation", 
„Basisorganisation“ u.ä. Die Kehr- 
üölte des „Junusköpf“ des SB ist 
bei Korte die Beschönigung der 
SPD. Nichts mehr von schönen 

‚Basisorganisation”, 

Hinweis, daß wir 
keine selbständige Partei des Pro- 
Ietariats brauchen, weil alle. Ziele 
sich erreichen lassen durch die Ar- 
beit innerhalb der SPD, durch deren 
allmähliche Entwicklung nach links. 
Das zeigt, daß hier — unter aus- 
wechselbarer Bühnenausstattung — 
prinzipiell das Geschäft der SPD 
besorgt werden soll. = 


Anfang Juni hat sich der Zirkel 
block NRF Heidelberg/KB Bremen 
umbenannt in „Kommunistischer 
Bund Westdeutschland“. 

„Schwerwiegende Differenzen“, 
die bisher „nicht endgültig geklärt 
werden könnten, sind dabei über 
die Einschätzung der Klassenkampf- 
situation in Westdeutschland aufge- 
treten. Die Zeitung „Wahrheit“ des 
KBB (MaiJund hatte wenige Wochen 
vor der Umbenennung „Thesen zur 
Taktik der westdeutschen Kommu- 
nisten” veröffentlicht. Dieses The- 
senpapier wurde von der Umbene: 
nungskonferenz mehrheitlich zu- 
rückgewiesen, ohne daß die Bremer 
Genossen von der Falschheit Ihrer 
Vorsiellungen überzeugt werden 
konnten. 

‚Auf den Inhalt der Ausenander- 
setzung innerhalb des Zirkelblocks, 
die jetzt zutage getreten ist — wie 
auch Anfang 73 die Differenz in 
der Frage der Gewerkschaftsarbeit — 
wollen wir voraussichtlich im näch- 

ARBEITERKAMPF ausführli- 
cher eingehen, wenn uns mehr Ma- 
serial dazu vorliegt. 

Die Widersprüche, die zunächst 
Anfang 73 um die Gewerkschafts- 
arbeit und nunmehr um die „Taktik 
der westdeutschen Kommunisten“ 
offener ausgebrochen sind, lassen 
sich bis vor die Anfänge der Zusam- 
menarbeit zwischen NRF und KBB 
(Anfang 72) zurückverfolgen. Ber 
in dem unterschledlichen Auftreten 
von NRF einerseits und KBB ande- 
rerseits während der Metaltarifrunde, 
TI sind diese Widersprüche klar zu 
erkennen 

Dennoch sind diese Differenzen 
zunächst. einmal kunstvoll verklei 
stert worden, Jedenfalls wurden sie 


Umbenennugs-Konferenz des Zirkelblocks 


nicht zum Gegenstand einer offenen 
‚Auseinandersetzung vor der kommu- 
nistischen Bewegung gemacht. Zwaı 
wurde ständig in öligen Worten die 
Notwendigkeit offener Auseinander. 
seizungen scheinheilig beschworen; 
geführt wurde diese Auseinanderset- 
zung aber nicht. 

Es nützt auch nicht 


wenn die 


dummfrech 
Luxemburg anfügen, in dem es wa. 
höchst zutreffend heiß. 


daß die freie und offene Kr 
Iebhafte Meinungsaustausch, das rege 
geistige Leben gerade die Existenz- 
bedingung, die Lebenshuft für die 
moderne Arbeiterbewegung ist.” 
Das wagen dieselben Leute zu 
zitieren, die bis zum Außersten 
einer offenen Auseinandersetzung 
mit ihren Heidelberger „Freunden“ 
aus dem Weg gegangen sind,und die 
gegenüber dem KB. ihre Polemik 
vorwiegend auf Verdrehungen und 
Fälschungen aufgebaut haben. 
Weniger gedrechselte Worte und er- 
bauliche Zitate, ‚stattdessen ‚eine 
offene und ehrliche Auseinandersat- 
zung um die Grundfragen der kom- 
munistischen und _Arbeiterbewe- 
zung 
Tatsächlich ist eine einheitliche 
Einschätzung der gesellschaftlichen 
n Voraussetzung für das ein- 
heitliche Handeln in einer gemein- 
samen Organisation. Stattdessen hat 
sich der Zirkelblock darauf konzen- 
matische“ Platt 
heiten von fast zeitloser Schönheit 
und Gültigkeit zur Basis seiner 
Kinhelt” zu machen - in der Mach 
Art, daß die BRD ein imperialistischen 


Land ist, daß die proletarische Revo- 
lution unausbleiblich ist, daß. des 
Opportunismus bekämpft werden 
muß und andere schöne Schnacks. 
Im Gegensatz zu der marktschrei- 
erischen Ankündigung dieses „Pro- 
gramms“ als ganz großer Knüller 
leisten solche Plattheiten überhaupt 
nichts für die Einheit der Kommu- 
nissen. Das wird daran deutlich, daß 
sich überhaupt erst jetzt — nach 
weit mehr al einjähriger Zusammen- 
arbeit und n a ch Gründung einer 
einheitlichen Organlsation — die Ge- 
nomen über Ihre unterschiedliche, 
Einschätzung der gesellschaftlichen 
Situation zu streiten beginnen. 
Wie jetzt die Auseinanderset- 
zung im Zirkelblock geführt werden 
soll, ist auch interessant. Selbst die 
„Rote Presse'“ der Hamburger SSG 
(Sympathisanten des NRF) moniert 
den Diskusionsstil auf der Um- 
ihrer 
war, 
die Bremer Genossen ihre Fehler er“ 
‚kennen zu laen“ 
Weiter ist zu erfahn 
frisch gewählte ZK den 
nistinchen Dhunden Westdeutschland“ 
nich - darum. ‚kümmern will, „den 
Kampf um die Durchietzung der 
richtigen Linie in der Bremer Orts 


au führen” (nach 


erein fest, jetzt muß 
ur‘ noch In der Bremer‘ 
(die zahlenmäßig bei weitem 
und vor allem die am meisten im 
verankerte Gruppe 
KBW überhaupt!) „durchgeset 
werden. Das wird abet unserer Ein 
schätzung nach ein Brocken werden, 
an dem sich das „ZK” verschlucken 
könnte, 


tumswohnungen verschwinden sol- 
len. 

Knapp einen Monat nach der 
brutalen polizeilichen Räumung des 
von Jugendlichen seit dem 19. April 
besetzten Hauses E khofstraße 39 
im Morgengrauen des 24. Mai kon- 
statierte die „Morgenpost” zynisch 
„Tränen des Glücks” in den Augen 
er Familie, „die in einer woichen 
Wohnung für begrenzte Zeit woh. 
nen darf”. 

Mit solch offener sozialer Dema- 
gogie, in der die auflagenstärkste 
SPD-Zeitung (verkaufte Auflage 
244.000) Springers „Bild“ in nichts. 
nachsteht, wurde ein bezeichnender 
Schlußstrich,.. unter den jüngsten 
„Skandal“ um die Ye „Mor- 

!” gezogen: Fine unter un- 
Zangen von der Wohnungsnel be- 
troffenen Arbeiterfamilien bekam 
vorübergehend eine menschenwürdi- 
ge Bleibe - nur, weil das SPD-Blatt 
das von einigen fortschrittlich-übe- 
ralen Morgenpost-Schreibern ange- 
kratzte Image der Sozialdemokratie 
und der mit ihr verbundenen Orga- 
ne (Senat, Bewobau, Polizei) pflicht- 
schuldigst wieder aufpolieren woll- 
ie. 

Entlassurig von zwei _ 
Redakteuren 

Denn im Gegensatz zu Springers 
„Bild“, die die Besetzung des Hau- 
- 39 weidlich zus- 
‚schlachtete, um die beteiligten Ju- 
endlichen als „kriminelle Elemen- 
te“ zu diffamieren, hatten sich eink- 


tischen Motive der Hausbesetzer 
zu erklären und den Polizei-Einsatz 


dakteur Bodo Grosch, in dem sie 
die Berichterstattung über die Ek- 
hofstraße zum Anlaß nahmen, sich 
vom „zunehmenden Linksdrali“ der 
„Morgenpost“ zu distanzieren. 

Am darauffolgenden Wochenen- 
de nahm der Betriebsratsvorsitzende 
der „Morgenpost” und stellvertre- 
tende Lokalchef, SPD - Mitglied 
Wehrhart Otto, seinen Hut. Partei- 
und Verlagsspitze hatten ihn in 
einem Gespräch dazu bewogen. Der 
Anlaß: Otto hatte am Abend vor 
der Räumung des Hauses Ekhofstra- 
fe 39 per Telefon einige ihm per- 
sönlich bekannte Hausbesetzer über 
die bevorstehende Polizeiaktion in- 
formiert, „um ein Blutbad zu ver- 
meiden“. Die in verschlüsselte Form 
(„Ich pack’ die Badehose ein und 
fahr an die Ostsee“) im Beisein von 
Kollegen durchgegebene Vorwar- 
nung bezahlte er mit dem Rücktritt 
vom Posten eines unkündbaren (!) 
Betriebsrates. Seine Begründungen 
waren widersprüchlich. Einmal gab 
er vor, daß ihm die politische Linie 
des Blattes nicht mehr passe, zum 
anderen betonte er, durch seine 
Einzelaktion die politisch begrün- 
deten Kündigungen von Conradi 
und Irle nicht in Mißkredit bringen 
und den Betriebsrat nicht in einer 
so kritischen Situation in seiner Ar- 
beit behindern zu wollen. 

‘Solch wohllönende politische 
Phrasen können jedoch nicht be- 
mänteln, daß er seine Kollegen in 
einem entscheidenden Moment im 
Stich gelassen hat. Völlig 
'von den ersten beiden Kündigungen 
hatte die Redaktion auf die Unter- 
stützung ihres Betriebsratsvorsitzen- 


Spiel mit verteilten Rollen 


fang Juni veröffentlichte.die 
„NEUE HEIMAT in den großen 
Hamburger Tageszeitungen 
‘eine ganzseitige Darstellung. „zum 
Thema Ekhofstraße“, in der es an- 
‚geblich darum geht, „den tatsächli- 
chen Ablauf der Ereignisse und das 
Verhalten ihrer Tochtergesellschaft 
Bewobau einmal chronologisch in 
der Öffentlichkeit darzustellen“, 


HEIMAT zu dieser aufwendigen „In- 
formationsoffensive‘“ genötigt, weil 
‚der Unmut der Bevölkerung über die 
Diffamierung der Hausbesetzung als 
Aber nicht nur das. Die gewaltsame 
und brutale Räumung der Ekhof- 
ge Zusammenspiel und die Interes- 
‚senverflechtung zwischen der NEU- 
EN HEIMAT, dem SPD-Senat und 
‚der Polizei vor Augen geführt. Es 
Fee dach 
ae ng 

aan 
an ae 
die Absicht der NRUEN-HEIMAT- 
Im Fall „Sanierung vorgesplegelt 


wird: „Sanierungsbedürftigkeit fest- 
gestelli” — „Hansestadt an Sanie- 
rung interessiert” — „Gespräch der 
Baubehörde mit der "Bewobau' 
„Amt für Wohnungswesen stellt Er- 
satzwohnungen für Altmieter be- 
rein” usw, 

Tatsache ist jedoch; ‚daß die 
grundsätzliche Interessensgleichheit 
zwischen den verschiedenen Gesell- 
schaften, Behörden usw, auch durch 
personelle Verflechtung abgesichert 
Ist — und daß schon allein diese per- 
sonelle Verflechtung das „Spiel mit 
verteilten Rollen“ entlarvt. Dazu ei- 
ige Beispiele 

Die Baubehörde ließ durch die 
„Gesellschaft für Wohnungs- und 
Siediungswesen‘“ (GEWOS) die „Sa- 
nierungsbedürftigkeit‘“ des Geländes 
in Hamburg-Hohenfelde feststellen, 


Schwestergesellschaft der 
NEUEN HEIMAT bzw. BEWOBAU, 
‚die das „sanierungsbedürftige“ Ge- 
biet aufgekauft hat. Hinzu kommt, 
daß 4 Angestellte der Baubehörde 
das Gutachten als „Nebenarbeit“ in 
‚der GEWOS mitangefertigt haben. 
Eine Schmierenkomödie zog der 
SPD-Bürgerschaftsabgeordnete John 
Leiding am 2%, September letzten 
Jahres ab: Mit gespielter Naivität 
fragte er nach den Gründen, die bei 
der geplanten Btadterneuerung am 
Graumannsweg zu „Schwierigkeiten 
mit den Mieter" geführt hätten, 
Schmierig deshalb, weil er als Vor. 
iwender des Baususschumes der 
Jamburger Bürgerschaft genau über 


Die Arbeit des Betriebsrates in 
dieser kritischen Lage sah so aus, 
daß er offen mit Kapitalisten-Argu- 
menten auftrat. Er versuchte, die 
Differenzen intern zu bereinigen 
mit der Begründung, eine Diskussion 
des Krachs in der Öffentlichkeit 
schade der Auflage und gefährde 
0 die Sicherheit von 1.000 Arbeits- 
plätzen. Dieses Argument sollte Ie- 
diglich von der zunehmend reaktio- 
nären und unpolitischen Berichter- 
stattung der „Morgenpost“ ablen- 
ken. 


Illusionen über die SPD 

Schon im März 1972 reichten die 
Ressorts Politik und Magazin ge- 
schlossen ihre Kündigung ein, weil 
unter dem damaligen Chefredakteur 
Wolf Heckmann das Blatt weitge- 
hend entpolitisiert wurde. Ihr Pro- 
test blieb aber folgenlos, weil er 
sich im internen Kampf um redak- 
onelle Mitbestimmung erschöpfte 
und nicht die politischen Ursachen 
des „Morgenpost“-Kurses bloßlegte. 

Einige Versuche, die Auseinan- 
dersetzungen in die Öffentlichkeit 
zu tragen (Protestversammlung der 
zur IG Druck und Papier gehörigen 
Deutschen Journalisten Union, dju) 
hatten nur den Effekt, daß Heck- 
mann, weil er das Geschäft der Ent- 
politisierung nicht geräuschlos genug. 
abwickelte, vom obersten SPD-Zei- 
tungspräsidenten Alfred Nau ge- 
schaßt und durch Bodo Grosch er- 
setzt wurde. 

Kurs der „Morgenpost“ hat 
sich dadurch nichts geändert. Und 
daß Grosch das Gleiche wie seinem 
Vorgänger blüht, wenn es ihm nicht 


wissen mußte. Zudem verbinden ihn 
verwandtschaftliche _ Beziehungen 
zur NEUEN HEIMAT: Sein Bruder 
Hans Leiding, SPD-Abgeordneter bis. 
1966, ist Prokurist in der Zentralver 
waltung der NEUEN HEIMAT, und 
außerdem SPD-Deiegierter in der 
Deputation der Hamburger Baube- 
hörde, einem _parlamentarischen 
‚Gremium, das über alle Hamburger 
Bauvorhaben informiert wird. 
Weitere Beispiele personeller Ver- 


Mechtung zwischen der NEUEN 
HEIMAT und der SPD-Bürger- 
schaftsfraktion bzw, dem Senat 
sind, 

Adalbert Höhne, amtierender 


SPD » Bürgerschaftsabgeordneter 
und gleichzeitig Geschäftsführer 
der NEUEN HEIMAT NORD 
Wolfgang Vermbrock, Vorstands- 
mitglied der NEUEN HEIMAT 
und gleichzeitig Deputierter der 
Finanzbehörde, (die sich mit Fi- 
manzierungen von Bauvorhaben 
befaßt) und Deputierter der Be- 
hörde für Wirtschaft und Verkehr 
(die über gewerbliche Aspekte 
bei Bauplanungen mitredet) 
Oswald Paulig, SPD-Landesvorsit- 
zender und gleichzeitig im Bei 
der NEUEN HEIMAT" 
Herbert Weichmann, früherer 
SPD-Bürgermeister und ebenfalls 
im Beirat der NEUEN HEIMAT, 
Hans Saalfeldt, SPD-Bürger- 
schaftsabgeordneier, Kreisvor 

‚zender des DGB und Mitglied im 
wfsichtsrat der Ni 

Aue /EUEN HEI 

Heinz Scholz, SPD-Bürgerschafts- 

abgeordneter, Kreisvorsitzender 

der IG-Metall und ebenfalls im 

Aufsichtsrat der NEUEN HEIL 


‚die Pläne der MBWOBAU bescheid 


‚mit dem Ortsvorstand der Hambur- 
ger dju gemeinsam herausgegebenen 
Flugblatt gegen ‚die Kündigungen 
mit der Stoßrichtung, daß so etwas 
mit einem Redaktions-Statut nicht 
passiert wäre. 

Dabei haben alle bisher statuten- 
mäßig verankerten Mitbestimmungs- 
wersuche in der Praxis gezeigt, daß 
sie nur so viel wert sind wie das Pa- 
pier, auf dem sie stehen. Denn in 
den entscheidenden _Interessens- 
Konflikten zwischen Arbeitern und 
‚Angestellten einerseits und Unter- 
nehmern andererseits finden letzie- 
ie hinreichende Möglichkeiten, sol- 
che Statute außer Kraft zu setzen. 
Und da macht auch die SPD keine 
Ausnahme. 

Die Jusos und ihnen nahestehen- 
de gewerkschaftlich organisierte 
Journalisten vertreten die Auffas- 
sung, daß die Morgenpost“-Affäre 
die Unfähigkeit der gegenwärtigen 
'SPD-Führung beweise, ihre „an sich 
fortschrittlichen medienpolitischen 
Vorstellungen“ durchzusetzen. Mal 
‚ganz abgesehen von der Begrenzt- 
heit desSPD-Konzeptes zur Medien- 

politik beinhaltet diese Auffassung 
schon dort ülusionäre Voraussetzun- 
gen, wo sie der SPD-Führung zwar 
die Fähigkeit abspricht, aber ihr 
Beichzeitig, ‚zur Durch- 
setzung einer fortschrittlichen Mit- 
bestimmung zubilligt. Von da an 
ist es dann zwar eine logische (aber 
‚eben nicht den tatsichlichen Ver- 
hältnissen. entsprechende!) Schluß- 
folgerung, daß bei genägendem 
„Druck von der Basis“ auf alle 
SPD-Gremien, vom Landesparteitag 
über die Medienkofnmission bis zum 


schließlich Heinz Ruhnau, der als. 

Innensenator mit dem Einsatzbe- 

fehl für die Polizei nicht nur die 

Interessen der NEUEN HEIMAT 

und zahlreicher Parteifreunde 

schützte, sondern auch seine eige- 
nen: er ist Aufsichtsratsmitglied 
der NEUEN HEIMAT NORD. 

Die Reihe ließe sich fortsetzen. 
Aber es genügt, um die Argumenta- 
tion von den angeblich „voneinan- 
r unabhängigen Gruppen“ der LO- 

zu überführen. Im Kapitalismus 
sind die ökonomischen und die po- 
litischen Machtträger auch personell 
derart untereinander verfilzt, daß sie 
‚ein größtmögliches Zusammenspiel 
gegen die Interessen der Bevölkerung 
gewährleisten. 

Die aufgeführten Beispiele lassen 
aber auch erahnen, warum es mit ei- 
‚nem Mal möglich war, auf so unbd- 
ikratische Weise (und zum Nie, 
halten des Protestes!) 80 Sozialwoh- 
nungen für die vertriebenen Altmie- 
ter zur Verfügung zu stellen, wo 
‚doch allein in Hohenfelde 1500 be- 
dürftige Familien seit langem auf ei- 
ne Wohnung warten. 

Kommen wir abschließend aber 
noch zu einem anderen Punkt in der 
Presse- Darstellung“ der NEUEN 
HEIMAT. Es seien „Sozialwohnun- 
gen von Anfang an geplant” gewe- 
sen, heißt es dort — und die NEUE 
HEIMAT beklagt sic 
dies „in der Bericht 
verschwiegen worden“ sei 
hatte Norbert Tietz, Geschaftsführer 
der BEWOBAU, noch vor einigen 
Wochen den Vorschlag der Mieter- 
initiative Hohenfelde, für die gekün. 
digten Mieter Sozialwohnungen zu 
bauen, folgendermaßen beantwor 
tat; „Der Bau von Sozialwohnungen 


MAT, 


ist für uns eine Frage der Kosten” 


binden. Auch die in anderen Zei- 
tungsbetrieben' unter den Beichen 
Zwängen arbeitenden Kollegen wer- 
den so in dem Trugschluß bestärkt, 
daß die SPD Vorreiter sein könne 
für eine grundlegende Veränderung 
ihrer Situation. 

Im Einsatz für die Realisierung 
derartiger Ilusionen werden Aktivi- 
ten ganz im Sinne der SPDSpitze 
fehlgelenkt und die wahren Ursa- 
chen verschleiert. Denn die SPD hat 
sich keineswegs als unfähig erwie- 
sen, ihre al Vorstellun- 
gen durchzusetzen, wie die Ausein- 
andensetzungen bei der „Morgen- 
post" zeigen. Sie hat ihre auf Kri- 
iklosigkeit gegenüber dem kapitali- 
sischen Staat zielenden Interessen 
im Gegenteil rigoros und systema- 
isch durchgesetzt. 

Im Frühjahr 1974 finden in Ham- 
burg die Bürgerschaftswahlen statt. 
Deshalb will die Hamburger SPD 
es sich nicht leisten, daß ihr Partei- 
Organ Praktiken enthüllt, die den 
Lesern klarmachen könnten, wie 
fadenscheinig der sozialdemokrati- 
che Anspruch ist, die Interemen 
der Arbeiter gegen die des Kapitals 
zu vertreten. 

Mit dem eingangs geschilderten 
Beispiel der Verschleierung sozialer 
Mißstände soll deshalb die im Zu- 
summenhang mit der Hausbesetzung 
in der Ekhofstraße laut gewördene 
Kaltik „korrgert“ werden — als Bei- 
(rag zur Vorbereitung der SPD, sich 
im kommenden Jahr wieder das. 
„Vertrauen der Wähler“ zu holen.) 


Wohl ungewollt hat Tietz damit 
selbst den Schleier der Demagogie 
gelüftet, der über dem ganzen „sozk 
alen Wohnungsbau" lastet: daß die- 
ser nämlich nicht danach bemessen 
wird, weiche Bedürfnisse die Men- 
schen haben, sondern wie alles in 
der kapitalistischen Klassengesell- 
schaft danach, welche Kosten er 
verursacht, sprich: welche Profite er 
‚einbringt. Aber es hätte eigentlich 
auch nicht mehr dieses Eingeständ- 
isses von Tietz bedurft. Denn diese 
Tatsache lt sich auch am allgemel- 
men Rückgang des „sozialen Woh- 
‚nungsbaus” zugunsten des Baus von 
Eigentumswohnungen und Projek« 
ten % la Kongreßzentrum ablesen: 
„Die Zahl der Sozlal-Neubauten ,.. 
Mackte von 1959 bis 1970 von 
301.000 auf 134.000 ab. Der An- 
teil der Sozialbehausungen rutschte 
In der gleichen Zeit von $1 auf 28 
Prozent.“ 
(SPIEGEL „Nr. 45/1972) 

Auf diesem Hintergrund zeigt 
sich das Versprechen der NEUEN 
HI MAT, in Hohenfelde unter an- 
‚derem doch Sozialwohnungen bauen. 
zu wollen, ala Versuch, der zuneh- 
menden Kritik an der kapitalisti- 
schen Wohnungspolitik die Spitze zu 
brechen, Außerdem bleibt völlig of- 
fen, ob die Herren von der NEUEN 
HEIMAT ihr Versprechen nicht 
‚noch bis zum endgültigen Bau in der 
Versenkung verschwinden lamen 
‚oder aus irgendwelchen „rationellen. 
Gründen” zurücknehmen. Mit bien- 
‚denden Versprechungen sind kapita- 
istische Geschäftsführer und bürger- 
liche Politiker noch nl wein song 
ven 
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von fünf Resorteitern an Chefre- betroffen sind. auch Hamburger Jusos in einem Jusos immer-wieder an die SPD mi 


in seltsames Flugblatt lande- 
te bei unserer Redaktion. Es 
zeigt oben die vertrauten 
fünf Köpfe: Marx, Engels u 
Mao’s Kopf ist mit zwei 
dicken roten Balken durchkreuzt. 
Das läßt Unheil ahnen. Und so 
ist es denn auch. Da wird in übel- 
ster Weise gegen China vom Le- 
der gezogen: der ganze Indochina- 
Krieg, sel nur entstanden, weil Mao 
anderen Völkern seine Ideen auf- 
zwingen wolle; auch am Faschismus. 
in Indonesien sei China Schuld; 
‚China habe die Palästinenser zum 
bewaffneten Kampf aufgehetzt 
usw. usf. — Offen provokatorisch 
wird schließlich behauptet, „chine- 
sische Instrukteure” hätt 
Herausgeber des Flugblattes befeh- 
len wollen, sich mit der westdeut- 
schen Bourgeoisie zu verbünden. 
Das alles, so wie es da steht, hat 
‚auch mit Trotzkismus oder Anar- 
(chismus oder sonst einer „linken” 
Verwirrung absolut nichts mehr zu 
tun — das sind vielmehr genau die 
‚Worte und „Argumente” der Sow- 
‚jet-Revisionisten und ihrer Nachbe- 
ter gegen China. Hier soll vorhan- 
dene Kritik an einigen Zügen der 
(chinesischen, Außenpolitik auf die 
ionistischen Mühlen gelenkt 
Eine klare Provokation! 
'n wem ist der Mist? Ir- 
‚gend ein „revolutionärer Bund” 
steht oben drüber. Kennt keiner, 


Wenige werden heute noch wis- 
sen, wer dieser Ackermann ist. Da- 
bei’hat er vor einigen Jahren, sozu- 
sagen an der Wiege der westdeut- 


Ein 
Clown 
schminkt 
ah 


Le n „| BE BEN Ben ine 


bedeutende” Rollo gespielt. 


‚der DDR, 
hat nach eigenen Angaben dort fürs. 
MfS (Ministerium für Staatssicher- 
heit) gearbeitet. Im April 1967 
gründete Ackermann in einem 
schaurigen Happening mit dem 
Gastwirt Werner -Heuzeroth eine 
sogenannte „Freie. Sozialistische 
Parteii/ML” (FSP/ML), Also 20 
Monate, bevor in Hamburg Ende 
1968 die Gründung der „KPD/ML” 
über die Bühne ging. Beide „Par- 
teigründer”" hatten keine Verbin- 
dung zur Arbeiterbewegung, nie- 
mand hatte vorher von ihnen ge- 
hört, ihr Auftreten war das poli- 
tischer Deppen. 

Was ausgerechnet diese beiden 
veranlaßt hatte, die erste „ML"- 
Partei der BRD zu gründen, war 
nicht zu klären. So lag schon da- 
mals der Verdacht nahe, daß Kräfte 
im Hintergrund bemüht waren, sich 
mit einer möglichst frühen „Partei- 
gründung” in die sich gerade erst 
entwickelte Kommunistische Bewe- 
gung einzuschalten und sie von 
vorneherein in ein bestimmtes 


Fahrwasser zu lenken, sie auf den 
i 


‚Horror-Trip eines fruchtlosen und 
abschreckenden Schwadronierens 
und sektiererischer Mätzchen zu 
lenken. Das verlief zunächst nicht 
‚ohne Erfolg. 

‚Als der Herausgeber des seit 
Juli 1967 erscheinenden „Roten 
Morgen” zur Gründung der KPD/ML 
rief, war der ewig agile Ackermann 
wieder vorneweg: 

Es waren Ackermann und 
Heuzeroth, die zusammen mit 


Aust im Frühjahr 1968 en- 
thusiastisch auf eine „Partek 
gründung” drängten, als kom- 
munistische Genossen die Fol- 
gen einer leichtfertigen 
teigründung” ins Blaue schon 
damals richtig einschätzten 
und entschieden davor warn- 
ten, 
Es waren Ackermann und 
Heuzeroth, die Aust im Som- 
mer 1968 dabei unterstütz- 
ten, einen proletarischen Ge- 
nossen, ehemals langjähriger 
KPD-Funktionär, al 
ten der Revisionisten” 
diffamieren und abzuschies- 
sen, nachdem dieser Genosse 
kurz. zuvor zum politischen 
Leiter der Gruppen um den 
„Roten Morgen” gewählt 
worden war. 
Zum Dank für seine „Verdienste” 
gelangte Ackermann bei der Grün- 
dung der „KPD/ML” sogleich ins 
„ZK". Hamburger Genossen, die 
Sich im September 68 von Aust ge- 
trennt hatten, „weil die Bewegung 
in den-Sumpf führt”, warnten da- 
mals: 
„Welche Arbeit ist in den „Roter- 
Morgen”-Gruppen bisher geleistet 
worden, die die Beanspruchung des 
‚ehrenvollen Titels „legitime Nach- 
Tolgerin der revolutionären Partei 
Karl Liebknechts, Rosa Luxemburgs. 
und Ernst Thälmanns" (so wört- 
lich im „Roier Morgen”, Januar 
1969) auch nur entfernt rechtferti- 
‚gen würde? Lügen wir uns doch 
nicht in die Tasche, wir kennen ja 
die Situation aus eigener Anschau- 
ung! 
x gibt keinerlei politische Schu- 


nn m 


In der letzten Ausgabe des ARBEITERKAMPF wurde von einem Vernich 
des Verfassungsschutzen berichtet, Spitzel gegen die Hamburger Gruppe 
des KB anzuwerben. Von einem ähnlichen Vorfall berichten auch unsere 


X 7 or einigen Monaten verswec 
ten zwei Beamte des Verfas- 


Bremerhavener Genossen. 


sungsschutzes, einen Bremer- 
havener Jugend-Funktionär der IG 
Druck und Papier alk Spitzel gegen 
den KB anzuheuern, Die Beamten 
fragten den Kollegen, ob er bereit 
sel, seinen „Pflichten als Staatsbür. 
ger“ nächzukommen und erläuter- 
ten ohne Umschweife, was sie da- 
unter verstehen: der Kollege sollte 
sich bemühen, als Mitglied in den 
KB aufgenommen zu werden und 
in das „Zentrum der Organisatlo 
einzudringen, um »0 dem Verfus- 
sungsschutz Informationen aus er- 
ster Hand zu beschaffen, Auf den 
Einwand des Kollegen, daß dies we- 
‚geh seiner allgemein bekannten po- 
Nischen Gegnerschaft zum KB un- 
möglich sei, wurde ihm 
dann eben als „aufrechter 
schafter“ an den KB heranzufrs 
Diese Art Wahrnehmung staatsbi 
gerlicher Pflichten sollte nicht un- 
honoriert bleiben. Schon für eine 
Liste mit einigen Namen von Ki- 
Genossen hätte es Geld gegoben. 
Der Versuch scheiterte an der 
ehrlichen demokratischen Gesin- 
mung des Kollegen. 
or Vorfall steht nicht allein, 
Verschiedene polizeiliche Organe 
‚der Kapltalistenklasse versuchen mit 
vielfältigen Methoden, kommunist 
sche Organisationen auszuleuchti 
ine kommunistische Organisation, 
die sich dagonen nicht in erster Li. 
nie politisch-ideologlsch, aber auch 
organlsstorisch absichert, würde 


höchst verantwortungslos handeln. 
Bei dem vorliegenden Fall han- 
delt es sich darum, daß der Verfas- 
sungsschutz zunächst bemüht war 
einen Spitzel direkt in die Organise- 
ion einzuschleusen — dann, als dies 
keinen Erfolg zeitigte, daß er sich 
mit. einer Informantentätigkeit von 
außen zufrieden geben wollte. Dies 
bietet natürlich,schlechtere Möglich“ 
keiten, da der Verfassungsschutz 
reallstischerweise davon ausgehen 
muß, daß Kommunisten mit inter- 
nen Dingen nicht hausieren gehen 
selbst wenn es zu einer gewissen 
Zusammenarbeit zwischen dem }n- 
formanten als „aufrechten Gewerk« 
schafter“ und Unserer Organisation 
‚gekommen wäre, Aber letztendlich 
können wir daraus nur den Schluß 
zichen, dub der Verfassungsschutz 
wine Agententätigkeit mit verschie. 
denen Methoden, mit erfolgreichen 
und mit weniger erfolgreichen, be- 
treibt, und daß er seine Informatio- 
non aus mehreren Kanälen zusam- 
menzutragen versucht - denn mit 
Sicherheit handelt es sich hier nicht 
um den einzigen Versuch der Spit- 
werbung gegen unsere Gruppe, 
sondern um den einzigen bislang 
nach welsbar bekannigewordenen, 
Möglicherweise ping es dem Vor- 
fausungsschutz In diesem konkreten 
‚Fall nuch gar nicht allein (und viel- 
leicht nicht einmal In orster Linie) 
nm, einen Spitzel gegen den 
‚KB arwuheuern. Der ‚betreffende 


. Die Verfassungsschützer 
wußten dies natürlich und schätzten 
die Sache so ein, daß ex sicher noc 
eine „Karriere“ in der Gewerkschaft 
vor sich hat, Dies deuieien sie in 
dem Gespräch auch an. 

Angenommen nun, der Kollege 
wäre ein weniger aufrechter Demo- 
krat gewesen und auf das „Ange- 
bot“ der Verfassungsschützer einge- 
sangen: Dann würde die Drohung, 
diese Tatsache „durchsickern zu 
Nasen“, zu einem ausgezeichneten 
Druckmittel, um den Kollegen zu 
immer weitergehenden Diensten zu 
zwingen - und zwar dort, wo er 
aktiv ist: in der Gewerkschaft. 
inmal Agent — immer Agent“ 
Das ist das Motto, mit dem sich der 
Verfassungsschutz seine Groschen- 
jungen seit jeher gefügig macht, 
wenn ale ersi einmal „angebisse 
haben. 

Neben dem Aspekt der Apenten- 
titigkeit gegen eine kommunistische, 
Organisation it daher der Aspekt 
der Agententätigkeit innerhald der 
Gewerkichaft in diesem Fall nicht 
unwahrscheinlich, Zweifellos haben 
die Kapitalisten und der Staatsappa- 
tat die Gewerkschaften gegenwärtig. 
über die’rechten Gowerkschaftsfüh- 
rer ziemlich gut: unter Kontrolle, 
‚Aber ale wissen ebenso, daß dieser 
Zustand nicht ewig so günstig für 
sie bleiben wird; sie registrieren 
mit großer Aufmerksamkeit die An- 
zeichen, die auf die Entwicklung 
einer selbständigen Politik der Ar- 
beiterklasse auch in den Gewerk- 
schaften hindeuten, Sowohl die 
Agententltigkeit gegen kommunk- 
stische Organbatlonen uls auch die 
Agententätigkeit Innerhalb der Ge- 
werkschaft ist Ihnen daher ein Mit» 
tel Im Kampf gegen eine bewußter 
werdende Arbeiterklasse — kunkret! 
um diejenigen auszuschalten, die 
den Arbeltern die Notwendigkeit 
und den Weg des Kampf 
Stürz der gesamten Herrschaft der 


Kollege ist in,der IG Drupa ziemlich 
akılv und als’linker’Gewerkschafter 


Bourgeolsle verdeutlichen. [} 
KB/Oruppe Bremerhaven 


lung in den einzelnen Gruppen, von 
einem zentralen und allgemeinver- 
Dindlichen  Schulungsprogramm 
‚ganz zu schweigen. Welche Ver- 
bindungen sind zu fortschritilichen 
Arbeitern, Schülern und Studenten 
‚geknüpft worden? Welchen Anteil 
haben die ;‚Roter Morgen"-Grup- 
pen an den politischen Kämpfen des 
letzten Jahres? - Und die „Grup- 
pen"? Viele von Ihnen stehen über- 
haupt mur auf dem Papier, führen 
nicht einmal regelmäßige” Zusam- 
menkünfte durch. Die meisten der 
alten Gruppen haben sich inzwi- 
schen von Aust getrennt. Über die 
neuen Gruppen besteht keinerlei 
Kontrolle. Wer es versteht, Aut 
nach dem Munde zu reden, wird 
bedenkenlos zu allen internen Be- 


ML 
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schließlich Spaltung - noch ge- 
schürt von Agenten, die der Klar- 
senfeind jerst natürlich haufenweise 
In die Partei einschmugseln kann.“ 
Später wurde Ackermann zusätz- 
lich noch Hauptverantwortlicher 
für die gesamte „Betriebs- und Ge- 
werkschaftsarbeil der „KPD/ML" 
Erst bei der zweiten Spaltung de 
„KPD/ML” Ende 
Über Bord, 


1971, ging er 


te nur deshalb für relativ. lange 
Zeit die von seinen Auftraggebern. 
bestellte Rolle in der „KPD/ML" 
spielen, weil er dort besonders gün- 
stige Bedingungen vorfand, sich s0- 
zusagen als Narr unter Narren geben 
konnte, 


RKB revouriornrer 


—— KAMPFBUND 
MARKISTEN-LENINITEN 


Verantwortlich: aönter Aekorsann, Dulsburgrhischfeld, 24.-Johann-Btr. 


Scmwas-wIT DEN vEhnAT Den MaD-cLäcur 


ratungen  hinzugezogen. Dagegen 
wurden die süddeutschen Gruppen, 
die seit Jahren politische Arbeit 
leisten, nur wegen ihrer kritischen 
Haltung gegenüber Aust „aufs Ab- 
stellgleis geschoben”. Derartige sub- 
Tektivistische Methoden der Auswahl 
der „Führungsspitze” öffnen natür- 
lich dem Klassengegner Tür und 
Tor. (Um einen Namen zu nennen: 
Leute wie Günter Ackermann gehö- 
ren einfach nicht in den engsten 
Kreis einer revolutionären Parteil) 
Und. auf diesem Fundament soll 
eine marxistisch-leninistische Partei 
entstehen können? Eine Partei, die 
sich „mit dem Namen KPD 
'schmückt! - Die Folgen sind abseh- 
bar: Willkür der oberen Gremien, 
völlige Hilflosigkeit und Zerfall der 
unteren Gremien, _Zänkereien, 


Nun ist also dieser Clown end- 
gültig von der Bühne abgetret 
sein letztes „Akrobat schööön! 
ist. verklungen. Andere werden 
zweifellos folgen. — Wir waren 
schon immer überzeugt, daß sich 
gerade unter den scheinbar drollig- 
sten super-,,linken” Harlekinen nicht 
wenige todemnste Agenten der Bour- 
geoisie und der Revisionisten ver- 
bergen. Die Bourgeoisie kann der 
‚Kommunistischen Bewegung ja 
kaum besser schaden, als wenn sie 
ihre Agenten unter der Narren- 
kappe in die Bewegung einschleust, 
um dann in ihrer Presse zu höhnen: 
„Solche Schießbudenfiguren sind 
die Kommunisten!” — Die Bourge- 
oisie wird sich aber daran gewöhnen. 
‚müssen, daß die Saison.der Clown: 
unerbittlich zu Ende geht! = 


Presseerklärung eines Frankfurter Anwaltskollektivs 


‚Andreas Baader, derin einer Justizvollzugsanstalt Schwalmstedt-Ziegenhain] 
Hessen eine Freiheitsstrafe verbüßt, wird dort unter Anleitung des Kasseler 
Gefängnisarztes Dr. Degenhart gefoltert, Baader befindet sich zusammen 
mit 62 weiteren westdeutschen Gefangenen seit dem 8. Mai zum zweiten- 
mal im Hungerstreik gegen die Isolierhaft in den Gefängnissen der Bundes- 
republik, Gegen mehrere dieser Gefangenen ist inzwischen richterlich 
Zwangsernährung angeordnet worden. 

Obwohl er sich am Dienstag, dem 22.5.73 in guter körperlicher Verfassung 
befand, erschien in der Mittagszeit der Anstaltsarst Dr. Degenhart aus Kar- 
sel mit einem Kommando von 10 Aufschern in Baaders Zeile, um Ihm mit 
einem daumendicken Schlauch eine Nährlösung zwangsweise in den Magen 
zu pumpen. Baader verlangte dreimal nach einem Löffel, um die Lösung 
freiwillig zu essen. Trotzdem be/ahl der Arzt den Aufsehern, ihn festzuhal- 
ten, preßte ihm den Schlauch durch Mund, Rachen und Speiseröhre und 
hielt ihm die Nase zu. Baader mußte sich übergeben und wäre beinahe er- 
stickt, Der Schlauch riß ihm den Rachen und die Speiseröhre blutig, so daß 
er Blut erbrach. Nach dieser Tortur spritzte Dr. Degenhart den Gefangenen 
mit drei intravenösen Injektionen für acht Stunden bewußtlos. 

Baader waram Vormittag des 22.5.73 von einem seiner Verteidiger, Rechis- 
anwalt Koch vom Frankfurter Änwualtskollekti, zu einer Besprechung auf- 
‚gesucht worden. Der Anwalt konnte sich persönlich vom relativ guten kör- 
‚perlichen Zustand des Gefangenen überzeugen. Als er zur Fortsetzung der 
Besprechung die Anstalt am Nachmittag noch einmal aufuchen wollie, 
teilte ihm der Oberaufseher mit, der Arat habe für Baader „strenge Betiru- 
he“ verordner. Ein Verteidigerbesuch sei nicht möglich, Der Anwalt wollte 
den Anstaltsleiter Metz sprechen, der jedoch ein Gespräch verweigerte. 


Wir als Verteidiger von Andreas Baader stellen fest: 


‚Andreas Baader wird In der hessischen Strafanstalt Ziegenhain nicht 
nur mit der seelischen Folter der strengsten solierhaft gequllt, er 
wird auch körperlich mit Methoden gefoltert, die den faschisitschen 


Terrorregimes in Griechenland oder Spanien, Portugal, der Türkei 
«oder Brasilien bis inı Detail abgesehen sind. Bine Zwangsernährung 
trotz Bereitschaft des Gefangenen zu freiwilliger Ernährung ist Folter. 
Wir fordern Bestrafung des Anstaltsleiters Metz, des Gefängnisarates Dr. 


Degenhart und ihrer Gehllfen. PEN 
Helmut Riedel, Bernd Koch 


‚Frankfurt, 23. 5.73 Rechtsanwälte 


